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ERSTES KAPITEL. 



EntficMong und Begriff der Erwerbs- ond 

Wirtschaftsgenossensclian. 



L Historische Einleitung. 

Um die Mitte dieses Jahrhunderts tauchte ein Gesellschafts- 
prinzip auf, das, heute tausendfache Verwertung findend, zu 
höchster wirtschaftlicher Bedeutung gelangt ist: Das Prinzip 
der wirtschaftlichen Selbsthilfe des Volkes im modernen Sinn 
oder der Cooperation. Schon zu Anfang des Jahrhunderts gab 
es allenthalben vereinzelte Genossenschaften, die sich auf diesem 
Prinzip aufbauten, namentlich mit landwirtschaftlichen Zwecken 
oder als Sparkassen. Sie sind aber mehr nur das Resultat 
eines momentanen Bedürfnisses als die Frucht eines ausge- 
prägten Prinzips. Eine zielbewusste Ausbildung desselben ist 
von dem Moment an zu verzeichnen, in dem sich die National- 
ökonomie der neuen Idee annahm. Die Erfolge, welche man 
sich versprach, waren weittragende; man erblickte in dem neuen 
Prinzip das Heil der menschlichen Gesellschaft. Es sollte das 
Mittel sein zur Verbesserung der socialen Organisation, sei es 
auf dem Weg der Modifikation der bestehenden Ordnung, sei 
es auf dem einer völligen Umwälzung. 

Die Bewegfing ging aus von England, Sie knüpft an den 
Namen des bekannten socialen Reformators Robert Owen. Er 
sieht in der Cooperation das wirksame Mittel, die durch die 
Grossindustrie erzeugten Schäden zu heilen. Sein Plan geht 
dahin, eine Art von Gemeinden zu gründen, deren Bewohner 
gemeinsam in den der Gemeinschaft gehörenden Etablisse- 
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menten arbeiten. Nur soviel soll produziert werden, als die 
Gemeinde zu ihrer Existenz bedarf, allenfalls soll sie sich ihre 
Bedürfnisse durch Austausch mit einer andern Gruppe ver- 
schaffen. Das gemeinsame Arbeitsprodukt soll der Gesamtheit 
gehören. Das Privateigentum ist aufgehoben, jeder hat ein 
gleiches Anrecht auf Entgelt, es findet dabei keine Bevorzugung 
weder der Arbeitsleistung noch des Fleisses noch der Intelli- 
genz statt. So sollte die Ungleichheit verschwinden und eine 
rationelle Organisation der Arbeit die Produktivität erhöhen. 

Auf dem Kontinent befassten sich die französischen Na- 
tionalökonomen mit derselben Frage. Saint Simon, Fourrier, 
Louis Blanc, sie alle suchten einen Weg der Abhilfe zu finden, 
alle erblickten ihn in der Association, die sich jeder verschieden 
organisiert dachte, jeder aber zielte auf eine völlige Umwälzung 
der bestehenden Ordnung ab. 

Nüchterner dachte Buchez. Er wollte die bestehende Ord- 
nung nicht stürzen, sondern auf ihr aufbauen. Auch er geht 
davon aus, dass die Freiheit der Produktion die bestehenden 
Schäden in der Gesellschaft herbeiführt, jedoch statt sie zu 
verdammen, macht er sie zur Grundlage seines Systems. Er 
ruft den Arbeitern zu : associez-vous librement de la fagon que 
je vais vous indiquer, et les ' inconvenients dont yons vous 
plaignez ne se presenteront plus. La liberte est une bonne 
chose pour qui sait s'en servir et je vais vous assigner le 
moyen d'en tirer bon parti. Seine Absicht ist, die Cooperation 
in Konkurrenz zu stellen mit der privaten Produktion. Er 
fordert die Arbeiter auf, sich zusammenzuthun und auf eigene 
Rechnung zu arbeiten, um in dieser Weise den Arbeitgeber, 
über dessen Ausbeutung sie sich beklagen, zu eliminieren. Sie 
mögen selbst Unternehmer werden und die Leitung des Unter- 
nehmens in die Hände eines erfahrenen Mannes legen, der in 
ihrem Dienste steht, und statt sich mit einem kleinen Lohn zu 
begnügen, den ganzen Gewinn unter sich verteilen. Jeder soll 
sich selbstlos der Gesamtheit widmen. Er schlag vor, das not- 
wendige Kapital durch Auflagen zu beschaffen; es sollte ganz 
in das Eigentum der Gemeinschaft übergehen und der Genosse 
jedes Anrecht auf dasselbe verlieren. 

Buchez gelang es, eine Anzahl von Arbeitern ftir seine 
Ideen zu gewinnen, die im Jahre 1836 die erste Produktiv- 
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genossenschaft gründeten. Interessant sind die Motive, welche 
sie an den Anfang der Statuten setzten: 

Considerant que Tassociation dans le travail est le veri- 
table moyen d'affranchir les classes salariees en faisant dis- 
par^tre Thostilite qui existe aujourd'hui entre les chefs d'indus- 
trie et les ouvriers, 

Coniderant egalement qu'elle constitue la meilleure methode 
pour etablir comme pour conserver les sentiments de devoir 
et de moralite sur lesquels repose Tavenir de la societe fran- 
faise, 

S'etant cependant convaincus que Tassociation dans le tra- 
vail doit dtre avant tout une oeuvre de d^vouement et de 
moralite et qu^elle ne peut reussir aujourd'hui qu'ä ces con- 
ditions. Etant par suite determines ä faire tous les sacrifices 
personnels necessaires pour la prosperite de Tentreprise .... 

Diese Ideen fanden auch in andern Ländern Widerhall. 
In Deutschland entwickelte Lassalle ein System der Arbeits- 
association, in welchem er wie Blanc in Frankreich, die Grün- 
dung und den Betrieb von Produktiygenossenschaften als Auf- 
gabe des Staates bezeichnete und ihm die Leistung der finan- 
ziellen Mittel hiezu auferlegte. 

So entstand das neue Prinzip auf den Höhen der Theorie 
und wurde zum Teil auch in die Praxis umgesetzt. Alle diese 
Versuche krankten aber an dem einen Fehler, dass sie die 
menschliche Natur verkannten. Sie forderten von den Beteiligten 
eine Selbstlosigkeit und eine sittliche und moralische Kraft, 
wie sie nur von wenigen Auserlesenen auf die Dauer verlangt 
werden kann. Deshalb brach auch in Frankreich, wo die Ge- 
nossenschaften zu vorübergehender Blüte gelangten, mit dem 
Schwinden des ersten Enthusiasmus und trotz staatlicher Unter- 
stützung eine nach der andern zusammen. Aber wenn auch 
zunächst der direkte Erfolg der Bestrebungen ausblieb oder 
rasch wieder vorüberging, so war doch der Gedanke in die 
Welt gestellt; im Stillen wirkte er weiter. 

Zur selben Zeit, als diese im grossen angelegten Versuche 
fehlschlugen, begann sich eine andere Richtung des Genossen- 
schaftswesens zu regen, die, auf einer bescheideneren Basis sich 
bewegend, dennoch die eigentliche Wurzel der heutigen Ge- 
nossenschaften bildet: die Konsumgenossenschaft, Sie suchte 
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dadurch die wirtschaftliche Lage der Genossen zu verbessern, 
dass sie die Beschaffung der Mittel zur Lebensführung ihnen er- 
leichterte. Ihr Zweck war ferner, den verteuernden Zwischen- 
handel zu umgehen und den Preis der Konsumtionsartikel dem 
Anschaffungspreis zu nähern, sowie auch für Güte und Brauch- 
barkeit der Waren zu sorgen. Zugleich aber sollten die Ge- 
nossen gerade durch die verbesserte Lebensstellung auch 
sittlich und moralisch gefördert werden. 

Auch diese Bewegung ging aus von England, wo Owen 
selbst die ersten Genossenschaften dieser Art ins Leben rief. 
Bedeutungsvoll aber wurde sie . durch die Gründungen der 
Rochdaler Pioniers. Mit geringen Mitteln und in bescheidenstem 
Massftab beginnend, entwickelten sie sich unter harten Kämpfen 
rasch zu höchster Blüte. Der unerwartete, fast fabelhafte Erfolg, 
der die Unternehmungen der Pioniere krönte, gab der Ent- 
wicklung des Genossenschaftswesens eilten mächtigen Impuls, 
die Genossenschaften vermehrten sich in steigendem Masse. 
Die Pioniere aber blieben bei der Gründung von Konsum- 
genossenschaften nicht stehen, sondern scliritten zur Gründung 
von Produktivgenossenschaften. Sie errichteten successive eine 
Mühle, ein Engros-Magazin und Spinnereien, die nicht minder 
von Erfolg begleitet waren. 

Auch in Frankreich zeigten sich die ersten Anfänge der 
neuen Bewegung um die Mitte dieses Jahrhunderts. Unab- 
hängig von den weittragenden Ideen der grossen Socialreformer 
verfolgten sie den bescheidenen Zweck, der Teuerung des 
Brotes abzuhelfen. Man bildete sich nicht ein, dass diese un- 
bedeutenden Anfänge zum Ausgangspunkt einer gewaltigen 
Entwicklung werden sollten. 

Etwas ^später als in England und Frankreich trat die Ge- 
nossenschaftsbewegung in Deutschland auf. Hier waren auch 
die Vorbedingungen für dieselbe andere. Es fehlte an einer 
stark entwickelten Grossindustrie und deshalb an einem eigent- 
lichen Lohnarbeiterstand in grösserem Umfang. Als die Be- 
wegung zuerst Boden fasste, war es nicht in den Kreisen in- 
dustrieller Arbeiter, sondern in einer Schicht der Bevölkerung, 
welche einer intensiven Entwicklung des Genossenschaftswesens 
nicht weniger günstig war, nämlich unter dem kleinen Hand- 
werker- und Bauernstand. Diesen that die wirtschaftliche Selbst- 



— 5 — 

hilfe besonders not, denn ökonomisch waren sie nicht besser 
gestellt, als anderwärts die Lohnarbeiter. 

Der Mann, dessen Name sich mit der Geschichte der Ge- 
nossenschaften in Deutschland untrennbar verknüpft, ist Her- 
mann Schulze aus Delitzsch, Preuss. Provinz Sachsen, (Schulze- 
Delitzsch). Wie kein anderer hat er zu ihrer raschen Ver- 
breitung und rechtlichen Ausgestaltung beigetragen. Was die 
sociale Klasse, welcher er zunächst seine Aufmerksamkeit 
schenkte, der kleine Handwerker und der von Schulden be- 
lastete Bauernstand vor allem entbehrte, war der Kredit. Es 
mussten deshalb Institute geschaffen werden, welche dem kleinen 
und kreditlosen Mann möglichst billige Mittel zum Betrieb sei- 
nes Gewerbes gewähren und ihm anderseits Gelegenheit zur 
günstigen Anlage seiner Ersparnisse bieten konnten. Im Jahre 
1850 gründete Schulze den ersten Vorschuss- und Kreditverein 
auf der Basis der Cooperation. Bei dieser Richtung aber blieb 
er nicht stehen. Teils in Anlehnung an bereits vorhandene 
Schöpfungen, teils beeinflusst durch die französischen Theorien 
und namentlich durch die Schriften V. A. Hubers über die 
Einrichtungen der Rochdaler Pioniere, schritt er zur Errichtung 
eigentlicher Erwerbsgenossenschaften. Er rief Rohstoffgenossen- 
schaften ins Leben zur billigeren Beschaffung des Arbeitsmate- 
rials, Magazin- und Werkgenossenschaften zur wohlfeilem 
Unterbringung und vorteilhafterm Verkauf der Arbeitsprodukte. 
Weniger Bedeutung mass er der Konsumgenossenschaft bei, 
die sich anfänglich auch nur langsam entwickelte. Als Spitze 
seines Systems betrachtete er die Produktivgenossenschaft. Die 
übrigen Associationen , die sog. Distributivgenossenschaften, 
sollten als Vorbereitungs- und Übergangsformen zu jener dienen. 
Gerade die Produktivgenossenschaft hat in der Folge die un- 
bedeutendste Rolle gespielt. Die Genossenschaftsbewegung 
schwang sich empor nicht auf den eine gesamte Produktion 
umfassenden Vereinigungen, sondern auf den einzelnen Zwecken 
dienenden Verbindungen, den Kredit- und Vorschuss vereinen, 
den Sparkassen und Volksbanken, den Konsumvereinen und den 
sog. speziellen gewerkschaftlichen Associationen. 

Zur selben Zeit, als Schulze die ersten Volksbanken ins 
Leben rief, kam Raiffeisen auf den Gedanken, der durch die 
Teuerung vom Jahre 1847 hervorgerufenen Not speziell der 
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ackerbautreibenden Bevölkerung abzuhelfen und dem wuche» 
rischen Viehhandel entgegenzutreten. Er schuf die unter dem 
Namen Raiffeisensche Darlehenskassen bekannten Kreditvereine, 
Genossenschaften, die für die Entwicklung des Genossenschafts- 
wesens nicht nur in Deutschland, sondern auch über dessen 
Grenzen hinaus von Bedeutung wurden. Sein System ist von 
demjenigen Schulzens abweichend, speziell auf die ländlichen 
Verhältnisse zugeschnitten. 

Von nun an ergriff die Genossenschaftsbewegung successive 
auch die übrigen Länder. 

In Italien wurden in den Jahren 1853 und 1854 die ersten 
Konsumgenossenschaften gegründet. Festen Boden aber fasste 
die Bewegung erst etwa seit dem Jahre 1860 und zwar ent- 
wickelte sie sich zuerst auf dem Gebiet der Genossenschafts- 
banken, einer Mischform zwischen System Schulze und Raiff- 
eisen, für welche die socialen Vorbedingungen in Italien beson- 
ders günstig waren. 

In Belgien waren die ersten Genossenschaften eine Frucht 
französischer Ideen. Im Jahre 1848 wurden in Brüssel und 
Gant einige Produktivgenossenschaften gegründet, die jedoch 
das gleiche Schicksal erlebten, wie ihre Schwestern in Frank- 
reich und einige Jahre nicht überdauerten. Lebenskräftiger da- 
gegen erwiesen sich die vom Jahre 1854 an in den bedeutend- 
sten Industriecentren gegründeten Konsumgenossenschaften. 
Tiefer aber griff die Bewegung erst seit Mitte der sechziger 
Jahre und zwar, wie in Italien auf dem Gebiet des genossen- 
schaftlichen Kreditwesens, dem ebenfalls das System Schulze 
vorwiegend zur Grundlage diente. Ein blühendes Gedeihen 
weisen in Belgien auch die nach dem System Rochdale organi- 
sierten Konsumgenossenschaften auf, für welche die zahlreiche 
und dichte industrielle Arbeiterbevölkerung einen fruchtbaren 
Boden gibt. 

In Österreich datiert die Genossenschaftsbewegung eben- 
falls aus der zweiten Hälfte der sechziger Jahre und erfreut 
sich seither eines steten Fortschreitens. Namentlich finden die 
Konsum- und Kreditgenossenschaften Anwendung, letztere zum 
Teil beruhend auf dem System Raiffeisen, vorwiegend aber 
auf demjenigen Schulzes. 
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Seit ungefähr zwei Jahrzehnten findet die Genossenschafts- 
bewegung auf einen neuen Zweig wirtschaftlicher Bethätigung 
in steigendem Masse Anwendung, auf den Betrieb der Landwirt- 
schaft. Es bilden sich Genossenschaften, welche die Aufgaben der 
alten Wirtschaftsgemeinde übernehmend, sämtlichen Bedürfnis- 
sen des wirtschaftlichen Verkehrs zu genügen suchen. Es sind 
Konsum-, Werk-, Absatzgenossenschaften, vor Allem aber spielt 
in der landwirtschaftlichen Associationsfrage die Produktivge- 
nossenschaft eine bedeutende Rolle. Während sie im Gebiet der 
Industrie nur vereinzelt und in der Regel ohne nennenswerten 
Erfolg aufritt, bildet sie hier eine der hauptsächlichsten Arten 
genossenschaftlicher Vereinigung. Stets handelt es sich nur 
um partielle Produktivgenossenschaften. Sie absorbieren nicht 
die ganze Produktionskraft der Genossen, sondern diese leisten 
ihre Kräfte und Mittel nur für einen Teil des landwirtschaft- 
lichen Betriebes. Am- häufigsten kommen vor die Milch- und 
Molkerei-, die Käserei- und die Viehzuchtgenossenschaften. 

Was endlich die Entwicklung des Genossenschaftswesens 
in der Schweiz anbetrifft, so scheint ihr diese ein besonders 
günstiges Feld geboten zu haben. Prüfen wir die im S. H. R. 
eingetragenen Genossenschaften auf das Datum ihrer Geburt, 
so finden wir, dass eine nicht unbedeutende Anzahl • schon zu 
Anfang dieses Jahrhunderts entstanden sind. Teils sind es 
Produktivgenossenschaften zum Betrieb der Landwirtschaft, teils 
Kreditinstitute, die sich zum Ziel setzen, dem Unbemittelten 
billige Darlehen zu gewähren und ihm dadurch die Bedingungen 
zu seiner wirtschaftlichen Existenz zu erleichtern oder den Sinn 
für Sparsamkeit anzuregen und zu fördern. Besonders fruchtbar 
erweist sich für die letztem die Zeit zwischen 1830 und 1840, 
indem in dieser Periode, vorwiegend in der Central- und Ost- 
schweiz, eine reiche Zahl von Sparkassen ins Leben traten. 
Ihr Wirkungsbereich ist in der Regel auf einen kleinen Umkreis 
beschränkt, auf eine Stadt, ein Dorf oder auf eine Mehrzahl 
von Gemeindep (Bezirk, Thalschaft). Wenn sie auch in ihrer 
Organisation die Form der spätem Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft noch nicht rein zum Ausdruck bringen und sich 
oft einer blossen Garantiegenossenschaft oder wohlthätigen 
Stiftung nähern, so tritt doch der im modernen Associations- 
wesen enthaltene Gedanke der Selbsthilfe schon deutlich hervor. 
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An einen Einfluss englischer oder französischer Theorien auf 
die Entstehung dieser Gebilde ist nicht zu denken. Sie tragen 
den Charakter einer dem momentanen wirtschaftlichen Be- 
dürfnis entsprungenen und nur diesem dienenden Einrichtung 
an sich, und die Motive, welche in den Statuten jeweilen den 
organisatorischen Bestimmungen vorausgehen, bestätigen dies 
vollkommen. 

Die Ideen der modernen Association griffen, wie überall, 
auch bei uns um die Mitte des Jahrhunderts Platz. Die ersten 
Spuren zeigten sich in den volksreichen Centren der Industrie. 
Die Bewegung begann mit der Gründung von Konsumvereinen, 
als deren ältester meist der im Jahre 185 1 in Zürich entstan- 
dene angesehen wird. Nach der eingehenden Forschung von 
Dr. Hans Müller^ aber reichen die ersten Anfänge bereits in 
die Mitte der vierziger Jahre zurück, also in eine Zeit, „da das 
Werk der redlichen Pioniere von Rochdale noch auf einer Ent- 
wicklungsstufe war, wo es noch nicht die Welt mit seinem 
Ruf erfüllte.'' Als frühestes, mit Sicherheit festzustellendes 
Beispiel einer Konsumgenossenschaft auf Schweizerboden er- 
scheint die infolge der Teuerung des Jahres 1847 gegründete, 
in Anlehnung an die Fruchtvereine entstandene Arbeitergesell- 
schaft in Basel. Die ersten Konsumgenossenschaften sind keine 
blosse Nachahmung ihrer Schwestern in England und Frank- 
reich, sondern wie Müller überzeugend nachweist, „ist der na- 
tionale Ursprung der Genossenschaftsbewegung in der Schweiz 
erwiesen. Sie ist hier ebenso urwüchsig entstanden, wie in 
Grossbritannien und anderswo, wenn schon überall ähnliche 
Umstände und Notlagen den Anstoss gegeben haben mögen. ** 
Eine rasche Zunahme der Genossenschaftsbewegung, die sich 
besonders auf die beiden Zweige der Konsum- und Kredit- 
genossenschaften erstreckte, verzeichnet sich ungefähr seit dem 
Jahre 1870. Dass die Schweiz dem landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaftswesen ein besonders fruchtbares Feld bot, ist 
bei einem Land, dessen Erwerbsquelle zum grossen Teil in der 
Landwirtschaft besteht und das vermöge seiner tellurischen 
und socialen Verhältnisse auf eine intensive und billige Pro- 



^ Dr. Hans Müller, Die schweizerischen Konsumgenossenschaften. Bern 
1896. 
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duktion angewiesen ist, erklärlich. Ungefähr seit, und wohl 
auch infolge Inkrafttretens des Oblig.-Rechts zeigt sich ein plötz- 
licher und gewaltiger Aufschwung dieser Genossenschaften, so 
dass sie heute der Zahl nach unbestritten die erste Stelle ein- 
nehmen. 

Diese kurze Darstellung der Geschichte des modernen Ge- 
nossenschaftswesens zeigt, dass es nicht im Interesse der Staats- 
gewalt liegen kann, seiner Entwicklung Fesseln anzulegen. Ihre 
Aufgabe ist es vielmehr, die Bewegung aufmerksam zu ver- 
folgen und, wo sie sich lebenskräftig erweist, durch eine ange- 
messene Gesetzgebung in ihrer Fortbildung zu unterstützen 
und zu fördern. Der Gesetzgeber aber soll das wirkende 
Prinzip zu erkennen suchen und innerhalb der notwendigen 
gesetzlichen Schranken der freien Ausgestaltung soviel Spiel- 
raum gewähren, als mit einer zweckentsprechenden Rechts- 
ordnung vereinbar ist. Dass die Erkenntnis des volkswirt- 
schaftlich und rechtlich Angemessenen oft schwierig und dass 
diese Schwierigkeit gerade da besonders scharf hervortritt, wo 
es sich um eine neue Erscheinung im socialen Leben handelt, 
dafür gibt uns die Entstehungsgeschichte und geben uns na- 
mentlich die Beratungen der Gesetze über Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften in den verschiedenen Staaten deutlichen 
Breweis. Ihre gesetzliche Normierung war ein Sprung ins 
Dunkle und man war sich dessen auch vollkommen bewusst. 
Nur vorsichtig ging man deshalb zu Werk und mit Recht, 
denn eine oberflächliche Redigierung konnte zu einer Gefahr 
des Volkswohles werden. In einzelnen Staaten trat man ihr 
mit Misstrauen entgegen und umschrieb mit grosser Ängstlich- 
keit die Schranken, innerhalb welcher sie sich bewegen durfte. 
Gerade diejenigen Gesetzgebungen aber, welche glaubten, aus 
Fürsorge für die Genossenschaften eine eingehende Normierung 
aufstellen zu müssen, wurden zuerst vom Leben überholt und 
sahen sich daher bald zu einer Umgestaltung des Genossen- 
schaftsrechts veranlasst. Wo es aber bei der ursprünglichen 
Normierung blieb, da haben wir heute alle Veranlassung, eine 
möglichst weitherzige Interpretation walten zu lassen. 
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IL Die Gesetzgebung. 



Reehtshistorisch betrachtet ist das Auftreten der Genossen- 
schaft ein revolutionäres. Als fremdes Element trat sie in den 
Kreis der von der Rechtsordnung gebildeten Gesellschafts- 
arten ein und störte die von der romanistischen Theorie auf- 
recht erhaltene Ruhe und Ordnung. Nur widerwillig fügte 
sie sich unter das Joch der römischen Societas und Universitas 
und der vom Staat geübten Kontrolle. Unmittelbar den Be- 
dürfnissen des Lebens entspringend, passte sie sich in ihrer 
Organisation auch ganz denselben an, bald zeigte sie die 
mannigfaltigsten Gestaltungen, je nach dem wirtschaftlichen 
Zweck, den sie verfolgte. Freilich blieb nicht aus, dass sie vor 
das Forum des Richters gezogen, der juristischen Kritik und 
Prüfung unterlag, diese aber konnte nur geschehen nach dem 
Massftabe des vorhandenen Rechts. Demgemäss wurde sie 
fast durchwegs als reine Societas aufgefasst. Die Rechtsfähig- 
keit erlangte sie nur durch die ausdrückliche Verleihung der 
Korporationsrechte durch den Staat. Gerade das wollte sie nicht, 
denn durch die strenge staatliche Kontrolle fühlte sie sich in 
ihrer Entfaltung beengt. Es ist deshalb begreiflich, wenn die 
Genossenschaften vielfach auf die mit der Verleihung der Kor- 
porationsrechte verbundenen Vorteile Verzicht leisteten und es 
vorzogen, sich der Gefahr der eventuellen Beurteilung als reine 
Societas zu unterziehen. Dieser Zustand war aber auf die 
Dauer nicht haltbar, was man daher anstrebte war die Emanzi- 
pation der Genossenschaft von den bestehenden Rechtsregeln 
und die Aufstellung eines Specialgesetzes. 

Zuerst ging in dieser Richtung England vor durch Erlass 
eines Specialgesetzes vom 30. Juni 1852: der Industrial and 
Provident Societies Act, diesem folgte am 7. Aug. 1862 ein 
zweites und am 11. Aug. 1876 schliesslich das heute geltende 
Gesetz unter dem Titel: An Act to consolidate and amend the 
Laws relating to Industrial and Provident Societies. 

Frankreich regelte die Genossenschaften in Titre III des 
Zusatzgesetzes zum Code de commerce vom 24. Juli 1867 sur 
les societes unter dem Titel: Dispositions particuli^res aux so- 
cietes ä capital variable. 
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In Deutschland entwikelte sich die Genossenschaftsgesetz- 
gebung in den einzelnen Staaten successive. Sie begann mit 
dem hessischen Gesetz vom 4. Aug. 1864. Dann folgte Sachsen 
am 15. Juni 1868 durch das „Gesetz die juristischen Personen 
betreffend", Bayern am 29. April 1869, Baden am 11. Februar 
1870. In Preussen drang Schulze-Delitzsch auf die gesetzliche 
Regelung der Genossenschaft. Er „hatte bei Gründung der 
Genossenschaften die Frage der rechtlichen Form derselben 
mit besonderer Vorsicht behandelt, um auf der einen Seite die 
Einmischung des Staates und jeder Behörde von ihnen abzu- 
halten, auf der andern nach Möglichkeit die Korporationsfähig- 
keit im Verkehr mit dritten zu ersetzen!"^ Die ersten Genossen- 
schaften, welche in Preussen im Gebiet des allgemeinen Land- 
rechts ihren Sitz hatten, konnte er nur als erlaubte Privatge- 
sellschaften hinstellen. Diesem Mangel suchte er durch zum Teil 
künstliche Einrichtungen abzuhelfen. „Zur Beseitigung indessen 
eines Zustandes, der in jeder Weise misslich, mancherlei Ge- 
fahren und unnütze Kosten zu Gefolge hatte, suchte er Abhilfe 
von der Gesetzgebung. Die Änderung des preussischen Ge- 
sellschaftsrechtes durch Einführung des allg. D. H. G. B. bewog 
ihn, am 10. März 1863 einen allgemeinen Gesetzentwurf einzU' 
bringen, «ach welchem die Genossenschaften als eine besondere 
Art von Gesellschaft eingetragen werden, und die gleiche recht* 
liehe Stellung wie Gesellschaften erwerben konnten." Dieser Ent- 
wurf wurde die Grundlage des preussischen Gesetzes vom 
27. März 1867, welches seinerseits am 20. Juni 1869 vom nord- 
deutschen Reichstag mit wenig Änderungen angenommen und 
mit Vollzug vom 4. Juli 1868 unter dem Titel „Gesetz betreffend 
die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften" zum Gesetz des norddeutschen Bundes erhoben 
wurde. Zufolge der Versailler Verträge wurde es am i. Januar 
1871 als Reichsgesetz in Baden, Südhessen, Württemberg ein- 
geführt und zufolge Gesetz vom 23. Juni 1873 auch auf Bayern 
erstreckt und dadurch die bestehenden Partikularrechte aufge- 
hoben. An seine Stelle trat das Reichsgesetz vom i. Mai 1889 
mit einer Novelle vom 12. August 1896. 



^ Par. u. Kr. S. XXXI fif. 
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Von den übrigen Ländern folgten Ostreich mit Gesetz vom 
9. April 1873. Belgien mit Gesetz vom i. Mai 1873, als Tit. 9 
Sect. VI livre i des code de commerce, unter dem Titel Des 
societes cooperatives. Niederland Gts^tz vom 17. November 1867. 
Italien^ Gesetz vom 31. Oktober 1882 als Sezione VII des 
Capo I Titolo IX libro primo des Codice di commercio. Schweiz 
Tit. 27 des Bundesgesetzes über das Obl. Recht vom 14. Juni 1881. 

Die Entstehungsgeschichte des Titel 27 des S. O. R. ist 
einfach. Zum ersten Mal wurde die Genossenschaft vom Bundes- 
recht gesetzgeberisch behandelt im letzten Entwurf Munzingers 
und blieb dann mit wenig Änderungen bestehen bis zur Auf- 
nahme in das geltende Gesetz. Lakonisch bemerkt der stände- 
rätliche Commissionsbericht: „Die wesentlich dem deutschen 
Gesetz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft nachge- 
bildete Organisation der Genossenschaft betrachten wir als eine, 
den Bedürfnissen des modernen Verkehrs entsprechende prak- 
tische Bereicherung der Gesellschaftsformen." Aus der engen 
Anlehnung an das deutsche Gesetz erklärt sich die Knappheit 
des Materials, welches über die Beratungen dieses Abschnittes des 
S. O. R. vorliegt. Noch hatte man zu wenig Erfahrung im Ge- 
nossenschaftswesen, um aus der Praxis des eigenen Landes 
schöpfen zu können, man suchte deshalb das Gute, wo man es 
fand. Was lag näher, als sich an das deutsche Gesetz anzu- 
schliessen? Allerdings war diese Anlehnung keine auschliess- 
liche, auch andere Gesetzgebungen zog man zu Rate: „In 
Bezug auf korporative Vereine, ohne zum Voraus bestimmtes 
Kapital, hat sich der Entwurf Tit. XXVII, Art. 691—732 inso- 
fern dem englischen System angeschlossen, als es für Vereine 
dieser Art mit wirtschaftlichen Zwecken die Zahl von mindestens 
7 Mitgliedern fordert und die subsidiäre Haft aller Mitglieder 
eintreten lässt, sofern sie nicht in dem eingetragenen und ge- 
hörig publizierten Gründungsvertrag ausdrücklich wegbedungen 
ist.^ Die summarische Behandlung, welcher die Beratung des 
Gesetzes unterworfen wurde, macht den Eindruck, als habe 
man die neue Gesellschaftsform noch nicht völlig zu würdigen 
verstanden. Möglich ist auch, dass man ermüdet durch die lange 



* Bund. Bl. 1880, Bd. I S. 222, 223. 
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und sorgfältige Beratung des Aktiengesetzes die Genossen- 
schaft rascher erledigte, als der Wichtigkeit der Materie ange- 
messen war. Ungenauigkeit in der Redaktion und Scheu vor 
scharfer Umschreibung charakterisieren diesen Abschnitt des 
Gesetzes. 

In der vorliegenden Gesetzgebung wurden zwei Wege 
verfolgt: Entweder fand die rechtliche Regelung der Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaft durch Specialgesetz statt, oder 
es wurden ihr die vorhandenen Gesellschaftsformen zu Grunde 
gelegt und die neue Association nur als Abart der bestehenden 
normiert. Ihren Eigentümlichkeiten suchte man in diesem Fall 
dadurch gerecht zu werden, dass man sie modificierenden 
Specialbestimmungen unterwarf, welche das Wesen der neuen 
Gesellschaftsform zum Ausdruck brachten. 

Die erste Kategorie von Genossenschaftsgesetzen zeichnet 
sich rein äusserlich dadurch aus, dass sie in einem besondern 
Gesetzbuch erscheinen. Es sind diejenigen Gesetzgebungen, 
welche die Rechtsverhältnisse der Genossenschaft eng umschreiben 
und sie als corporatio sui generis neben die Gesellschaften des 
H. G. B. stellen. Hieher gehören Deutschland, Ostreich und 
England. 

Die zweite Kategorie hat die Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaft in das H. G. B. aufgenommen und unter den all- 
gemeinen Titel der Handelsgesellschaften gestellt. Die speciellen 
Bestimmungen wurden als besonderer Abschnitt den übrigen 
Gesellseh aftsarten angefügt. 

So regelte Frankreich sie in Tit. III des Zusatzgesetzes zum 
Code de commerce sur les societes unter dem Titel dispositions 
particuli^res aux societes ä capital variable.^ Belgien in Tit. 9, 
sect. VI, livre I des code de commerce unter dem Titel des 



^ Art. 48 cit. Ges. II peut 6tre stipule dans les Statuts de toute 
societ^ que le capital social sera susceptible d'augmentation etc. Vgl. dazu 
Mathieu et Bourgignat, commentaire de loi sur les societes. „Comme on le 
voit, les societes ä capital variable sont bien moins une particuliere d'asso- 
ciation que d'une modalite des societes telles que les a etablies le droit 
commun. En realite, toute association cooperative est avant toute une soci^te 
en noin collectit, en participation, en t!ommandite ou anonyme suivant la 
forme qu^elle a specialement adoptee." 
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sociöt^s cooperatives unter Verweisung auf die übrigen Gesell- 
schaften und Italien im Titolo IX, Copo I, Sezione VII des 
cod. di comm. unter dem Titel Disposizione riguardanti le 
societä cooperative, indem das Gesetz in Art. 219 ausdrücklich 
bestimmt: le societä cooperative sono sogette alle disposizioni 
che regolano quella specie di societä di cui assumono i caratteri 
indicati hell'art. 76, salve le seguenti dispozioni speciali. 

In Bezug auf das S. O. /?. kann es zweifelhaft sein, welcher 
der beiden Kategorien es sich angeschlossen hat. Es hat die 
Genossenschaften neben den andern Gesellschaftsarten in das- 
selbe Gesetzbuch aufgenommen und stellt sie mit den Vereinen 
zu idealen Zwecken an den Schluss. Es findet also eine ähn- 
liche Anordnung statt wie im französischen C. d. C, und den seinem 
System folgenden Gesetzen. Ziehen wir ferner die im Ver- 
gleich zu der sorgfältigen Ausarbeitung der übrigen Gesell- 
schaftsformen etwas aphoristisch gehaltene Behandlung der Ge- 
nossenschaft, und die nicht zu leugnende Ähnlichkeit in ihrer 
innern Konstruktion insbesondere mit der Aktiengesellschaft in 
Betracht, so liegt die Vermutung nahe, dass der Gesetzgeber 
die übrigen Gesellschaftsformen ergänzend eintreten lassen wollte. 
Ist diese Annahme richtig oder stellt das S. O. R. die Genossen- 
schaft als absolut selbständige Gesellschaftsform hin? 

Wie für die Kollektiv-, Kommandit- und Aktiengesellschaft, 
so dient auch für die Genossenschaft der Titel XXIII O. R. als 
rechtliche Grundlage, sofern nicht die speciellen Bestimmungen 
des XXVII. Titels eine Ausnahme begründen. Es haben also 
eventuell die Rechtsfätze der einfachen Gesellschaft ergänzend 
einzutreten. 

Wie gestaltet sich aber das rechtliche Verhältnis der Ge- 
nossenschaft zu den übrigen, im Titel 24 — 26 normierten Ge- 
sellschaften: Ist auch diesen eine subsidiäre Wirkung auf das 
Genossenschaftsgesetz beizumessen, können die auf sie bezüg- 
lichen Rechtssätze in terpretations weise herangezogen werden? 

Die Untersuchung dieser Frage führt zu einem verneinenden 
Resultat. Schon die natürliche und ungezwungene Auslegung 
des Art. 678 ergibt die Unmöglichkeit einer solchen Beziehung. 
Allerdings ist der Wortlaut desselben allein nicht entscheidend, 
denn wenn er die Genossenschaft bezeichnet als Personen- 
verbände, welche, ohne zu den in den Titeln 24—26 normierten 
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Gesellschaften zu gehören gemeinsame Zwecke des wirtschaft- 
lichen Verkehrs verfolgen und wenn er ferner fordert, dass sie, 
um als Genossenschaften das Recht der Persönlichkeit zu er- 
langen, sich nach Massgabe der Art. 678 ff. in das Handels- 
register eintragen lassen sollen, so gibt der Gesetzgeber damit 
kund, dass er zwar eine gesonderte Gesellschaftsart umschreiben 
wolle, nicht aber, dass die Herbeiziehung der für die andern 
Gesellschaftsarten geltenden Rechtsfätze zur Interpretation un- 
statthaft sei. Dass aber doch sein Wille dahin ging, die Ge- 
nossenschaft von den andern Gesellschaften scharf zu trennen, 
lässt sich deutlich erkennen, wenn man die Anlage des S. O. R. 
in Bezug auf das Gesellschaftsrecht ins Auge fasst, wonach die 
einfache Gesellschaft das Fundament aller übrigen bildet, sonst 
aber die Bezugnahme der einen Gesellschaftsform auf die an- 
dern nur insofern zulässig ist, als eine besondere gesetzliche 
Verweisung es vorschreibt oder gestattet. Diese Auffassung 
entspricht auch der redaktionellen Entstehungsgeschichte des 
Abschnitts Genossenschaft. Er wurde nicht gleichzeitig mit den 
übrigen Gesellschaften behandelt, sondern einer Specialkom- 
mission überwiesen. Soviel sich aus den Protokollen erkennen 
last, war von einer Bezugnahme auf die vorhergehenden Titel 
des O. R. nirgends die Rede. Hätte man aber eine solche er- 
gänzende Wirkung gewollt, so müsste es jedenfalls aus den 
Verhandlungen der Räte und Kommissionen hervorgehen. Ein 
Indiz für die Richtigkeit dieser Annahme liefert auch der Wort- 
laut des Art. 522, Abs. 2 des Entw. 2 (jetzt Art. 524, Abs. 2): 
„Die Gesellschaft ist eine einfache im Sinne dieses Titels, so- 
fern dabei nicht die besonderen Voraussetzungen zutreffen, nach 
welchen sie zu einer der in den Titeln 18 bis 21 (jetzt 24—26) 
normierten Geseüschaßsorten oder zu den in Titel 22 (jetzt 27) 
normierten Genossenschaften gehören würde." Hier ist die 
Genossenschaft den Gesellschaften als selbständige Associations- 
form gegenüber gestellt. Damit steht in Einklang die scharfe 
Fassung des Art. 695 (jetzt 678): „Eine Personenvereinigung, 
welche zu keiner von den in Titel i8y ig, 20 und 21 normierten 
Gesellchaftsarten gehört, kann» wenn sie als Genossenschaft in 
das H.-Reg. eingetragen ist, auf eigenen Namen Rechte er- 
werben." Aus diesen Argumenten ergibt sich, dass es nicht 
die Absicht des Gesetzgebers war, ähnlich wie das französische 
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Gesetz, die Genossenschaft als eine blosse Modifikation der 
übrigen Gesellschaftsarten zu behandeln. Er wollte das Ge- 
nossenschaftsrecht erschöpfend regeln, deshalb ist auch eine 
Interpretation der in Titel 27 O. R. enthaltenen Rechtssätze durch 
die für die übrigen Gesellschaften geltenden Bestimmungen nicht 
zulässig, nur insofern dürfen sie eine analoge Anwendung finden, 
als es sich nur um Rechtsfätze handelt, die eine Folge des 
gleichartigen Wesens der in Frage kommenden Associations- 
formen sind. Wir können nach vorstehender Ausführung den 
Satz aufstellen, dass sich das S.O.R. materiell dem deutschen 
System des Specialgesetzes angeschlossen habe. 



IIL Begriflf der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft 

Wir haben darauf hingewiesen, dass das Prinzip der 
neuen Associationsform auf zwei Hauptgedanken beruht, der 
Cooperation und der Selbsthilfe. 

1. Die Cooperation bedeutet den Betrieb eines Geschäftes 
auf der Grundlage der Gemeinsamkeit. Der wirtschaftliche 
Zweck, den die Genossenschaft verfolgt, soll erreicht werden 
durch das Zusammenwirken der Mitglieder. Sie sollen sich 
ihrer Teilnahme am Geschäftsbetrieb bewusst sein. 

2. Die Selbsthilfe, d. h. die Beschaffung der genossenschaft- 
lichen Betriebsmittel durch die eigene Kraft der Beteiligten. 

Die Art und Weise, wie die Genossenschaft ihr Ziel zu 
erreichen strebt, kann höchst mannigfaltig sein. Sie kann sich 
in ihrer innem Konstruktion der Aktiengesellschaft nähern, in- 
dem sie das Hauptgewicht auf die finanzielle Beteiligung legt, 
oder sie kann mehr die Gestalt einer offenen Handelsgesell- 
schaft annehmen, indem sie das persönliche Element überwiegen 
lässt, zwischen beiden Extremen ist die bunteste Variation denk- 
bar. Die ausserordentliche Gestaltungsfähigkeit der Genossen- 
schaft macht sie zur Proteusgestalt unter den modernen Ge- 
sellschaftsarten. Ihre bewegliche Natur bietet der scharfen 
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juristischen Fassung Hindernisse dar, welche bisher von der 
Gesetzgebung nur schwer überwunden werden konnten. Wäh- 
rend die Kollektiv-, die Kommandit-, die Aktiengesellschaft aus- 
gewachsene, in sich abgegrenzte Gesellschaftsgebilde sind, deren 
Formen den Charakter der Stabilität bereits angenommen haben, 
ist die Genossenschaft erst im Werden begriffen. Noch ist ihr 
rechtlicher Begriff nicht genügend abgeklärt, um der Gesetz- 
gebung die Handhabe zu einer präzisen juristischen Formulie- 
rung zu geben, die auf alle die mannigfaltigen, in der Kon- 
struktion so verschiedenartigen Gestaltungen Anwendung finden 
könnte. Wird dies je möglich sein ? Es ist kaum anzunehmen. 
Eher wird das Genossenschaftsrecht sich dahin entwickeln, dass 
sich einzelne Typen von Genossenschaften besonders kräftig 
ausbilden und die Grundlage zu spezieller gesetzlicher Normierung 
abgeben. 

Ein Überblick über die Genossenschaftsgesetze zeigt, dass 
es keinem von ihnen gelungen ist, eine befriedigende juristische 
Definition aufzustellen; das italienische Gesetz hat sogar von 
dem Versuch einer solchen ganz abgesehen. Am wenigsten 
scharf ist die Begriffsbestimmung da, wo das Genossenschafts- 
recht durch Spezialgesetz normiert wird. Sehr natürlich, denn 
um alle juristisch charakteristischen Merkmale hervorzuheben, 
hätten diese Gesetze notwenig am umfassendsten sein müssen. 
Es war nicht denkbar, alle diejenigen Merkmale, welche eine 
Genossenschaft vor den Gesellschaften des Handelsrechts aus- 
zeichnen können, in einer Begriffsbestimmung zusammenzufassen. 
Den Genossenschaften gemeinsam sind die wirtschaftlichen Mo- 
mente. Indem man diese herausgriff, gelangte man zu einer 
allgemeinen Begriffsbestimmung, die aber weniger den Charakter 
einer juristischen Definition als den einer wirtschaftlichen Um- 
schreibung trägt. 

Das deutsche Gesetz* bezeichnet die Genossenschaft als 
„Gesellschaft von nicht geschlossener Mitgliederzahl, welche die 
Förderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder 
mittelst gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes bezweckt". Damit 
ist das wirtschaftliche Prinzip klar -und richtig erfasst. Ein 



^ DGG. § I, DGG. 1868 § I, Östr. GG. § i. 
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scheinbar juristisches Element enthält die Definition insofern, als 
sie die Nichtgeschlossenheit der Mitgliederzahl hervorhebt, zu- 
gleich ist damit der hauptsächlichste Unterschied zu den Handels- 
gesellschaften getroffen. Aktien-, Kommandit- und Kollektiv- 
gesellschaft sind ihrer Natur nach im Bestand der Mitgliederzahl 
unveränderlich, die erste, weil ihr Substrat ein Kapital bildet, 
das in eine bestimmte Anzahl Quoten zerteilt ist und die Inne- 
habung einer solchen die Voraussetzung der Mitgliedsqualität 
bildet; eine Neuausgabe von Aktien kommt einer Neugrtindung 
gleich» Die zweite und dritte, weil hier das Gesellschafts- 
verhältnis auf der Kredit- und Zahlungsfähigkeit des einzelnen 
Gesellschafters, also auf einem rein persönlichen Vertrauens- 
verhältnis beruht und demgemäss nur unter den Vertrag- 
schliessenden wirksam ist. Anders bei der Genossenschaft. 
Im Wesen des Genossenschaftsprinzips liegt, dass die Genossen- 
schaft als die echt demokratische Associationsform möglichst 
vielen Volksgenossen zugänglich sei, dass also die Neuaufahme 
von Mitgliedern, wenigstens der Regel nach, jederzeit gestattet 
sein soll. Das starke Hervortreten der Person im Verbände 
als thätig mitwirkendes Element und seine Teilnahme an der 
gemeinsamen Geschäftsführung, nicht nur als Inhaber einer be- 
stimmten Vermögensquote, sondern als partieller Einzelwirt- 
schafter, führt dazu, den vollständigen Abschluss der Mitglieder- 
zahl und eine völlige Bindung der Genossen an die Genossen- 
schaft zu untersagen und wie den Eintritt, so auch den Austritt 
unter Vorbehalt schützender Bestimmungen, in das Belieben 
der Mitglieder zu stellen. Hiebei ist aber ausdrücklich zu be- 
tonen, dass die Nichtgeschlossenheit keineswegs in der juristi- 
schen Natur der Gesellschaft begründet ist. Es lassen sich 
Genossenschaften denken, und es kommen, wenigstens in der 
Schweiz, thatsächlich solche vor, die nur unter einer bestimmt 
begrenzten Anzahl von Personen und nur unter diesen be- 
stehen, die durch statutarische Bestimmung den willkürlichen 
Austritt untersagen, im übrigen aber den Charakter der Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft vollkommen bewahren. 
Das Requisit der Nichtgeschlossenheit fliesst hervor aus der 
wirtschaftlichen Ratio, es ist lediglich eine Folge des gesetz- 
geberischen Willens, die Genossenschaft in bestimmte Bahnen 
zu lenken, sei es, um damit eine missbräuchliche Umgehung 
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des Aktiengesetzes zu verhindern, sei es, um ihr die volks- 
wirtschaftlicne Bedeutung zu sichern ; ^ in ihrem juristischen 
Wesen liegt es ohne weiteres nicht begründet. Die Begriffs- 
bestimmung der Genossenschaft, wie sie das deutsche und das 
ihm folgende österreichische Gesetz aufstellen, ist nicht eine 
juristische, sondern eine ausschliesslich wirtschaftliche. 

Dasselbe lässt sich von der Begriffsbestimmung des eng- 
lischen Gesetzes sagen, auch sie ist weniger eine juristische 
Definition als eine allgemeine wirtschaftliche Umschreibung zu 
nennen. § 6 des englischen G. G. bestimmt: The societies which 
may be registered under this Act are societies (herein called 
industrial and provident societies) for carrying on any labour, 
trade or handicraft, whether wholesale or retail, including the 
buying and selling of land, but as to the business of banking 
subject to the provisions herein-after contained, of which socie- 
ties no member other than a society registered under this Act 
shall have or claim an interest in the funds exceeding two 
hundred pounds Sterling. 

Im französischen Gesetz bedarf logischerweise die Genossen- 
schaft einer besondern Definition nicht. Indem sie als blosse 
Modifikation jeder beliebigen Gesellschaftsart behandelt wird, 
ergibt sich die Begriffsbestimmung aus der Definition, welche 
das Gesetz für diejenige Gesellschaftsform aufstellt, welche der 
Genossenschaft zur Grundlage dient.* Art. 48 § i des franz. 
Gesetzes hebt aber die wesentlichen Merkmale, durch welche 
sich die Genossenschaft von den übrigen Gesellschaftsformen 
unterscheidet, in einer Weise hervor, die einer Definition nahe 
kommt. Da im französischen Gesetz den auf die Genossen- 
schaft bezüglichen Rechtsfätzen nur die Rolle modifizierender 
Specialbestimmungen zukommt, kann es ihrer gesetzlichen 



* Vgl. V. Sicherer S. 143 : „Das müsste als unzulässig bezeichnet werden, 
wenn der Gesellschaftsvertrag die Zahl der Mitglieder und der Geschäfts- 
anteile in einer solchen Weise fixierte, dass weder eine Vermehrung noch 
eine Verminderung stattfinden dürfte. Damit hätte die Gesellschaft die Form 
einer Aktiengesellschaft, und wenn ein Gesellschafter zugleich die unbe- 
schränkte Haftung übernähme, die Form der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien angenommen." 

* Vergl. C. de C.F. Art. 20, 23, 29. 
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Charakterisierung nicht wie das deutsche Gesetz, die wirtschaft- 
liche Funktion zugrunde legen, denn es würde dies eine selb- 
ständige Normierung voraussetzen. Es muss vielmehr die mo- 
difizierenden Wirkungen hervorheben, welche die durch die 
besondere wirtschaftliche Natur bedingte rechtliche Gestaltung 
der Genossenschaft auf die ihr zur Basis dienende Gesellschafts- 
form ausübt. Die Wirkung äussert sich als Variabilität des 
Mitglieder- und Kapitalbestandes. Diese Erscheinung betont der 
französische Gesetzgeber und sie veranlasst ihn auch, der 
Genossenschaft den Namen ä capital variable beizulegen. Der 
einschlagende Artikel lautet: II peut ^tre stipule dans les Statuts 
de toute societe que le capital social sera susceptible d'augmen- 
tation par des versements successifs faits par les associes ou 
Tadmission d'associ^s nouveaux et de diminution par la reprise 
totale ou partielle des apports eflfectues." Im französischen 
Gesetz ist die Variabilität des Gesellschaftskapitals nicht wie 
im Deutschen die Nichtgeschlossenheit der Mitghederzahl als 
lediglich wirtschaftliches Moment aufzufassen, sondern als die 
juristische Konsequenz der wirtschaftlichen Erscheinung. 

Dem französischen Gesetz folgt das belgische. Es ist aber 
noch einen Schritt weiter gegangen, indem es neben der Varia- 
bilität der Mitgliederzahl und des Kapitals die Unübertragbar- 
keit der Anteilsrechte hervorhebt: La societe cooperative est 
Celle qui se compose d'associ^s dont le nombre ou les apports 
sont variables et dont les parts sont incessibles ä des tiers/ 

Das S. O, R, stellt den Begriff der Genossenschaft in Art. 678 
auf. Es sind Personenverbände, welche ohne zu den in den 
Titeln XXIV-XXVI (Kollektiv-, Kommandit-, Aktien- und 
Kommanditaktiengesellschaft) normierten Gesellschaften zu ge- 
hören, gemeinsame Zwecke des wirtschaftlichen Verkehrs ver- 
folgen. Wir erkennen in dieser Definition zwei Seiten, eine 
positive und eine negative. 

7. Negativ. Die negative Seite besteht darin, dass der 
Gesetzgeber die Genossenschaft von den in den vorhergehen- 
den Titeln geregelten Arten der Handelsgesellschaften aus- 
schliesst. Damit ist zwar gesagt, dass es sich im Tit. XXVII 



^ Vgl. dazu C. d. C. B. Art. 15, 18, 26. 
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des O. R, um ein besonderes, selbständiges Rechtsgebilde han* 
delt, für die Kenntnis seines begrifflichen Inhalts ist aber damit 
nichts gewonnen. Denn wenn wir noch so bestimmt wissen, 
dass ein Rechtsgebilde etwas nicht ist, so sind wir andrerseits 
doch im Unklaren über dessen positiven Gehalt. Das Ziel aber 
einer richtigen Definition muss sein, gerade diesen hervorzu- 
heben. Es scheint also dieser Bestandteil der Begriffsbestim- 
mung überflüssig zu sein. Wie haben wir uns sein Vorhanden- 
sein zu erklären? 

Die Antwort auf diese Frage finden wir in der richtigen 
Betrachtung der Geschichte des Genossenschaftsgesetzes (Tit. 27 
S. O. R.) Vor dem Inkrafttreten des O. R. war die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaft als solche den kantonalen Ko- 
difikationen unbekannt. Wo sie auftrat, wurde sie unter einen 
der bestehenden Personenverbände subsumiert. Aber mehr 
und mehr gestaltete sie sich zu einer eigenartigen Rechtsform 
aus. In den Nachbarstaaten wurde sie Gegenstand specieller 
Gesetzgebung und auch in der Schweiz machte sich das Be- 
dürfnis nach gesetzlicher Regelung geltend. Diese Aufgabe 
fiel dem O. R. zu. Der Gesetzgeber sah sich also in die Lage 
versetzt, eine neue Gesellschaftsform zu schaffen und sie so 
neben die bestehenden zu stellen, dass eine Identifizierung in 
jeder Hinsicht ausgeschlossen war. Es war dies um so schwie- 
riger, als die Gnossenschaft manche juristische Merkmale mit 
ihnen gemein hatte und im Leben auch oft in sie überging. 
Das veranlasste den Gesetzgeber, vielleicht unwillkürlich, mehr 
die Neuheit der genossenschaftlichen Associationsform und die 
Nichtzugehörigkeit zu den übrigen Gesellschaften zu betonen, 
als darauf bedacht zu sein, den selbständigen, sie speciell cha- 
rakterisierenden Inhalt in die Definition zu verlegen. Bestärkend 
mag dabei der Umstand mitgewirkt haben, dass er genötigt war, 
die Genossenschaft mit den übrigen Gesellschaften in demselben 
Gesetzbuch zu regeln und infolgedessen die Gefahr einer Ver- 
wirrung um so näher lag. 

Mit dieser Auslegung stimmt in prägnanter Weise die 
Fassung überein, welche die ersten Entwürfe des O. R. auf- 
weisen. So sagt Art. 695 des Entwurfes 2: „Eine Personen- 
vereinigung, welche zu keiner der in Tit. 18, 19, 20 und 21 
normierten Personenverbände gehört, kann, wenn sie als Ge- 
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nossenschaft in Hand.-Reg. eingetragen ist, auf eigenen Namen 
Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 
klagen und verklagt werden." Hier ist der Nachdruck einzig 
darauf verlegt, dass die Genossenschaft eine von den vorher- 
gehenden Titeln unterschiedene Gesellschaftsform sei, einen 
positiven Bestandteil enthält der Artikel noch nicht. Die Fest- 
stellung des juristischen Begriffs Genossenschaft ist überhaupt 
hier nicht beabsichtigt, was unter ihr zu verstehen ist, ergibt 
sich aus den übrigen Bestimmungen des einschlagenden Titels 
des Entwurfs. Er will nicht den Versuch einer Definition vor- 
nehmen, sondern nur betonen, dass die Genossenschaft zu keiner 
der in den vorhergehenden Titeln normirten Gesellschaftsarten 
gehört und dass sie trotzdem, sofern sie sich unter den fest- 
gesetzten Bedingungen in das Hand.-Reg. eintragen lässt, die 
Rechte der Persönlichkeit erwerbe. Anders Art. 678 des gel- 
tenden Gesetzes. Dieser will eine Begriffsbestimmung auf- 
stellen. Ist die Definition gut, so soll sie die wesentlichen 
Merkmale enthalten, welche das ihr zum Gegenstand dienende 
Rechtsgebilde von andern unterscheidet, also aus ihr selbst 
dessen Eigenart hervorgehen. 

Es ist eine psychologische Erscheinung, dass man das, was 
einem selbst als wesentlich vorkommt, seinem Mitmenschen 
deutlich zu machen sucht. So hat auch der Gesetzgeber im 
vorliegenden Fall der Thatsache, die ihm als neu und wichtig 
erschien, Ausdruck geben wollen. 

Bluntschli schlug in der Kommissionssitzung vom September 
1878 eine Fassung vor, die den negativen Bestandteil des 
Artikels eliminierte, und an dessen Stelle einen auf den recht- 
lichen Inhalt selbst sich beziehenden positiven Wortlaut setzte: 
„Vereine von mindestens 7 Personen, deren Mitgliederzahl nicht 
geschlossen ist, welche gemeinsame, sei es wirtschaftliche, sei 
es wohlthätige, gesellige, wissenschaftliche oder künstlerische 
oder andere ideale Zwecke verfolgen, erwerben als Genossen- 
schaften durch Eintragung in das Handelsregister die Rechte 
der Persönlichkeit." Diese Fassung wäre m. E. richtiger und 
einer sachgemässen Definition entsprechend gewesen. Der 
Satz, welcher die Genossenschaft von den in Tit. XXIV— XXVI 
geregelten Gesellschaftsarten ausschliesst, ist ein ftir die Be- 
griffsbestimmung irrelevanter Zusatz, der seine Erklärung in 
der Geschichte des Tit. XXVII O. R. findet. 
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2. Positiv, Der Art. 678 stellt als positives Erfordernis 
gemeinsame Zwecke des wirtschaftlichen Verkehrs auf. Was 
heisst das? Es ist zum vornherein klar, dass damit ein juristi- 
sches Merkmal nicht gegeben ist. Ähnlich wie das deutsche 
Gesetz^ berücksichtigt es in seiner Definition nur die wirtschaft- 
liche Funktion, ohne den juristischen Gehalt zu berühren. Aber 
auch als wirtschaftliche Umschreibung ist sie noch keineswegs 
klar, die Verfolgung gemeinsamer Zwecke des wirtschaftlichen 
Verkehrs ist kein besonderes Merkmal der Genossenschaft, 
vielmehr muss es als Ziel einer jeden auf Erwerb gerichteten 
Gesellschaft betrachtet werden. Gemeinsamkeit des Zweckes 
liegt stets dann vor, wenn sich mehrere Personen zusammen- 
thun, um durch ihre Vereinigung einen wirtschaftlichen Effekt 
zu erzielen, der Begriff ist dem gesellschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb inhärent Was von der Genossenschaft gilt, findet auch 
auf den Geschäftsbetrieb einer Kollektiv-, Kommandit-, Aktien- 
gesellschaft Anwendung. Auch hier ist der Zweck stets ein 
gemeinsamer und wenigstens der Regel nach ein solcher des 
wirtschaftlichen Verkehrs. Wie der erste Bestandteil der Defi- 
nition, so scheint demnach auch der zweite, weil selbstver- 
ständlich, für die Begriffsbestimmung wertlos. Suchen wir nach 
einer Erklärung, so finden wir sie wieder in historischen 
Gründen. Die Genesis des Art. 678 ergibt, dass die vorliegende 
Fassung erst spät in das Gesetz Aufnahme fand. Die ersten 
Entwürfe enthielten keine Erwähnung des wirtschaftlichen Zweckes, 
indem sie von dem Versuch einer Definition überhaupt absahen. 
Der oben angeführte Antrag Bluntschlis spricht von „gemeinsamen 
seien es wirtschaftliche, seien es wohlthätige^ gesellige, wissen- 
schaftliche, künstlerische oder andere ideale Zwecke.'' Wenn 
auch hier der Wortlaut nicht ganz mit der gegenwärtigen 
Fassung übereinstimmt und ein wirtschaftlicher Zweck und ein 
Zweck des wirtschaftlichen Verkehrs nicht in jedem Fall sich 
deckt, so ist doch hier die Bedeutung der beiden Wendungen 
als identisch zu erachten. Die von Bluntschli vorgeschlagene 
Fassung erhält aber eine besondere Beziehung infolge der Er- 
wähnung der idealen neben den wirtschaftlichen Zwecken. Die 
meisten Genossenschaftsgesetze der andern Staaten haben diese 
von dem Gegenstand genossenschaftlichen Betriebes ausdrück- 
lich ausgenommen, denn sie wollten eben das Genossenschafts- 
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prinzip, welches seiner Natur nach ein wirtschaftliches ist, rein 
zum Ausdruck bringen. Anders die ursprüngliche Redaktion 
des O. R., welches die Vereine zu idealen Zwecken mit unter 
den Begriff der Genossenschaft subsumiert, ohne indessen die 
Thatsache besonders hervorzuheben. Diesem Gegensatz zur 
ausländischen Gesetzgebung wollte offenbar Bluntschli deutlich 
Ausdruck verleihen. Einer engherzigen Interpretation hätte es 
beikommen können, beim Mangel einer ausdrücklichen Bestim- 
mung, welche die Vereine zu idealen Zwecken demselben Titel 
unterstellte, der auch die Genossenschaft normierte, jene, gerade 
im Hinblick auf die ausländische Gesetzgebung und speciell der- 
jenigen, welche dem O. R. hauptsächlich als Vorbild diente, 
von dem Genossenschaftsbegriff auszuschliessen. Dies zu ver- 
hüten war die Absicht Bluntschlis. Sein Antrag fand die Billi- 
gung der Kommission nicht. Die Vereine zu idealen Zwecken 
wurden ausgeschieden und Genossenschaften sollten nun sein 
„Personen verbände, welche gemeinsame Zwecke des Mobiliar- 
verkehrs verfolgen." Die Fassung schien noch zu eng. Man 
forderte Mitberücksichtigung auch derjenigen Genossenschaften, 
welche Zwecke des Immobiliarverkehrs verfolgen.^ Nach län- 
gerer Debatte einigte man sich auf den Antrag Wyss, welcher 
dem Gesetz die gegenwärtige Fassung gab. 

Durch das Auscheiden der Vereine zu idealen Zwecken 
fiel die Notwendigkeit, den Gegensatz unmittelbar hervorzu- 
heben, weg, und damit auch die eigentliche Bedeutung der Er- 
wähnung der Gemeinsamkeit und der Wirtschaftlichkeit des 
Zweckes. Zwar kann man annehmen, dass auch der heutige 
Wortlaut noch in Beziehung stehe zu Art. 715 O. R. und ab- 
sichtlich zur Fixierung des Gegensatzes der dort normierten 
Vereine zu idealen Zwecken beibehalten worden sei. Das 



* Dahingehende Anträge gingen aus von Fick und Bluntschli. Die Ent- 
stehung der jetzigen Fassung gibt das Protokoll der Sitzung vom Septem- 
ber 1878 folgendermassen. M. Bluntschli: Pour tenir compte de Tobserva- 
tion de M. Treichler et reconnmtre les associations qui ont pour but par 
exemple des constructions ouvrieres propose de retrancher les mots: Des 
Mobiljarverkehrs et d'ajouter ä cet article la mentjon des associations immo- 
bilieres. M. Wyss: dirait gemeinsame Zwecke des wirtschaftlichen Ver- 
kehrs. La proposition de M. Wyss est adopt^e. 
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scheint auch die Ansicht des Commentars von Schneider und 
Fick zu sein, doch ist dies nach Verweisung der idealen Ver- 
eine in einen besondern Titel weder notwendig noch entspricht 
es der Entstehungsgeschichte des Art. 678. Die protokollarische 
Darstellung der Verhandlung und speciell die in der Anmerkung 
angeführte Debatte zeigen, dass es sich um einen blossen Ver- 
legenheitsbegriff handelt, durch den man die beiden Begriffe 
Mobiliar- und Immobiliarverkehr in einem Ausdruck zusammen- 
zuschmelzen glaubte. Wie man aber dem genossenschaftlichen 
Zweck jede Art des wirtschaftlichen Verkehrs öffnete, wurde 
die besondere Erwähnung desselben nichtsfagend und desshalb 
überflüssig. 

Wir kommen zu dem Resultat, dass dem Art. 678 die 
begriffsbestimmende Eigenschaft abgeht. In dieser Funktion 
versagt er, denn er lässt uns völlig im Dunkeln über die Trag- 
weite des Ausdrucks „gemeinsamer Zweck" und „wirtschaftlicher 
Verkehr." Das O. R. will aber in der Genossenschaft eine 
neue Gesellschaftsform schaffen und muss deshalb notwendig 
einen ganz bestimmten Wirtschafts- und Rechtsbegriff mit ihr 
verbinden. Da jedoch das Gesetz selbst zu unklar und elastisch 
ist, um einen Anhaltspunkt zu einer sichern Umgrenzung zu 
geben, so sehen wir uns genötigt, unsererseits den Begriff in 
das Gesetz hinein zu tragen. Wir erhalten ihn, indem wir auf 
das Prinzip der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft selbst 
zurückgehen und so aus der Natur der Sache die Elemente zu 
einer richtigen Interpretation zu schöpfen suchen. Worin dieses 
Prinzip besteht, haben wir bereits ausgeführt: In dem Betrieb 
eines Geschäftes zur Förderung der Einzelwirtschaft der Betei- 
ligten. Die Verwirklichung dieses Zieles haben alle Genossen- 
schaftsgesetze im Auge, nur suchen sie es auf verschiedenem 
Weg zu erreichen. Am schärfsten bringt es § i des deutschen 
und des östreichischen Gesetzes zum Ausdruck. Wir gehen 
wohl nicht fehl, wenn wir denselben dem Art. 678 O. R. zu 
gründe legen, umsomehr, als ja das deutsche Gesetz, und 
speciell für den Begriff der Genossenschaft, unserm Gesetz 
vorzüglich zur Vorlage gedient hat. 

Das deutsche Gesetz stellt als Requisite der Genossen- 
schaft, so weit sie hier in Betracht kommen, auf 

i) Förderung des Erwerbes und der Wirtschaft der Mit- 
glieder. 
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2) Gemeinschaftlicher Geschäftsbetrieb. 

I. Das Ziel des genossenschaftlichen Geschäftsbetriebes 
muss also gerichtet sein auf die Hebung der wirtschaftlichen 
Lage der Genossen, „er muss der Förderung der Eigen- 
wirtschaft der Mitglieder dienen.*^ Diesem Erfordernis wird 
schon genügt, wenn die Mitglieder irgend welchen materiellen 
Vorteil aus ihrer Beteiligung an der Genossenschaft ziehen. Es 
ist nicht nötig, dass er in klingender Münze, z. B. in Dividenden 
bestehe, sondern es muss darunter jede Art wirtschaftlicher 
Besserstellung verstanden werden.^ So fallen wie die Schul- 
zeschen Volksbanken, welche den Genossenschafter direkt an 
dem Gewinn beteiligen, so auch die Raiffeisenschen Darlehens- 
kassen^ die zwar keinen Gewinnanteil an die Mitglieder aus- 
zahlen, wohl aber deren Eigenwirtschaft dadurch zu heben suchen, 
dass sie ihnen die Möglichkeit billigen Geldbezuges eröffnen, in den 
Bereich der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft. Ebenso 
eine Vereinigung zur Herstellung einer Wasserleitung, bei 
welcher der wirtschaftliche Vorteil nicht in sichtbaren Ponde- 
rabilien besteht, sondern in der durch die Zufuhr des Wassers 
bedingten Wirtschaftsverbesserung u. a. m. Der Vorteil muss 
nach gemeiner Meinung ein unmittelbarer sein, er darf nicht in 
einer bloss idealen Förderung der Genossen, z. B. in der 
Hebung der persönlichen Befähigung zur Wahrnehmung seiner 
wirtschaftlichen Interessen bestehen. So kommt den Bildungs- 
vereinen die Eigenschaft von Genossenschaften nicht zu.^ Die 
wirtschaftliche Förderung muss ferner der einzige Zweck^ sein, 
besser wäre es wohl zu sagen der entscheidende. Es ist mög- 
lich, dass eine Personenvereinigung mehrere Zwecke verfolgt, 
ideale und wirtschaftliche zugleich. Ob sie noch unter die Ge- 
nossenschaft subsumiert werden könne, hängt davon ab, ob 
der wirtschaftliche Zweck für den Geschäftsbetrieb der aus- 
schlaggebende sei. So kann ein Darlehenskassenverein in den 
Statuten erklären, und es kommt dies ungemein häufig vor, der 
Verein soll dazu dienen, den Sinn für Sparsamkeit unter der Be- 



* Mandry S. 175. 

» Vgl. O. R. Art. 703. 

* Par. u. Kr. S 7. 

* Par. u. Kr. eod. 
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völkerung zu pflegen. Hier ist der ideale Zweck dem wirt- 
schaftlichen inhärent. Wenn er ferner für das geistige und sitt- 
liche Wohl der Mitglieder z. B. durch regelmässige Versamm- 
lungen sorgen will und so zugleich einen Unterhaltungsverein 
bildet, so wird auch das seiner Natur als Genossenschaft jnoch 
keinen Eintrag thun, sofern nur der wirtschaftliche Zweck für 
die Organisation und den Geschäftsbetrieb das Entscheidende 
bleibt^ 

Die Genossenschaft muss ferner dem Interesse der Mit- 
glieder dienen. Nicht ausgeschlossen ist, dass auch Nichtmit- 
glieder an den wirtschaftlichen Vorteilen Anteil nehmen. 
Vereine jedoch, deren gemeinsamer Zweck z\yar ein wirtschaft- 
licher ist, bei denen aber der Vorteil nicht den Mitgliedern 
selbst, sondern Dritten zugewiesen wird, können nicht unter 
den Begriff der Genossenschaft fallen^, ihre rechtliche Beur- 
teilung bleibt in Deutschland den Partikularrechten vorbehalten. 
Es unterliegen also nicht dem GG. alle Vereine, welche auf 
dem Boden der Wohlthätigkeit und der Gemeinnützigkeit 
stehen, denn hier ist schon begrifflich die wirtschaftliche För- 
derung der Mitglieder selbst ausgeschlossen. Ausgeschlosjen 
sind demnach z. B. Baugesellschaften^ welche billige Wohnungen 
erstellen, um sie an weniger bemittelte dritte Personen zu ver- 
äussern, vorausgesetzt, dass die Gesellschafter neben dem Zweck 
der Wohlthätigkeit nicht zugleich einen Gewinn beabsichtigen, 
ebensowenig gehören hierher Sparkassen, bei welchen nicht der 
Einleger, sondern eine Anzahl von Personen, die aus dem Unter- 
nehmen selbst keinen Gewinn ziehen, das Substrat bilden, oder 
Volksküchen, die „ihr Essen jedermann zur Verfügung stellen 
zu einem Preise, bei dem sich das Anlagekapital massig ver- 
zinst."^ 

Interpretieren wir nun das S. O. R. nach Analogie des 
D. G. G., so kommen wir zu der Auslegung Kirchhofers,^ 
wenn er dahin entscheidet, dass ein wirtschaftlicher Zweck 
dann vorliege, wenn ein „unmittelbarer materieller Vorteil irgend- 
welcher Art für die Mitglieder bezweckt wird." Allerdings ist 



* Par. u. Kr. eod, v. Sicherer S. 144. 

• Par. u. Kr. S. 6 fF., Mandry S. 175, v. Sicherer S. 145 f. 
» Par. u. Kr. S. 8. 
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diese Auflfassung nicht über allen Zweifeln erhaben. Die Wirt- 
schaftlichkeit des Zweckes bedingt nicht ohne weiteres, dass er 
auf die Förderung der Mitglieder gerichtet sei, sondern er kann, 
wie oben dargethan, ausschliesslich auf den Vorteil Dritter ab- 
zielen. Da nun aber, so könnte man argumentieren, das S. O. R. 
die beschränkende Bestimmug des D. G. G. nicht aufgenommen 
habe, so gehe daraus hervor, dass es den Begriff der Genossen- 
schaft erweiterte und von dem notwendigen Requisit der För- 
derung der Mitglieder absah. Dagegen wäre geltend zu machen, 
dass das Schweigen des Gesetzes bei der vorliegenden Redaktion 
des Titels Genossenschaft als Indiz nicht aufgefasst werden kann. 
Sollte aber dennoch eine Folgerung daraus hergeleitet werden, 
so müsste man eher zu dem entgegengesetzten Resultat ge* 
langen. Denn es ist anzunehmen, dass das S. O. R. bei der 
Neigung des Tit. XXVII den Gegensatz zum D. G. G., soweit 
es einen solchen enthält, hervorzuheben, gerade diesen Unter- 
schied ebenfalls betont hätte. Dass übrigens das S. O. R. diese 
Erweiterung des Begriffes Genossenschaft nicht kennt, geht 
zur Evidenz aus dem Gesetz selbst hervor. Personenvereini- 
gungen, welche die wirtschaftliche Förderung nicht der eigenen 
Mitglieder, sondern dritter Personen verfolgen, fallen unter den 
Begriff der Gemeinnützigkeit und der Wohlthätigkeit und somit 
unter den der Vereine. Sie scheiden also nach Art. 716 aus 
dem Kreis der Genossenschaften und fallen in das Gebiet des 
Titels XXVIII des O. R. 

2. Der Geschäftsbetrieb muss ein gemeinschaftlicher sein, 
d. h. er muss in den Händen der Mitglieder liegen, welche 
durch Vorstand, Aufsichtsrat und Generalversammlung an der 
Geschäftsleitung thätig sind. Dass dieses Erfordernis auch für 
die Schweiz Geltung hat^ bedarf kaum der Erwähnung. Zwar 
ist es nicht aus Art. 678 ersichtlich, wohl aber aus den übrigen 
Bestimmungen des Gesetzes. Es ist übrigens bestritten, wie 
die Bezeichnung gemeinschaftlicher Geschäftsbetrieb auszulegen 
sei. V. Sicherer^ ist der Ansicht, dass darunter der gemein- 
schaftliche Abschluss von Rechtsgeschäften zu verstehen sei. 
Mit Recht wenden dagegen Par. und Kr. ein, dass, wenn diese 



^ Kirchhofer S. ac. 
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Ansicht richtig wäre „sich eine Genossenschaft auch für einen 
bestimmten Fall zum Abschluss eines Rechtsgeschäftes bilden 
könnte." Dass dies nicht die Meinung des Gesetzgebers sein 
kann, geht hervor aus der ganzen Organisation der Genossen- 
schaft, welche auf ein dauerndes Unternehmen angelegt ist. Es 
würde eine solche Auslegung auch dem Ausdruck Geschäfts- 
betrieb, sowie der gesetzlichen Vorschrift der Führung einer 
Firma widersprechen.^ 



^ V. Sicherer S. 150. 

> D. G. G. § 6 Z. I, Östr. G. G. § 5 Z. i, S. O. R. Art. 680 Z. i. 
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ZWEITES KAPITEL. 



Die Mitgliedschaft. 



L Allgemeines. 



Die Genossenschaft, wie jedes aus einer Mehrheit von In- 
dividuen bestehende Rechtsgebilde erfasst die in die Verbin- 
dung eingetretenen Personen in einer gewissen Richtung und 
in einem bestimmten Umfang ihrer rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Persönlichkeit und in dem Masse, wie dies geschieht, 
sind sie in der freien und selbständigen Verfügungsgewalt über 
sich beschränkt. Das Opfer, welches in der Bindung der freien 
Einzelpersönlichkeit durch die Vereinigung besteht, bringt aber 
der Genosse nur dar unter der Voraussetzung, in irgend welcher 
Form ein Äquivalent zu erhalten, sei es ein ideelles, bestehend 
in der Berechtigung, seine Interessen als Glied der Gesamtheit 
zu wahren, sei es ein materielles, gerichtet auf einen Vermögens- 
werten Vorteil. Alle diese Beziehungen des Einzelnen zu der 
Gesamtheit und zu den Mitgliedern erzeugen eine Reihe von 
Rechtsverhältnissen. Wie diese gestaltet seien und wieweit 
sie der gesetzlichen Regelung bedürfen, das zu wissen muss 
vor allem bei einem Rechtsgebilde von Interesse sein, das, 
wie oben gezeigt, einer so reichen Gestaltungsfähigkeit zu- 
gänglich ist. 

Als Angelpunkt dieser Untersuchung und als unerlässliche 
Grundlage der Behandlung der einschlagenden Fragen wird in 
der Regel die Beantwortung derjenigen nach der juristischen 
Natur der Genossenschaft angesehen, d. h. es wird darauf abgestellt, 
ob ihr die juristische Persönlichkeit zuzuerkennen sei oder nicht. 
Wenn wir in unserm Fall von der Erörterung des juristischen 
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Charakters der Genossenschaft absehen, so geschieht es, weil 
wir mit Krasnopolski^ der Ansicht sind, dass eine endgültige 
und voll befriedigende Lösung nicht zu erwarten sei. „Ob die 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft juristische Person oder 
modificierte Societät, oder korporativer Verein, oder bald das 
eine oder das andere je nach den verschiedenen Stadien ihres 

Daseins sei wird wohl solange bestritten bleiben, bis, 

wozu freilich wenig Aussicht vorhanden ist, über den Begriff der 
juristischen Person, wenn man derselben Existenzberechtigung 
überhaupt zuerkennt, eine Einigung erzielt wird oder zum min- 
desten eine Einigung darüber, wie weit die Modifikationen des 
römischen Societätsbegriffs ohne Aufhebung desfelben gehen 
dürfen." Wir halten es für eine Sache der juristischen An- 
schauung, ob einem Gesellschaftsgebilde juristische Persön- 
lichkeit zuerkannt werden soll, für ein Problem, das nicht 
der praktischen Rechtswissenschaft angehört, sondern in das- 
jenige der Rechtsphilosophie zu verweisen ist. Mit Recht 
bemerkt Burkhardt,^ dass es nicht Sache der Gesetzgeber sein 
könne, diese Frage zu entscheiden, denn weder ist es seine 
Aufgabe noch kann er überhaupt rein theoretische Fragen apo- 
diktisch lösen. Wenn daher „der Gesetzgeber z. B. sagt, es sei 
eine juristische Person vorhanden, ist deswegen noch keine vor- 
handen. Der Gesetzgeber kann nicht aus eigener Machtvoll- 
kommenheit ein Rechtssubjekt schaffen." „Er hat nur Gebote 
und Verbote", Rechtsvorschriften aufzustellen, welche praktisch 
befolgt werden können. Der Gesetzgeber des S. O. R. hat dies 
richtig erkannt, indem er nach Vorgang des D. H. G. B. und 
D. G. G. * die schwierige Frage umgangen und die Genossen- 
schaft nicht schlechthin zur juristischen Person gestempelt, son- 
dern ihr die „Rechte der Persönlichkeit" zuerkannt hat. Was 
darunter zu verstehen sei, kann nicht zweifelhaft sein, wenn 
wir die Entwürfe zum O. R. zu Rate ziehen.* Es sind 
eben diejenigen Rechte und Pflichten, welche von der herr- 



* Krasnopolski S. 55, 56. 
■ Burkhardt S. 65 f. 

* D. H. G. B. Art. 213. D. G. G. § 17. D. G. G. 1868, § 11. Östr. G. G. 
§ 12. Vgl. auch Reichsg. betreffend die Gesellsch. mit beschr. Haftung vom 
20. April 1892 § 13.5 

* Vgl. oben S. 21, 22. 
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sehenden Meinung als die Symptome der juristischen Person 
betrachtet werden. Statt aber zu sagen, die Genossenschaft 
ist juristische Person und es dem Richter zu überlassen, daraus 
die praktischen Konsequenzen zu ziehen, verfolgt das S. O. R. 
in Übereinstimmung mit den angeführten Gesetzen den umge- 
kehrten Weg, indem es die sonst gerade als jene Konsequenzen 
erscheinenden Rechtsverhältnisse in Form gesetzhcher Bestim- 
mungen normiert und es dem gelehrten Juristen überlässt, sich 
mit der juristischen Natur der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft abzufinden.^ 

Heusler* legt dem Ausdruck „Recht der Persönlichkeit" 
eine besondere Bedeutung zu Grunde, indem er ihn als durch 
die Bund.-Verf. geboten erachtet. Er argumentiert mit Art. 64 
der Bund.-Verf., welcher dem Bund das Gesetzgebungsrecht 
über die persönliche Handlungsfähigkeit erteilt. „Alles ist im 
Obl. R. diesem Gesichtspunkt unterordnet und so kann in dem 
Recht der Persönlichkeit nur enthalten sein die Vertragsfähig- 
keit innerhalb der Schranken des Obl. Rechts, aber auch nicht 
mehr." „Das Obl.-Recht hat nicht über Erlangung der juris- 
tischen Persönlichkeit, sondern nur über Erwerbs- und Hand- 
lungsfähigkeit legiferiert und hat auch nur in diesen letztern 
Beziehungen dem kantonalen Recht derogieren können." „Unter 
Recht der Persönlichkeit kann man, wenn man nicht einen 
Übergriff des Bundes über jene Kompetenz zugestehen will, 
bloss verstehen, was B. V. Art. 64 und Bund. Ges. vom 22. Juni 
1881 persönliche Handlungsfähigkeit nennen. Und der Erwerb 



* Par. u. Kr. S. 99, „In der Kommission wurde es von mehreren 
Seiten für notwendig erachtet, im Gesetze klarzustellen, dass die Genossen- 
schaft eine ,jjuristische Person'' sei. Der Regierungsvertreter erklärte, dass 
die Bezeichnung „juristische Person" mit Absicht vermieden sei, weil die 
Bedeutimg dieses Ausdrucks von der Rechtswissenschaft verschieden auf- 
gefasst werde. Es genüge auch ftir die Bedürfnisse der Genossenschaften, 
wenn ihnen ohne technische Bezeichnung lediglich dem Inhalte nach jene 
Rechte zugeteilt würden, welche sie im Rechts- und Verkehrsleben zur Er- 
reichung des genossenschaftlichen Zweckes brauchten. Im übrigen sei es 
aber unbedenklich, wenn die rechtliche Natur der Genossenschaft so ge- 
kennzeichnet würde, dass daraus hervorgehe, dass der Gesetzgeber ihnen 
die juristische Persönlichkeit zugestehe." Vgl. auch Proebst S. 96 fF. Mandry 
S. 180 ff. 

' Heusler, Zeitschr. für Schweiz. Recht Bd. 30, N. F. Bd. 8 S. 404 ff. 
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dieser ermöglicht das O. R., auch wenn das kantonale Recht sie 
nicht oder nur unter lästigern Bedingungen gewähren sollte." 
Ich glaube, dass Heusler damit den Redaktoren des S.O.R. 
eine gesetzgeberische Erwägung unterlegt, die sie in Wahrheit 
gar nicht machten und auch nicht zu machen brauchten. Unter 
persönlicher Handlungsfähigkeit versteht Art. 64 der B. V. die 
Handlungfähigkeit physischer Personen. Das ist auch die Auf- 
fassung des Bundesgesetzes betreffend die persönliche Hand- 
lungsfähigkeit. Es geht hervor aus dem Umstand, dass es 
juristische Personen nirgends erwähnt und nur den Menschen 
als Subjekt von Rechten und Pflichten beiührt, dass ferner nach 
Art. I Abs. I cit. Ges. die persönliche Handlungsfähigkeit mit 
der Volljährigkeit erlangt wird. Da das Handlungsfähigkeits- 
gesetz einen Vorbehalt für juristische Personen nicht macht, ist 
es klar, dass sich seine Bestimmungen auf sie nicht erstrecken 
können. Ein weiteres Argument meiner, von der Heuslerschen 
abweichenden Ansicht, erblicke ich auch in folgender Betrach- 
tung. Das Recht der Persönlichkeit ist dem Menschen ange- 
boren und damit auch das Recht der persönlichen Handlungs- 
fähigkeit. Dieses wird nur insofern eingeschränkt, als es die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs erfordert. Das Recht der Ge- 
setzgebung über die persönliche Handlungsfähigkeit physischer 
Personen erteilt also dem Bund nur die Befugnis rechtsbeschrän- 
kende Specialbestimmungen aufzustellen. Der juristischen Person 
wird die Handlungsfähigkeit von Fall zu Fall zuerkannt, sei 
es, dass sie, wie beim Normativsystem, die gesetzlich fixierten 
Voraussetzungen des Erwerbes derselben erfülle, sei es, dass 
sie, wie beim Konzessionsystem, die ausdrückliche Erteilung bei 
dem kompetenten Organ einhole.^ Die Funktion des Gesetzes 
ist also hier eine rechtserweiternde und nicht wie die des Hand- 



* Damit ist nicht zu verwechseln die Entstehung der juristischen Per- 
sönlichkeit. Diese kann unseres Ermessens überhaupt nicht durch einen 
Willensakt des Staates geschaffen werden oder von der Eintragung in ein 
Register abhängig sein, sondern sie ergibt sich direkt aus der rechtlichen 
Struktur eines Personen Verbandes. Dies erkannt zu haben ist das Verdienst 
der deutschrechtlichen Lehre. Vgl. Gurke Genth. § 30 ff. Wohl aber unter- 
liegt die Anerkennung der juristischen Persönlichkeit und der Umfang der 
Rechte und Pflichten, welche ihr zustehen sollen, der gesetzgeberischen 
Willkür. Davon ist hier die Rede. 

3 
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lungsfähigkeitsgesetzes eine rechtsbeschränkende. Wäre ferner 
das Recht, über die Handlungsfähigkeit der Personenverbände 
zu legiferieren, aus Art. 64 AI. i, B.-V. abzuleiten, so müsste 
dies in dem betreffenden Specialgesetz geschehen sein. Die Be- 
stimmung des Art. 678 O. R., der die Voraussetzungen des Er- 
werbes des Rechtes der Persönlichkeit für die Genossenschaft 
festsetzt, müsste sich also in dem Handlungsfähigkeitsgesetz 
finden, oder, wenn der Gesetzgeber sie aus praktischen Rück- 
sichten dem O. R. vorbehalten wollte, müsste er durch ent- 
sprechenden Vermerk darauf hinweisen, wie er dies auch in 
andern Fällen gethan hat.* Da sich jedoch im Gesetz hievon 
nichts findet, so ist nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber 
bei der Aufstellung des Begriffes „Rechte der Persönlichkeit* 
unter der einschränkenden Wirkung des Art. 64 AI. i B.-V. 
gehandelt habe und von der ausdrücklichen Erteilung der 
juristischen Persönlichkeit absah, weil er befürchtete, die ihm 
durch die Verfassung gezogenen Grenzen seiner Kompetenz zu 
überschreiten. Dafür gibt auch die Entstehungsgeschichte des 
Gen. Gesetzes keinen Anhalt. Der Ausdruck fasst, wie ich 
glaube, sogar aus bloss stilistischen Gründen, die in den frühern 
Entwürfen detailliert angeführten, durch Eintragung in das Hand.- 
Reg. zu erwerbenden Rechte und Verpflichtungen der Genossen- 
schaft zusammen. 

Von der im Vorhergehenden erörterten Frage ist die zu 
unterscheiden, ob der Gesetzgeber, wenn er die Genossenschaft 
ausdrücklich als juristische Person erklärt hätte, einen Eingriff 
in die Sphäre der kantonalen Gesetzgebungskompetenz gethan 
haben würde. Auch diese Frage glaube ich verneinen zu müssen. 
Wenn die Verfassung dem Bundesrecht die Befugnis einge- 
räumt hat, die sämtlichen Rechtsverhältnisse der Gesellschaften 
zu regeln, so müsste sie ihm logischerweise auch das Recht zu- 
erkennen, zu entscheiden, ob eine Gesellschaftsform juristische 
Person sei oder nicht. Beides ist unzertrennbar, denn wenn ein 
Gesetz juristische Persönlichkeit zuerkennt, so geschieht es der 
praktischen Konsequenzen wegen, die sich nach aussen hin kund 
geben. Diese zeigen sich aber gerade in denjenigen Punkten 
wirksam, welche der Regelung durch das O. R. in erster Linie 



^ Handlungsföhigkeitsgetetz Art. 3, 7, 9. 
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unterlagen, in der Erwerbs- und Vermögensfähigkeit, in "der 
Haftung der Mitglieder für die Schulden der Gesellschaft, in der 
aktiven und passiven Prozessfähigkeit. Ob desshalb ein Gesetz 
die Eigenschaft der juristischen Person ausdrücklich erteile oder 
bloss die Rechte der Persönlichkeit, kommt, wenigstens in 
unserm Fall, im Resultat auf daselbe hinaus. Ist ihm das Eine 
erlaubt, so muss ihm auch das Andere gestattet sein. 
Mit der Erteilung des Gesetzgebungsrechts über das O. R. 
ist daher dem Bund das Recht des Eingriffs in die kantonale 
Kompetenz auch in dieser Beziehung gegeben. Die Bestim- 
mungen des kantonalen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse 
der juristischen Person sind durch das Bundesrecht soweit de- 
rogiert, als sie diesem zuwiderlaufen. So ist es klar, dass das 
kantonale Recht keine erschwerenden Bestimmungen über deren 
Erwerb aufstellen darf, dass es z. B., wo das Bundesrecht die 
ordnungsgemässe Eintragung in das Handelsregister als genü- 
gende Voraussetzung des Erwerbes der juristischen Persönlichkeit 
festsetzt, nicht die Eintragung in ein zweites Register unter 
Auflage weiterer Gebühren oder eine besondere Schlussnahme 
der Kantonsregierung fordern darf Wohl aber bleibt es dem 
kantonalen Recht vorbehalten, diejenigen rechtlichen Beziehungen 
zu regeln, welche das Bundesrecht, weil nicht in seine Kom- 
petenz fallend, unberührt gelassen hat. So könnte es z. B. die 
Erbfähigkeit der juristischen Person an besondere Voraus- 
setzungen knüpfen. Würde es zu deren Erlangung z. B. die 
ausdrückliche Verleihung durch den Staat fordern, so steht ihm 
dies auch in Bezug auf die im O. R. normierten Gesellschafts- 
arten frei. Es dürfen aber für die letztern die beschwerenden 
Bedingungen nicht den Sinn der Erteilung der juristischen 
Person diych das kantonale Gesetz haben, sondern sie können 
nur aufgestellt werden von einem erbrechtlichen Gesichtspunkte 
aus. Würde ein kantonales Recht als Voraussetzung der Erb- 
fähigkeit für Personenverbände deren Eigenschaft als juristi- 
tische Person fordern, so dürfte es sie der Genossenschaft des O. R. 
nicht versagen unter dem Hinweis darauf, dass diese nicht 
juristische Person sei, sondern dass ihr nur die Rechte der 
Persönlichkeit zustehen. Das aber wäre wohl eine der prak- 
tischen Konsequenzen der Auslegung Heuslers. Ich glaube, 
gestützt auf die dargelegten Gründe, dass seine Auffassung von 
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der • Bedeutung des Ausdrucks Recht der Persönlichkeit nicht 
zutreflFend ist. Die Befugnis zur Erteilung dieses Rechtes leitet 
der Gesetzgeber nicht aus Art. 64 AI. i, sondern aus Ar f. 64 
AI, 2 der B. V. her, m. a. W. sie ist nicht ein Ausfluss des 
Rechtes, über die Handlungsfähigkeit zu legiferieren, sondern 
eine Folge des Gesetzgebungsrechtes über das O. R., in welchem 
zugleich das Recht inbegriffen ist, der betreffenden Gesell- 
schaftsform die Rechte der juristischen Persönlichkeit zuzuer- 
kennen. 

Wir halten schliesslich die Frage, ob die Genossenschaft 
juristische Person sei, nicht für präjudiciell zur Beantwortung 
derjenigen Fragen, mit welchen wir uns im folgenden zu be- 
schäftigen gedenken. Wir gehen aus von der Thatsache, dass 
das Gesetz die Rechte und Pflichten der Mitglieder geordnet 
und mit Klagbarkeit versehen hat und begnügen uns mit der 
Erörterung der Art und Weise und dem Umfang dieser Rege- 
lung im S. O. R., indem wir teils zur Erläuterung, teils zur 
blossen Vergleichung die Gesetzgebung anderer Staaten her- 
beiziehen. 



n. Begriff der MitgHedschaft 

Durch den Eintritt in eine Gesellschaft wird der Mensch 
zum Mittelpunkt eines Komplexes von Rechtsverhältnissen. 
Man pflegt darauf die Bezeichnung Mitgliedschaft anzuwenden. 
Doch ist die Bedeutnng dieses Begriffes keineswegs feststehend, 
sondern namentlich in seiner praktischen Anwendung schwankend. 

Äusserlich betrachtet weist die Wortbildung daraufhin^ dass 
es sich inhaltlich nicht um einen juristisch einfachen Begriflf 
handelt. Der Ausdruck Mitgliedschaft ist die zusammenfassende 
Bezeichnung für eine Reihe von Rechtsverhältnissen, seine Be- 
deutung kann eine doppelte sein, die sich aus einer Unterschei- 
dung ergibt, die wir auch bei andern Rechtsbegriffen zu machen 
pflegen, nämlich der Trennung des Rechts in eine objektive 
und eine subjektive Seite. Im objektiven Sinn bedeutet Mit- 
gliedschaft den Inbegriff aller Rechtsnormen, die sich auf die 
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Stellung des Einzelnen in der Gesamtheit beziehen können, 
ohne Rücksicht auf ein bestimmtes Subjekt, den Ausdruck für 
die Ordnung der Rechtsverhältnisse, soweit sie das Mitglied 
als solches zu ihrem Mittelpunkt haben. Die Mitgliedschaft in 
diesem Sinn bildet einen Teil des objektiven Rechts der Ge- 
nossenschaft, sie ist der verkörperte Wille der Genossen, teils 
als Ausfluss allgemeinen zwingenden, teils als Folge der An- 
wendung dispositiven Rechts, eine Frucht eigenen rechtsschöpfe- 
rischen Wirkens der Genossen. In dieser Bedeutung findet 
der Ausdruck Mitgliedschaft auch in praxi häufig Anwendung, 
so, wenn er im Statut als Titel der die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder normierenden Rubrik figuriert. Öfter, und wie 
uns scheint richtiger angewendet wird der Begriff in seiner 
zweiten Bedeutung, der subjektiven. In diesem Sinn heisst er 
soviel als Anerkennung seines objektiven Gehalts auf eine be- 
stimmte Person. Es ist die begriffliche Verselbständigung des 
auf die Mitgliedsqualität sich beziehenden Rechtskomplexes, er 
bezeichnet wie Gierke^ in Bezug auf die Genossenschaft sich 
ausdrückt „das rein personenrechtliche Verhältnisse der Glied- 
stellung in einem mit Gesamtpersönlichkeit ausgerüsteten Ver- 
einsorganismus." Von dem Begriff Mitglied unterscheidet sich 
der Begriff Mitgliedschaft dadurch, dass jener die Stellung des 
einzelnen Individuums, zunächst ohne Rücksicht auf die aus ihr 
fliessenden Rechte und Pflichten, dieser aber seine Eigenschaft 
als Inhaber der in ihm selbst konzentrierten Rechte und Pflichten 
bezeichnet. Wenn wir in der Folge den Ausdruck Mitglied- 
schaft gebrauchen, so geschieht es im subjektiven Sinn, da- 
gegen bildet die Behandlung der Mitgliedschaft in ihrer objek- 
tiven Bedeutung den hauptsächlichen Gegenstand unserer Arbeit. 
Wir ziehen es vor, dafür die klarere und die Sache schärfer 
hervorhebende Bezeichnung Rechte und Pflichten der Mitglieder 
zu gebrauchen. 



* Gierke, Genth. S. 286. 
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IIL Das Statut als Grundlage der 

Mitgliedschaft 

Die rechtliche Grundlage der Rechte und Pflichten der 
Mitglieder bildet das Statuty d. h. die bei der Gründung fest- 
gesetzte Norm, nach welcher die Genossenschaft lebt. Häufig 
wird das Statut auch Gründungsvertrag genannt. Seine juristi- 
sche Natur ist indessen bestritten, insbesondere wird in Frage 
gezogen, ob es den Inhalt eines Vertrages zum Ausdruck 
bringe, oder die durch einen konstituirenden Akt geschaffenen, 
einer privaten Autonomie entspringenden Rechtsnormen. Dieser 
letzteren Auffassung huldigen namentlich die Anhänger der 
deutschrechtlichen Theorie, d. h. diejenigen, welche der Ge- 
nossenschaft die Eigenschaft der Korporation zusprechen, ohne 
doch zu deren Erwerb die staatliche Verleihung zu fordern. 
So spricht sich Gierke ^ deutlich dahin aus, dass, sobald man 
eine Körperschaft annehme, der sie begründende Akt notwendig 
aufhören müsse ein Vertrag zu sein. Sie ist ein „Erzeugnis 
der bürgerlichen Autonomie" und „es gibt ihr der konsti- 
tuierende Akt das Dasein." Es ist also die Entstehung des 
Statuts ein der Entstehung einer Verfassung analoger Vor- 
gang und dieser Auffassung entsprechend wird das Statut 
ganz konsequent als Gesetz der Genossenschaft bezeichnet. 
So Beseler,^ „die Statuten sind das Gesetz der Genossenschaft, 
welches sie sich vermöge ihrer Autonomie gibt", und Gierke,* 
„darum ist einerseits gleich der staatlichen Verfassungsurkunde 
jedes Gesetz über die Verfassung eines einzelnen Verbandes 
ein Gesetz im materiellen, nicht bloss im formellen Sinn, jedes 
Verfassungsstatut ist eine Satzung, nicht ein Vertrag." Der 
Gründungsvorgang aber besteht nicht darin, dass sich mehrere 
Mitstifter vereinigen und durch Vertrag das Statut festsetzen, 
sondern Gesellschaftsgesetz wird dieses erst infolge Anerken- 
nung durch die Gründer und die ersten Genossenschafter.* Das 



^ Gierke, Gen. R. Bd. I S. 1106 Anm. 205. 

* Beseler, Volksrecht und Juristenrecht S. 168. 

' Gierke, Genth. S. 673 Anm. 2. Vgl. auch Renaud S. 240, 243. 

* Renaud S. 244. 
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Statut schafft objektives Recht für den Bereich der Genossen- 
schaft, die daraus fliessenden Rechtsverhältnisse sind aber nicht 
öffentlicher, sondern stets nur privatrechtlicher Natur. „So er- 
gibt sich ein umfassendes Gebiet von privatrechtlichem Social- 
recht, welches seiner Innern Struktur nach mit dem öffentlichen 
Recht und zuletzt mit dem Staatsrecht verwandt ist, jedoch 
seiner Geltung nach auf gleicher Stufe wie das Individualrecht 
steht. "^ Dieser Kreis von Rechtsverhältnissen entsteht prinzipiell 
bereits mit dem konstitutiven Akt, damit er aber gegen aussen 
wirksam werde, bedarf es eines weiteren Vorganges, nämlich 
der Eintragung in das öffentliche Register. Nicht dieser wohnt 
also konstitutive. Wirkung inne, sie hat vielmehr nur die Be- 
deutung der Anerkennung der den Konstituenten gegenüber 
bereits gültig begründeten Gesellschaftsverfassung durch das 
Recht. Die Entstehung der Mitgliedschaft beruht also nicht auf 
der vertragsmässigen Bindung der Gesellschafter, sondern ge- 
wissermassen in der freiwilligen Unterwerfung der Stifter unter 
die von ihnen geschaffene Verfassung, in einer Unterstellung 
unter die genossenschaftlichen Hoheitsrechte. Ebenso ist der 
Eintritt eines neuen Mitgliedes in die bereits konstituierte Ge- 
nossenschaft nicht ein Vertrag, sondern ein einseitiger Akt der 
Unterwerfung. 

Die Anhänger der Vertragstheorie suchen dieser Lehre 
dadurch den Boden zu entziehen, dass sie der Gesellschaft die 
Privatautonomie absprechen. Eine Autonomie könne nur einer 
bereits gegründeten, nicht einer erst zu gründenden Gesellschaft 
zustehen.* Mit dieser Argumentation ist jedoch nichts gewonnen. 
Freilich setzt die Autonomie einen Träger voraus und ein kraft 
derselben vorgenommener Akt ein zur Zeit der Vornahme 
existierendes Subjekt. Aber muss denn dieses Subjekt die be- 
reits konstituierte Gesellschaft sein ? Wäre dies der Fall, dann 
allerdings müsste man es als contradictio in adjecto bezeichnen, 
von Autonomie zu sprechen. Der Vorgang bei der Gründung 
weist noch auf einen andern Weg. Wie jeder Personen verband, so 
setzt auch die Genossenschaft eine Anzahl von Personen voraus, 
die sie ins Leben rufen. Sie finden sich zusammen und bilden 



' Gierke, Genth. S. 165. 
* V. Sicherer S. 163. 
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eine Gründerversammlung, in der sie die Statuten festsetzen, 
den Vorstand wählen u. s. w. Diese Versammlung würde ein 
Subjekt repräsentieren, welches als Träger der autonomen Be- 
fugnis angesehen werden könnte. Nun ist die Autonomie eine 
Rechtsqualität, die sich niemand usurpieren darf. Es wäre also 
zu ihrer Erwerbung die ausdrückliche staatliche Verleihung 
nötig. Eine solche findet zwar nicht ausdrücklich statt, wohl 
aber kann die Frage aufgeworfen werden, ob nicht in der ver- 
fassungsmässig garantierten Vereinsfreiheit oder in der Auf- 
stellung eines Gesellschaftsrechtes e contrario die anticipierte 
Verleihung der Autonomie erblickt werden könne. Für die 
Schweiz Hesse sich dagegen nicht geltend machen, dass die 
Autonomie, als eine der staatlichen Gesetzgebungsgewalt ana- 
loge Befugnis, ein Privileg in der Person des Trägers voraus- 
setze und dass demzufolge die Annahme einer solchen mit den 
Grundsätzen der B. V. unvereinbar sei. Denn da ihre Er- 
werbung jedermann unter denselben Bedingungen zugänglich 
wäre, so vermöchte sie eine Rechtsungleichheit nicht zu er- 
zeugen. Solche Erwägungen, denen Berechtigung zuerkannt 
werden darf, sprechen gegen das angeführte Argument von 
Sicherers. 

Trotzdem erkläre ich mich gegen die Annahme der Auto- 
nomie und zwar aus Gründen, die sich aus Qualität und Wir- 
kung der statutarischen Bestimmungen ergeben. Die Autonomie 
erzeugt für ihren Wirkungskreis den der staatlichen Gesetz- 
gebungsgewalt entsprungenen Gesetzen gleichwertiges Recht, 
das vom Staat als solches anerkannt und behandelt wird. Dies 
ist jedoch in Bezug auf statutarische Bestimmungen nicht der 
Fall. Eine unrichtige Anwendung oder Auslegung der Statuten 
wird nie als „Verletzung einer Gesetzesvorschrift bezeichnet 
und das Rechtsmittel nicht unter dieser Benennung und Be- 
gründung eingelegt";^ sondern sie wird stets als Verletzung 
eines subjektiven Rechts behandelt. Für die Genossenschaft 
spricht dies ein Urteil des Reichsgerichts deutlich aus: „Ein 
Genossenschaftsbeschluss hat nicht die Bedeutung eines Gesetzes, 
und", so zieht es die weitere Schlussfolgerung, „es ist damit 
schon begrifflich die Möglichkeit einer authentischen Interpre- 
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tation ausgeschlossen." ^ Wäre das Statut eine autonomische 
Satzung, dann hätte die Generalversammlung, als die gesetz- 
gebende Behörde der Genossenschaft, vor allem das Recht zu 
bestimmen, wie sie ihre Gesetze ausgelegt wissen wolle. Dieses 
Recht wird ihr abgesprochen und der Richter interpretiert die 
Statuten nach Art gewöhnlicher Vertragsbestimmungen. Eben- 
dahin hat das schweizerische Bundesgericht entschieden: „Le 
membre exclu conserve le droit de deferer au juge la decision 
de Tassemblee generale et de critiquer Tinterpretation des Sta- 
tuts et Tappreciation des faits qui la motivent." ^ Wir sehen 
also, dass den Statuten allgemein die Eigenschaft von Gesetzen 
abgesprochen wird und es ist demnach klar, dass ihr Quell 
nicht die Autonomie sein kann. Sind aber die statutarischen 
Bestimmungen nicht Ausfluss einer autonomen Befugnis und 
fehlt ihnen überhaupt die Natur der Satzung, so scheint weiter 
nichts übrig zu bleiben, als sie für gewöhnliche Vertragsnormen 
zu nehmen. 

Zunächst ist gewiss, dass der erste Akt der Bildung einer 
Gesellschaft in einem Vertrag besteht. Streitig ist nur, wie 
weit sich dieser Vertrag erstreckt, ob er nur auf die Aufstellung 
der Statuten und auf die Verpflichtung des Beitritts, eventuell 
auf die Anmeldung zum Hand.-Reg. gehe oder ob das Statut 
selbst Inhalt des Vertrages sei. Der Grtindungs Vorgang ist bei 
der Genossenschaft wesentlich einfacher als bei der Aktien- 
gesellschaft. Bei dieser kann er zufolge ihrer Natur als Kapital- 
verein ein sehr komplizierter sein, bei der Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaft fallen alle jene Modalitäten, welche durch 
die Ausgabe von Aktien bedingt sind, weg. Während die 
Gründung der Aktiengesellschaft oft eine spekulative Vermögens- 
operation der Gründer ist, kommt dies bei der Genossenschafl 
als Personalverband weniger vor. Wir finden deshalb in 
den Genossenschaftsgesetzen nichts von jenen sorgfältigen Be- 
stimmungen des Aktiengeseties , welche das Verhältnis der 
Gründer zu der zu konstituierenden Gesellschaft regeln und 
das mit ihr in Verkehr tretende Publikum vor Übervorteilung 



* R. Ger. Bd. VHI S. 3 ff. 

^ Revue judiciaire Bd. XIII S. 244. Vgl. auch R. O. H.G. Bd. XXI S. 84. 
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sichern sollen. Auch bei der Genossenschaft findet sich in- 
dessen eine Gründergesellschaft, die sich obligatorisch zu ihrer 
Errichtung verpflichtet, welche diß Bedingungen ihres Entstehens 
und ihres Fortbestandes festsetzt, die ihr eine Organisation gibt, 
den Vorstand wählt u. s. f. Es fragt sich, ob in diesen Vor- 
gängen ein ein- oder zweiseitiger Rechtsakt zu erblicken sei. 
Für die erste Annahme spricht die Form des Gründungsvor- 
ganges. Das Statut entsteht durch ein gemeinsames, auf das- 
selbe Ziel gerichtetes Handeln, nicht nach Art der Eingehung 
einer gegenseitigen Verpflichtung, sondern nach Art der Kon- 
stituierung. Gerber^ und Cosack* suchen zur rechtlichen Er- 
klärung des Vorgangs den Begriff des Stiftungsgeschäftes zu 
verwerten, „eines von der Jurisprudenz noch wenig entwickelten 
Begriffes. Die Errichtung einer Stiftung entsteht durch ein- 
seitigen Befehl des Stifters. Es kann infolgedessen von einem 
zweiseitigen Rechtsgeschäft nicht die Rede sein. Ebensowenig, 
wenn mehrere Stifter die Stiftung vertragsmässig vereinbaren, 
denn dadurch, dass sich mehrere Personen zusammenthun, um 
gemeinsam ein einseitiges Rechtsgeschäft vorzunehmen, wird 
das Rechtsgeschäft nicht zu einem zweiseitigen, wird nicht zum 
Vertrag." Dieser Ausspruch wäre analog auf die Gründung 
der Genossenschaft anzuwenden. Auch hier zeigt diese, äusser- 
lich betrachtet, die Form eines einseitigen Rechtsaktes. 

Gleichwohl schliesse ich mich der Vertragstheorie an und 
erblicke in der Festsetzung der Statuten ein zwei- resp. mehr- 
seitiges Rechtsgeschäft. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die Gründung der Kol- 
lektiv- und Kommanditgesellschaft auf Vertrag beruht, der zu- 
nächst nur unter den Kontrahenten wirksam ist. Die Persön- 
lichkeit des Gesellschafters ist hier in dem Masse wesentlich, 
dass die Mitgliedschaft durchaus an sie gebunden ist und in 
keiner Weise veräussert werden kann. Ohne Consens aller 
Beteiligten kann die Zahl der Mitglieder weder erweitert noch 
vermindert werden. Die Vertragsnatur äussert sich namentlich 
darin, dass das Ausfeheiden eines Gesellschafters die Auflösung 



^ Gerber, System des deutschen Privatrechts S. 35 Anm. 11. 
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der Gesellschaft zur Folge hat, es sei denn, dass das Gegenteil 
ausdrücklich vereinbart wurde. Auch sollen nach Vorschrift 
des Gesetzes die Rechtsverhältnisse unter den Gesellschaftern 
sich in erster Linie nach dem Gesellschaftsvertrag richten. Die 
Vertragsfreiheit jedoch ist keine vollständige. Das Gesetz stellt 
auch für Kollektiv- und Kommanditgesellschaft einzelne zwin- 
gende Normen auf, innerhalb welcher sich der Vertrag zu halten 
hat, so namentlich Vorschriften über die Stellvertretung, die 
Haftung der Gesellschafter für die Schulden der Gesellschaft, 
über das Verhältnis der Gesellschaft zum Gesellschaftsvermögen. 
Es liegt in der Natur des Vertrages, dass die Vertragsbestim- 
mungen alle wesentlichen Merkmale des zu begründenden Rechts- 
verhältnisses enthalten sollen. Es sind demnach Gegenstand 
und Bestandteil des Gesellschaftsvertrages die den zwingenden 
Normen des Gesetzes unterstehenden Rechtsbeziehungen gerade 
so, wie die, welche der Willkür der Kontrahenten überlassen 
sind. Aus dem Umstand, dass das Gesetz Bestimmungen auf- 
stellt, an welche die Kontrahenten beim Vertragschluss ge- 
bunden sind, das Fehlen der Vertragsnatur zu behaupten^ ist 
unhaltbar. Nicht um ein blosses Unterwerfen der Gesellschafter 
unter die gesetzlichen Normen handelt es sich, sondern sie 
machen sich dieselben zu eigen. Das Gesetz weist ihnen nur 
den Weg, den sie einzuschlagen haben, und die Kontrahenten 
richten darnach den Inhalt ihrer Vertragsbestimmungen. 

Diese rechtlichen Erwägungen treffen auch auf die Ge- 
nossenschaft zu. Die zukünftigen Genossen verpflichten sich 
nicht nur zur Gründung der Genossenschaft, d. h. zur Vor- 
nahme des einseitigen konstitutiven Aktes, sondern die Fest- 
stellung der Statuten selbst ist Form des Vertrages. Sein In- 
halt untersteht teils ihrem freien Belieben, teils wird er vom 
Gesetz normiert. Aber wie bei der Kommandit- und Kollek- 
tivgesellschaft haben die gesetzlichen Vorschriften die Bedeu- 
timg einer Anweisung mit zwingendem Charakter, was die Kon- 
trahenten als Vertragsinhalt festzusetzen haben. Ich halte die 
Auffassung Rosenthals ^ für unzutreffend, wenn er bemerkt: 
„der Inhalt des Vertrages ist z. T. vom Gesetz vorgeschrieben 
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und insoweit dies der Fall ist, kann von einem Vertrag 
also nicht die Rede sein. Ein Minimum des Vertragsin- 
haltes ist jeder Vertragsthätigkeit entzogen, in Bezug hierauf 
stehen sich die Personen, welche eine Genossenschaft bilden 
wollen, gar nicht gegenüber, sondern auf der einen Seite ist 
die Gesamtheit dieser Personen Partei, auf der andern der 
Staat. Ein Gesellschaftsvertrag ist nur inbetreff derjenigen Ver- 
einbarungen vorhanden, die über diesen obligatorischen Inhalt 
hinausgehend getroffen worden sind." Wie soll der Staat Partei 
sein, wo es sich um die Gründung eines rein privatrechtlichen 
Institutes handelt? Die Genossenschaft tritt in keiner Weise in 
rechtliche Beziehung zu ihm. Die zwingenden Vorschriften des 
Gesetzes sind lediglich zur Wahrung des öffentlichen Interesses 
aufgestellt. Gegen die Vertragsnatur des Gründungsaktes kann 
auch nicht geltend gemacht werden, dass ein Vertrag nur Rechte 
und Pflichten unter den Kontrahenten begründe, dass, wie von 
Sicherer^ sagt, der Vertrag nur ein rechtssetzender im sub- 
jektiven Sinne des Wortes sein könne, während jedoch die Sta- 
tuten objektives Recht enthalten. Dass diese letzte Thatsache 
richtig ist, lässt sich nicht leugnen, doch kann ich darin keine 
Abnormität finden. Alle obligatorischen Vertragsverhältnisse 
können wir in gewissem Sinn als objektives Recht betrachten, 
insofern sie die Beziehungen zweier Personen zu einander 
ordnen und diese in ihrer privaten Willensfestsetzung durch 
das allgemeine Recht geschützt werden. Jedes subjektive Recht 
hat eine objektive Seite als Rechtssatz, der nur zwischen den 
Kontrahenten wirksam ist. Er ist von ihnen zu beachten, so- 
fern sie in der bestimmten Richtung miteinander in Rechtsbe- 
ziehung treten und eine Verletzung involviert ein Klagerecht 
des durch sie Geschädigten. Das objektive Moment muss da 
besonders stark hervortreten, wo durch Vertrag Rechtsverhält- 
nisse geschaffen werden, die nicht nur unter den Kontrahenten, 
sondern auch gegenüber Dritten der Natur der Sache entsprechend 
Wirkung haben sollen. So bei allen Verträgen, die zum Gegen- 
stand die Schaffung eines Rechtsgebildes haben, das als solches 
in Verkehr tritt. So erzeugt der Abschluss der Kollektiv- und 
Kommanditgesellschaft objektives Recht im eigentlichen Sinn 
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des Wortes, d. h. schafft nicht nur Berechtigungen und Verpflich- 
tungen unter den Kontrahenten, sondern objektive Normen, die 
auch von dritten zu beachten sind, sofern sie mit ihr in Verkehr 
treten. Je mehr die Person des Beteiligten zurücktritt vor dem 
Begriff der Gesamtheit und im Verkehr mit Dritten nicht mehr 
der Einzehie in Betracht gezogen wird^ sondern nur noch die 
Gesellschaft als Ganzes, eine desto grössere Rolle spielen jene 
objektiven Normen. Der Gründungsvertrag wird zu dem, was 
Bähr^ Organisationsvertrag nennt, wenngleich seine Wirkung 
nicht mehr bloss auf die rein obHgatorische Beziehung unter 
den Parteien beschränkt bleibt. Eigentümlich ist ihm ferner, 
dass er nicht nur die Rechtsverhältnisse der jetzigen, sondern 
auch diejenigen aller künftigen Mitglieder unter sich, resp. zur 
Genossenschaft und gegenüber Dritten regelt. Was Burckhardt^ 
von der Aktiengesellschaft sagt, kann auch für die Genossen- 
schaft gelten. „Während bei der Kollektivgesellschaft der publi- 
zierte Vertrag erheblich von dem unter den Gesellschaftern 
geltenden abweichen kann, gibt es hier nur ein Statut, da Dritte 
nicht nur Gläubiger, sondern auch Erwerber von Aktien werden 
können und sie als Aktionäre keine andern Rechte und Pflichten 
haben können, als die, welche aus dem Statut hervorgehen, 
auf Grund dessen sie Aktionäre geworden sind." 

Den Eintritt der objetikven Rechtskraft, d. h. den Beginn 
der rechtlichen Wirkung gegenüber Dritten knüpft das O. R. 
in Übereinstimmung mit dem deutschen und öster. G. G. an' 
die Eintragung in das Hand.-Reg. In diesem Zeitpunkt tritt die 
Genossenschaft ins Leben, kann als solche Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen^ vor Gericht klagen und ver- 
klagt werden u. s. w. Vorher hat sie die Rechte der Persön- 
lichkeit nicht, ^ sondern sofern sie, auch wenn bereits genossen- 



^ Bahr, Zum neuen Aktiengesetz in den Jahrbüchern filr Dogmatik 
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schaftlich organisiert, Rechtshandlungen gegenüber Dritten vor- 
nimmt, so wird sie nach den Grundsätzen der einfachen Gesell- 
schaft behandelt. Die Handelnden sind persönlich und solidarisch 
den Dritten verantwortlich, mit Vorbehalt ihres Rückgriffs auf 
die übrigen Vereinsmitglieder. ^ Der vor der Eintragung erfolgte 
Gründungsbeschluss ist jedoch nicht ganz ohne rechtliche Be- 
deutung für die künftige Genossenschaft. Die Gründer sind 
obligatorisch an den Gesamtbeschluss gebunden und können 
zur Erfüllung der vertraglich übernommenen Verpflichtungen 
angehalten werden. So kann sich ein Mitglied durch Abschluss 
des Gründungsvertrages nicht wieder von dem Unternehmen 
zurückziehen mit der Behauptung, die Genossenschaft sei, weil 
noch nicht eingetragen, auch noch nicht entstanden, und dem- 
zufolge eine Verpflichtung ihr gegenüber nicht existent. Jedes 
Mitglied der noch nicht eingetragenen* und die eingetragene 
Genossenschaft als solche können den Verpflichteten zur Er- 
füllung anhalten, vorausgesetzt, dass der Beitritt auf Grund des 
ausgearbeiteten Gesellschaftsvertrags geschehen ist. Es würde 
den Grundsätzen des Vertragsrechts widersprechen, sich durch 
ein Rechtsgeschäft zu verpflichten, dessen Inhalt noch ganz 
oder in seinen wesentlichen Bestandteilen unbestimmt wäre.® 



* S.O.R. Art. 717, D.G.G. § 13, Östr. G. G. § 8. Etwas weitschweifig, 
aber vollkommen zutreffend zeichnet das engl. G. G» sect. 11 (2) die Ver- 
tragsnatur der Genossenschaft: The rules of the soclety shall bind the 
Society and all members thereof and all persons claiming through them 
respectively to the same extent as if each member had subscribed his 
name and affixed his seal thereto, and there were contained in such rules 
a covenant on the part of himself, his heirs, executors, and administrators, 
to conform thereto, subject to the provisions of this Act. 

' Da die nicht eingetragene Genossenschaft, auch wenn bereits organi- 
siert, nicht als solche vor Gericht auftreten kann, so greifen, nach den ftkr 
die einfache Gesellschaft geltenden Grundsätzen, die Bestimmungen über 
Stellvertretung Platz. Vgl. Journal des tribunaux suisses Bd. XUI S. 185. 
Revue des Gerichtspraxis. Bd. VII Nr. 18 Bd. 14 Nr. 22 

» R. Ger. Bd. 30 S. 96, Seuffert. Bd. XIX Nr. 188, R. O. TH. G. 
Bd. Vn S. 274, Bd. XI S. 379, Bd. XVIII S. 362, Bd. XXIII S. 291. 
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IV. Entstehung und Endigung der 

Mitgliedschaft 

A. Entstehung. 
1. Voraussetzung der Mitgliedschaft. 

Das wesentliche Substrat der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft bildet der Personenverband. Element desselben 
ist zunächst die physische Person als Subjekt eines Wirtschafts- 
betriebes. Aber auch nichtphysische Personen können die 
Mitgliedsqualität erlangen. So selbstverständlich dies erscheinen 
mag, so war es doch keineswegs von jeher unbestritten. Während 
der langen Vorberatungen zum preussischen und D. G. G. vom 
Jahre 1868 wurden die juristischen Personen nicht erwähnt, 
man dachte zum vornherein nur daran, dass menschliche Indi- 
viduen Mitglieder werden könnten. Erst als nach Erlass des 
letzterwähnten Gesetzes Personenverbände in bereits bestehende 
Genossenschaften aufgenommen wurden oder solche zur inten- 
siveren Verfolgung ihrer wirtschaftlichen Zwecke zu genossen- 
schaftlich organisierten Verbänden zusammentraten, wurde die 
Frage der gesetzlichen Zulässigkeit zum Gegenstand lebhaften 
Streites. Schulze-Delitzsch erklärte sich gegen die Aufnahme 
nicht physischer Personen und brachte in der Novelle vom 
Jahre 1876 einen dahingehenden Zusatzantrag ein. Erst der 
Entwurf zum geltenden D. G. G.^ erklärte die Zulassung von 
Personenvereinen, wenigstens indirekt, für Rechtens. Das engl. 
G. G. gestattet ausdrücklich den Beitritt einer Gesellschaft als 
Mitglied in eine Genossenschaft und sucht ihn noch dadurch 
zu begünstigen, dass es für sie die Beschränkung der Kapital- 
beteiligung auf 200 jB St. nicht eintreten lässt. Die übrigen 
G. G. enthalten keine Bestimmungen bezüglich der Mitglied- 
schaft nichtphysischer Personen, doch unterliegt es keinem 
Zweifel, dass ihr ein rechtliches Bedenken nicht entgegensteht. 
In der Praxis sind ja die Fälle zahlreich, wo Genossenschaften 



* D. G. G. § 9 Abs. 2, § 41 Abs. 3. 
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als Mitglieder auftreten, ich verweise nur auf die genossen- 
schaftlichen Centralverbände. 

In der Schweiz finden wir die rechtlich interessante Er- 
scheinung, dass Korporationen des öffenüichen Rechts zusam- 
mentreten zur Bildung privatrechtlicher Genossenschaften. Ein 
Beispiel bildet die Amtsersparniskasse Burgdorf. Der Eintrag 
in das Hand.-Reg. lautet: „Unter dieser Firma hat sich vor dem 
I. Januar 1883 ^^^^ Genossenschaft gebildet, bestehend aus sämt- 
lichen 27 Gemeinden des Amtsbezirks Burgdorf/' * Theoretisch, 
von einem rein doktrinären Standpunkt aus, kann die Frage 
aufgeworfen werden, ob eine solche Genossenschaft mit dem 
Gesetz vereinbar sei. Die grammatische Interpretation steht 
nicht entgegen, wohl aber das Genossenschaftsprinzip an sich, 
das auf die Förderung des Erwerbs und der Wirtschaft der 
Mitglieder gerichtet ist. Wo aber Korporationen des öffent- 
lichen Rechts zur Bildung einer Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaft zusammentreten, da nimmt der genossenschaftliche 
Zweck den Charakter der Gemeinnützigkeit an. Das geht z. B. 
deutlich hervor aus den Statuten der oberemmenthalischen 
Armenanstalt, wenn sie als Zweck angibt „die Aufnahme und 
würdige Verpflegung erwachsener Personen, welche der öffent- 
lichen Versorgung durch die beteiligten Gemeinden anheimge- 
fallen sind." Zwar bezwecken diese Genossenschaften ebenfalls 
eine wirtschaftliche Förderung ihrer Mitglieder, es sind aber 
nicht physische Personen, welche den Vorteil geniessen, sondern 
die Fisci der Gemeinden, die entlastet werden sollen, dadurch, 
dass sie durch ihre Vereinigung sich ihrer durch das öffentliche 
Recht auferlegten Pflichten leichter entledigen. Die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften bezwecken aber die wirtschaft- 
liche Förderung der Menschen als direkt oder wenigstens indirekt 
Beteiligte. Dass infolge der Erleichterung der Armenlast sich 
zugleich die Steuerlast der Gemeinde günstiger gestaltet, kann 
nicht als Erfüllung jenes Erfordernisses betrachtet werden, denn 
die Reduktion der Steuerauflage ist doch eine ganz sekundäre 
Folge des genossenschaftlichen Geschäftsbetriebes. 



' Eine ähnliche Organisation zeigen die Oberemmenthalische Armen- 
anstalt, Bezirksarmenanstalt Frienisberg, Amtsersparniskasse Erlach. 
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Die Voraussetzungen, welche sonst für den Erwerb der 
Mitgliedschaft gefordert werden, sind der mannigfaltigsten Art. 
Die Gesetze stellen in dieser Hinsicht keine Schranken, prin- 
zipiell ist also die Bewegungsfreiheit des Statuts in diesem 
Punkte nicht begrenzt. Die in den Statuten sich findenden Be- 
stimmungen beziehen sich auf Alter, Besitz der bürgerlichen 
Ehre, Betrieb eines bestimmten Geschäftes, Handwerks oder 
Gewerbes, auf die Handlungsfähigkeit und namentlich auf das 
Geschlecht. Oft wird für die Zulassung der Frauen ein aus- 
drücklicher Konsens des Ehemannes verlangt. Als Vorausfetzung 
wird im fernem gefordert der Wohnsitz in einem bestimmten 
Territorium, Kanton, Bezirk, Gemeinde, Thalschaft, Gehöft u. s. w. 
Es gibt Genossenschaften, welche die Mitgliedschaft an den 
Besitz bestimmter Grundstücke knüpfen, so namentlich bei Mol- 
kerei- und Käsereigenossenschaften. Es kann ferner die Ge- 
nossenschaft in der Weise als Annex einer andern Gesellschaft 
erscheinen, dass die Zugehörigkeit zu dieser zugleich Bedingung 
der Mitgliedschaft in der Genossenschaft ist.^ 



2. Entstehung vor erfolgter 

Die Mitgliedschaft entsteht durch den Beitritt. Doch ist zu 
unterscheiden der Beitritt zu der erst zu konstituierenden und 
zu der konstituierten Genossenschaft. Der erstere fällt zusammen 
mit der Teilnahme an der Gründung. In Bezug auf ihre ma- 
terielle Wirkung und juristische Bedeutung verweise ich auf 
den vorhergehenden Abschnitt. 

Ein formelles Erfordernis für den Erwerb der Mitgliedschaft 
vor erfolgter Eintragung der Genossenschaft stellt einzig das 
D. G. G. auf, indem es ihn von einer schriftlichen Erklärung 
abhängig macht. Sie geschieht durch Unterzeichnung des Statuts. 
Dieses ist mit den Unterschriften versehen dem Begehren der 



* Ein Beispiel dieser Art ist die Allgemeine Aargauische Ersparnis- 
kassej die eine Genossenschaft bildet aus der 25 Mitgliedern zählenden 
Klasse für Gewerbe und Wohlstand der Kulturgesellschaft des Bezirks Aarau. 
Durch die Wahl in diese Klasse wird man Genossenschafter, durch Austritt 
aus ihr findet der Austritt aus der Genossenschaft statt. Vgl. § 19, 20 
und 21 Statut vom 30. Januar 1878. Spar- und Leihkasse Oberegg, deren 
Mitgliederzahl 11 beträgt, die aus dem dortigen Piusverein gewählt 
werden u. a. m. 

4 
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Eintragung in das Genossenschaftsregister beizufügen.^ Wer 
das Statut bis zu diesem Zeitpunkt nicht unterzeichnet hat, ist 
nicht Mitglied. Er kann, auch wenn er die Beitrittserklärung 
bereits vor der Eintragung abgegeben hat, die Mitgliedschaft 
nur erwerben nach den Förmlichkeiten des Beitritts in die 
konstituierte Genossenschaft.^ Der Genossenschaft gegenüber 
ist er freilich obligatorisch zum Beitritt verbunden und sie kann 
ihn daher klageweise auf Erfüllung dieser Verpflichtung an- 
halten. 

Das S. O. R.* verlangt in Übereinstimmung mit dem engl. 
G. G.* die Unterzeichnung der in Schrift verfassten Statuten 
durch mindestens 7 Genossenschafter. Nach dem Wortlaut des 
Gesetzes hat diese Zahl die Bedeutung eines Minimums. Es 
können aber auch mehr ihre Unterschrift beifügen; welche der 
an der Gründung Beteiligten unterzeichnen, ist gleichgültig. Die 
Unterzeichnung der Statuten ist nicht wie im D. G. G. Voraus- 
setzung zum Erwerb der Mitgliedschaft vor erfolgter Eintragung 
in das Hand. -Reg. Jede Form der Beitrittserklärung genügt, 
sei sie schriftlich oder mündlich oder bestehe sie bloss in einer 
concludenten Handlung. Die Mitgliedschaft entsteht mit allen 
ihren rechtlichen Wirkungen im Moment der Eintragung in das 
Hand.-Reg. und zwar nicht nur der Unterzeichner der Statuten, 
sondern aller an der Gründung Beteiligten. Dieses Resultat 
steht im Widerspruch mit der von Schneider und Fick vertre- 
tenen Auffassung und einer Entscheidung des Obergerichts Zürich.* 
Erstere bemerken : „Weigerung der Unterzeichnung ist Weige- 
rung des Eintritts in die Genossenschaft. Die Gründergesellschaft 
als Vorläuferin der eigentlichen Genossenschaft mit juristischer 
Persönlichkeit ist eine blosse einfache Gesellschaft." So sehr der 
zweite Satz unserer Auffassung entspricht, so wenig kann sich für 
uns der erste als Konsequenz ergeben. Mit dem Moment der Ein- 
tragung erlangt der in der Gründung liegende rechtliche Vorgang 
in seinem vollen Umfang Kraft und übt alle diejenigen Wirkungen 
aus, die er bei seiner Vornahme ausgeübt haben würde, wenn 

* D. G. G. § II Nr. I. 

* Par. u. Kr. S. 75, Proebst S. 74. 
» S. O. R. Art. 679. 

* Engl. G. G. sect. 7 (2). 

* Art. 679. Anm. 4. Handelsrecht!. Entscheid. Bd. VIII. S. 142. 
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ihm nicht die Vorschrift des Gesetzes entgegengestanden hätte. 
Eine dieser Wirkungen besteht in dem Beginn der Mitglied- 
schaft der Beteiligten. Ob man die Gründung als Vertrags- 
schluss oder als konstitutiven Akt auffasse, führt zu demselben 
Resultat. Im ersten Fall werden mit dem Eintritt der Rechts- 
kraft der Statuten alle beim Gründungsvertrag Mitwirkenden 
zu Genossenschaften?, weil mit der Anerkennung dieses ihres 
Vertrages sie notwendig auch als Kontrahenten anerkannt werden 
müssen. Der Inhalt ihres Vertrages besteht ja zum Teil gerade 
darin, zueinander in das Verhältnis von Mitgliedern treten, und 
sich gegenseitig als solche anerkennen zu wollen. Im zweiten 
Fall tritt dieselbe Wirkung ein, weil alle bei der Vornahme 
des konstitutiven Aktes Beteiligten gerade durch diese Betei- 
ligung ihren Willen kund gegeben haben, sich der Satzung unter- 
werfen, d. h. Mitglied sein zu wollen. Die Frage, ob jemand 
durch Eintrag der Genossenschaft Mitglied geworden sei, ent- 
scheidet sich nach dem Maass seiner Beteiligung am Grün- 
dungsakt. 

3. Entstehung nach erfolgter Eintragung. 

Die Entstehung der Mitgliedschaft nach erfolgter Eintragung 
der Genossenschaft beruht auf dem Akt des Eintritts. Wie in 
der Gründung ist auch in ihm ein Vertrag zu erblicken. Der 
eine Kontrahent ist die Genossenschaft, der andere die den 
Eintritt nachsuchende Person. Jene verpflichtet sich den Ein- 
tretenden als Inhaber aller Rechte und Pflichten, die sich an 
die Mitgliedschaft knüpfen, anzuerkennen, diese, alle Pflichten 
zu erfüllen, die sich für ihn aus seiner Mitgliedsqualität ergeben. 
Der specielle Inhalt des Vertrages ergibt sich auch hier aus 
dem Statut, dessen Eigenschaft als dauernde Vertragsnorm 
gerade an diesem Punkt zu Tage tritt. Die Eigentümlichkeit 
des Auf nähme Vertrages besteht darin, dass nur der eine Kon- 
trahent, die Genossenschaft, die Vertragsbedingungen festsetzt 
und der andere, sofern er an den Vorteilen des genossenschaft- 
lichen Wirtschaftsbetriebs teilnehmen will, sich den Bedingungen 
schlechthin fügen muss. In diesem Sinn kann man von einer 
Unterwerfung des Beitretenden unter das Genossenschaftsftatut 
sprechen. 
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Die Bedingungen, welche an die Entstehung der Mitglied- 
schaft durch Eintritt geknüpft sind, werden teils vom Gesetz 
bestimmt, teils sind sie der statutarischen Festsetzung über- 
lassen. 

Als gesetzliches Erfordernis stellen alle Gen.-Ges. überein- 
stimmend die schriftliche Beitrittserklärung auf/ Diese Vor- 
schrift ist zwingender Natur. Ihre Beobachtung ist die Voraus- 
setzung des Entstehens der Mitgliedschaft, ihre Verletzung hat 
Nichtigkeit des Aufnahmevertrages zur Folge. Hat das Erfor- 
dernis der Schriftlichkeit den Sinn, dass seine Erfüllung, die 
Aufnahme durch die Genossenschaft vorausgesetzt, schlechthin 
die Entstehung der Mitgliedschaft bewirke? Das österr. G. G. 
bestimmt: „Der Beitritt der einzelnen Genossenschafter geschieht 
durch schriftliche Erklärung." Die Wendung des österr. Gesetzes 
deutet offenbar darauf hin, dass die schriftliche Beitrittserklärung 
der die Mitgliedschaft erzeugende Faktor ist und dass die Genossen- 
schaft ihren Erwerb nicht von weitern Bedingungen abhängig 
machen darf. Das D. G. G. 1868 und das S. O. R lauten fast 
gleich : „Zum Beitritt zur Genossenschaft ^^w«^/ die schriftliche Er- 
klärung." Unter dem Begriff des Genügens kann ein Doppeltes 
verstanden werden. Entweder das Gesetz will die Form des 
Vertragschlusses absolut festsetzen, oder es stellt nur deren 
Minimum fest. Für die zweite Auffassung scheint die ausdrückliche 
Bestimmung des Gesetzes zu sprechen, dass das Statut die Be- 
dingungen des Ein- und Austrittes der Genossen enthalten müsse.^ 
Zur Entscheidung der Frage gehen wir aus von der ratio, welche 
den Gesetzgeber veranlasst hat, die Schriftlichkeit der Beitritts- 
erklärung zu fordern. Es soll in ihr der Wille des Eintretenden 
sich ausdrücklich manifestieren und ihn auf die Wichtigkeit seines 
Schrittes aufmerksam machen. Deshalb verlangt auch das gel- 
tende D, G. G. die unbedingte Erklärung des Beitritts und bei 
Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht und unbe- 
schränkter Nachschusspflicht die ausdrückliche Bemerkung, dass 
sie sich der erhöhten Haftung unterwerfen. Diese Beifügung 



* S. O. R. Art. 683, D. G. G. § 15, D. G. G. 1868 § 2, Östr. G. G. § 3, 
Belg. G. G. Art 91, Ital. G. G. Art. 226. Das franz. Gesetz enthält keine 
specielle Bestimmung. 

• S. O. R. Art. 680 Nr. 4, D. G. G. 1868 § 3 Nr. 4. 
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ist für die rechtliche Gültigkeit des Beitritts wesentlich.^ Anderer- 
seits soll die schriftliche Beitrittserklärung die Kontrolle über 
den Abschluss des Aufnahmevertrages ermöglichen und den 
Beweis der Mitgliedsqualität erleichtern. Wären für den Auf- 
nahmevertrag die gewöhnlichen Kontraktsregeln massgebend, 
so könnte leicht zweifelhaft bleiben, ob der Beitritt wirklich statt- 
gefunden habe und damit wäre endlosen Streitigkeiten Thür 
und Thor geöffnet. Besonders schlimm müssten die Konse- 
quenzen dann zur Geltung kommen, wenn infolge Zusammen- 
bruches der Genossenschaft es sich darum handeln würde, die 
Haftpflicht der Genossen wirksam werden zu lassen. Dies zu 
verhüten, genügt das Requisit der Schriftlichkeit der Beitritts- 
erklärung, sofern ihr die Bedeutung einer absoluten Form- 
vorschrift zuerkannt wird. Die übrigen Bedingungen des Er- 
werbs der Mitgliedschaft haben, unter diesem Gesichtspunkt 
betrachtet, nur nebensächliche Bedeutung. Diese absolute Wir- 
kung legt das D. G. G. der Eintragung des Mitgliedes in die 
gerichtliche Liste bei. „Durch die Eintragung, welche auf Grund 
der Erklärung und deren Einreichung stattfindet, entsteht die 
Mitgliedschaft des Beitretenden.''*^ Nach konstanter Recht- 
sprechung wurden gemäss dem frühern D. G. G. die übrigen 
in den Statuten enthaltenen Beitrittsbedingungen für den Er- 
werb der Mitgliedschaft ebenso für wesentlich gehalten, wie die 
schriftliche Beitrittserklärung. Dasselbe gilt für das S. O. R. 
Statutarische Beitrittsbedingungen haben die Natur von Ver- 
tragsbedingungen. Die Genossenschaft stellt sie zum vornherein 
fest, und das neueintretende Mitglied hat, sofern es überhaupt 
die Mitgliedschaft erwerben will, sich ihnen zu unterziehen. Sie 
bilden einen Bestandteil der allgemeinen Bestimmungen des Ge- 
nossenschaftsvertrags, nur mit der Erfüllung der suspensiv wir- 
kenden Bedingung erwirbt die den Eintritt nachsuchende Person 
die Mitgliedschaft. Das Resultat ist demnach folgendes: Für die 
Schweiz bestimmt das Gesetz die Form des Aufnahmevertrages* 
Ihre Verletzung hat Nichtigkeit zur Folge. Daneben bleibt 
es dem Statut überlassen, noch weitere Bedingungen aufzustellen, 
an die sich der Erwerb der Mitgliedschaft knüpfen soll. Sie 



* Par. u. Kr. S. 321, Begründung II 127. 

* D. G. G. § 15 Abs. 3. 
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haben die Bedeutung wahrer Vertragsbedingungen. Wenn auch 
der beidseitige Vertrags wille vorhanden ist, so bleibt das Rechts- 
geschäft, d. h. der Erwerb der Mitgliedschaft für so lange 
suspendiert, als jene Bedingungen nicht erfüllt sind. 

Die in den Statuten enthaltenen Eintrittsbedingungen sind 
mannigfachster Art Vorwiegend bestehen sie in der Leistung 
eines Vermögenswerten Beitrages, wie in der Übernahme und 
vollen oder teilweisen Einzahlung eines Stammanteiles, Ge 
nossenguthabens, oder in der Entrichtung einer Art genossen 
schaftlicher Eintrittssteuer (Eintrittsgeld), die meist dem Reserve 
fonds zugeschlagen wird. Die Statuten lassen häufig nicht er 
kennen, ob die beim Entritt geforderte Leistung einer Kapital 
<juote als wesentliche Vorausfetzung der Mitgliedschaft betrachtet 
werden müsse oder ob sie eine aus der bereits konstituierten 
Mitgliedschaft fliessende obligatorische Verpflichtung bedeute. 
Wenn z. B, das Statut bestimmt: „Jeder Genossenschafter hat 
bei seinem Eintritt einen oder mehrere Stammanteile zu zeichnen 
und sofort einzuzahlen" oder „die Mitglieder sind zur Entrich- 
tung eines in den Reservefonds fallenden Eintrittsgeldes und 
zur Erwerbung eines Stammanteiles verpflichtet '\ so kann es 
zweifelhaft sein, welches der juristische Inhalt dieser Vorschrift 
sei. Prinzipiell kann die Frage nicht gelöst werden, eine sichere 
Entscheidung wird sich nur aus den Umständen des Falles er- 
geben. Nach allgemeinen Rechtsregeln spricht die Vermutung 
gegen die Annahme einer Vertragsbedingung. Daraus ergibt 
sich, dass dem, welcher sich auf die Natur jener Vorschrift als 
Vertragsbedingung stützen wollte, der Beweis ihrer juristischen 
Bedeutung obliegen würde. 

B. Endigung, 

Wie die Mitgliedschaft entsteht durch Beteiligung an der 
Gründung der Genossenschaft und durch Aufnahme in den 
vorhandenen Personenverband, so endigt sie umgekehrt durch 
Auflösung desselben und durch Austritt aus der bestehenden 
Genossenschaft. Dazu treten einige weitere Endigungsgründe, 
die einen Entstehungsgrund als Revers der Natur der Sache 
entsprechend nicht haben können. Es gehören dahin: Aus- 
schluss durch die Genossenschaft und Tod des Genossen- 
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schafters. Das D. G. G. hebt als weitere Endigungsgründe aus- 
drücklich hervor: Verlegung des Wohnsitzes und Übertragung 
des Geschäftsanteils. 

1. EndIgung Infolge Auflösung der Genossenschaft. 

Wir haben ausgeführt, dass die Gründung der Genossen- 
schaft auf Vertrag der Beteiligten beruht. Alle später Bei- 
tretenden werden in den bereits bestehenden Vertragsnexus 
aufgenommen. Durch Eintritt in die Sphäre des genossenschaft- 
lichen Vertragsverbandes entsteht die Mitgliedschaft, durch 
Lösung von ihm muss sie verschwinden. Aufhören der Mit- 
gliedschaft infolge Auflösung der Genossenschaft fällt mit dem 
Aufhören des Personenverbandes notwendig zusammen. 

Die Beendigung der Mitgliedschaft durch Auflösung der 
Genossenschaft kann, um einer Einteilung Gierkes^ zu folgen, 
stattfinden dadurch, dass die Auflösung von selbst eintritt oder 
dass ein fremder Wille wirksam ist oder als Folge des eigenen 
auf die Auflösung gerichteten Willens der Genossen. Diese 
die Auflösung der Genossenschaft verursachenden rechtlich 
wirksamen Momente sind die „Beendigungsgründe". Sie müssen 
vom Recht geregelt sein, indem es die Voraussetzungen fest- 
setzt, von denen der Eintritt jener auflösenden Wirkung ab- 
hängig ist oder die Bedingungen der Beendigung müssen von 
den Vertragschliessenden in ihrem Vertrag (Statut) selbst fest- 
gesetzt werden. Sie darf also nie ein Akt der blossen Willkür, 
sei es der Staatsgewalt oder einer andern Macht sein, denn 
darin würde sich eine Verletzung wohlerworbener Rechte mani- 
festieren. 

a. Ohne auf die Auflösung gerichtete Handlung der 
Genossen. Der Fall, welcher zunächst ins Auge tritt ist der, 
dass das subjektive Substrat der Genossenschaft wegfällt, mit 
a. W., dass keine Beteiligten mehr vorhanden sind. Dieser Fall 
jedoch kommt für uns ausser Betracht, da uns die Beendigung 
der Genossenschaft nur insofern interessieren kann, als sie unter 
Umständen geschieht, die eine Fortführung, abgesehen von dem 
speciell wirksamen Beendigungsgrund, erlauben würden. Denn 



* Gicrke, Genth. S. 833 fF. 
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da wir sprechen von der Beendigung der Mitgliedschaft durch 
Lösung des Vertrages, so setzen wir voraus, dass noch ver- 
tragsfähige Subjekte vorhanden seien. Unmittelbar an den er- 
wähnten knüpft der Fall an, dass zwar das subjektive Substrat 
nicht vollständig wegfällt, wohl aber sich so bedeutend herab- 
mindert, dass entweder die Verfolgung des genossenschaftlichen 
Zweckes in Frage gestellt oder doch die vom Gesetz für die 
Entstehung festgesetzte Grenze der minimalen Mitgliederzahl 
nicht mehr erreicht wird. Wo ist hier die Grenze des erlaubten 
oder möglichen Fortbestehens der Genossenschaft zu ziehen? 
Sie wird gegeben durch den genossenschaftlichen Zweck und 
durch den Charakter der Genossenschaft als Vertragsverhältnis. 
Der Zweck ist massgebend, insofern er besteht in der Förde- 
rung des Erwerbes und der Wirtschaft der Mitglieder durch 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb. Dieser Begriff setzt eine 
Mehrzahl von Genossen voraus, ebenso die Natur der Genossen- 
schaft als Vertrag. Die Genossenschaft muss ihr Ende erreichen, 
nicht nur wenn sämtliche Mitglieder, sondern auch wenn alle 
bis auf eines wegfallen. Der übrigbleibende Genosse kann nicht, 
wie dies bei der Aktiengesellschaft nach herrschender Meinung 
angenommen wird, ^ die Genossenschaft fortsetzen und sie durch 
Aufnahme von Mitgenossen wieder aufleben lassen. Bei der 
Aktiengesellschaft ist eine solche Konstruktion denkbar, vs^eil 
hier der Gesellschaftsvertrag sich in den Aktien gewissermassen 
stabilisiert. Wenn sich diese in einer Hand vereinigen, so können, 
so lange dieser Zustand dauert, die organisatorischen Bestimmun- 
gen des Gesetzes resp. der Statuten nicht in Anwendung kommen, 
wohl aber steht es im Belieben des Aktieninhabers, den früheren 
Zustand dadurch wieder herzustellen, dass er die Aktien weiter 
gibt. Anders bei der Genossenschaft. Da sich diese nicht wrie 
die Aktiengesellschaft als Kapitalverein darstellt, sondern als 
Personenverband, bei dem eine Verdinglichung der Mitglied- 
schaft nicht zulässig ist, so muss, sobald das persönliche Element 
wegfällt, auch das Vereinsgebilde ein Ende nehmen. Es wä.re 
eine Fortsetzung durch den Einzelnen selbst dann nicht denk- 
bar, wenn dieser sämtliche Anteilscheine an sich gezogen hätte. 



* Gierke, Genth. S. 838, 839. Insbes. 839 Anm i. Siehe die dort. Cit. 
Gierke selbst erklärt sich gegen diese Theorie. 
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Zieht das Sinken der Mitgliederzahl bis auf die Einzahl die 
Endigung der Genossenschaft nach sich, weil eben dadurch die 
vertragsmässige persönliche Verbindung der Genossen aufge- 
hoben wird, so ergibt sich e contrario der Schluss, dass, so- 
lange diese vertragsmässige Verbindung aufrecht erhalten bleiben 
kann, auch das Fortbestehen der Genossenschaft prinzipiell noch 
möglich ist. Dies ist der Fall, solange eine Mehrzahl von Ge- 
nossen vorhanden ist. Dagegen darf nicht geltend gemacht 
werden, dass ja das Gesetz Normen aufstelle bezüglich der 
Organisation, dass es einen Vorstand, einen Aufsichtsrat ver- 
lange und dass bei einer so geringen Beteiligung diesen Vor- 
schriften nicht mehr nachgelebt werden könne. Auch der Ein- 
wand ist nicht massgebend, dass diese Normen Inhalt des Ge- 
nossenschaftsvertrages seien und dass infolge des Sinkens der 
Mitgliederzahl die Erfüllung der vertragsmässigen Existenzbe- 
dingungen unmöglich geworden sei. Denn alle jene Vorschriften, 
die sich auf die Organisation beziehen, sind nur deshalb auf- 
gestellt, weil sie einen Modus festsetzen wollen, nach dem sich 
die Genossenschaft als Verband von grosser Mitgliederzahl in 
ihrer äusseren Lebensform zu richten hat. Sie bedeuten nicht 
einen materiellen Existenzgrund und sind deshalb für das Be- 
stehen der Genossenschaft unwesentlich. Schrumpft diese soweit 
zusammen, dass sie sich die vorgeschriebene Organisation nicht 
mehr zu geben vermag, so fällt auch deren Notwendigkeit weg. 
Einmal entstanden, wird die Genossenschaft materiell auch jetzt 
noch fortleben. Sobald jedoch die Genossenzahl die entsprechende 
Höhe wieder erreicht, wird sich die Genossenschaft den vom 
Gesetz, resp. vom Statut aufgestellten Organisationsbestimmun- 
gen wieder unterziehen müssen. 

Gesetz und Statut können jedoch modificierend einwirken 
und dem übermässigen Zusammenschrumpfen durch Aufstellung 
direkter Beendigungsgründe entgegentreten.^ Nach engl. Ge- 
setz ist die Genossenschaft aufzulösen, wenn die Mitgliederzahl 
unter sieben sinkt. Das S. O. R. ist dem englischen Gesetz in 
diesem Punkt nicht gefolgt. Nach Schweiz. Recht führt das 
Sinken der Genossenzahl unter die für den Beginn geforderte 
Anzahl nicht ohne weiteres zur Beendigung der Genossen- 



* Gierke, Genth. S. 840. Insbes. Anm. 3. 
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:schaft.* Erst wenn die statutenmässige Besetzung des Vor- 
standes oder eines andern in den Statuten als notwendig vor- 
ausgesetzten Organs mangels der erforderlichen Mitglieder- 
zahl oder aus andern Gründen unmöglich geworden ist, kann 
sie auf Antrag eines Genossenschafters, eines Gläubigers oder 
einer zuständigen öffentliche Amtsftelle aufgelöst werden.^ Nach 
D. G. G.^ ist die Genossenschaft durch das Gericht auf Antrag 
des Vorstandes, und wenn der Antrag nicht binnen 6 Monaten 
erfolgt, von Amteswegen aufzulösen, wenn die Zahl der Ge- 
nossen weniger als 7 beträgt. Ebenso kann nach den Bestim- 
mungen des französischen* und belgischen^ Aktiengesetzes, die 
in diesem Punkt eventuell auch für die Genossenschaft Geltung 
haben, von jedem Aktionär Klage auf Auflösung angehoben 
werden, wenn die Zahl der Mitglieder auf mindestens 7 herab- 
gesunken ist. 

Eine Genossenschaft kann sich ferner von selbst auflösen, 
ohne Einwirkung fremder Willensgewalt, durch Ablauf ihrer 
gesetzlich oder vertraglich festgesetzten Zeitdauer.® ^ Ist der 
Zeitpunkt des Ablaufes der Zeitdauer erreicht, so löst sich die 
Genossenschaft von selber auf ohne fremdes Zuthun. Eines 
Genossenschaftsbeschlusses bedarf es nicht. Nach D. G. G. liegt 
dem Vorstand die Pflicht ob, die die Auflösung herbeiführende 
Thatsache zum Genossenschaftsregister anzumelden. Eine still- 
schweigende Fortsetzung der Genossenschaft ist nicht zulässig, 
denn es gehört die Bestimmung einer Zeitdauer zum Inhalt des 
Genossenschaftsvertrages, und dieser kann nur unter Beobach- 
tung der vom Statut für dessen Abänderung festgesetzten Mo- 



* Haberstich II S. 631. 

■ S. O. R. Art. 710 Ziff. 2. Die Auflösung geschieht durch richter- 
liches Urteil. 

« D. G. G. § 78. 

* Loi du 24 juillet 1867. Art. 58. La dissolution peut 6tre prononcee 
sur la demande de toute partie int^ressee, lorsqu'un an s*est 6coul6 depuis 
repoque oü le nombre des associes est reduit ä moins de sept. 

* Belg. C. de c. Art. 73. Hier beträgt die Frist 6 Monate. 

® Gierke, Genth. S. 842. Er nennt dies „Erschöpfung ihrer Lebenskraft." 
' „Eine solche Zeitbestimmung kann auch in der Angabe eines be- 
stimmten vorübergehenden Zweckes der Genossenschaft liegen." Schneider 
und Fick, Art. 709 Z. 2. 
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dalitäten verändert werden.^ Die Bestimmung der Dauer der 
Genossenschaft überlassen die Gesetze fast durchweg dem 
Statut.^ Eine Ausnahme macht das belgische Gesetz. Nach 
diesem beträgt die Dauer der Genossenschaft, wenn nicht das 
Statut eine andere Festsetzung trifft, lo Jahre, doch kann sie 
30 Jahre niemals überschreiten.^ 

b. Durch Einwirkung fremder Willensgewalt, Der 
Träger dieser Gewalt ist stets eine vom Gesetz bezeichnete 
Behörde. Sie tritt der Genossenschaft gegenüber in Thätig- 
keit unter den vom Recht hiefür gegebenen Voraussetzungen 
auf Antrag eines hierzu legitimierten Subjekts. Hieher gehörige 
Beendigungsgründe sind : 

i) Die Konkurseröffnung,^ Das S. O. R. macht die Be- 
antragung der Konkurseröffnung dem Vorstand, bezw. den 
Liquidatoren zur Pflicht, wenn sich ergibt, dass die Forderungen 
der Genossenschaftsgläubiger nicht mehr durch die Aktiven 
gedeckt sind.^ Nach D. G. G. findet das Konkursverfahren im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit, nach Auflösung der Genossen- 
schaft auch im Falle der Überschuldung statt.^ Verpflichtet zum 
Antrag auf Eröffnung des Verfahrens ist der Vorstand in 
seiner Gesamtheit als Organ,'' berechtigt ausserdem jedes ein- 
zelne Mitglied des Vorstandes und die Konkursgläubiger. Wird 
der Antrag nicht von allen Mitgliedern des Vorstandes gestellt, 
so ist er gleichwohl zuzulassen, wenn nach Anhörung der 
übrigen Vorstandsmitglieder die ihn begründenden Thatsachen 
glaubhaft gemacht werden.® 



* Vgl. über diese Frage v. Sicherer S. 273, Par. und Kr. S. 261 zu 
§ 77 Anm. I, Proebst S. 257 zu § 77 Anm. 3, Abs. 3 bezügl. der Aktien- 
gesellschaft Renaud S. 707. 

* S. O. R. Art. 709 Ziff. 2, D. G. G. § 77 Abs. i, D. G. G. 1868 § 34, 
Östr. G. G. § 36 ZiflF. i. Vgl. auch D. H. G. B. Art. 42. 

« Belg. G. G. Art. 88. Ziff. i und Art. 89 Ziff. i. 

* S. O. R. Art. 709 Ziff. 3. D. G. G. § 94, D. G. G. 1868 § 34, Östr. 
G. G. § 36 Ziff. I. Vgl. auch D. H. G. B. Art. 42. 

^ S. O. R. Art 104 Abs. i. 

* D. G. G. § 91 Abs. 2. Nach Auflösung der Genossenschaft ist das 
Verfahren so lange zulässig, als die Verteilung des Vermögens nicht voll- 
zogen ist. 

^ D. G. G. § 92 Abs. I. 

* D. G. G. § 93 Abs. I und 2. 
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2) Das Gebahren der Genossenschaft. Die Auflösung ge- 
schieht durch richterliches Urteil, das Östr. G. G. gibt der Ver- 
waltungsbehörde die Befugnis, durch einseitigen Verfiigungsakt 
einzuschreiten. Nach S. O. R.^ kann eine Genossenschaft auf 
Antrag eines Genossenschafters, eines Gläubigers oder einer 
zuständigen öffentlichen Amtsftelle aufgelöst werden, wenn sie 
unerlaubte oder unsittliche Zwecke verfolgt, oder wenn sie uner- 
laubte und unsittliche Mittel anwedet. Was unter dem Begriff 
des Unerlaubten und Unsittlichen zu verstehen sei, sagt das 
Gesetz nicht, die Genossenschaft hat sich demnach in ihrer Ge- 
schäftsführung von den Grundsätzen allgemeinen Rechts und 
Moralitätsgefühles leiten zu lassen. Die Beurteilung, ob die 
Auflösungsbedingungen vorhanden seien, unterliegt wie bei 
Art. 17 S. O. R. dem freien richterlichen Ermessen und bildet 
Gegenstand des Beweises der Parteien. Schärfer als das S. O. R. 
bezeichnet den Auflösungsgrund das D. G. G.,* indem es der 
höhern Verwaltungsbehörde das Recht gibt, die Auflösung zu 
betreiben, wenn eine Genossenschaft sich gesetzwidriger Hand- 
lungen oder Unterlassungen schuldig macht, durch welche das 
Gemeinwohl gefährdet wird. Es geht aber noch bedeutend 
weiter als das S. O. R. indem es die Auflösung auch für den 
Fall androht, dass die Genossenschaft andere als die im Gesetz 
bezeichneten Zwecke verfolgt. Ebenso das östr. G. G.,* nur 
soll als Voraussetzung des Einschreitens der Verwaltungsbe- 
hörde ein rechtskräftig erfolgtes Straferkenntnis dienen. 

c. Infolge eigener auf die Auflösung gerichteter Hand- 
lung der Genossen. Der Auflösungsbeschluss ist prinzipiell 
der einzig mögliche Beendigungsgrund als Folge eigener Hand- 
lung der Genossen. Das ergibt sich schon aus der Vertrags- 
natur der Genossenschaft. Ein Dritter kann, sofern nicht das 
Gesetz ihm unter ausdrücklich normierten Vorausfetzungen die 
Kompetenz hiezu ertheilt, in die Rechtsverhältnisse der Genossen- 
schaft willkürlich nicht eingreifen. Niemand hat die Macht, den 
durch die Rechtsordnung geschützten Willen anderer zu brechen. 



* S. O. R. Art. 710 Ziff. i. 

* D. G. G. § 79, D. G. G. 1868 § 35. Schneider und Fick Art. 710 
Anm. 3. 

' Östr. G. G. § 36 Ziff. 4, § 37, § 88 in Verbindung mit § i. 
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Einzig zuständiges Organ zur Fassung des Auflösungsbeschlusses 
ist daher die Generalversammlung. Nur diese, als Trägerin des 
genossenschaftlichen Vertragswillens, darf über diesen Willen 
und damit über das Schicksal des aus ihm entspringenden 
Rechtsgebildes entscheiden. Das haben auch alle Gen. Ge- 
setze^ soweit sie über diesen Punkt Bestimmungen enthalten, 
ausnahmslos anerkannt. Ausdrücklich erklären die General- 
versammlung für kompetent, die Beendigung der Genossen- 
schaft auszusprechen das S. O. R.,^ das englische^ und das 
D. G. G.^ Das Letztere bestimmt schlechthin, die Genossen- 
schaft kann durch Beschluss der Generalversammlung jederzeit 
aufgelöst werden. Das Östr. G. G.* in Übereinstimmung mit 
dem frühern D. G. G.^ gibt der „Genossenschaft^' das Recht, 
die Auflösung zu beschliessen. Dass unter dieser Bezeichnung 
ebenfalls die Generalversammlung zu verstehen ist, kann wohl 
keinem Zweifel unterliegen, denn diese Auffassung entspricht 
sowohl dem Sprachgebrauch, als auch der Natur der Sache. 
Nach geltendem D. G. G. darf das Recht dieser Beschluss- 
fassung keinem andern Organ übertragen werden.^ Anders 
das S. O. R.,^ nach welchem die Genossenschaft aufgelöst werden 
kann durch Beschluss eines nach den Statuten kompetenten 
Genossenschaftsorgans. Das Gesetz denkt zunächst ebenfalls an 
die Generalversammlung, indem es diese bei Aufzählung der 
kompetenten Organe an erster Stelle auff*ührt, dann aber fügt 
es bei Aufsichtsrat u. s. w. Es ist also möglich, die Auflösungs- 
befugnis durch statutarische Bestimmung einem andern Organ 
ausser der Generalversammlung zu übertragen. 

Zur Gültigkeit des Auflösungsbeschlusses ist im Zweifel 
Stimmeneinheit erforderlich. Das ergibt sich aus folgender Be- 
trachtung. Wer mit einem oder mehrern andern einen Vertrag 
abschliesst, hat ein wohlerworbenes Recht auf den Schutz seines 
in diesem Vertrag zum Ausdruck kommenden rechtlich begrün- 



1 S. O. R. Art. 709 Ziff. i. 

• Engl. G. G. sect. 17 ZifF. i Abs. 2. 
» D. G. G. § 76 Abs. I. 

• Östr. G. G. § 36 Ziff. 2. 

6 D. G. G. 1868 § 34 Ziff. 2. 

• Par. und Kr. S. 260 

' S. O. R. Art. 709 Ziff. i. 
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deten Willens. M. a. W. er kann von seinen Mitkontrahenten 
Erfüllung fordern, und wo der Vertragsinhalt in der Begrün- 
dung und Fortführung eines Zustandes, in einer Form gegen- 
seitiger rechtlicher Beziehungen besteht, kann er deren Auf- 
rechterhaltung von den Hütern der Rechtsordnung verlangen. 
Seine Mitkontrahenten können ihn dieses Rechtes nicht will- 
kürlich berauben, selbst dann nicht, wenn sich ihr gesamter 
Wille gegen den seinen richtet. Auf die privatrechtliche Ge- 
sellschaft angewendet geht daraus hervor, dass die Genossen- 
schaft durch Mehrheitsbeschluss den Inhalt des Gesellschafts- 
vertrages gegen den Willen auch nur eines einzelnen Mitgliedes 
weder verändern noch negieren darf, nur durch Zustimmung 
aller Beteiligten kann es geschehen. Will sich also eine Ge- 
nossenschaft freiwillig auflösen, so kann es prinzipiell nur auf 
Grund von Stimmeneinheit geschehen. Dies ist die notwendige 
Folge der Vertragsnatur.^ Der seine Zustimmung versagende 
einzige Genosse kann nicht verhalten werden, seine Weigerung 
zu begründen. Zum Schutze gegen Schädigung des Gesamt- 
interesses, welche eigennütziges oder böswilliges Verhalten 
eines Einzelnen bewirken kann, hat das Gesetz mit dem Prinzip 
der Stimmeneinhelligkeit gebrochen und das Prinzip der 
Stimmenmehrheit an die Stelle gesetzt Meistens hat es dem 
Statut in dieser Beziehung freien Spielraum gelassen.* Andere 
Gesetze fordern eine qualifizierte Mehrheit. Das geltende D. G. G.^ 
verlangt eine Mehrheit von drei Vierteilen der in der General- 
versammlung erschienenen Grenossen und nach dem engl. G. G.* 
ist die Gültigkeit des Auflösimgsbeschlusses abhängig von 
dem consent of three fourths of the members testified by their 
sig^aturs to an Instrument of dissolution. Auch wo das Statut 
über diese Frage zu entscheiden hat, stellt es den Auflösungs- 
beschluss regelmässig unter gewisse Garantieen. Neben den am 



' Vgl. V. Sicherer S. 274, Renaud S. 274, 716, der, allerdings ge- 
stützt auf eine andere Argumentation, zu demselben Resultat gelangt. Anderer 
Ansicht Anschüz und Völderndorff S. 534. Gierke, Genth. S. 849 fF. beson- 
ders S. 853, die einen blossen Mehrheitsbeschluss filr genügend erklären. 

• S. O. R. Art. 709 Ziff. i, Östr. G. G. § 36 Ziff. 2. D. G. G. 1868 
§ 34 Ziff. 2. 

• D. G. G. § 76. 

• Engl. G. G. sect. 17, Nr. i Abs. 2. 
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häufigsten vorkommenden qualifizierten Mehrheiten von zwei 
Dritteilen und drei Vierteilen der Mitglieder stellen die Statuten- 
meist noch weitere, die Ernstlichkeit des Beschlusses garantie- 
rende Erfordernisse auf. Es soll in der die Auflösung be- 
schliessenden Versammlung eine Minimalzahl sämtlicher Mitglieder 
vorhanden sein und die qualifizierte Mehrheit nur dann Geltung 
haben, wenn sie von einer solchen beschlossen ist oder die die 
Auflösung beschliessende Mehrheit soll einen Bruchteil sämt- 
licher Stimmberechtigten darstellen. Da es sich leicht erreignen 
kann, dass bei der ersten behufs Fassung des Auflösungs- 
beschlusses einberufenen Generalversammlung sich nicht die 
nötige Anzahl von Stimmenden einfindet, so schreiben viele 
Statuten vor, dass nach einer durch Genossenschaftsvertrag fest- 
gesetzten Frist eine zweite Versammlung einzuberufen sei, für 
welche die Bedingungen der gültigen Beschlussfassung erleich- 
terte sind. 

Wie wir eben ausgeführt haben, fällt der Abschluss des 
Gründungsvertrages und die Entstehung der Genossenschaft 
zeitlich auseinander. Sie tritt erst ins Leben, wenn die vom 
Gesetz aufgestellten Bedingungen erfüllt sind. Die Thatsache, 
an welche der Zeitpunkt des Existentwerdens vom Recht ge- 
knüpft wird, besteht in der Eintragung der Genossenschaft in 
das Handels- resp. Genossenschaftsregister. Wie der Grün- 
dungs-, so soll auch der Auflösungsbeschluss in das Register 
eingetragen werden.^ Die rechtliche Wirkung dieses Aktes ist 
von derjenigen der Eintragung des Gründungsbeschlusses ver- 
schieden. Die' letztere hat konstitutive Wirkung, ihre ratio ist 
eine rechtspolitische. Sie soll dem Staat die Möglichkeit in die 
Hand geben, Kontrolle zu üben darüber, ob die vom Gesetz 
zur Sicherheit des Rechts- und Wirtschaftsverkehrs aufgestellten. 
Vorschriften befolgt werden. Indem er der nicht eingetragenen 
Genossenschaft die Existenz als solcher versagt, macht er die 
Umgehung der behördlichen Prüfung und damit auch jener 
Vorschriften unmöglich. Diese rechtspolitischen Erwägungen, 
fallen bezüglich der Auflösung der Genossenschaft weg. Es 
kann deshalb hier das aus den Grundsätzen der Vertragswir- 
kungen fliessende Prinzip zum Durchbruch gelangen, m. a. W^ 

^ S. O. R. Art. 711, D. G. G. § 76 Abs. 2 § 78 Abs. 2 § 80, D. G. G. i86a 
§ 36, Östr. G. G. § 40- 
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der Auflösungsbeschluss tritt in Kraft, sobald er den statutari- 
schen Vorschriften gemäss gefasst ist. Damit er rechtliche 
Geltung erlange, bedarf es nicht des formalen Aktes der Ein- 
tragung in das Register. Keines der cit. Gesetze knüpft an 
diese die mit der Eintragung des Gründungsbeschlusses ver- 
bundene Wirkung. 

Die Eintragung des Auflösungsbeschlusses entbehrt indessen 
nicht ganz der civilrechtlichen Bedeutung. Sie unterliegt den- 
jenigen Grundsätzen, welche sich aus dem Grad des öffent- 
lichen Glaubens ergeben, den das Gesetz den Eintragungen 
in das Hand.-Reg. im allgemeinen zuschreibt. Maassgebend ist 
für das S. O. R. Art. 86i und Art. 863. Die Eintragung be- 
gründet dem Dritten gegenüber die Rechtsvermutung, dass er 
die eingetragene Thatsache gekannt habe und diese Rechtsver- 
mutung vermag er nur von sich abzuwälzen, wenn er beweist, 
dass die Eintragung trotz der amtlichen Bekanntmachung nicht 
zu seiner Kenntnis gelangen konnte. Wurde dagegen die Ein- 
tragung unterlassen, so kann der Auflösungsbeschluss einem 
Dritten nur insofern entgegengehalten werden, als ihm bewiesen 
werden kann, dass er denselben ohnehin kannte. Analoge Be- 
stimmungen gelten für das D. G. G. gemäss den Vorschriften 
des D. H. G. B.^ Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die 
Rechtskraft des Auflösungsbeschlusses bereits im Moment seiner 
Erklärung durch die Generalversammlung eintritt, dass also mit 
diesem Zeitpunkt zugleich auch die Mitgliedschaft der Beteiligten 
aufliört. 

2. Endigung durch Austritt des Genossen. 

Das Erlöschen der Mitgliedschaft als Folge der Endigung 
der Gesellschaft ist eine allen Associationsformen eigentümliche, 
in der Natur der Sache begründete Erscheinung. Eine Eigen- 
tümlichkeit der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft bildet 
das Recht der Mitglieder, sich jederzeit einzeln aus dem Ver- 
tragsverband zu lösen. Die Societät und die Handelsgesell- 



^ D. H. G. B. Art. 46, 25. Vgl. darüber Par. und Kr. S. 260 f. Zu 
§ 76 fol. 2, fol. 3, zu 77 fol. 2. S. 268 zu § 79 fol. 7; Proebst, S. 256. Hahn, 
Kommentar z. D. H. G. B. S. 751, Renaud S. 755, v. Sicherer S. 277 f. 
Gierke, Genth. S. 882 insbes. Anm. 2. 
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Schäften binden die Kontrahenten nach den Grundsätzen des 
gewöhnlichen Vertragsrechts. Ein willkürlicher Rücktritt invol- 
viert die strengen Konsequenzen des Vertragsbruchs, und bei 
der Aktiengesellschaft ist ein Austritt während der Dauer ihres 
Bestehens deshalb nicht denkbar^ weil hier die Mitgliedschaft 
an das Kapital geknüpft ist. Ein Kollektivgesellschafter kann 
zwar unter Umständen ausscheiden, aber nur dann, wenn er 
sich dieses Recht im Gesellschaftsvertrag ausdrücklich vorbe- 
halten hat oder im speciellen Fall mit den übrigen Gesell- 
schaftern unter deren gesamter Einwilligung vertragsmässig 
sich abfindet. Auch bei der Aktiengesellschaft kommt ein dem 
Ausscheiden der Mitglieder analoger Vorgang in der Rück- 
ziehung der Aktien vor, aber nur auf Grund eines speciellen 
Beschlusses der Generalversammlung in Form der Herab- 
setzung des Aktienkapitals. Bei der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft bildet das Recht des freien Austritts ein dieser 
Gesellschaftsform charakteristisches Merkmal. Es entspringt ihrer 
wirtschaftlichen Zweckbestimmung, die, wie oben ausgeführt, 
die Ungeschlossenheit der Mitgliederzahl fordert. Die Ge- 
nossenschaftsgesetze haben ein im Grunde wirtschaftliches 
Requisit zu einem rechtlichen erhoben. Die gesetzlichen Be- 
stimmungen bezüglich des Ausscheidens der Genossen bringen 
das Prinzip der Nichtgeschlossenheit weit schärfer zum Aus- 
druck, als dies bezüglich des Eintritts der Fall ist. Während 
das S. O. R. Art. 683 die Bestimmung aufstellt, dass zwar 
grundsätzlich in eine bestehende Genossenschaft jederzeit neue 
Mitglieder aufgenommen werden können, jedoch dem Statut 
gestattet, den Eintritt auf Zeit oder gänzlich zu untersagen, 
steht nach Art. 684 jedem Genossenschafter, so lange die Auf- 
lösung der Genossenschaft noch nicht beschlossen ist, der Aus- 
tritt frei. Dieses Recht kann nach ausdrücklicher Bestim- 
mung des Abs. 2 des cit. Art. nicht alteriert werden, weder 
durch statutarisches Verbot noch durch freiwilligen Verzicht.^ 
Nach früherem D. G. G. war es streitig, ob die Abschliessung 
der Mitgliederzahl nicht wenigstens auf eine bestimmte Dauer 
zulässig sei. v. Sicherer glaubte in dem Wortlaut des Gesetzes, 
nach welchem jedem Genossen das Recht zustand, aus der Ge- 



^ Vgl. D. G. G. § 63, D. G. G. 1868 § 38, Ösir. G. G. § 54, § 77. 
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nossenschaft auszutreten, „auch wenn der Gesellschafts vertrag auf 
bestimmte Zeit geschlossen ist,'' ein Argument filr die Bejahung 
der Frage zu entnehmen. Die Begründung zum geltenden 
D. G. G. hat sie verneint, und der Zusatz des frühern Gesetzes 
wurde, weil „selbstverständlich und bedeutungslos" in das 
neue Gesetz nicht herübergenommen. ^ Es darf somit nach 
D. G. G. ein Verbot des Austritts auch dann nicht stattfinden, 
wenn die Genossenschaft nur auf bestimmte Zeit gegründet ist 
In Bezug auf das S. O. R. ist Haberstich* der Ansicht, dass 
ein gänzliches Verbot des Austritts und ein gänzlicher Verzicht 
auf denselben ebenfalls ungültig sei. Das Argument findet er 
in der Vorschrift, dass der zum Austritt entschlossene Genosse 
vier Wochen vor Ablauf des Geschäftsjahres kündigen und bis 
dahin sich als Genossenschafter behandeln lassen müsse. Diese 
Bestimmung involviere schon eine vom Gesetz als gültig an- 
erkannte Modifikation des Rechts auf beliebigen Austritt. „Wenn 
der letztere durch Statut oder Vertrag noch mehr beschränkt 
ist, z. B. bestimmt sein würde, dass der Austritt nur nach einer 
fünQährigen Geschäftsperiode stattfinden dürfe, so muss dies 
als zulässig anerkannt werden, da eine zeitweise Beschränkung 
nicht gleich zu beurteilen ist, wie das unbedingte Verbot des 
Austritts. Wenn aber die Statuten derart lauten würden, dass 
die bloss zeitweise Untersagung des Austritts in Wirklichkeit 
einem gänzlichen Verbot gleichkäme, so würde der Richter be- 
fugt sein, den Abs. 2 des Art. 684 anzuwenden/' Wir halten 
diese Auffassung für richtig, sofern sie dahin zu verstehen ist, 
dass die statutarische Bestimmung der Geschäftsperiode mass- 
gebend sein soll für die erlaubte Grenze der Austrittbeschrän- 
kung. Nach Art. 684 Abs. i steht dem Genossenschafter der 
Austritt grundsätzlich jederzeit frei. Das Gesetz modifiziert 
dieses Recht im eigenen Interesse der Genossenschaft, um ihr 
eine ordnungsgemässe Geschäftsführung zu ermöglichen. In 
diesem Zweck ist zugleich die Schranke der dem Statut über- 
lassenen Modifikationsbefugnis enthalten, sie wird überschritten, 
wenn es die Mitglieder über das Geschäftsjahr hinaus für ge- 
bunden erklärt. Dass dem Art. 684 Abs. 3 in Bezug auf den 



1 Vgl. Par. und Kr. S. 226. 
• Haberstich II S. 618. 
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Zeitpunkt des Ausscheidens der Sinn der maximalen, in Bezug 
auf die Kündigungsfrist derjenige der minimalen Modifikation 
des Austrittsrechts zukommt, ergibt sich aus seinem Wortlaut, 
Denn wenn er bestimmt, dass der Austritt nur am Schlüsse 
des Geschäftsjahres erfolgen könne und er auch dann ungültig 
sei, wenn ihm nicht mindestens eine vierwöchentliche Kündigung 
voraufgehe, so sagt er damit deutlich^ dass die Genossenschaft 
im ersten Punkt eine Erleichterung eintreten lassen darf, im 
zweiten aber lediglich eine Erschwerung. Die Auslegung Haber- 
stichs ist also dahin zu ergänzen, dass zwar, wenn das Statut 
ein gänzliches Verbot des Austritts enthält, Art. 684 Abs. 2 
massgebend ist, dass aber, wenn eine Beschränkung anderer 
Art sich findet, der Richter die den freien Austritt modificierende 
statutarische Bestimmung nach Abs. 4 cit. Art. zu beurteilen, 
d. h. darauf zu sehen hat, ob das Verbot des Austrittes die 
Dauer einer Geschäftsperiode nicht überschreite. 

Ebenfalls das Recht des freien Austritts statuieren prin- 
zipiell das französische, das belgische und das italienische Ge- 
setz, aber sie geben dem Statut die Befugnis, den Austritt zu 
untersagen.^ Das französische Gesetz enthält die in allen Fällen 
eintretende Beschränkung, dass der freie Austritt, resp. die Zu- 
rückziehung der Anteile nur so lange zulässig ist, als das Ge- 
nossenschaftskapital nicht unter einen zum vornherein statu- 
tarisch festgesetzten Betrag fällt. 

3. Endlgang infolge Ausschlusses. 

Wie der freie Austritt, so ist auch die Ausschliessung aus 
der Genossenschaft ein der wirtschaftlichen Bestimmung dieser 
Gesellschaftsform entspringender Beendigungsgrund der Mit- 
gliedschaft. Bei einer Association, welche die starke Hervor- 
hebung der Persönlichkeit der Mitglieder zum Ausgangspunkt 
ihrer rechtlichen Gestaltung macht, muss die Qualität der Be- 
teiligten, deren wirtschaftliche und persönliche Tüchtigkeit von 
grösster Bedeutung sein. Sie muss sich daher mit Garantieen 
umgeben können, die sie vor einer Schädigung von dieser Seite 
bewahren. Ein Mittel, durch welches sie regelmässig dieses 



^ Franz. G. G. Art. 48, belg. G. G. Art. 88 ZifT. 2, Art. 89 Ziff. 2, 
Italien. Ges. Art. 226 Abs. 2 
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Ziel zu erreichen strebt, gibt ihr schon die Befugnis in die Hand, 
den Eintritt von Genossen an erschwerende Bedingungen zu 
knüpfen. Aber diese Garantie kann nicht genügend sein. Eine 
eingehende Kenntnis oder Prüfung der Eigenschaften der die 
Aufnahme nachsuchenden Person ist nur da möglich, wo der 
Kreis der Mitglieder zum vornherein ein beschränkter ist. Wo 
aber die Fluktuation eine rasche und leichte ist und nach der 
Aufgabe der Genossenschaft eine solche sein muss, fällt die 
Specialprüfung aus dem Bereich der Möglichkeit. Die Genossen- 
schaft wäre also genötigt, um" sich vor Schädigung durch Zu- 
lassung ungeeigneter Elemente zu bewahren, die Eintritts- 
bedingungen in einer Weise zu erschweren, die andrerseits 
ihrem Gedeihen wieder Abbruch thun könnnte. Als Gegen- 
gewicht muss ihr daher das Recht gewährt sein, solche Per- 
sonen zu eliminieren, deren Eigenschaften das Ganze zu ge- 
fährden drohen. 

Die Voraussetzungen, unter welchen ein Mitglied ausge- 
schlossen werden kann, sind teils vom Gesetz festgestellt, teils 
in den Statuten enthalten. Den weitesten Spielraum gewähren 
dem Genossenschaftsvertrag das franz., das ital., das öster. G. G. 
und das S. O. R., indem sie die Bestimmung der materiellen 
Ausschliessungsgründe dem Statut ganz überlassen.^ Nach 
S. O. R. kann jedoch, auch wenn die Statuten über die Aus- 
schliessung keine oder abweichende Bestimmungen enthalten, 
ein Mitglied der Genossenschaft auf Begehren jedes andern aus 
wichtigen Gründen durch Urteil des Richters ausgeschlossen 
werden. Das belg. G. G. greift ergänzend ein, wenn das Statut 
keine AusschUessungsgründe aufgestellt hat. Für diesen Fall 
kann die Ausschliessung stattfinden pour inexecution du con- 
trat.* Das D.G.G. 1868^ kannte als gesetzlichen Ausschliessungs- 



* Italien. Gesetz Art. 226 Abs. 3. Allerdings bestimmt dieses: L'es- 
clusione dei socii non puö aver luogo che per i motivi stabiliti nella legge 
o neir atto costitutivo. Indessen stellt das Gesetz selbst keine Ausschliessungs- 
gründe auf. S. O. R. Art 685. Im franz. G. G. ist über diesen Punkt gar 
keine Bestimmnng enthalten. Vgl. jedoch Mathieu et Bourgignat S. 236 ff. 
Ebenso fehlen merkwürdigerweise im österr. G. G. diesbezügliche Bestim- 
mungen. _ 

« Belg. G. G.« Art. 89 Ziff. 2. 

» D. G. G. 1868 § 38 Abs. 3. 
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grund nur den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte. Weiter 
geht das geltende D. G. G.S indem es neben dem im frühern 
Gesetz bereits enthaltenen Ausschliessungsgrund als solchen 
auch die Mitgliedschaft in einer andern Genossenschaft, welche 
an demselben Ort ein gleichartiges Geschäft betreibt, aufstellte. 
Aus Vorschuss- und Kreditvereinen kann die Ausschliessung 
wegen der Mitgliedschaft in einer andern solchen Genossenschaft 
auch dann erfolgen, wenn die letztere ihr Geschäft nicht an 
demselben Ort betreibt. Die gesetzlichen Bestimmungen be- 
züglich der Ausschliessung begründen für die Genossenschaft 
keine Pflicht, vielmehr ein Recht, m. a. W. macht ein zur Aus- 
schliessung befugtes Organ von seiner Befugnis keinen Ge* 
brauch, so bleibt der betreffende Genosse Mitglied, die Mit- 
genossen haben kein Beschwerderecht. Dagegen ist natürlich 
das mit Ausschliessungsbefugnis versehene Organ nach allge^ 
meinen Grundsätzen wegen Nichterfüllung seiner organmässigen 
Pflichten der Genossenschaft verantwortlich. 

Die Bestimmung des Organs, welches in der Genossen- 
schaft über die Ausschliessung entscheiden soll, überlassen die 
Genossenschaftsgesetze übereinstimmend dem Statut. Während 
die Aufnahme von Genossen meist durch den Vorstand geschieht, 
wird die Kompetenz, den Ausschluss zu verfügen, fast regel- 
mässig der Generalversammlung zugesprochen. Doch wird sie 
in weniger zahlreichen Fällen dem Vorstand, dem Aufsichtsrat 
oder einem andern Organ übertragen. 

4. Endigung Infolge Verlegung des Wohnsitzes und Ober- 
tragung des Geschäftsanteils. 

Zwei in den übrigen Gen. Ges. nicht enthaltene, wohl aber 
in den Statuten hie und da vorkommende Beendigungsgründe 
der Mitgliedschaft hat das geltende D. G. G. aufgestellt, nämlich 
durch Verlegung des Wohnsitzes und Übertragung des Ge- 
schäftsanteils. 

§ 66 des cit. Gesetzes bestimmt: Ist durch das Statut die 
Mitgliedschaft an den Wohnsitz innerhalb eines bestimmten Be- 
zirks geknüpft, so kann eine Genosse, welcher den Wohnsitz 



^ D. G. G. § 66. 
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in dem Bezirk aufgibt, zum Schlüsse des Geschäftsjahres seinen 
Austritt schriftlich erklären. Imgleichen kann die Genossenschaft 
dem Genossen schriftlich erklären, dass er zum Schlüsse des 
Geschäftsjahres auszuscheiden habe. Dass der Genosse ausschei- 
den kann, ist selbstverständlich, denn dieses Recht ergibt sich aus 
§ 63, der das unbeschränkbare freie Austrittsrecht anerkennt. 
Der Austritt ist jedoch erleichtert dadurch, dass die Kündigungs- 
frist wegfällt.^ Auch das Recht der Genossenschaft, den Ge- 
nossen wegen Verlegung des Wohnsitzes auszuschliessen, er- 
gibt sich aus dem allgemeinen Grundsatz, dass das Statut die 
Voraussetzungen der Ausschliessung festsetzen darf. Das Be- 
sondere der vorliegenden Bestimmung besteht darin, dass die 
Genossenschaft die Ausschliessung auch dann vornehmen darf, 
wenn die Statuten den Wegzug aus dem Bezirk als Aus- 
schliessungsgrund nicht aufgestellt haben. 

Das Ausscheiden der Genossen durch Übertragung des 
Geschäftsguthabens normiert § 74. Sie kann zu jeder Zeit, 
auch im Laufe eines Geschäftsjahres mittelst schriftlicher Über- 
einkunft geschehen. Der Genosse tritt dadurch aus der Ge- 
nossenschaft aus, ohne Auseinandersetzung mit ihr, sofern der 
Erwerber an seiner Stelle Genosse wird, oder sofern der- 
selbe schon Genosse ist und dessen bisheriges Guthaben mit 
dem ihm zuzuschreibenden Betrag den Geschäftsanteil nicht 
übersteigt. 

5. Endigung durch Tod des Genossen. 

Aus dem Wesen der Genossenschaft als Personenverband 
ergibt sich, dass da, wo die Person als Träger der Mitglied- 
schaft wegfällt, auch die letztere damit erlischt. Dieser Grund- 
satz ist von den Gen. Ges. allgemein anerkannt. Die Begrün- 
dung zum D. G. G. sagt : „Bei der Wichtigkeit, welche die 
Individualität des einzelnen Genossen für die Genossenschaft 
besitzt, würde eine dauernde Suceession in die Mitgliedschaft 
dieser Vereinigungsform widersprechen." Nach S. O. R. und 



* Par. u. Kr. S. 232, Proebst S. 230, Begr. zu § 8 Ziff. 3 Rudolf Pa- 
risius. Das R. G. betr. Erw. und Wirtschg. Textausgabe mit Anmerkungen 
zu § 65 Anm. 2. 
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in Übereinstimmung mit dem frühern D. G. G. nach Ö3ter. G. G. 
erlischt beim Mangel abweichender Bestimmung die Mitglied- 
schaft durch Tod. Hier kann also der Grundsatz der strengen 
Individualität durch statutarische Bestimmung durchbrochen 
werden. Doch wird in praxi von diesem Recht nur in seltenen 
Fällen Gebrauch gemacht, es kommt vor bei denjenigen Ge- 
nossenschaften, deren Struktur sich ohnehin derjenigen einer 
Vermögensgenossenschaft nähert. Mit dem Übergang der Mit- 
gliedschaft auf den Erben ist stets auch die Übertragung des 
dem Mitglied zukommenden Vermögensanteils verbunden. Der 
rechtliche Vorgang, welcher diesen Übergang der Mitgliedschaft 
auf einen neuen Träger vermittelt, ist indessen von demjenigen 
der Übertragung durch Aktie verschieden. Die Rechtsnachfolge 
in das Genossenguthaben ist nicht der den Übergang der Mit- 
gliedschaft begründende Akt. Ihr Erwerb durch den Erben ist 
dem Erwerb durch Eintritt analog. Es ist nicht die Mitglied- 
schaft des Erblassers, welche der Erbe an sich zieht, seine Mit- 
gliedsqualität ist neu, in seiner Person selbständig begründet 
Er tritt an Stelle seines Vorgängers, aber sein Eintritt ist quasi 
ex lege erfolgt. Wo die Statuten bestimmen, dass die Mit- 
gliedschaft ohne Weiteres auf den Erben übergehe, erwirbt er 
sie auch ohne ausdrücklichen Consens, der schriftlichen Beitritts- 
erklärung bedarf es nicht. Natürlich kann er sie nicht er- 
werben gegen seinen Willen. Solange er aber seinen Willen, 
nicht Mitglied sein zu wollen, nicht kundgibt, wird er als solches 
rechtlich fingiert, und es stehen ihm deshalb bis zum Moment 
seiner Gegenerklärung alle Rechte und Pflichten eines Ge- 
nossen zu. Dieser Auffassung des beim Übergang der Mit- 
gliedschaft auf den Erben stattfindenden rechtlichen Vorganges 
scheint die Bestimmung des D. G. G.^ zu widersprechen, wo- 
nach im Falle des Todes eines Genossen die Mitgliedschaft 
des Verstorbenen bis zum Schlüsse des Geschäftsjahres, in 
welchem der Tod erfolgt ist, durch den Erben desselben fort- 
gesetzt wird. In der That wird hier die Mitgliedschaft des Erb- 
lassers durch den Erben aufrecht gehalten. Auch hier greift 
eine Fiktion Platz, nicht aber die, dass der Erbe Mitglied ge- 
worden sei, sondern dass der Hinscheid des Erblassers erst am 



1 D. G. G. § 75. 
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Ende des . Geschäftsjahres stattgefunden habe. Das geht deut- 
lich hervor aus der Bestimmung, dass der Genosse erst mit 
diesem Zeitpunkt als ausgeschieden gilt. Die Erben sind bloss 
seine Repräsentanten, die gesetzlich befugt sind, seine Rechte 
auszuüben. 



V. Pflichten und Rechte der Mitglieder. 

Allgemeines. 

Gierke geht in dem Aufbau seiner Theorie von der deutsch- 
rechtlichen Genossenschaft aus von dem Begriff des Einheits- 
rechts und Vielheitsrechts. Auf diese Unterscheidung stellt er 
den Begriff der juristischen Person und seine theoretische Dar- 
stellung der Rechtsverhältnisse der Mitglieder. 

Mit der Auseinanderhaltung dieser beiden Rechtsfphären 
verträgt sich, im Gegensatz zur romanistischen Doktrin, eine 
in den mannigfaltigsten Formen zu Tage tretende, nur in der 
Trennung festgehaltene Verbindung. Daraus ergibt sich eine 
unerschöpfliche Fülle von Kombinationen, und gerade in dem 
Reichtum der vom deutschen und modernen Recht verwirk- 
lichten Gebilde dieses Zwischengebiets erweist sich die Grösse 
des deutschen Genossenschaftsrechts. In ihr beruht aber zu- 
gleich auch „die Schwierigkeit derjenigen Probleme, von denen 
die Genossenschaft ihren Ausgang genommen hat." Diese Prob- 
leme bestehen gerade in der Darstellung der rechtlichen Be- 
ziehung des Einzelnen und der Gesamtheit. Aus der ungleich- 
artigen Gestaltung der Verhältnisse von Trennung und Ver- 
bindung von Rechtsfphären der Einheit und der Vielheit ergeben 
sich drei Typen von Rechtsbeziehungen zwischen der Genossen- 
schaft und den ihr verbundenen Einzelpersonen : Der organische 
Zusammenhang wird entweder durchweg ignoriert oder durch- 
weg in Betracht gezogen, oder teilweise ignoriert und teilweise 
in Betracht gezogen. 

Die erste dieser Unterscheidungen schliesst in sich die vom 
Verband freigelassene Individualsphäre des Einzelnen. Sie ent- 
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hält diejenigen Rechte und Verpflichtungen, die jedem Indivi- 
duum zustehen können, ohne Rücksicht auf die Zugehörigkeit 
zu einem gewissen Verbände. Die rechtliche Beziehung, welche 
hier den Einzelnen mit der Gesamtheit verknüpft, hat nichts von 
den Eigenschaften des Socialrechts an sich. Dass ihre Sub- 
jekte zugleich organisch verbunden sind, ist ohne Bedeutung 
für die Natur der in dieser bestimmten Richtung zwischen ihnen 
bestehenden Rechtsverhältnisse, sondern „sie verharren im 
Rahmen der dem Individualrecht allein bekannten äusserlichen 
und mechanischen Verknüpfungen." 

Die zweite Kategorie der RechtsHeziehungen sind diejenigen 
des reinen Socialrechts. Hier entsprechen den gemeinheitlichen 
Sphären der Verbandseinheiten gliedmässige Sphären der Teil- 
einheiten. Beiderlei Sphären sind nicht prinzipiell getrennt und 
ergänzen einander zur Totalität. Auch hier handelt es sich um 
wirkliche Rechtsverhältnisse, allein sie sind von denen des reinen 
Individualrechts zpecifisch verschieden, denn es ist ihnen wesent- 
lich, dass die in ihnen stehenden Subjekte nicht als getrennte 
und in sich geschlossene Personen ungleicher Ordnung vorge- 
stellt werden. Sie sind wirkliche Rechte die des Rechtsfchutzes 
geniessen. Aber der Rechtsfchutz ist ein eigentümlicher. Mass- 
gebend ist für ihn das genossenschaftliche Verfassungsrecht und 
erst wenn die gesetzlich oder statutarisch innerhalb des Vereins- 
lebens angerufenen Wege erschöpft sind, können sie den Weg 
des Civilprozesses betreten. 

Die dritte Art von Rechtsbeziehungen besteht in der Ver- 
flechtung von Individualrecht und Socialrecht (körperschaftliche 
Individualrechte, gliedmässige Sonderrechte und Sonderpflichten). 
Ihr gemeinsames Merkmal besteht in ihrer gleichzeitigen Zu- 
gehörigkeit zu einer durch Mitgliedschaft oder Organschaft be- 
gründeten gliedmässigen Sphäre und zu der davon abhängigen 
Sondersphäre. Die Rechte und Pflichten dieser Gruppe unter- 
scheiden sich von freien Sonderrechten durch ihre socialrecht- 
liche Gebundenheit und von reinen Mitgliedschaftsrechten und 
Mitgliedschaftspflichten durch die individualrechtlichen Bestand- 
teile. Für Entstehung, Bestand und Aufhebung derartiger 
Rechtsverhältnisse können individualrechtliche Titel neben der 
verfassungsmässigen Zuweisung eine Rolle spielen. Sodann 
vermag, während sie in ihrer Eigenart mit der Verbandszuge- 
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Hörigkeit oder einer besondern Stellung stehen oder fallen, ihr 
individualrechthcher Bestandteil diesen Zusammenhang als nun- 
mehr freies Individualrecht zu überleben. Art und Maass des 
ihnen gewährten Rechtsfchutzes werden je nach dem Über- 
gewicht des socialrechtlichen oder individualrechtlichen Bestand- 
teiles ungleich bestimmt. 

Suchen wir diese von Gierke aufgestellten und mit scharfer 
Konsequenz durchgeführten Rechtsbegriffe in die gewöhnliche 
Rechtsfprache zu übersetzen, so kommen wir zu folgendem 
Resultat : 

Die reinen Individualrechte sind solche Rechte, die sich 
jemand erwirbt ohne Rücksicht auf seine Mitgliedschaft. Es kann 
sie jeder Dritte ebenso erwerben wie das Mitglied, Genossen- 
schaft und Genosse stehen einander als solche fremd gegen- 
über, das Zusammentreffen der beiden Subjekte ist ein zufälliges. 
Die Darstellung dieser Rechtsbeziehungen würde also zusammen- 
fallen mit der Darstellung privatrechtlicher Rechtsverhältnisse 
überhaupt. Sie scheiden deshalb aus dem Rahmen unserer Be- 
trachtung. 

Andrerseits sind diejenigen Rechte, welche der zweiten 
und dritten Gruppe angehören, die reinen Socialrechte und 
gliedmässigen Sonderrechte, solche, bei denen die Zugehörig- 
keit ihres Subjekts zur Genossenschaft die Voraussetzung ihres 
Bestandes bildet. Nur weil und insofern jemand Genosse ist, 
kann er sie erwerben. Betrachten wir die Rechte und Pflichten, 
welche Gierke unter die beiden Kategorien verteilt, so finden 
wir, dass reine Socialrechte die Rechte sind, welche jemand als 
Organ der Genossenschaft besitzt, die er infolgedessen nicht 
allein, sondern nur im Verein mit seinen Mitberechtigten auszu- 
üben vermag. Ihre Zahl ist gering und beschränkt sich, soweit 
das einzelne Mitglied in Betracht kommt, fast ausschliesslich auf 
das Stimmrecht. Andrerseits kann die gliedmässigen Sonder- 
rechte und Sonderpflichten jeder Berechtigte selbständig geltend 
machen und sie können jedem Verpflichteten gegenüber selbstän- 
dig geltend gemacht werden. Es sind namentlich solche Rechte 
und Pflichten, die für ihre Subjekte ein vermögenswertes Interesse 
repräsentieren, wie Beteiligung an der Kapitalbildung, Berech- 
tigung auf Bezug des aus der Geschäftsführung resultierenden 
Gewinnes, Verpflichtung zur Deckung der Genossenschafts- 
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schulden. Aber auch Rechte mehr persönlicher Natur, wie z. B* 
das des jederzeitigen freien Austrittes gehören hieher. In ihrem 
Wesen sind alle Rechte und Pflichten dieser beiden Gruppen 
gleichartig. Sie sind wohlerworben und bilden Gegenstand 
und Inhalt des Genossenschaftsvertrages. Sie gemessen deshalb 
auch den gleichen Rechtsschutz, ihre Verletzung involviert ein 
Klagerecht des Einzelnen gegenüber der Gesamtheit und um- 
gekehrt ein solches der Genossenschaft gegenüber dem Ge- 
nossen auf Erfüllung der vertragsmässig übernommenen Pflichten* 
Wieso die Rechtsverhältnisse aus der Gruppe des reinen Social- 
rechts bezüglich des ihnen gewährten Rechtsschutzes anders 
gestellt sein sollen, vermag ich nicht einzusehen. Dass sie den 
Rechtsschutz nur nach Massgabe des besondern Verfassungs- 
rechts, in welchem sie wurzeln, beanspruchen können, bildet 
doch keine Eigentümlichkeit dieser Rechtsverhältnisse, sondern 
erscheint mir ganz selbs verständlich. Denn diese Rechte be- 
stehen gerade darin, dass sie die Norm bilden für die verfas- 
sungs-, wir sagen die vertragsmässige Teilnahme des Einzelnen 
am genossenschaftlichen Gemeinleben. Wo sich daher ein Ge- 
nossenschaftsbeschluss innert den durch Gesetz oder Statut 
gezogenen Schranken hält oder, um mit Gierke zu sprechen, 
wo der gemeinheitliche Verbandswille sich innerhalb der gemein- 
heitlichen Sphäre durch das verfassungsmäsige Organ in ver- 
fassungsmässiger Form bethätigt hat, ist es klar, dass die ge- 
richtliche Anfechtung eines solchen Aktes durch widerstrebende 
Mitglieder oder Organe abgeschnitten ist, denn so lange liegt 
eben keine Verletzung jener Normen vor. Das positive Recht 
und das Statut können freilich eine Ausnahme verstatten, aber 
es bedarf dazu eben einer ausdrücklichen Willensäusserung des 
Gesetzgebers oder der Genossenschaft. 

Die Darstellung dieser Rechtsbeziehungen der einzelnen Ge- 
nossen zur Genossenschaft wird der Gegenstand unserer wei- 
teren Ausführung sein. Wir werden auch im folgenden unser 
Augenmerk hauptsächlich darauf richten, darzustellen, was die 
verschiedenen Genossenschaftsgesetze als Rechtens festgesetzt 
haben und, soweit es uns geboten erscheint, in den Statuten 
der Genossenschaft vorkommende Bestimmungen zur Ergänzung 
und Erläuterung herbeiziehen. Dabei taucht nun zunächst die 
Frage auf, was ist als Recht, was als Pflicht zu betrachten. 
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Manche Beziehungen erscheinen, je nach dem Standpunkt, von 
dem aus sie betrachtet werden, als das Eine oder das Andre. 
Wir gehen, um eine angemessene Disposition zu gewinnen, von 
dem Zweck der Genossenschaft aus, der, wie schon erwähnt, 
darin besteht, durch gemeinschaftlichen Geschäftsbetrieb einen 
wirtschaftlichen Vorteil der Mitglieder zu erzeugen. Diejenigen 
Rechtsbeziehungen, welche die Teilnahme der Mitglieder an 
der Geschäftsführung und die Erzielung des Gewinnes zum 
Gegenstand haben, betrachten wir als Rechte und umgekehrt 
diejenigen, welche die Leistung dessen zum Inhalt haben, was 
die Genossenschaft zu ihrem Geschäftsbetrieb notwendig bedarf, 
als Pflichten. Wir nehmen die Behandlung der letztern voraus, 
weil ihre Erfüllung z. Th. die Voraussetzung zum Erwerb der 
Rechte bildet. Eine Hauptverpflichtung der Genossen, die Haft- 
pflicht für genossenschaftliche Verbindlichkeiten behalten wir 
uns vor, an den Schluss der Arbeit zu stellen, und ihrer Be- 
handlung, weil von besonderer Wichtigkeit und Aktualität, ein 
besonderes Kapital zu widmen. 

A, Pflichten. 
1. Pflicht zur Teilnahme an der Kapltalblldung. 

Eine durch den wirtschaftHchen Zweck der Genossenschaft 
bedingte Frage ist die der Bildung des Kapitals, dessen die 
Genossenschaft zu ihrem Geschäftsbetrieb notwendig bedarf. 
Während sie bei der Aktiengesellschaft, soweit sie die Pflicht 
der Vermögensbeteiligung der Mitglieder betrifft, eine einfache 
Lösung dahin gefunden hat, dass jeder Gesellschafter den 
Betrag der durch die Aktienzeichnung übernommenen Ver- 
mögensquote zu entrichten hat, eine weitergehende oder eine 
andere Form der Leistungspflicht nicht besteht, herrscht bei der 
E. u. W. G. gerade in dieser Beziehung idie grösste Mannig- 
faltigkeit. Die Aktiengesellschaft repräsentiert die Organisation 
eines Kapitals von bestimmt begrenzter Grösse, auf welches 
der Personenverband gewissermassen gepflanzt ist. Eine Ver- 
änderung der letztern vermag den Kapitalbestand selbst nicht 
zu affizieren, und deshalb auch auf die Mitghederzahl einen 
Einfluss nicht auszuüben. Von ganz andern Normen wird 
die Genossenschaft beherrscht. Massgebend sind die Grund- 
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Sätze der Selbsthilfe und Selbstverantwortlichkeit. Jeder Ge- 
nosse setzt einen Teil seiner wirtschaftlichen Existenz in die 
Genossenschaft ein und erhält dadurch nicht nur Anteil an der 
ihm hierdurch gebotenen wirtschaftlichen Förderung, sondern 
er unterzieht sich zugleich auch dem aus dem Geschäftsbetrieb 
resultierenden Risiko. Dadurch wird allerdings noch keine Ab- 
weichung von der Aktiengesellschaft begrt\ndet, denn auch hier 
steht der Aktionär mit den bezeichneten Aktienbeträgen im 
Falle des Zusammenbruchs der Gesellschaft für die Passiva 
ein. Die Genossenschaft aber unterscheidet sich von der 
Aktiengesellschaft darin, dass sich der Genosse, wie ein Kollek- 
tivgesellschafter, stets seiner Verantwortung bewusst ist. Dieses 
Ziel kann nur erreicht werden, wenn die einzuwerfende Vermö- 
gensquote an die Person des Einlegers gebunden ist, der Genosse 
muss, wenigstens in gewissen Schranken, über sie verfügen 
können, sie darf sich nicht wie die Aktie zu einem selbstän- 
digen Verkehrswert gestalten. Die Vermögensbeteiligung des 
Genossen in der Genossenschaft nähert sich somit derjenigen 
des Gesellschafters in der gewöhnlichen Handelsgesellschaft. 
Andrerseits bedingt der Umstand, dass die Genossenschaft in 
ihrer Konstruktion nicht nur auf wenige, sondern auf eine grosse 
Zahl von Beteiligten zugeschnitten sein muss, doch wieder ein 
Zurückdrängen der strengen Persönlichkeit und eine Organi- 
sation, die sie in gewissen Beziehungen der Aktiengesellschaft 
nahe bringt. Die Genossenschaft bildet in der That eine Mittel- 
form zwischen den beiden genannten Gesellschaftsarten, indem 
sie sich bald mehr der Einen, bald mehr der Andern nähert. 
Namentlich in Erscheinung tritt die Freiheit der Gestaltung 
in der Pflicht zur Teilnahme an der Kapitalbildung. Die Mehr- 
zahl der Genossenschaftsgesetze überlassen die Regelung 
dieser Frage ganz dem Genossenschaftsftatut. Wo sich im Ge- 
setz Vorschriften finden, haben sie nur die Bedeutung der Auf- 
stellung gewisser Grenzen, innerhalb deren sich der Genossen- 
schaftsvertrag zu halten hat. 

Vollkommen freien Spielraum überlassen dem Statut in 
diesem Punkt das S. O. R., das östr. G. G. und das belg, G. G,* 



» S. O. R. Art. 680 Ziflf. 5, Östr. G. G. § 5 Ziff. 5, belg. G. G. Art. 88 
Ziflf. 2. Vgl. auch D. G. G. 1868 § 3 Ziff. 5. 
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indem sie bloss verlangen, dass es Vorschriften enthalten müsse 
über Art und Grösse der zu leistenden Beiträge. Das franz. 
G. G.^ zieht die Grenze für den Betrag des Geschäftsanteils 
nach unten, umgekehrt setzt das englische Gesetz die maxi- 
male Grenze der erlaubten Beteiligung fest.^ Noch weiter in 
der gesetzlichen Regelung geht das italienische Gesetz,' das 
einen Minimalbetrag für den einzelnen Geschäftsanteil, zugleich 
einen solchen für die Gesamtsumme, bis zu welcher der ein- 
zelne Genosse sich beteiligen darf, aufstellt. Am eingehendsten 
regelt die Beitragspflicht der Genossen das geltende D. G. G. 
Es unterscheidet zwischen Geschäftsanteil und Geschäftsgut- 
haben. Geschäftsanteil bedeutet den Höchstbetrag der einem 
Genossen gestatteten Einlagen, wogegen „der jeweilige Betrag 
den die Kapitalconti der Genossen erreichen mit Geschäftsgut- 
haben bezeichnet wird."* Das Statut soll den Betrag bestim- 
men, bis zu welchem sich die einzelnen Genossen mit Einlagen 
beteiligen können, sowie die Einzahlungen auf den Geschäfts- 
anteil, zu welchen jeder Genosse verpflichtet ist; dieselben 
müssen bis zu einem Gesamtbetrage von mindestens einem 
Zehnteile des Geschäftsanteils nach Betrag und Zeit bestimmt 
sein. Bei der Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht 
und unbeschränkter Nachschusspflicht darf ein Genosse mehr 
als einen Geschäftsanteil nicht erwerben. Bei der Genossen- 
schaft mit beschränkter Haftpflicht ist dies gestattet, doch nur 
unter Festsetzung der höchsten Zahl derselben und nach vor- 
gängiger schriftlicher Erklärung der Genossen. Bevor jedoch 
der erste Geschäftsanteil erreicht ist, darf die Beteiligung der 



^ Franz. G. G. Art. 50 § i. Les actions ne pourront 6tre inferieure 
de 50 frs. 

■ Engl. G. G. Sect. 6. — but as to the business of banking subject to the 
provisions herein after contained, of which societies no member other than a 
Society registered under this Act, shall have or claim an interest in the 
funds exceeding two hundred pounds Sterling. Vgl. auch sect. 11 (5). 

• Ital. G. G. 223 Ziff. 2, Art. 224. Nessuno puö avere in uno societä 
cooperativa una quota sociale maggiore di lire cinque mila ne tonte azioni 
che eccedano tal somma al valore nominale. II valore nominale dell' azione 
non puö eccedere la somme di lire cento. 

* D. G. G. § 7, Vgl. auch §§ 16, 19, 22. Ludolf Parisius, Textausgabe 
§ 7 Anm. 4, Par. u. Kr. S. 306, S. 34 ff., Begr. II 22, II 63. 
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Genossen auf einen weitern Geschäftsanteil nicht zugelassen 
werden. 

Statuten, Eine einheitliche und für alle Fälle anzuwendende 
Norm der Pflicht zur Beteiligung an der Kapitalbildung ist 
nicht denkbar. Der Versuch, eine solche aufzustellen, würde 
dem Wesen und der Zweckbestimmung der Genossenschaft 
widersprechen. Freilich fehlt es nicht ganz an leitenden Ge- 
sichtspunkten, und dass man auf Seite der Genossenschaft selbst 
von je bestrebt war, die Verhältnisse nach Möglichkeit einheit- 
lich zu gestalten, geht daraus hervor, dass schon im Beginn 
der Genossenschaftsbewegung Normalstatuten aufgestellt wurden, 
Dies war jedoch nur möglich, wo eine Kategorie von Genossen- 
schaften eine selbständige wirtschaftliche Bedeutung erlangte, 
und infolgedessen ein Zusammenschluss zu Centralverbänden, 
von denen die einheitliche Regelung ausging, stattfinden konnte. 

Schulze-Delitzsch geht, um einen Maassftab für die Be- 
teiligungspflicht der Mitglieder zu gewinnen, von dem schon 
oft erwähnten genossenschaftlichem Prinzip aus. In Bezug auf 
Vorschuss- und Kreditvereine sollen folgende Grundsätze gelten.^ 
Will man die Unbemittelten nicht geradezu abschrecken, so darf 
man nicht die sofortige Einzahlung des Geschäftsanteiles fordern, 
sondern man muss das notwendige Kapital durch allmähliche 
Einzahlungen zu erlangen suchen, die aber aus demselben 
Grunde nicht zu hoch gegriffen sein dürfen. Da aber andrer- 
seits jede Beschränkung das so wünschenswerte Anwachsen 
des eigenen Vermögens der Genossenschaft hemmt, so „erscheint 
es, um beiden Rücksichten Rechnung zu tragen, am zweck- 
mässigsten, wenn man einen bestimmten niedrigen Satz, wie 
ihn auch unbemittelte Arbeiter aufbringen können, als Mindest- 
beitrag, den jedes Mitglied, will es überhaupt aufgenommen 
sein, zum wenigsten steuern muss, feststellt und es jedem frei- 
lässt, zu jeder Zeit seinen Beitrag zu erhöhen. — Wollen die 
Angehörigen der weniger bemittelten Volksklassen, mit denen 
wir hauptsächlich zu thun haben, um einem wirtschaftlichen 
Bedürfnis Abhilfe zu verschaffen, ein selbständiges Geschäft 
gründen, dessen Inhaber sie sind, so müssen die Einzelnen dazu 



* Schulze-Delitzsch, Vorschuss und Kreditvereine als Volksbanken 
S. 76 ff. 
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angehalten werden, mindestens soviel an Kräften und Mitteln 
einzuschiessen, resp. zur Verfügung zu stellen, dass dadurch 
einerseits die Anfänge der eigenen Kapitalbildung, andrerseits 
gewisse Sicherheiten für das weitere planmässige Fortschreiten 
gegeben sind." 

Die Frage der Höhe des Geschäftsanteils und die Beant- 
wortung derjenigen, ob überhaupt solche eingezahlt werden 
sollen, richtet sich in praxi in erster Linie nach dem das Kapi- 
talbedürfnis bedingenden Gegenstand des Geschäftsbetriebes 
und der Form der Kapitalbeschaffung überhaupt. Wenige Ge- 
nossenschaften arbeiten ausschliesslich mit eigenen Mitteln, 
sondern ziehen fremdes Kapital mit herbei. Das Betriebskapital 
der Genossenschaft zerfällt, laut den Statuten, im allgemeinen 
in drei Kategorien. Die erste wird von den durch Anteil- 
scheine aufgebrachten Geldern gebildet, die zweite besteht aus 
den im Reservefonds aufgehäuften Geschäftsüberschüssen. Diese 
beiden Kategorien sind die eigenen Gelder der Genossenschaft. 
Die dritte wird in anderer Weise, z. ß. durch Darlehen, sei es 
bei Dritten, sei es bei den Mitgliedern selbst, durch Obliga- 
tionen, durch Guthaben, welche die Genossen freiwillig stehen 
lassen oder Dritten als Spareinlagen einzahlen, aufgebracht. 
Dieses sind die Schulden der Genossenschaft. Die Höhe der 
dritten Kategorie muss bestimmend einwirken auf die Höhe 
der beiden andern Kategorieen und damit auch auf die Höhe 
der einzuzahlenden Stammanteile. Es kommt auch vor, dass 
auf die eine oder die andere der Hilfsquellen vollständig ver- 
zichtet wird, dass man z. B. von der Verpflichtung zur Ein- 
zahlung von Stammanteilen ganz absieht und sich die nötigen 
Betriebsmittel lediglich durch Aufnahme fremder Gelder oder 
in Form der durch die Mitglieder oder Dritte geleisteten Spar- 
einlagen beschafft.^ Die Regel aber bildet doch die, dass sämt- 
liche drei Kategorien in Anwendung kommen. 



^ So bei zahlreichen Sparkassen. Schulze- Delitzsch betonte schon bei 
seinen ersten Gründungen die Notwendigkeit des eigenen Vermögens der 
Genossenschaft Er betrachtete es, neben den Spareinlagen der Mitglieder 
und Darleihen, welche die Genossenschaft von aussen aufnahm, stets als 
einen wichtigen Bestandteil ihres materiellen Substrats. Die Höhe der An- 
teile war, je nach dem Bedürfnis der Bank 100—400 Franken. Die Eigen- 
tümlichkeit des Raiffeisenschen Systems dagegen bestand darin, dass ur- 
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Die in den Statuten sich findenden Bezeichnungen für die 
Einlage sind Stammanteii, Anteil, Guthaben, wohl auch Aktie 
oder Geschäftsanteil. (Französisch part, fonds, italienisch azione.) 
Ihre Grösse ist sehr variabel. 



sprünglich keine Geschäftsanteile verlangt wurden. Das Genossenschafts- 
kapital wurde beschafft ausschliesslich durch Aufnahme von Darleihen. Den 
nötigen Kredit zur Erlangung derselben gab die unbeschränkte Haftpflicht 
der Mitglieder und die Teilnahme angesehener Personen in der Genossen- 
schaft. Erst infolge Inkrafttretens des geltenden Gen. Ges. sahen sich 
auch die RaifFeisenschen Kassen gezwungen, Geschäftsanteile einzuftlhren. 
Nach einer Bestimmung der Normalstatuts der Raiffeisenschen Genossen- 
schaft soll jedoch ein Genosse auf nie mehr als einen Geschäftsanteil betei- 
ligt sein. § 27 Normalstatut. 

Die genossenschaftlich organisierten Geldinstitute der Schweiz zerfallen, 
im grossen betrachtet, in zwei Kategorieen die sich, wenn auch nicht in 
der Organisation, so doch in ihrer Tendenz mit den beiden Richtungen Schulze 
und RaifFeisen decken. Auf der einen Seite finden sich, hauptsächlich in den 
Städten und industriellen Centren, eigentliche Volsbanken in Form von Vor- 
schuss-, Kredit-, Spar- und Leihkassen. Ihre Aufgabe, die von den meisten Sta- 
tuten dieser Genossenschaften als hauptsächliche Zweckbestimmung aufgestellt 
wurde, besteht zunächst darin, der Bevölkerung günstige Gelegenheit zur 
gewinnbringenden Anlage des Erwerbes zu geben. Andrerseits wollen sie 
aber dadurch indirekt auf die Produktion einwirken, dass sie das Bedürfnis 
nach Geld zu befriedigen und auf diese Weise Gewerbe, Handel und Ver- 
kehr zu fördern suchen. Der Kreis ihrer Wirksamkeit ist oft ein sehr 
umfangreicher, der nicht selten weit über die Grenzen lokaler Beschränkung 
hinausgeht. Ich erinnere nur an die schweizerische Volksbank, deren 
Filialen sich, dank ihrer auf die Expansion berechneten und für diesen 
Zweck meisterhaft getroffenen Organisation, über die ganze Schweiz 
erstrecken. Diese Institute bedürfen, wenn sie ihrer Aufgabe gerecht 
werden wollen, einer grossen Kapitalkraft. Das thatsächlich oft bedeutende 
eigene Vermögen (Betriebskapital), bedingt ein starkes finanzielles Heran- 
ziehen der Mitglieder. 

Die andere Kategorie von genossenschaftlichen Geldinstituten sind die 
kleinern, vorwiegend ländlichen Bedürfnissen dienenden Kredit- und Spar- 
vereine. Ihre Organisation ist eine äusserst mannigfaltige. Sie nehmen die 
Form an, welche dem lokalen Bedürfnis grade am besten entspricht. Ihr 
Wirkungskreis ist ein beschränkter. Infolge des verhältnismässig geringen 
Kapitalbestandes sind sie nur zu bescheidener Kreditausgabe befähigt. Das 
Hauptgewicht ihrer Aufgabe verlegen sie, was auch ihre Statuten fast durch- 
gehend hervorheben, darauf, in der Bevölkerung den Sinn für Sparsamkeit 
zu wecken und namentlich der weniger bemittelten Klasse bei der Ansamm- 
lung ihrer Ersparnisse behilflich zu sein. Die Mitglieder sind verpflichtet 
sich durch Einlagen ein allmählich wachsendes Guthaben zu erwerben, Ge- 
schäftsanteile im eigentlichen Sinn jedoch bestehen nicht. Die Beträge, 

6 
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Nach Schulze-Delitzsch handelt es sich darum, bei Berech- 
nung der Höhe der Geschäftsanteile die folgenden zwei einander 
entgegengesetzten Standpunkte in Betracht zu ziehen, 

a) Die solide Begründung des Geschäfts durch angemessene 
Steigerung des Vermögens; 

b) Die Rentabilität desselben durch angemessene Herbei- 
ziehung fremden Kapitals, 

und zwar so, dass keiner derselben den andern zurückdrängt, 
sondern beide gleichmässig zur Geltung kommen. Das eigene, 
der Genossenschaft gehörige Betriebskapital sollte ungefähr 
5o7o des fremden betragen. Der allgemeine Genossenschafts- 
tag zu Wiesbaden (1896) hat für Kreditgenossenschaften empfohlen 
„die Höhe des Geschäftsanteiles und die durch das Statut vor- 
geschriebenen Einzahlungen auf denselben derartig festzusetzen, 
dass sie in richtigem Umfang des Geschäftes stehen, und der 
Geschäftsanteil auch bei kleinen Vereinen mindestens 300 Mark 
beträgt."^ In der Schweiz, wo ein allgemeiner Genossenschafts- 
verband, trotz der reichen Entwicklung des Genossenschafts- 
wesens noch nicht existiert, fehlen einheitliche Beschlüsse ganz. 
Trotzdem zeigt ein Überblick über die in den Statuten der 
genossenschaftlich organisierten Geldinstitute enthaltenen Be- 
stimmungen bezüglich der Beitragspflichten der Mitglieder im 
allgemeinen dasselbe Bild, wie in Deutschland. Die Höhe der 
Stammanteile bewegt sich meist innerhalb der Grenzen von 
Franken 100—500, nicht selten jedoch setzen die Statuten den 
Betrag auf 1000 Fr. fest, einzelne wenige Institute gehen auch 
darüber hinaus. Verpflichtet wird der Genosse in der Regel 
nur auf einen Stammanteil, während er häufig das Recht hat, 



welche von den Genossen gefordert werden, sind, entsprechend dem Zweck, 
den diese Genossenschaften verfolgen, gering und auch ftlr das Maximum 
der Guthabenberechtignng finden sich meist niedere Grenzen gezogen. 
Dagegen sind die Entrichtungsperioden kurz: die Statuten fordern monat- 
liche, halbmonatliche, wöchentliche Einlagen. Damit verbinden sich in der 
Regel rigorose Bestimmungen bezüglich des Verlusts der Mitgliedschaft, 
indem eine mehrmalige Verletzung der Einzahlungspflicht den Ausschluss 
zur Folge hat. Auf diese Weise werden die Mitglieder zur regelmässigen 
Anlage von Ersparnissen gezwungen. 

* Angeführt bei Schulze-Delitzsch a. a. O. S. 81. Vgl. auch die Be- 
schlüsse der allgemeinen Vereinstage des deutschen Genossenschaftsverban- 
des, namentlich der Jahre 1862, 1879, 1885. 
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deren mehrere zu übernehmen. Der Betrag wird entweder 
beim Eintritt voll entrichtet oder es wird dem genossenschaft- 
lichen Prinzip gemäss das vom deutschen Gesetz als Norm 
aufgestellte Verfahren befolgt, dass die Statuten eine maxi- 
male Einlage festsetzen, die durch successive Einlagen er- 
reicht werden darf oder muss. Die Grösse der regelmässigen 
Beiträge ist ebenfalls sehr verschieden. Die am häufigsten 
vorkommenden Summen sind Franken 50-60 im Rechnungs- 
jahr. Um jedoch ihre Einzahlungen zu erleichtern oder sicher 
zu stellen, wird in der Regel der Betrag nicht auf einmal, son- 
dern ratenweise in halbjährlichen oder monatlichen Terminen 
gefordert. 

Noch weniger als bei den genossenschaftlichen Geld- 
instituten ist es möglich für die übrigen Genossenschaften ein- 
heitliche Normen für die Beitragspflicht der Mitglieder aufzu- 
stellen. Die Verhältnisse, aus denen diese Gesellschaften ent- 
springen, die Faktoren, welche auf ihre Gestaltung einwirken, 
sind so verschiedenartig, dass nur der freieste Spielraum ihrem 
Wesen angemessen sein kann. Alle Genossenschaften haben 
jedoch gemein, dass sie zur Erreichung ihres Zweckes eines ge- 
wissen Kapitalbestandes bedürfen.^ ^ Bei manchen Produktiv- 



* Die Ausnahmen hievon sind so selten, dass sie die allgemeine Be- 
hauptung nicht zu durchbrechen vermögen. Zudem sind es Genossenschaften, 
von denen es zweifelhaft sein kann, ob sie dem S. O. R. zu unterstellen 
waren, oder ob die Ordnung ihrer Verhältnisse nicht vielmehr gemäss 
Art. 719 S. O. R. dem kantonalen Recht hätte vorbehalten bleiben sollen. 
Eis sind einige Wasser- und Meliorationsgenossenschaften, die über ein 
eigentliches Gesellschaftskapital nicht verfilgen, sondern bei denen die Bei- 
tragspflicht der Mitglieder als Folge des Eigentums oder der Pacht einer 
dem genossenschaftlichen Wirkungsbereich unterworfenen Liegenschaft er- 
scheint und von Fall zu Fall nach dem je weilen vorliegenden Bedürfnis be- 
stimmt wird. Vgl. z. B. Wiesenbewässerungsgesellschaft Thusis S. H. A. B. 
1888 S. 271. Seegesellschaft Lungern 1896 S. 668. Brunnengenossenschaft 
Biglen 1896 S. 1122. Brunnengenossenschaft Gerlafingen-Biberist 1894 S. 978. 
Bnmnengenossenschaft Sulgenbach-Mattenhof 1890 S. 771. Entsumpfungsge- 
nossenschaft Uttingen-Ambühl 1890 S. 77. 

• Die Geschäftsanteile der Konsum- und ausgedehnten Produktivge- 
nossenschaft erreichen selten den Betrag von Fr. loo. Gewöhnlich ist er 
auf 10 — 20 Fr. bemessen. Ausnahmen finden sich freilich. Vgl. z. B. Sta- 
tuten des Konsumvereins Goldach. Stammanteil Fr. 250. Konsumverein 
Rorschach. Anteilschein Fr. 1000 u. a. m. 
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genossenschaften, die bei kleiner Mitgliederzahl ein grosses 
Betriebskapital erfordern, bei vielen Baugenossenschaften, Ver- 
sicherungsgesellschaften, Genossenschaften zum Betrieb eines 
Handelsgeschäftes oder zur Erreichung eines vorübergehenden 
Zweckes finden sich Stammanteile von ganz bedeutenden Be- 
trägen.^ Stammanteile von verhältnismässig ganz enormer Höhe 
weisen zwei Genossenschaften aus neuerer Zeit auf. Die 
schweizerische Calciumcarbidfabrik in Solothurn^ und Union 
Zürich, Genossenschaft zum Erwerb und zur Verwertung von 
Immobilien.^ 

Die Eintragung im ersten Fall lautet: „Die Genossenschaft 
besteht vorläufig aus lo Mitgliedern, jeder Genossenschafter 
hat einen Beitrag von Franken 20,000 zu leisten. Für die Ver- 
bindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur deren Vermögen.* 
Juristisch zeigt diese Genossenschaft nichts Ausserordentliches. 
Sie hält sich in ihrer Organisation streng innerhalb des Rahmens 
der gesetzlichen Bestimmungen. VV^ohl aber ist der hohe Be- 
trag der Einlage ungewöhnlich. Zieht man ferner die kleine Zahl 
der Mitglieder in Betracht, die sich kaum über die gesetzliche 
Grenze erhebt, so erkennen wir, dass die Genossenschaft hier 
auf einen Fall Anwendung gefunden hat, auf den sonst die 
Formen der gewöhnlichen Handelsgesellschaften, die KoUektiv- 
und die Kommanditgesellschaft Anwendung zu finden pflegen. 
Gewiss ist, dass die Schöpfer des modernen Genossenschafts- 
gedankens und die Redaktoren des S. O. R. eine solche Verwen- 
dung nicht im Auge hatten. Die Genossenschaft sollte nicht einen 
Ersatz der Kollektiv- und Kommanditgesellschaft für besonders 
geartete Verhältnisse bilden, sondern ihre Bestimmung war eher, 
an Stelle der Aktiengesellschaft zu treten. Hier erweist sich 
wieder die grosse Elastizität dieser Gesellschaftsform, Rechtlich 
ist gegen ihre Anwendung auf solche Verhältnisse nichts ein- 



^ Bei Käserei-, Milch- und Molkereigenossenschaften variieren die 
Stammanteile von Fr. 100 — 1000. Bei Brennerei-Genossenschaften findet sich 
am häufigsten der Betrag von Fr. 1000. Ebenso bei vielen Pferde- und 
Viehversicherungsanstalten, bei den in neuerer Zeit im Kanton Bern ge- 
gründeten, von einer Anzahl Gemeinden gebildeter Armenverpflegungsan- 
stalten. 

* S. H. A. B. 1896 S. 1242. 

» S. H. A. B. 1895 S. 43. 
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zuwenden, wirtschaftlich ist sie vom Standpunkt der Beteiligten 
betrachtet, nur zu empfehlen. Der Kollektivgesellschaft gegen- 
über bietet sich der Vorteil, dass sie das Verfügungsrecht 
über dem Geschäftsanteil erleichtert dadurch, dass die Statuten 
mit dem gesetzlich garantierten Recht des Austritts dasjenige 
der Rückziehung oder Übertragung der Einlage an einen 
Dritten gestatten, vor der Kommanditgesellschaft aber den, 
dass sie, im Gegensatz zu Art. 565 S. O. R., auch dem nicht 
geschäftsleitenden Mitglied dennoch eine intensive Beteiligung 
am Geschäftsbetrieb sichert. 

Eine eigentümliche Organisation zeigt die zweite der ge- 
nannten Genossenschaften, Union Zürich I. Die vom Genossen- 
schafter geforderten Einlagen sind noch höheren Betrages als 
im ersten Fall. „Jeder Genossenschafter hat bei seiner Auf- 
nahme mindestens einen Anteil von Fr. 25000 zu zeichnen und 
einzubezahlen, weitere pekuniäre Leistungen sind in den Statuten 
nicht vorgesehen. Die Stammanteile lauten auf den Namen, die 
Abschnitte auf den Inhaber. Jedem Genossenschafter steht das 
Übertragungsrecht seines Anteils als Ganzes oder eines einzelnen 
Abschnittes zu. Die Übertragung der Stammanteile Nr. i 
unterliegt der Genehmigung des Vorstandes. Die Anzahl der 
auszugebenden Stammanteile, sowie derjenigen, welche ein Ge- 
nossenschafter besitzen kann, ist unbeschränkt. Die Genossen- 
schafter können zu beliebiger Zeit austreten. Geschieht es aber 
nicht in Verbindung mit einer Cession seines Abschnittes Nr. i, 
so erlischt sein Anteilsrecht am Genossenschaftsvermögen. Im 
Todesfall treten die rechtmässigen Erben in die Rechte und 
Pflichten ein. Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft 
haftet nur deren Vermögen." — Auch diese Konstruktion muss 
als rechtlich zulässig betrachtet werden. Die Teilung der 
Stammanteile untersagt das Gesetz nicht. Die Teilung im vor- 
liegenden Fall bedeutet nicht eine Zerlegung des Mitgliedschafts- 
rechts, sondern sie ist nur eine Zerteilung der das Grundkapital 
bildenden Einheiten. Wer daher in den Besitz eines solchen 
auf den Inhaber gestellten Abschnittes gelangt, erwirbt nicht 
ein Zehntel-Mitgliedschaftsrecht, dieses steht einzig und in 
seinem ganzen Umfang dem jeweiligen Eigentümer des Ab- 
schnitts Nr. I zu. Nur dieser ist Subjekt der den Mitgliedern 
obliegenden Rechte und Pflichten. Wohl aber sind die Besitzer 
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der auf den Inhaber gestellten Abschnitte zum Bezüge verhält- 
nismässigen Gewinnes berechtigt, sie treten also der Genossen- 
schaft gegenüber in die Stellung von Gläubigern. Da der Ge- 
nosse die Inhaberabschnitte nur gegen Entrichtung eines Äqui- 
valents weitergibt, so ist der wirtschaftliche Effekt dieser Orga- 
nisation der, dass das finanzielle Risiko, welches das einzelne 
Mitglied zu tragen hat, trotz der hohen Einlage, den die Ge- 
nossenschaft infolge ihres grossen Kapitalbedürfnisses ihm auf- 
zuerlegen genötigt ist, ein relativ beschränktes bleibt. 

Die Art der Bildung der Geschäftsanteile ist bei allen Ge- 
nossenschaftsarten im allgemeinen dieselbe wie bei den Kredit- 
vereinen und Sparkassen. Sie geschieht entweder durch eine 
einmalige Entrichtung des ganzen Betrages, in der Regel beim 
Eintritt, oder durch Anzahlung eines kleinen Teilbetrages und 
durch allmähliche Aufnung desselben, sei es durch Teilzahlungen 
oder Gewinnzuschreibung, bis zur statutarisch bestimmten Grenze. 
Nicht selten setzen die Genossenschaften für den Umfang der 
finanziellen Beitragspflicht der Mitglieder kein absolutes Maass 
fest, sondern lassen sie nach dem Vorhandensein gewisser Um- 
stände bei den einzelnen Genossen variieren. Namentlich ist 
dies der Fall, wo das Gleichgewicht zwischen Berechtigung 
und Verpflichtung unter den Mitgliedern bei absoluter Berech- 
nung gestört würde, wo durch den Eintritt in die Genossen- 
schaft Rechte erworben werden, die den Bemittelten bei Tragung 
gleicher Lasten dem Unbemittelten gegenüber ein unverhältnis- 
mässiges Übergewicht im Genuss der aus dem genossenschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb resultierenden wirtschaftlichen Vorteile 
bieten würden.^ 



* So bemisst sich bei den Milch- und Molkereigenossenschaften die 
Zahl der zu übernehmenden Stammanteile häufig nach dem Flächeninhalt 
der der Milchwirtschaft dienenden Ländereien, nach Verhältnis der Milch- 
lieferung, nach der Grösse des Viehbestandes; bei Viehzuchtgenossenschaften 
nach der Stückzahl der ins Zuchtbuch aufgenommenen Tiere. Ähnlich bei 
Alp- und Weidegenossenschaften, bei denen in der Regel der Genosse (Qr 
jedes Weidrecht, d. h. ftlr soviele Tiere, als er auftreiben will, Stamman- 
teile zu übernehmen hat. Bei Wasserversorgungsgenossenschaften richtet 
sich die Beitragspflicht nach dem übernommenen Wasserquantum, nach der 
Anzahl von Wasserhahnen, nach der einem Mitglied gehörenden Zahl von 
Gebäulichkeiten, oder, wo die Genossenschaft die Herstellung von Lösch- 
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Anhang : 
Die Juristische Natur des Geschäftsanteils. 

Die Frage nach der Jurist. Natur des Geschäftsanteils, d. h. 
die Frage darnach, ob dem Genossen an der von ihm geleisteten 
Einlage ein dingliches Recht zustehe oder ob sie als Guthaben 
mit forderungsrechtlichem Charakter zu betrachten sei, scheint 
in engem Zusammenhang zu stehen mit dem juristischen Wesen 
der Genossenschaft überhaupt. Wird die Genossenschaft als 
Gemeinschaftsverhältnis aufgefasst, in der die Gesamtperson 
nicht als ein von seiner Grundlage losgelöstes, selbständiges 
Vermögenssubjekt dasteht, sondern die Mitglieder selber als 
die Subjekte aller Rechte und Pflichten erscheinen, kann auch 
die juristische Beziehung des Genossen zum Genossenschafts- 
vermögen nur der eines dinglichen Rechtsverhältnisses sein. 
Wird dagegen der Genossenschaft die juristische Persönlichkeit 
und damit die Fähigkeit, eigenes Vermögens- oder Rechts- 
subjekt zu sein, zuerkannt, so müssen die fraglichen Rechtsbe- 
ziehungen die Dinglichkeit notwendig abstreifen. Die Rechte, 



einrichtungen bezweckt, wohl auch nach der Höhe der Brandversicherungs- 
summen. Wasserwerk Lauterbrunnen S. H.A.B. S. 128. Ein Analogen hiezu 
bilden Genossenschaften zur Herstellung von Elektrizitätswerken, um die Mit- 
glieder mit elektrischer Licht- oder Nutzkraft zu versehen. Hier bemisst sich 
die Höhe des Beitrags in der Regel nach dem Konsum an elektrischer Kraft, 
gewöhnlich berechnet nach der Zahl der abonnierten Glüh- oder Bogen- 
lampen, oder nach der Anzahl von Einheiten bezogener Nutzkraft. Elektra 
Birseck S. H. A. B. 1897 S. 1097. Amtsbürgschaftsgenossenschaften be- 
messen die Beitragspflicht nach Prozenten der übernommenen Kautions- 
pflicht. Zürcher Amtsbürgschaftsgenossenschaft S. H. A. B. 1897 S. 221, Ver- 
sicherungsgesellschaften nach Prozenten der übernommenen Versicherungs- 
summen. Stickerei- und Ferggereigenossenschaften nach der Anzahl der im 
Rechnungsjahr beschäftigten Maschinen. Vgl. auch Verband schweizerischer 
Brauereien S. H. A. B. 1896 S. 55. „Die Bedingung des Eintritts ist die Ein- 
reichung eines Sichtwechsels, dessen Höhe sich nach dem jährlichen Bier» 
absatz richtet. Eben darnach und je nach dem Bedürftiis richtet sich auch 
der Jahresbeitrag." Wissenschaftliche Unternehmungsftation schweizerischer 
Braugewerbe S. H. A. B. 1891 S. 9. Die Jahresbeiträge werden nach der 
Bierproduktion berechnet. Steinkohlenkonsumgesellschaft Glarus S. H. A. B. 
1890 S. 553. Die Beiträge richten sich nach dem Quantum der bezogenen 
Kohlen. 
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welche dem Genossen am Genossenschaftsvermögen zustehen, 
können nur Forderungsrechte sein. Es gilt dies nicht nur in 
Beziehung auf diejenigen Bestandteile des Genossenschafts- 
kapitals, welche nicht selten und ungenau'das engere Vermögen 
der Genossenschaft genannt werden, den Reservefonds, den 
Bestand an eigenen Liegenschaften, an Mobilien, namentlich In- 
ventar u. s. w., sondern auch in Beziehung auf die von den 
Mitgliedern entrichteten Einlagen. Die Einlage tritt in die 
Eigentumssphäre der juristischen Person, dem Genossenschafter 
verbleibt ihr gegenüber nur ein besonders qualifiziertes Forde- 
rungsrecht. 

Wir haben von der Entscheidung, ob die Genossenschaft 
juristische Person sei, absichtlich abgesehen und uns darauf 
beschränkt, die juristische Bedeutung der Rechtsbeziehung der 
Einzelnen zur Gesamtheit aus den im Gesetz sich findenden 
Indizien direckt zu entnehmen. Aus unserm Standpunkt be- 
trachtet, erscheint der Geschäftsanteil als ein Forderungsrecht. 
Mit der Einzahlung des Stammanteils verliert das Mitglied alle 
diejenigen Befugnisse, welche als Inhalt einer dinglichen Be- 
rechtigung erscheinen könnten. Während des Bestehens der Ge- 
nossenschaft steht ihm keinerlei Verfügungsgewalt über die 
durch sein Guthaben repräsentierte Quote am Genossenschafts- 
vermögen zu. Er kann sie weder veräussern, noch zu Pfand 
geben und nach den meisten Gesetzen und Statuten auch nicht 
einzeln zurückziehen. Erst mit der Loslösung von dem ge- 
nossenschaftlichen Vertragsverband, sei es infolge Austrittes, 
sei es infolge Liquidation der Genossenschaft, erhält er das 
dingliche Verfügungsrecht über den ihm nach Maassgabe gesetz- 
licher oder statutarischer Bestimmung zustehenden Vermögens- 
anteil zurück. Vor diesem Zeitpunkt sind die Privatgläubiger 
eines Genossenschafters nicht befugt, die zum Gesellschaftsver- 
mögen gehörenden Sachen, Forderungen oder Rechte zum Be- 
huf ihrer Befriedigung und Sicherstellung in Anspruch zu nehmen. 
Gegenstand der Beschlagnahme kann füiv sie nur sein, was der 
Genosse selbst an Zinsen, Dividenden ocjjer Anteilen im Liqui- 
dationsfall zu fordern hat.^ Nach dem deutschen G. G. darf 



* S. O. R. Art. 694, Östr. G. G. §§ 56—59. 
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auch von der Genossenschaft das Geschäftsguthaben eines Ge- 
nossen, so lange er nicht ausgeschieden ist, nicht ausgezahlt 
oder im geschäftlichen Betrieb zum Pfände genommen, eine 
geschuldete Einzahlung nicht erlassen werden. 

Fehlt so dem Geschäftsanteil jede dingliche Rechtsbeziehung 
zu ihrem Inhaber, so kann er nur Gegenstand eines durch den 
Fall des Ausscheidens oder der Auflösung bedingten Forderungs- 
rechtes der einzelnen Genossen gegen die Genossenschaft sein. 
Die Auffassung entspricht auch der in der Litteratur vorherr- 
schenden Meinung.^ Gegen sie kann, wie v. Sicherer^ richtig 
hervorhebt, nicht geltend gemacht werden, dass, wenn die 
Genossen Gläubiger der Genossenschaft wären, diese im Kon- 
kurs der Gesellschaft mit den übrigen Gesellschaftsgläubigern kon- 
kurrieren müssten. Ähnliche Erscheinungen sind sonst dem Ge- 
sellschaftsrecht nicht unbekannt.^ Als so qualifizierte Forderung 
steht der Geschäftsanteil im freien Verfügungsrecht der Mit- 
glieder, er kann cediert und verpfändet werden ; in allen diesen 
Rechtsgeschäften tritt seine Natur als obligatorischer Anspruch 
hervor. 

2. Andere Pflichten. 

Die Pflichten des Genossen der Genossenschaft gegen- 
über erschöpfen sich in der Regel in der Theilnahme an der ge- 
nossenschaftlichen Vermögensbildung, sei es durch Übernahme 
von Stammanteilen, sei es in anderer Form finanzieller Leistung. 



^ V. Sicherer S. 119 f, Gierke, Genth. S. 288 f. Par. und Kr. S. 35, 
Proebst S. 113 und die dort cit. Stelle aus dem Bericht der Reichtagskom- 
mission. Dagegen R. O. H. G. Bd. 17 S. 214: „Das sog. Mitgliederguthaben, 
im Gesetz als Geschäftsanteil bezeichnet, ist keineswegs eine Forderung 
gegen die Genossenschaft, sondern ein blosser Wertanteil an dem den Ge- 
nossenschaftsgläubigern haftenden Genossenschaftsvermögen. 

* V. Sicherer S. 120. 

' D. H. G. B. Art. 258, 259. Vgl. die Ausftihrung bei v. Sicherer 
S. 120. Schulze-Delitzsch, die Ent Wickelung S. 531. Anders ft-eilich bezüg- 
lich der A. G. Renaud a. a. O. S. 760 ff. „Mit der Beendigung der Aktien- 
gesellschaft entsteht sonach unter den Aktionären eine Rechtsgemeinschaft, 
deren Gegenstand das Vermögen der aufgelösten Verbindung samt allen 
Nutzungen und sonstige Vermehrungen desselben bis zu beendigter Liqui- 
dation ist." 
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Stets ist dies der Fall bei denjenigen Genossenschaften, die 
sich ausschliesslich mit Geldwirtschaft befassen, also bei den 
genossenschaftlich organisierten Bankinstituten, bei Kreditver- 
einen und Sparkassen. Wo dagegen die Genossenschaft sich 
nicht auf die Förderung der wirtschaftlichen Lage der Mit- 
glieder durch Zuerkennung eines finanziellen Vorteils beschränkt, 
sondern ihre wirtschaftliche Thätigkeit direkt in Anspruch nimmt, 
wird sie sich in vielen Fällen mit der Bezahlung eines Geld- 
betrages nicht begnügen können. Nicht selten auferlegt die 
Genossenschaft dem Genossen noch andere Pflichten, die sich 
aus dem Gegenstand des Geschäftsbetriebes ergeben. Diese 
sind jedoch so mannigfaltig, dass sie sich erschöpfend nicht 
darstellen lassen.^ Oft lassen uns die Statuten im Unge- 
wissen, ob sie ein Recht oder eine Pflicht normieren wollen. 
Die Frage ist im einzelnen Fall desshalb nicht gleichgültig, 
weil sie Gegenstand eines Rechtsstreites werden kann. Denn 
die Verletzung der den Mitgliedern obliegenden Pflichten invol- 
viert ein Klagrecht der Genossenschaft auf Erfüllung, event. 
wo die Nichterfüllung statutarischer Pflichten im Genossen- 
schaftsvertrag als Ausschliessungsgrund enthalten ist, den Aus- 
schluss aus der Genossenschaft. Im Zweifel liegt dem Richter 
ob, die Entscheidung über die Natur der streitigen Bestimmung 
zu treffen. Die Genossenschaft ist nicht befähigt, weder durch 



^ Bei Produktivgenossenschaften bestehen sie in der Leistung von 
Materialien, deren Verarbeitung die Genossenschaft bezweckt. So aner- 
kennen Milch- und Käsereigenossenschaft die Milchlieferung nicht nur als 
Recht der Beteiligten, sondern normieren sie vorwiegend als Pflicht. Auf 
die Verletzung wird eine Busse gesetzt oder die Entrichtung eines Äqui- 
valentes in Geld. Die Genossen haben sämtliche aus der Bewirtschaftung 
ihrer Güter resultierenden Milchprodukte in die Genossenschaft abzugeben 
oder der Umfang der Lieferungspflicht wird statutarisch festgesetzt und 
bemessen nach der Zahl der Kühe oder nach dem Raumgehalt der bewirt- 
schafteten Liegenschaften. Viehzuchtgenossenschaften auferlegen den Mit- 
gliedern als Pflicht, eines oder mehrere zur Zucht befähigte Tiere zu halten 
und dieselben zum Stier zu bringen. Häufig ist die Bestimmung, dass der 
Genosse soviel e Muttertiere zu halten hat, als er Stammanteile besitzt. 
Brennereigenossenschaften verlangen die Einlieferung aller oder eines Teiles 
der zum Brennen bestimmten Produkte, Wasserversorgungsgenossenschaften 
die Übernahme eines bestimmten Wasserquantums, Konsumgenossenschaften 
den Bezug von Waaren von der Genossenschaft u. s. w. 
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die Generalversammlung, noch durch ein anderes Organ nach- 
träglich dem Genossenschaftsvertrag authentisch zu interpre- 
tieren.* Dieselbe Rechtsbeziehung kann zugleich als Berechti- 
gung und als Verpflichtung erscheinen. In diesem Fall kann 
der Genosse sowohl Kläger als auch Beklagter sein, je nach- 
dem die Vertragsverletzung in der Nichtgewährung des ihm 
zustehenden Rechtes oder in der Nichterfüllung der ihm ob- 
liegenden Pflicht besteht. 

B. Rechte der Mitglieder. 

Allgemeines. 

Unter dem Begriff Rechte der Mitglieder werden rechtliche 
Ansprüche der Genossen gegenüber der Genossenschaft ver- 
standen, die ihm kraft gesetzlicher oder statutarischer Bestim- 
mung oder gemäss allgemeinen Rechtsprinzipien zustehen. 
Nicht alle diese Ansprüche sind jedoch eigentliche Mitglied- 
schaftsrechte. Ihr Umfang wird begrenzt durch die Form ihrer 
Entstehung und durch die Art des Rechtsgeschäftes, aus dem 
sie entspringen. Es sind diejenigen Rechte, welche der Ge- 
nosse durch Eintritt in den Vertragsnexus erwirbt, sie gehören 
zum Inhalt des Genossenschaftsvertrages. Wie bezüglich der 
Pflichten, so ist auch bezüglich der Rechte jeder Genosse Mittel- 
punkt eines Komplexes von Rechtsbeziehungen, die, weil durch 
die gemeinsame Norm des Genossenschaftsvertrages bestimmt, 
für alle grundsätzlich gleiche Geltung haben. Eine ungleiche 
Gestaltung ist nur denkbar auf Grund ausdrücklichen Vorbe- 
haltes des Gesellschaftsvertrages, erscheint die Ausnahmebe- 
rechtigung nicht durch die Vertragsnormen bedingt, so läuft 
sie den Grundsätzen des Vertragsrechtes zuwider und ist, wie 
sich unten zeigen wird, anfechtbar oder aber sie repräsentiert 
überhaupt kein eigentliches Mitgliedschaftsrecht, sondern eine 
Specialberechtigung, die nicht aus dem Genossenschaftsvertrag 
fliesst, sondern in einem Separatvertrag des Genossen mit der 
Genossenschaft begründet ist. 

* Vgl. oben S. 83. Revue judiciaire Bd. VIII S. 383. S*il y a contes- 
tation entre le soci^taire exclu et Passociation au sujet de rinterpretation 
donn6e par celle-ci au Statut ou sur la realit6 des faits invoqu^s comme 
motifs d'exclusion, ce juge peut 6tre appele ä prononcer. 



— 92 — 

Die Rechte der Mitglieder in der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaft sind der Art nach dieselben, wie die Rechte 
der Mitglieder in andern privatrechthchen Genossenschaften, 
insbesondere der Aktiengesellschaft. Sie entspringen entweder 
der nach dem wirtschaftlichen Effekt gerichteten Seite des Ge- 
nossenschaftsvertrages oder aber sie sind ein Ausfluss des durch 
die Vielheit der Kontrahenten bedingten rechtlich geregelten 
Gemeinlebens der Genossen, also der organisatorischen Seite 
des Genossenschaftsvertrages. Aus dieser Unterscheidung er- 
geben sich zwei Kategorien von Mitgliederrechten. Die erste 
umfasst diejenigen Rechte, welche einen Vermögenswerten In- 
halt haben, die zweite die, welche sich auf die Mitregierung in 
Gesellschaftsangelegenheiten erstrecken, die Verwaltungsrechte. 

Inhaltlich unterscheiden sich die Rechte der Mitglieder in 
den Genossenschaften von denjenigen in andern Gesellschaften 
insofern^ als sie in ihrer wirtschaftlichen Funktion und in ihrer 
rechtlichen Organisation voneinander abweichen. 

1. Rechte mit vermOgenswertem Inhalt. 

Unter diese Kategorie fallen zunächst diejenigen Rechte, 
deren Erwerb in der Regel zugleich das Motiv der Gründung 
der Genossenschaft und das Motiv des Beitrittes zu derselben 
bildet. Sie sind nicht juristisch, wohl aber wirtschaftlich das 
Aequivalent für die vom Genossen durch Eingehung des Ge- 
nossenschaftsvertrages übernommenen Verpflichtungen und des 
ihm auferlegten finanziellen Risikos. Sie sollen den MitgUedern 
den Genuss des aus dem genossenschaftlichen Geschäftsbetrieb 
resultierenden wirtschaftlichen Vorteils ermöglichen, unmittelbar, 
indem sie ihm einen vermögensrechtlichen Anspruch der Ge- 
nossenschaft gegenüber gewähren, mittelbar, indem sie ihm die 
Geltendmachung derjenigen Rechte gewähren, welche die Voraus- 
setzung des Erwerbs jener Ansprüche bilden. Zu den letztern 
gehört namentlich das Recht auf Teilnahme am Wirtschafts- 
betrieb der Genossenschaft, auf Leistung der Mittel, welche 
diesen ermöglichen sollen, also auf Einzahlung von Stamm- 
anteilen, auf Verwertung der in der Privatwirtschaft des Ge- 
nossen erzeugten Naturprodukte u. s. w. Es sind diejenigen 
Rechtsbeziehungen zwischen Genossenschaft und Genossen, die 
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wir oben unter anderer Beleuchtung als Mitgliederpflichten 
kennen gelernt haben. Ich verweise deshalb auf den vorher- 
gehenden Abschnitt. 

a. Reingewinn. 

Unter den vermögensrechtlichen Ansprüchen der Mitglieder 
der Genossenschaft gegenüber spielt die Teilnahme am Rein- 
gewinn die wichtigste Rolle. In ihr gipfelt, wenigstens in den 
weitaus meisten Fällen, der wirtschafthche Zweck der Genossen- 
schaft, denn die Genossenschaft ist so gut wie die Aktien- 
gesellschaft^ im Regelsfall eine universitas quaestuaria, ein Per- 
sonenverband, der es auf einen den Mitgliedern zukommenden 
reellen Gewinn abgesehen hat. Wir haben zwar, namentlich 
im Gebiet der Sparkassen, Ausnahmen kennen gelernt, aber 
alle die angeführten Beispiele sind unregelmässige Erschei- 
nungen, die sich dem Genossenschaftsprinzip und dem Ge- 
nossenschaftsgesetz nur schwer und durch künstliche Kon- 
struktionen anzupassen vermögen. Wo die Genossenschaft mit 
eigenem Kapital arbeitet, d. h. da wo die Mitglieder selbst durch 
ihre Einzahlungen die nötigen Betriebsmittel beschaffen, oder 
wo sie durch Einschiessung von Naturalien ein wirtschaftliches 
Opfer bringen, muss für sie als Aequivalent ein Gewinn aus 
dem genossenschaftlichen Geschäftsbetrieb resultieren. Das 
D. G. G. und das öster. G. G. stellen dieses Requisit durch aus- 
drückliche Bestimmung als unumgänghches Erfordernis auf und 
die übrigen G. G. setzen es zum mindesten voraus. 

I. Dividende. Die regelmässige Form des Reingewinns ist 
die Dividende. Ihrer rechtlichen Natur nach entspricht sie dem 
in dieser Beziehung vollkommen gleichen Recht bei der Aktien- 
gesellschaft. Sie bildet eine Quote des Ertrags des Genossen- 
schaftsvermögens aus einer bestimmt abgegrenzten Geschäfts- 
periode. Sie ist nicht etwa die Frucht des in die Genossen- 
schaft eingezahlten Stammanteils, das Recht auf sie nicht ein 
dingliches Fruchtziehungsrecht, sondern ein selbständiges For- 
derungsrecht des Genossen gegenüber der Genossenschaft; denn 
ein klagbares Recht wird sie erst mit dem Momente der durch 
das kompetente Organ vorgenommenen Feststellung. Sie stellt 



^ Renaud, S. 568. 
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ein Recht dar auf einen statutenmässigen Anteil an dem aus 
dem Geschäftsbetrieb resultierenden Gesamtgewinn und zwar 
mit dem Charakter eines Gläubigerrechts. ^ Ausdrücklich sagt 
das R. O. H. G., dass durch die Zahlung statutenmässig festge- 
stellter Dividendenanteile an die Genossen die Tilgung rechts- 
verbindlicher Forderungen, welche dem Genossenschafter gegen 
die Genossenschaft zustehen, bewirkt werden. Daraus folgt, 
dass bezüglich der Rückforderung unrechtmässig ausgezahlter 
Dividenden im Zweifel allgemeine Rechtsgrundsätze gelten, mit 
a. W.: „Ist von der Generalversammlung die Verteilung einer 
Dividende in bestimmter Höhe auf Grund thatsächlichen Irrtums 
beschlossen worden und war die Versammlung durch das Statut 
nicht verpflichtet, den Beschluss zu fassen, so hat die Auszah- 
lung dieser Dividende den Charakter einer Nichtschuld und 
Grundsätze einer solchen erscheinen anwendbar. (Condictio in- 
debiti)/' ^ Art. 632 S. O. R., wonach der Aktionär in keinem 
Fall verpflichtet ist, die in gutem Glauben empfangenen Divi- 
denden und Zinse zurükzugeben, kann, mangels einer analogen 
Bestimmung im Titel XXVII, auf die Genossenschaft keine An- 
wendung finden.^ 

Die Festsetzung der Dividende erfolgt in der Regel durch 
die Generalversammlung. Das D. G. G.^ hat diese als einzig 
hiefür zuständiges Organ erklärt. Das S. O. R. enthält diesbe- 
züglich keine Bestimmung. Es schreibt nur vor,* dass das 
Statut Bestimmungen enthalten müsse über die Berechnung und 
Verteilung des Gewinnes, wenn ein solcher beabsichtigt wird 
und überlässt es dem freien Belieben der Genossenschaft, wie 
sie die Verteilung vornehmen wolle. 

Was unter dem zur Verteilung unter die Genossen kom- 
menden Gewinn zu verstehen ist, entscheidet das kompetente 
Organ (Generalversammlung). Allgemein können wir als Ge- 



' Bezügl. der Genossenschaft vgl. R. O. H. G. Bd. XXIII S. 72. Bezügl. 
derselben Fragen bei der Aktiengesellchaft R. O.H. G. Bd. XVIII S. 154, 164; 
Bd. XIX S. 142, 143; Bd. XXII S. 20; R. Ger. Bd. XV S. 154; Bd. IV 
S. 102. 

« R. O. H. G. Bd. XXIII S. 72. 

' Vgl. Haberstich II S. 509. 

» D. G. G. § 46. 

* Art. 680 Ziff. 7. 
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winn den Überschuss bezeichnen, der sich nach Abzug sämt- 
licher aus dem Geschäftsbetrieb resultierender Kosten, aller 
Abschreibungen und sonstiger Verwendungen ergibt. Seine 
Festsetzung ist eine Frage der Bilanzierung im einzelnen Fall. 
Selten kommt der ganze Betrag zur Verteilung. Die meisten 
Statuten bestimmen, dass ein Teil desselben besondern Fonds 
(Reservefonds, Sicherheitsfonds, Amortisationsfonds) zugewiesen 
werden soll, sei es so, dass sie einen zum vornherein statutarisch 
festgesetzten Prozentsatz hiezu verwenden, oder dass sie zum 
Schlüsse des Rechnungsjahres die Höhe der zur Speisung des 
Reservefonds dienenden Quote des Reingewinns durch General- 
versammlungsbeschluss bestimmen. Gewöhnlich geschieht es 
so lange, bis der Reservfonds eine in den Statuten festgesetzte 
Höhe erreicht hat. Eine starke Inanspruchnahme des Reinge- 
winns durch den Reservefonds findet namentlich bei denjenigen 
Genossenschaften statt, die eines bedeutenden Betriebskapitals 
bedürfen und bei denen die Mitgheder ein grosses Risiko über- 
nehmen. Ein starker Reservefonds soll in allen Fällen, wo die 
persönliche Haftpflicht in den Statuten ausgeschlossen ist, den 
sonst in dieser beruhenden Kredit der Genossenschaft er- 
setzen. 

Der Maassftab, nach welchem die Dividendenverteilung statt- 
findet, bestimmt das Statut. Die wenigsten Genossenschaftsge- 
setze enthalten hierüber Vorschriften und wo es der Fall ist, 
haben sie nur subsidiären Charakter. Für die Verteilung der Divi- 
dende herrscht im allgemeinen der für die Aktiengesellschaft 
geltende Grundsatz, dass die Zahl der Stammanteile (Guthaben) 
massgebend ist für den Betrag des zu beziehenden Gewinnanteils. 
Es liegt dies in der Natur der Sache. Wenn auch die Genossen- 
schaft nicht Kapitalgesellschaft ist, so entspricht es doch einem 
einfachen wirtschaftlichen Grundsatz, dass dem gfrössern Risiko 
und dem grössern finanziellen Opfer auch ein reichlicherer Ge- 
winn zufliessen soll. Die Genossenschaften haben diesen Grund- 
satz fast ausnahmslos anerkannt und das D. G. G. hat ihm in einer 
allerdings nicht zwingenden Gestalt Ausdruck gegeben. Dieses 
bestimmt nämlich,^ dass die Verteilung zu geschehen habe für 



^ D. G. G. § 19. Nach Abs. 2 kann jedoch das Statut einen andern 
Massftab ftlr die Verteilung von Gewinn und Verlust aufstellen. 
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das erste Geschäftsjahr nach dem Verhältnis ihrer auf den Ge- 
schäftsanteil geleisteten Einzahlungen, für jedes folgende nach 
dem Verhältnis ihrer durch die Zuschreibung von Gewinn oder 
Abschreibung von Verlust zum Schlüsse des vorhergegangenen 
Geschäftsjahres ermittelten Geschäftsguthaben. Da und dort 
dringt die Natur der Genossenschaft als Personenverband durch, 
so im belg. G. G.* welches im Zweifel die Gewinnverteilung zur 
Hälfte nach dem Betrag der eingezahlten Einlagen, zur Hälfte 
aber nach der Kopfzahl bemisst. Wenn das angeführte Prinzip 
in praxi von den Genossenschaften im allgemeinen Anerken- 
nung gefunden hat, so kann, doch von einer strengen Durch- 
führung wie bei der Aktiengesellschaft keine Rede sein. Bei 
dieser erschöpft sich die Leistungspflicht der Mitglieder in der 
Einzahlung der gezeichneten Anzahl von Aktien, die desshalb 
auch einzig die Voraussetzung bilden für das in der Dividende 
sich repräsentierende Aequivalent für die vom Aktionär zu über- 
nehmende Leistung. Viel mannigfaltiger erweisen sich auch in 
dieser Beziehung die Verhältnisse bei der Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaft, indem hier auf die Verteilung des Ge- 
winnes neben der finanziellen Beteiligung sehr verschiedenartige 
Faktoren einwirken. So bestimmen die Konsumgenossenschaften 
fast regelmässig, dass der einem Mitglied zufallende Gewinn- 
anteil nach dem Wert der von ihm aus der Genossenschaft 
bezogenen Waren berechnet werden soll. In andern Genossen- 
schaften wird die Höhe des Gewinnanteils berechnet nach dem 
Mass der für die Mitglieder geleisteten Arbeit, nach der Menge 
der in Verarbeitung gegebenen Waren, nach dem Umfang des 
dem genossenschaftlichen Geschäftsbetrieb gewidmeten Liegen- 
schaftsbesitzes. Die Zuteilung der Dividende wird wohl auch 
insofern ungleich bemessen, als ihr Betrag mit der Anzahl der 
Geschäftsanteile steigt oder fällt. 



* Belg. G. G. Art. 89 Ziff. 5 in Verbindung mit Art. 88 Ziff. 5. Les 
ben6fices et les pertes se partagent chaque annee, par moitie par parts 
egales entre les associes et par moitie ä raison de leur mise. Vgl. jedoch 
Statuts de la Banque populaire de Liege. Art. 39. Le benefice net dispo- 
nible, apres les prelevements statutaires, est reparti entre les soci6taires 
proportionellement aux versements effectues sur leur capital. Ebenso Sta- 
tuts de la Societe cooperative Volksbelang Art. 31. 
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Der Gewinnanteil wird häufig nicht ausgezahlt, sondern auf 
den Geschäftsanteil zugeschrieben. Namentlich ist dies bei 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen der Fall, die behufs 
rascherer Mehrung des Genossenschaftskapitals und zur An- 
legung von Ersparnissen den Mitgliedern die Auszahlung von 
Dividenden bis zur Erreichung einer bestimmten Grenze der 
Einlage ganz oder teilweise vorenthalten, indem sie den Ge- 
winn auf diese gutschreiben. Nach D. G. G.^ erfolgt die Zu- 
schreibung, wenn nicht das Statut eine abweichende Bestim- 
mung aufstellt, solange, als nicht der Geschäftsanteil erreicht ist.' 

Im Zweifel hat der Genosse ein klagbares Recht auf Aus- 
zahlung des ganzen auf ihn entfallenden, in rechtlich wirksamer 
Weise festgestellten Dividendenbetrags. Dieses Recht ergibt 
sich schon aus der Natur der Genossenschaft als Erwerbsge- 
sellschaft. Dividende als Gewinn des Genossenschaftsvermögens 
ist zugleich Gewinn der vom Genossen eingelegten Vermögens- 
quote und dieser darf ihm ohne seine Einwilligung in keiner 
Form vorenthalten werden. Einer Vorenthaltung aber kommt 
es gleich, wenn die direkte Verfügung über den Gewinn ihm 
verunmöglicht wird. 

Nach D. G. G. darf, analog der für die Einlage des Kom- 
manditärs geltenden Bestimmung^ eine Auszahlung des Ge- 
winnes nicht stattfinden, so lange das durch Verluste vermin- 
derte Guthaben nicht wieder ergänzt ist.* Das S. O. R.* kennt 



* D. G. G. § 19 Abs. I. 

* Das S. O. R. enthält über Berechpung und Verteilung des Gewinns 
keine Vorschrift. Vgl. Art. 680 Ziff. 7. Es herrscht also nach unserm Ge- 
setz volle Freiheit, jede Genossenschaft kann dasjenige System wählen, das 
ihr passend erscheint. 

* § 19 Abs. 2 in fine. D. H. G. B. Art. 161 Abs. 3, Art. 165 Abs. 4. 

* Es liegt nahe, auch so zu argumentieren, wie dies Renaud bezüglich 
der Aktiengesellschaft thut (Renaud S. 574): „Ist nämlich das Grundkapital 
angegriflFen, so ist so lange, bis es die statutenmässige Höhe wieder erreicht 
hat, in der That kein reiner Gewinn vorhanden und kann demnach bis da- 
hin von einer Dividendenverteilung nicht die Rede sein." Kann die Richtig- 
keit dieser Ansicht schon bei der Aktiengesellschaft in Zweifel gezogen 
werden, so ist sie in Bezug auf die Genossenschaft ganz gewiss unzutreffend. 
Die Aktiengesellschaft wird mit einem zum voraus bestimmten Kapital ge- 
gründet, das in eine unveränderliche Anzahl gleicher Teilsummen zerlegt 
ist. Die Höhe des Grundkapitals sowohl als der Aktien muss im Statut 



- 98 - 

dieselbe Bestimmung bezüglich der Kommanditgesellschaft, da- 
gegen hat es sie in den Titel Genossenschaft nicht aufgenom- 
men. Wohl aber können sie die Genossenschaften von sich 
aus aufstellen, und thatsächlich finden sie sich in zahlreichen 
Statuten, in solchen von Genossenschaften mit Bank- und Spar- 
kassenbetrieb fast regelsweise. Enthält das Statut eine solche 
Bestimmung nicht, so ist die Genossenschaft nicht befugt, den 
sonst den Mitgliedern auszurichtenden Gewinn behufs Deckung 
der durch Verluste verminderten Guthaben zurückzuhalten.* 



enthalten sein. Die letztern besitzen einen Nominalwert, die Aktie als in- 
dossables oder auf den Inhaber gestelltes Wertpapier nimmt am Handels- 
verkehr teil. Das Interesse Dritter, die mit ihr in Berührung treten und das- 
jenige der Gesellschaftsgläubiger erfordert daher, dass die auf der Aktie 
und in den Statuten, resp. dem Handelsregister enthaltenen Wertangaben 
wahr seien. Denn da für die Verbindlichkeiten der A. G. nur deren Ver- 
mögen haftet, so bildet dieses die einzige dem Publikum gebotene Garantie. 
Man darf deshalb sagen, es sei in der Natur der Sache begründet, dass 
sich das Gesellschaftskapital, wenn es durch Verluste herabgemindert wurde, 
aus sich selber ergänze. „Die Idee der Aktiengesellschaft bringt es mit sich, 
dass sie nicht bloss mit einem bestimmten Kapital entsteht, sondern dasselbe 
als Basis ihrer Operationen behalten muss, als dies thunlich ist, ohne dass 
die Aktionäre über die von ihnen Übernommenen Verpflichtungen hinaus 
angesprochen werden. Daher denn die Verteilung eines in einer gegebenen 
Rechnungsperiode gemachten Erwerbs, ehe das geminderte Grundkapital 
in seiner ursprünglichen Höhe erstellt ist, in der That einer willkürlichen 
Verminderung dieses Kapitals gleich zu achten ist." (Renaud S. 58.) 

Alle diese Argumente fallen bei der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaft dahin. Sie besitzt kein sich stetig gleich bleibendes Nominalvermögen. 
Das Grundkapital erscheint deshalb nicht, wie bei der A. G., als ein in jeder 
Bilanz erscheinender Passivposten von gleicher Höhe, vielmehr wird es in 
jedem Rechnungsjahr von Neuem festgestellt. Deshalb kann sich sehr wohl 
in einer Bilanz ein Gewinn ergeben, ohne dass die Verluste aus ft'ühern 
Jahren gedeckt sind. Das Interesse Dritter allerdings, namentlich der Gläu- 
biger der Genossenschaft, würde eine solche Wiederergänzung des durch 
Verluste herabgeminderten Gesellschaftskapitals sehr wünschenswert machen, 
aber zu einem Recht vermag sich dieses Interesse doch nicht zu verdichten. 
Die Geschäftsanteile gelangen nicht in Verkehr und sie könnten es in der 
Regel auch nicht, schon deshalb, weil sie, auch bei bestehender Deckungs- 
pflicht, infolge der Variabilität des Genossenschaftsvermögens höchst un- 
sichere Werte darstellen würden. Wenn das Gesetz vorschreibt, dass die 
Art und Grösse der von den Mitgliedern zu leistenden Beiträge in den 
Statuten bestimmt und im H.A.B. veröffentlicht werden soll, so hat diese 
Bestimmung für Dritte sehr wenig praktischen Wert, da diese nur auf Grund- 
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2, Andere Formen des Reingewinns, Das Recht auf Divi- 
dendenbezug ist nicht der einzige vermögensrechtliche Anspruch, 
der dem Genossen gegenüber der Genossenschaft zustehen 
kann. Während bei der Aktiengesellschaft der Gewinn stets 
die Form der Dividende annimmt, bedingt die verschiedene 
Produktionsweise bei der Genossenschaft in vielen Fällen eine 
ganz andere Form des Gewinnergebnisses. Zwar ist auch hier 
die Dividende die Regel. Bei vielen Genossenschaften jedoch 
wird sie ganz oder teilweise ersetzt durch andere aus dem 
Geschäftsbetrieb resultierende Vermögenswerte Vorteile. Bei 
Produktivgenossenschaften besteht der Gewinn nicht selten in 
der Ausantwortung von Naturalien, die durch die Genossen- 
schaft in ihrem Geschäftsbetrieb gewonnen werden. Zu unter- 
scheiden sind diejenigen Produktivgenossenschaften, die ein 
selbständiges Geschäft nicht betreiben, die nur die eigenen Pro- 
dukte der Genossen und nur für diese selbst verarbeiten. Hier 
kann von einem eigentlichen Gewinn als Anteil an einem Be- 
triebsüberschuss nicht die Rede sein. So besteht bei Dresch- 
genossenschaften, die filr ihre Mitglieder das Getreide dreschen. 



läge der letzten Bilanz zu kontrollieren vermögen, wie gross die Zahl der 
Geschäftsanteile ist und bis zu welcher Höhe die Einzahlung stattgefunden 
hat. Das H. Reg. gibt Dritten keinen Anhalt, weder flir die effektive Grösse 
der einzelnen Geschäftsanteile noch des ganzen Vermöges der Genossen- 
schaft. Aus diesen Thatsachen ergibt sich, dass filr die Genossenschaft aus 
der Natur der Sache eine Pflicht zur Wiederergänzung ft-üherer Verluste 
durch Zuschreibung von Betriebsüberschüssen nicht abgeleitet werden kann. 
Es fehlen im 27. Titel S. O. R. auch gerade diejenigen Bestimmungen, welche 
diese Pflicht flir die A. G. im Speciellen normieren, namentlich die Bestim- 
mung des Art. 629 Abs. i, wonach, solange die Gesellschaft besteht, jeder 
Aktionär einen Anspruch auf einen Anteil am reinen Gewinn hat in Ver- 
bindung mit Art. 630 Abs. i, nach welchem Dividenden und Tantiemen nur 
aus dem reinen Gewinn, welcher sich aus der Jahresbilanz ergibt, ausbe- 
zahlt werden dürfen. Reiner Gewinn kann sich bei der A. G. nur dann 
ergeben, wenn das Grundkapital, welches ja in der Bilanz als Passivposten 
in seinem Nominalbetrag erscheint, unversehrt vorhanden ist. Für die Ge- 
nossenschaft, fUr welche diese positiven Regeln der Aktiengesellschaft keine 
Geltung haben, ist unter Gewinn der absolut berechnete Überschuss des 
einzelnen Geschäftsjahres zu verstehen. Auf die Ausantwortung seines An- 
teils am Gewinn in diesem Sinn hat jeder Genosse ein klagbares Recht, 
sofern nicht Gesetz, oder Statut, oder ein Beschluss der Genossenschaft ein 
Anderes bestimmen. 
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bei Weinberggenossenschaften, die für die Genossen die Trauben 
keltern zwar ein wirtschaftlicher Vorteil, aber nicht in einem 
direkten Gewinnbezugsrecht, sondern in der durch die Teil- 
nahme an der Genossenschaft erleichterten Verarbeitung der 
Produkte. Dieses Recht und das Recht auf Gewinnbezug ver- 
binden sich häufig miteinander, dann nämlich, wenn die Ge- 
nossenschaft in dem vorgezeichneten Sinn sowohl für die Mit- 
glieder, wie auch für Dritte gegen Entgelt oder unter Zuhilfe- 
nahme eines Betriebskapitals arbeitet. Häufig sind die Ge- 
nossenschaften, bei denen der Dividendenbezug nur Nebensache 
ist und ein anderer wirtschaftlicher Vorteil als Hauptzweck in den 
Vordergrund tritt. So bildet z. B. bei den schon oben erwähnten 
bernischen Armenanstalten nicht der allenfalls aus der Führung 
der Anstalt sich ergebende Überschuss den Hauptzweck der 
Teilnahme an der Genossenschaft, sondern der durch die Über- 
nahme eines Geschäftsanteils eintretende Erwerb eines Platz- 
rechts und dem Mitglied einer Weidegenossenschaft ist das 
Recht, sein Vieh aufzutreiben, wertvoller, als ein allfälliger Divi- 
dendengenuss. Man denke ferner an die zahlreichen, auf dem 
Prinzip der Gegenseitigkeit beruhenden Krankenkassen und Ver- 
sicherungsvereine. (Unfall-, Lebens-, Feuer-, Pferde-, Viehver- 
sicherungsgenossenschaften), bei welchen in der Regel gar kein 
Dividendengewinn erstrebt wird. Wo es ausnahmsweise der 
Fall ist, bildet das Recht auf Bezug der Versicherungssummen 
die eigentliche, durch die Genossenschaft erstrebte wirtschaft- 
liche Förderung der Mitglieder. 

Es ist bestritten, ob das Recht auf den Bezug der Ver- 
sicherungsfumme ein durch Genossenschaftsvertrag erworbener 
Anspruch sei, ob ihm nicht vielmehr ein Sondervertrag, ein 
specieller Versicherungsvertrag zu Grunde liege. Das Reichs- 
gericht hat die Frage m. E. mit Recht verneint. Es entspricht 
unsere Auffassung der Genossenschaft als Vertragsverhältnis, 
dass alle einem Mitglied laut statutarischer Bestimmung zu- 
stehenden Rechte Inhalt des Genossenschaftsvertrages sind. 
Sie entstehen in einem Akt zugleich mit dem Aufnahmevertrag 
und mit dessen Perfektion wird der Anspruch klagbar. Sie 
bilden echte Mitgliedschaftsrechte, die von der Mitglieds-Eigen- 
schaft untrennbar sind. „Bei der Versicherung auf Gegenseitig- 
keit ist der Versicherte gleichzeitig Versicherer als Mitglied der 
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Genossenschaft. Ein solcher Versicherungsvertrag zerfällt nicht 
in zwei verschiedene Verträge, in einen Versicherungsvertrag 
und in einen Vertrag zum Beitritt zur Genossenschaft, ist viel- 
mehr als ein einheitliches Ganzes aufzufassen, welches beide 
Verträge in sich schliesst. Alle aus dem Versicherungsvertrag 
entspringenden Rechte und Verbindlichkeiten hängen mit dem 
genossenschaftlichen Verhältnis unmittelbar zusammen".^ 

Es bedarf keiner Ausführung, dass alle diese Ansprüche, 
gleich dem Recht auf den Reingewinn in dem vom Statut ge- 
setzten Umfang klageweise können geltend gemacht werden. 

» 

b. Die Verfügung über den Geschäftsanteil, 

Wir haben ausgeführt, dass der Genosse ein Eigentums- 
recht an seinem Geschäftsanteil nicht besitzt, dass ihm insbe- 
sondere ein dingliches Verfügungsrecht über denselben fehlt. 
Die Einzahlung des Geschäftsanteils begründet, um es an dieser 
Stelle zu wiederholen, ein Forderungsrecht des Mitgliedes an 
dem ihm bei seinem Austritt oder bei Auflösung der Genos- 
senschaft kraft statutarischer Bestimmung zustehenden Ver- 
mögensanteil. Infolgedessen kann es sich, wenn von Verfügung 
über den Geschäftsanteil die Rede ist, nur um die Verfügungs- 
gewalt über ein Forderungsrecht handeln. In welchen Grenzen 
sie ausgeübt werden kann, und welche Grundsätze dabei Geltung 
haben, dies darzustellen ist der Zweck der folgenden Aus- 
führung. 

a) Das Recht der Veräusserung. 

Die Frage, ob der Geschäftsanteil mit rechtlicher Wirk- 
samkeit der Genossenschaft gegenüber veräusserungsfähig sei, 
entscheidet sich im allgemeinen mit der Frage nach der Über- 
tragbarkeit der Mitgliedschaft überhaupt. Es liegt auf der 
Hand, dass, wo diese vom Gesetz oder Statut vorgesehen ist, 
mit dem Übergang der Mitgliedschaft auf ein anderes Sub- 
jekt auch zugleich alle Rechte und Pflichten, mit übertragen 



^ R. Ges. Bd. VI S. 162. Vgl. auch Bd. III S. 385, 387, Bd. IV. 
S. 394, 397, 398. 
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sind. Da nun der Geschäftsanteil in der Regel Gegenstand 
sowohl des Hauptrechtes als der Hauptpflicht der Mitglieder 
bildet, so wird in vielen Fällen der Begriff Geschäftsanteil 
(Stammanteil etc.) mit der Mitgliedschaft identifiziert. Juristisch 
ist diese Auffassung ungenau. Es bedarf keiner Erörterung, 
dass der Geschäftsanteil bei dem oft betonten, bei der Genossen- 
schaft streng durchgeführten Prinzip der Persönlichkeit der 
Mitgliedschaft nicht in einem Anteilschein verkörpert und ver- 
selbständigt werden darf. Wenn sich demnach in zahlreichen 
Fällen die Mitgliedschaft in einem solchen Anteilschein präsen- 
tiert, so kann ihm doch rechtlich keine weitergehende Bedeu- 
tung beigelegt werden, als die einer privaten, die Mitglied- 
schaft ihres Inhabers bezeugenden Urkunde. Sie dient also 
nur als Legitimation zur Geltendmachung der in der Mitglied- 
schaft enthaltenen Rechte. Wenn das französische Gesetz 
unter Herbeiziehung der Analogie der Aktiengesellschaft die 
für diese geltende Terminologie in Anwendung bringt und die 
Anteilscheine actions nennt (italienisch azione), so bedient es 
sich damit einer bequemen, allgemein verständlichen Ausdrucks- 
weise. In der Sache selbst aber hält sich das französische 
Gesetz durchaus auf dem Boden der von der Genossenschaft 
geforderten strengen Persönlichkeit, indem die Genossenschafts- 
aktie nie zu einem verkehrsfähigen Wertpapier werden kann. 
Zwar erklärt es sie für negoziabel, aber sogleich folgt die ein- 
schränkende Bestimmung, la negociation ne pourra avoir Heu 
que par voie de transfert sur les registres de la societe et les 
Statuts pourront donner, soit au conseil d'administration, seit 
ä Tassemblee generale le droit de s'opposer au transfert.^ 
Ganz klar drückt das juristische Wesen des Anteilscheines das 
belgische Gesetz aus.^ Les droits de chaque associe sont re- 
presentes par un titre nominatif qui porte la denomination de 
la societe, les noms, prenoms, qualite et demeure du titulaire, 
la date de son admission, le tout signe par le titulaire et 
par celui qui a la gestion et la signäture sociale. 

II mentionne par ordre de date les versements et les re- 
traits de sommes par le titulaire. Les annotations sont selon 



* Franz. G. G. Art. 50 §§ 2, 3. 

* Belg. G. G. Art. 99 Abs. i. 
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le cas, sign^es par le representant de la soci^te ou par le titu- 
laire et valent quittance. 

Die Statuten zahlreicher Genossenschaften erklären den 
Stammanteil für übertragbar, nirgends aber erscheint dieser als 
begebbarer Forderungstitel wie ein Ordre- oder Inhaberpapier. 
Vielmehr ist der Erwerb der Mitgliedsqualität die Voraussetzung 
der Geltendmachung der in einem solchen Anteilschein zugestan- 
denen vermögensrechtlichen Ansprüche.^ Der Genosse kann 
durch Vertrag mit einem Dritten Ein- und Austritt in einen 
Rechtsakt zusammenfassen, aber stets nur unter der Mitwirkung 
der Genossenschaft. Das D. G. G.* hat diesen Fall ausdrücklich 
hervorgehoben, indem es bestimmt, dass ein Genosse zu jeder 
Zeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres sein Geschäftsgut- 



* In vereinzelten Fällen kommt es vor, dass auch Genossenschaften 
den Anteilscheinen eine den Aktien ähnliche Gestaltung geben. So erklärt 
z. B. die Association des Eaux de Mollie hs Domes als Mitglied toute per- 
sonne ayant acquis une ou plusieurs parts, soit par souscription, sott par 
simple indossament cPun societaire (S. H. A. B. 1888 S. 2) und die societ6 
des mines d'Helvetie bestimmt, on fait partie de Passociation moyennant 
l'acquisition d'une ou de plusieurs parts et chaque associ^ a le droit de 
sortir de Passociation ä quelle ^poque que ce soit, moyennant Tali^nation 
des parts. L'acheteur entre de droit dans la soci^te au meme titre que 
son vendeur. S. H. A. B. 189 1 S. 94. Vgl. auch Soci^te des mines d*or 
d'Antrona S. H. A. B. 1896 S. 6ao. 

Hier findet also eine Übertragung des Forderungstitels (Anteilscheines) 
statt. Die Genossenschaft ist verpflichtet, den Erwerber eines solchen als 
Mitglied anzuerkennen. Im ersten Fall greifen ohne Zweifel die fllr den 
Erwerb der Namenaktien geltenden Grundsätze Platz, im zweiten Fall bildet 
die causa des Überganges auf ein neues Subjekt ein Kaufsvertrag. Will 
also der neue Erwerber seine Rechte der Genossenschaft gegenüber geltend 
machen, so hat er auf deren Verlangen den Beweis des statutarisch vorge- 
schriebenen Erwerbsaktes zu erbringen. In diesen Fällen steht also dem 
Genossen ein Verftlgungsrecht über den Geschäftsanteil als solchen zu, 
ohne dass es der Mitwirkung oder auch nur der Einwilligung der Genossen- 
schaft bei der Geltendmachung dieses Rechtes bedarf. 

Diese Erscheinung ist jedoch so selten, dass sie ausser Betracht fällt. Die 
Regel ist vielmehr die, dass die Übertragung eines solchen Anteilscheines 
nur stattfindet unter Erklärung des Austritts und unter ausdrücklicher, in 
der durch das Statut festgesetzten Form vorzunehmenden Aufnahme des 
Erwerbers in die Genossenschaft. Hier liegt eine freie Verftlgungsgewalt 
des Genossen über den Geschäftsanteil nicht vor. 

» D. G. G. § 74. 
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haben mittelst schriftlicher Übereinkunft einem andern über- 
tragen und hierdurch aus der Genossenschaft austreten könne, 
aber nur sofern der Erwerber an seiner Stelle Genosse wird. 
Durch die Hinzufügung dieser Klausel wird der genossenschaft- 
liche Grundsatz, dass die Person Träger der Mitgliedschaft sei, 
gewahrt. Tritt der Genosse seinen Geschäftsanteil ohne Mit- 
wirkung der Genossenschaft an einen Dritten ab, so ist dieses 
Rechtsgeschäft rechtswirksam, aber nur unter den Kontrahenten. 
Nicht einmal zur Bedeutung einer Forderungsc^^^ib« gelangt 
es, denn das innere Verhältnis zwischen Genosse und Genossen- 
schaft bleibt unangetastet. Es liegt dies im Wesen des Ge- 
nossenschaftsvertrages begründet, denn sein Inhalt zielt gerade 
darauf ab, dass der Genosse in derjenigen rechtlichen Stellung 
der Genossenschaft gegenüber verharre, die ihm durch den 
Vertrag zugewiesen wurde. ^ Er kann weder die übernomme- 
nen Pflichten, noch die ihm zuerkannten Rechte in irgend 
welcher Weise mit Rechtskraft der Genossenschaft gegenüber 
den Statuten zuwider verändern; denn durch die Gesamtheit 
derselben bestimmt sich seine Stellung als Mitglied. Praktisch 
zeigt sich die Bedeutung der rechtlichen Gebundenheit des 
Genossen namentlich darin, dass der Dritte aus dem zwischen 
ihm und einem Mitglied geschlossenen Abtretungsvertrag 
der Genossenschaft gegenüber keine Rechte geltend machen 
kann, dass aber umgekehrt die Genossenschaft im Besitz 
aller derjenigen Rechte bleibt, die ihr dem betreffenden 
Mitglied gegenüber überhaupt zustehen können. Wo z. B. das 
Statut bestimmt, dass beim Auschluss oder Austritt das Gut- 
haben ganz oder teilweise der Genossenschaft anheimfalle, 
kann der Dritte dagegen nicht einwenden, dass er in Bezug 
auf das Rückforderungsrecht durch Cession in die Gläubiger- 
stellung getreten sei, dass ihm infolgedessen bei Geltendmachung 
seiner durch Vertrag erworbenen Forderungsrechte nicht solche 
Einreden entgegengesetzt werden können, die auf einem persön- 
lichen Verhalten des Cedenten nach Abschluss des Cessions- 



* S. O. R. Art. 183: Der Gläubiger kann die ihm zustehende Forderung 
auch ohne Einwilligung des Schuldners an einen andern abtreten, soweit 
nicht Gesetz, Vereinbarung oder die besondere Natur des Rechtsverhältnisses 
eine Ausnahme begründen. 
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Vertrages beruhen. Insbesondere kann er nicht die Aufrechnung 
von Schulden des Genossen an die Genossenschaft bei dessen 
Austritt verhindern. Daran ändert auch nichts, wenn er nach 
allgemeinen Grundsätzen der Cession die Genossenschaft vom 
Abtretungsvertrag in Kenntnis gesetzt hat. Der Dritte hat 
gegen seinen Mitkontrahenten ein klagbares Recht auf Gewäh- 
rung dessen, was der Genosse selbst der Ge nossenschaft gegen- 
über zu beanspruchen hat. Sowohl der Genosse als auch der 
Dritte können die Genossenschaft anweisen, an den letztern zu 
zahlen. Leistet sie indes nicht Folge, so kann sie desshalb 
nicht far den allenfalls dem Dritten hieraus erwachsenden Nach- 
teil haftbar gemacht werden. 

Das Argument, dass der Geschäftsanteil desshalb mit 
Wirkung der Genossenschaft gegenüber nicht übertragen werden 
könne, weil die an ihn geknüpften Rechte Ausfluss der Mitglied- 
schaft seien und also auch nur vom Mitglied ausgeübt werden 
dürfen, fällt dahin bei der Abtretung unter Genossen. In der 
That ist in diesem Fall die Übertragung des Geschäftsanteils 
möglich und hat auch in den Statuten vielfach Anerkennung 
gefunden.^ Hier liegt in der Übertragung die Cession einer For- 
derung und es darf angenommen werden, dass die Vorschriften 
des 5. Titels des S. O. R. Platz greifen. Eine Modifikation der- 
selben kann eintreten, wenn das Statut eine ihnen zuwider- 
laufende Bestimmung enthält. 

ß) Das Recht der Verpfändung, 

Die Grundsätze, welche bezüglich der Veräusserung des 
Geschäftsanteiles ausgeführt wurden, haben im allgemeinen 
auch für die Verpfändung Geltung. Die massgebende Bestim- 
mung des S. O. R.* lautet : Die Privatgläubiger eines Genossen- 
schafters sind nicht befugt, die zum Gesellschaftsvermögen 



* Ganz das rechtliche Prinzip hat z. B. das Statut der Käsereige- 
nossenschaft Leimbüzen getroffen, wenn es, zwar vielleicht mehr von wirt- 
schaftlichen als von juristischen Erwägungen ausgehend, bestimmt, „die 
Anteilscheine sind nur unter Genossenschaftsmitgliedern Obertragbar und 
können, wenn solche an dritte Personen gelangen, von der Genossenschaft 
in ihrem Nennwert eingelöst werden. S. H. A. B. 1896 S. 25. 

» S. O. R. Art 694. 
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gehörenden Sachen, Forderungen oder Rechte zum Behuf ihrer 
Befriedigung oder Sicherstellung in Anspruch zu nehmen. 
Gegenstand der Exekution oder Beschlagnahme kann für sie 
nur dasjenige sein, was der Genossenschafter selbst an Zinsen, 
Dividenden oder Anteilen im Liquidationsfall zu fordern berech- 
tigt ist. Noch schärfer trifft das Wesen der Sache die mit dem 
Wortlaut des frühern D. und des östr. G. G. übereinstimmende 
Fassung der Entwürfe zum S. O. R.:^ Die Privatgläubiger eines 
Genossenschafters sind nicht befugt zum Behufe ihrer Befriedi- 
gung oder Sicherstellung auf das Genossenschaftsvermögen 
oder dessen Bestandteile zu greifen, nur insofern ihre Schuldner 
selber eine Forderung auf Zinse, Dividenden oder Anteile an 
eine Liquidation zu machen imstande wären, kann die Exe- 
kution zu Gunsten jener Gläubiger darauf gerichtet werden.^ 
In beiden Fassungen ist dem Gedanken in klarer Weise Aus- 
druck gegeben, dass nicht eine dem Genossenguthaben ent- 
sprechende Quote des Genossenschaftsvermögens Gegenstand 
der Verpfändung sein könne, sondern nur das, was der Genosse 
selber im Falle des Austritts oder der Liquidation zu bean- 
spruchen hat. Soweit aber dieser Anspruch besteht, soweit 
hat jeder Privatgläubiger auch ein Pfändungsrecht. 

Der Geschäftsanteil ist Forderung. Eine Verpfändung des- 
selben kann desshalb nur geschehen in den Formen der Ver- 
pfändung von Forderungen,^ m. a. W. sie bedarf der schrift- 
lichen Beurkundung. Ein etwa vorhandener Schuldschein, hier 
ein Anteilschein, ist, sofern er nicht zugleich Mitgliedschafts- 
Urkunde ist, an den Pfandgläubiger zu übergeben und die Ge- 
nossenschaft von der Verpfändung zu benachrichtigen.* Durch 



* Entw. 3 Art. 718, Entw. Art. 707. 

• D. G. G. 1868 § 13, Östr. G. G. § 56. Vgl. auch belg. G. G. Art. 100: 
Les creanciers personnels de Tassocie ne peuvent saisir que les interets et 
dividendes lui revenant et la part qui lui sera attribuee ä la dissolution de 
la societe. 

• S. O. R. Art. 215, Zürich, Handelsgericht!. Entsch. Bd. VI S. 59. 

* Wenn daher in zahlreichen Statuten, namentlich ländlicher Genossen- 
schaften, die Vorschrift enthalten ist: Der Geschäftsanteil ist unpfändbar, 
so ist diese Bestimmung nicht nur, weil hauptsächlich filr das rechtsun- 
kundige Publikum berechnet, zweckmässig, sondern auch juristisch richtig, 
insofern damit gesagt wird, dass ein gegenwärtiger Anspruch auf eine Eigen- 
tumsquote nicht vorhanden und daher auch nicht pfändbar sei. 
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die Anzeige der Pfandnahme an die Genossenschaft wird dieser 
untersagt von den Genossen auszuzahlen. Dadurch und durch 
Art. 694 unterscheidet sich die Verpfändung grundsätzlich von 
der Abtretung des Geschäftsanteils. Während diese stets nur 
eine Rechtsbeziehung zwischen dem Abtretenden und dem Er- 
werber begründet und das interne Rechtsverhältnis zwischen 
Genossenschaft und Genossen nicht zu affizieren vermag, ist 
die Verpfändung kraft gesetzlicher Bestimmung auch der Ge- 
nossenschaft gegenüber wirksam. Da jedoch der Geschäfts- 
anteil als Pfand solange nicht verwertet werden kann, als der 
Genosse Mitglied bleibt, so geben einzelne Gesetze dem be- 
treibenden Privatgläubiger eines Genossen dasfelbe Rechtsmittel 
in die Hand, wie dem Privatgläubiger des Kollektivgesellschafters. 
Das D. G. G. 1868 und das östr. G. G. setzen in übereinstim- 
mendem Wortlaut fest:^ Hat ein Privatgläubiger eines Ge- 
nossenschafters nach fruchtlos voUstreckter Exekution in dessen 
Privatvermögen die Exekution in das demselben für den Fall 
seines Ausscheidens aus der Genossenschaft zukommende Gut- 
haben erwirkt, so ist er berechtigt, die Genossenschaft mag auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit eingegangen sein, behuf seiner 
Befriedigung nach vorher von ihm geschehener Kündigung das 
Ausscheiden jenes Genossenschafters erlangen.^ Das S. O. R., 
welches dieselbe Bestimmung bezüglich der Kollektivgesell- 
schaft kennt,^ hat sie in das Genossenschaftsrecht nicht aufge- 
nommen. Wir sprechen an dieser Stelle die Ansicht aus, dass 
bei einer Revision des Oblig, -Rechts mit Bezug auf die Genossen- 
schaften eine dem Art, /7^ S. O, R. analoge Bestimmung auf- 
zunehmen sei. 

c. Das Recht auf Aussahlung des Geschäftsanteils. 

a) Beim Austritt. Die praktische Wirkung des Prinzips, 
dass die von einem Mitglied geleistete Vermögenseinlage an 



* Ostr. G. G. § 59. D. G. G. 1868 § 16. 

• Vgl. D. H. G B. 119 und 126. 

' S. O. R. Art. 574. Einen Ersatz kann dem Privatgläubiger einer 
Genossenschaft, der ebenfalls Genossenschafter ist, event. Art. 688 bieten, 
sofern der Richter die Auspfändung als Grund betrachtet, der wichtig genug 
ist, um den Ausschluss zu erkennen. 
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dessen Person gebunden ist, muss zur Geltung gelangen, wenn 
der Genosse austritt und sich äussern in dem Recht auf Aus- 
antwortung eines verhältnismässigen Anteils am Genossen- 
schaftsvermögen. Die Genossenschaftsgesetze haben dieses 
Recht, soweit sie überhaupt hierüber positive Vorschriften ent- 
halten, meistens nicht zwingend normiert, sondern die specielle 
Regelung, unter Berücksichtigung der Verhältnisse, den Statuten 
überlassen. Der Anspruch des Genossen erstreckt sich auf einen, 
aliquoten Anteil am Stammkapital, wie er- sich aus der letzten 
Bilanz ergibt. Eine Beschränkung des Anspruchs kommt in vielen 
Statuten vor^ indem diese zum vornherein festsetzen, dass dem 
austretenden Genossen während der Dauer der Genossenschaft 
gar nichts oder nur ein bestimmter Bruchteil seines Gut- 
habens verabfolgt oder dass ihm der ausgelaufene Zins oder 
eine Provision u. s. w. in Abzug gebracht werden soll. Eine 
Ausdehnung des Anspruchs des austretenden Genossen über 
seinen Anteil am Stammkapital hinaus auf einen Teil des 
sonstigen Vermögens der Genossenschaft, namentlich des 
Reservefonds oder ähnlicher Rücklagen^ wäre mit einer soliden 
Geschäftsführung unvereinbar und würde den Bestand der Ge- 
nossenschaft gefährden. Desshalb bestimmt das geltende deutsche 
G. G., dass die Auseinandersetzung des Ausgeschiedenen mit 
der Genossenschaft sich nach der Vermögenslage derselben 
und dem Stande der Mitglieder zur Zeit seines Auscheidens 
richte. Die Auseinandersetzung erfolgt auf Grund der Bilanz. 
An den Reservefonds und das sonstige Vermögen der Genossen- 
schaft hat der Genosse keinen Anspruch.^ Dieselben Grund- 
sätze gelten beim Mangel abweichender Bestimmungen als mit 
einer vernünftigen Gestaltung des Genossenschaftsrechts einzig 
im Einklang stehend, auch für das S. O. R.^ 

Massgebend für die Höhe des auszurichtenden Betrages 
des Geschäftsanteils ist die Bilanz des Geschäftsjahres. Wollte 
man dem austretenden Genossen ein Recht auf den einbezahlten 
Betrag des Geschäftsanteils zuerkennen, so würden, wenn die 



* Diese Bestimmung ist zwingender Natur. Im Resultat gleich D. G. G, 
1868 § 39 Abs. 2, Östr. G. G. § 55, Belg. G. G. Art. 96, 97. Vgl. Art. 88. 
Franz. G. G. Art. 52 in Verbindung mit Art. 58 § i. 

' Entsch. B. Ger. Bd. XXI S. 1251. Schneider und Fick Art. 687 
Anm. 2. 
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Bilanz des Austrittsjahres einen Verlust aufweise, die in der 
Genossenschaft verbleibenden Mitglieder nicht nur eine Last zu 
tragen haben, von der der ausscheidende Genosse nach seinem 
Rücktritt befreit wäre, sondern ihre Stellung würde sich gerade 
durch den Vorteil des Mitgenossen schlechter gestalten. Durch 
eine solche Vorschrift würde ein Fall ungerechtfertigter Be* 
reicherung sanktioniert. 

ß) Bei der Liquidation, Mit dem Zeitpunkt der Liquidation 
hört die Genossenschaft als solche auf zu existieren. An ihre 
Stelle tritt eine neue Gesellschaft mit veränderten Organen und 
verändertem Gesellschaftszweck. Die Pflichten und Rechte der 
Mitglieder werden entsprechend umgewandelt; teils fallen sie 
weg, anders geartete treten an ihre Stelle, und soweit sie be- 
stehen bleiben, werden sie ganz durch die neue Gesellschaft, 
„die Genossenschaft in Liquidation", bedingt. Streng genommen 
kann desshalb vom Zeitpunkt der Auflösung an von Rechten 
und Pflichten der Mitglieder in der Genossenschaft nicht mehr 
die Rede sein. Soweit sie mit denjenigen in der Genossenschaft 
übereinstimmen, liegt nicht eine partielle Fortführung des bis- 
herigen Gesellschaftsverhältnisses vor, sondern eine Anwendung 
gleicher Normen auf ein analoges Rechtsverhältnis. Das ergibt 
sich sowohl aus den gesetzlichen Bestimmungen, als aus der 
Natur der Sache selbst. Aus der Natur der Sache ergibt es 
sich desshalb, weil mit der Liquidation der bisherige Gesell- 
schaftsvertrag gelöst und an seine Stelle ein Zwangsverhältnis 
gesetzt wird. Zwar kann auch hier noch der freie Wille des 
Genossen in einzelnen Beziehungen eingreifen, aber nur inso- 
fern er in Form statutarischer Bestimmungen aus dem Genossen- 
schaftsvertrag herüberreicht. Zu diesen Rechtsverhältnissen , 
welche durch Gesellschaftsbeschluss mit Geltung über die 
Gesellschaft hinaus festgesetzt werden können, gehören nament- 
lich die Vermögenswerten Ansprüche der Mitglieder an die Ge- 
nossenschaft bei ihrer Liquidation. Erworben hat sie der Genosse 
in seiner Eigenschaft als Mitglied, und sie können ihm daher 
wie alle wohlerworbenen Rechte nicht schlechthin entzogen 
werden. Insofern kann der Anspruch auf einen Anteil am Liqui- 
dationsvermögen als Mitgliedschaftsrecht betrachtet werden. 
Geltend machen kann ihn der Genosse freilich nur als Mitglied 
der Genossenschaft in Liquidation. 
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Mit der Auflösung der Genossenschaft wird der Zweck, 
welcher bisher Gegenstand des Geschäftsbetriebes war, ver- 
tauscht mit dem Zweck der Auseinandersetzung und Verteilung 
des Genossenschaftsvermögens. Dadurch gelangen die Ge- 
nossen in eine den Gläubigern ähnliche Stellung und die Ge- 
nossenschaft als Ganzes in diejenige eines Debitors. Der Inhalt 
ihrer Ansprüche wird durch die Statuten oder durch das Ge- 
setz umgrenzt. Schon aus dem Begriff der Liquidation ergibt 
sich, dass vor der Vornahme der Verteilung eine genaue Fest- 
setzung des vorhandenen Reinvermögens stattfinden muss. Der 
Anspruch der Mitglieder kann sich nur auf den Betrag erstrecken, 
welcher nach vollzogener Liquidation übrig bleibt.^ 

Der Anspruch erstreckt sich in dubio auf einen aliquoten 
Anteil am ganzen Genossenschaftsvermögen. Für die Berech- 
nung der Höhe desselben werden zwei Systeme befolgt: Ent- 
weder wird auf das persönliche Moment in der Genossenschaft 
abgestellt und eine Verteilung nach Köpfen festgesetzt, oder 
aber es wird in Anlehnung an das Recht der Aktiengesellschaft 
die Kapitalbeteiligung der Mitglieder in der Genossenschaft für 
massgebend erklärt. Wir halten das zweite System aus den 
oben^ angeführten Gründen für das richtigere. Es wurde schon 
im D. G. G. 1868 anerkannt und hat jetzt noch Geltung im 
östr. G. G.^ Das geltende D. G G. hat ein gemischtes System 
aufgestellt, indem es Überschüsse, welche sich über den Ge- 
samtbetrag der Guthaben hinaus ergeben, nach Köpfen ver- 
teilt. Ergibt sich kein Überschuss, so erfolgt die Verteilung 
des Vermögens unter die einzelnen Genossen bis zum Gesamt- 
betrag ihrer auf Grund der ersten Liquidationsbilanz ermittelten 
Liquidationsguthaben nach dem Verhältnis der letztern.* 



^ S. O. R. Art. 713 Abs. i, D. G. G. § 98 Abs. i, D. G. G. 1868 § 47, 
Östr. G. G. § 48 ZifF. i lit. a. 

* Vgl. oben S. 95. 

* D. G. G. 1868 § 47 lit. a und b, Östr. G, G. § 48 ZifF. 2 und 3. 

* D. G. G. § 89. Bei Ermittlung der einzelnen Geschäftsguthaben 
bleiben für die Verteilung des Gewinnes oder Verlustes, welcher sich für 
den Zeitraum zwischen der letzten Jahresbilanz {§ 31) und der ersten Liqui- 
dationsbilanz ergeben hat, die seit der letzten Jahresbilanz geleisteten Ein- 
zahlungen ausser Betracht. Der Gewinn aus diesem Zeitraum ist dem Gut- 
haben auch insoweit zuzuschreiben, als dadurch der Geschäftsanteil über- 
schritten wird. Eod. Satz 2. 
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Das S. O. R. hat die Verteilung nach Köpfen für den 
Zweifelsfall als Prinzip aufgestellt.* Es lässt aber nicht nur 
die im Zeitpunkt der Liquidation noch in der Genossen- 
schaft vorhandenen Mitglieder an der Verteilung participieren, 
sondern zieht auch die während des letzten Jahres ausgeschie- 
denen Genossen herbei. Das Statut kann indessen nicht nur einen 
vom gesetzlichen abweichenden Verteilungsmodus aufstellen, 
sondern die Verteilung des Liquidationsvermögens ganz aus- 
schliessen. Nach S. O. R. geht diese Befugnis aus der allgemeinen 
Bestimmung des Art. 713 hervor, wonach eine Verteilung nach 
Köpfen nur stattfinden solle, wenn die Statuten oder besondere 
stiftungsgemässe Anordnungen nicht etwas anderes festsetzen. 
Das geltende D. G. G. bestimmt „entsprechend den Grundsätzen 
der RaiflFeisenschen Darlehenskassen über unteilbares Vereins- 
vermögen oder Stiftungsfonds,''* dass ein bei der Auflösung der 
Genossenschaft verbleibendes un verteilbares Rein vermögen, 
sofern dasfelbe nicht einer physischen oder juristischen Person 
zu einem bestimmten Verwendungszweck tiberwiesen ist, an 
diejenige Gemeinde falle, in der die Genossenschaft ihren Sitz 
hatte. Die Zinsen dieser Fonds sind zu gemeinnützigen Zwecken 
zu verwenden. Ähnliche Bestimmungen finden sich auch in den 
Statuten schweizerischer Genossenschaften nicht selten, nament- 
lich bei ländlichen Sparkassen und allen denjenigen Genossen- 
schaften, die einen der gemeinnützigen Stiftung ähnlichen Cha- 
rakter tragen. 

2. Rechte auf Teilnahme an der Verwaltung. 

Wie jedem Gesellschafter in einer privatrechtlichen Gesell- 
schaft, so sind auch dem Genossen gewisse Rechte zuerkannt, 
die ihm die selbständige Wahrung seiner Interessen in der 
Genossenschaft ermöglichen. Teils betreffen sie das Recht 
seinen Willen als Kontrahent des Genossenschaftsvertrags im 
Gesamtverbande geltend zu machen, teils bestehen sie in der 
Befugnis, Kontrolle über den Geschäftsbetrieb zu üben. Wir 
können sie, da sie alle mittelbar oder unmittelbar aus der jedem 



* Art. 713 Abs. 2. 

* Liidolf Parisius, Textausgabe § 89 a Anm. i . 
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Mitglied zustehenden Befugnis entspringen, sich an der Regelung 
der Genossenschaftsangelegenheiten zu beteiligen, zusammen- 
fassen unter dem allgemeinen Begriff der Rechte auf Teilnahme 
an der Verwaltung der Genossenschaft, Vielfach treffen sie 
zusammen mit dem analogen Recht der Aktionäre in der Aktien- 
gesellschaft, anderseits aber weichen sie in wichtigen, nament- 
lich aus der verschiedenen Natur der beiden Gesellschaftsarten 
sich ergebenden Beziehungen von einander ab. Diese Rechte 
stehen, sofern nicht das Statut anders bestimmt, jedem Mitglied 
gleichmässig. Meistens setzen sie begrifflich ein Zusammen- 
wirken voraus. Die Genossenschaft bedarf daher einer Orga- 
nisation, die dem Einzelnen die Geltendmachung dieser Rechte 
ermöglicht. Diesem Zweck dient die Generalversammlung. In 
ihr und durch sie macht in den meisten Fällen der Genosse 
seine auf die Teilnahme an der Verwaltung gerichteten Rechte 
geltend. 

Jedes Mitglied hat grundsätzlich ein gleiches Recht zur 
Generalversammlung geladen zu werden, in derselben zu er- 
scheinen und an den Verhandlungen aktiven Anteil zu nehmen.^ 

Die Fälle, in welchen die Generalversammlung einzube- 
rufen ist, bestimmen Gesetz oder Statut. Ausserdem ist sie 
nach D. G. G. zu berufen, wenn dies im Interesse der Genossen- 
schaft erforderlich erscheint oder, und hier in Übereinstimmung 
mit dem S. O. R, wenn der zehnte Teil oder der im Statut 
hiefür bezeichnete geringere Teil der Genossen in einer von 
ihnen unterschriebenen Eingabe unter Anführung des Zweckes 
und der Gründe, die Berufung verlangt.^ 

Die Bestimmung, welche Fragen der Behandlung durch 
die Generalversammlung unterliegen sollen, ist nach den meisten 
Gesetzen dem Statut überlassen. Sie betreffen allgemein die für 
die Existenz der Genossenschaft wichtigsten Angelegenheiten.^ 



* Die Form der Ladung bestimmt sich nach Gesetz oder Statut. 
Nach der Mehrzahl der Gesetze sind die Bestimmungen des Statuts hieftir 
maassgebend. Bezüglich des zur Einberufung kompetenten Organs vgl. 
S. O. R. Art. 706 Abs. 2, D. G. G. § 42 Abs. i, D. G. G 1868 § 3 Ziff. 8, 
östr. G. G. § 5 Ziff. 8, Belg. G. G. Art. 89. 

' D. G. G. § 42 Abs. 2, § 43 Abs. i. S. O. R. Art. 706 Abs. 2. 

• Vgl. D. G. G. §§ 24 Abs. 3, 27 Abs. i, 34, 42 Abs. 2, 46, 47, 76 
Abs. I, 81 Abs. I und 4, 87 Abs. 2. 
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Die für den Genossen wertvollste Berechtigung in der 
Generalversammlung ist das Recht auf Mitwirkung an der ge- 
nossenschaftlichen Willensbildung, m. a. W., das Stimmrecht. 
Auch für die Gestaltung dieses Rechtes ist in den meisten Ge- 
setzen die Vertragsfreiheit anerkannt. Eine Ausnahme machen 
das geltende deutsche und das ital. G. G./ die es zwingend 
normieren. Das Stimmrecht in der Genossenschaft unterscheidet 
sich prinzipiell von dem Stimmrecht in der Aktiengesellschaft, 
die Divergenz ist eine Folge der schon oft gezeichneten ver- 
schiedenen Natur der beiden Gesellschaftsarten. Die Aktien- 
gesellschaft als Kapitalverein verknüpft grundsätzlich mit jeder 
Aktie eine Stimme. In der Genossenschaft dringt auch in 
diesem Punkt der Charakter als Personenverein durch. Jedes 
Mitglied hat eine und nur eine Stimme.^ Die Genossenschafts- 
gesetze haben dieses Prinzip zur Grundlage von zwingenden 
Vorschriften gemacht oder es wenigstens dadurch anerkannt, 
dass sie für den Fall des Ermangeins statutarischer Regelung 
jedem Mitglied nur eine Stimme geben. ^ Die Satuten der schweize- 
rischen Genossenschaften, im allgemeinen auf demselben Prinzip 
beruhend, weisen doch nicht selten abweichende Normen auf. 
Einzelne ordnen das Stimmrecht nach dem Maass der Kapital- 
beteiligung, entweder so, dass sie jedem Stammanteil eine 
Stimme zuerkennen, oder so, dass sie zwar mit der grössern 



* D. G. G. § 41 Abs. 2, ital. G. G. Art. 225 Abs. 2. 

' So haben das Stimmrecht das italienische und das deutsche Gesetz 
normiert, ersteres indem es bestimmt, ogni socio ha un solo voto qualunque 
sia il- numero che possiede, und letzteres dadurch, dass es festsetzt, jeder 
Genosse hat eine Stimme. Die Begr. zum D. G. G. bemerkt hiezu: „Eine 
Verschiedenheit der Einflüsse bei der Beschlussfasung widerspricht dem 
Wesen der Genossenschaft in ihrem Gegensatz zur Aktiengesellschaft. Bei 
unbeschränkter Haftpflicht setzt jeder Genosse gleichmässig seine ganze 
Person ein und die etwaigen Verschiedenheiten in der Höhe des Geschäfts- 
guthaben kann eine Ungleichheit des Stimmrechts nicht rechtfertigen. Auch 
bei beschränkter Haftpflicht und mehrfachen Geschäfl:santeilen muss an der 
Gleichheit des Stimmrechts festgehalten werden, wenn nicht der genossen- 
schaftliche Charakter der Vereine, welcher auf thunlichster Gleichartigkeit 
der Mitglieder und auf persönlicher Mitwirkung eines Jeden beruht, leiden soll." 
Begr. II S. 82, Par. und Kr. S. 183, Proebst S. 162. 

» S. O. R. Art. 707, Östr. G. G. § 27 Abs. 2, D. G. G. 1868 § 10, Belg. 
G. G. Art. 89 Ziff. 4, v. Sicherer S. 214. 

8 
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Kapitalbeteiligung ein erhöhtes Stimmrecht verbinden, aber doch 
eine maximale Grenze setzen für die Zahl der in einer Person 
vereinigten Stimmen.^ Es kommen auch Beschränkungen des 
Stimmrechts in der Weise vor, dass einem Genossen das Recht 
der Stimmabgabe erst zustehen soll, wenn er gewisse Voraus- 
setzungen erfüllt, z. B. erst dann, wenn er bis zu einem be- 
stimmten Betrag Einzahlungen auf den Stammanteil gemacht 
hat. Auch Nichtgenossen wird ein Stimmrecht zuerkannt, sofern 
sie zur Genossenschaft in gewisse Beziehung treten; häufiger 
ist der Fall, dass sie zwar zur Teilnahme an der Generalven 
Sammlung zugelassen werden, aber nur mit beratender Stimme.' 
Das Stimmrecht kann prinzipiell nur durch die Person des 
Berechtigten ausgeübt werden. Ob und inwieweit eine Stell- 
vertretung in der Führung des Stimmrechts zulässig sei, ist 
im S. O. R. nicht entschieden. Die Ordnung dieser Frage ist 
demnach dem Statut vorbehalten, das sie zum Teil bejaht 
und zum Teil verneint, jedoch auch vielfach einschlagen- 
der Bestimmungen entbehrt. M. E. sollte ein Stellvertreter 



• Prudentia, Schweiz. Spar- und Loosverein § lo: Jeder Stammanteil 
gibt das Recht auf eine Stimme und niemand darf mehr als V* sämtlicher 
vertretener Stimmrechte auf sich vereinigen. Syndicat agricole du Moulin 
de la Foule \ Un societaire ne pourra reunir plus de deux voix quelque soit 
le nombre des parts qu'il represente. S. H. A. B. 1897 S. 619. Käsereige- 
nossenschaft Fraubrunnen: Keiner darf mehr als V* aller Stimmen auf sich 
vereinigen 1888 S. 275. Societe d'etude pour la Constitution de la societe de 
l'usine electrique des Clees 1895 S. 708. Pour toute votation du buUetin secret 
chaque part de frs. 50 donne droit ä une voix. Toutefois le m6me socie- 
taire ne dispose de plus de 20 voix. Kaplaneihaus- Baugesellschaft Krieg- 
stetten: Gründungsmitglieder, welche mit mehr als Fr. 1000 beteiligt sind, 
sollen das doppelte Stimmrecht besitzen. Sparkasse Zug 1893 S. 558. An- 
teilscheine von Fr. 1000 berechtigen zur Abgabe von 5 und solche von 
Fr. 200 zur Abgabe von i Stimme u. a. m. 

• So die Gastbauern bei Käserei- und Molkereigenossenschaften, die 
sich der Genossenschaft zur regelmässigen Lieferung von Milch verpflichten, 
ohne desshalb eigentliche Mitglieder zu werden. Sie haben weder Kapital- 
einlagen zu machen, noch, wo die Solidarhaft aufgestellt ist, sich dieser zu 
unterziehen. Jedoch werden sie in der Regel zur Teilnahme an der Gene- 
ralversammlung, oft als sogen. Passivmitglieder mit oder ohne Stimmrecht 
zugelassen. Ähnliche Verhältnisse kommen bei andern Genossenschaften 
vor. Vgl. z. B. Syndicat des patrons boulangers de la Valle S. H. A. B. 
1893 S. 373. Les meuniers fournissants les boulangers de la Vallee en ad- 
herant aux Statuts peuvent devenir membres passifs avec voix consultative. 
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in allen denjenigen Fällen zur Stimmabgabe zugelassen werden, 
in denen der Genosse aus gesetzlichen oder natürlichen 
Gründen das Stimmrecht nicht selbst ausüben kann.^ Dabei 
wird vorausgesetzt, dass einem Dritten, Nichtgenossen, die 
Stellvertretung nicht übertragen werden kann. Nach geltendem 
D. G. G. kann das Stimmrecht nicht durch Bevollmächtigte 
ausgeübt werden. Diese Bestimmung findet auf handlungsun- 
fähige Personen, Korporationen, Handelsgesellschaften, Genossen- 
schaften oder andere Personenvereine, und wenn das Statut die 
Teilnahme . von Frauen an der Generalversammlung ausschliesst, 
auf diese keine Anwendung. Ein Bevollmächtigter kann nicht 
mehr als einen Genossen vertreten. Auch das ital. Gesetz 
schliesst die Bevollmächtigung zur Stimmabgabe aus se non 
nei casi d'impedimento legittimo preveduto nell' atto costitutivo 
nello statuto, mit der ergänzenden Bestimmung: Nessune 
mandatorio puö rappresentare nella stessa assamblea piü di un 
socio oltre le ragione proprie se b socio eglistesso und das 
englische Gesetz kennt eine Stellvertretung im Stimmrecht nur, 
where the rules allow proxies.^ 

Der Umstand, dass auch Korporationen Mitglieder sein 
können, hat zur Folge, dass es Genossenschaften gibt, deren 
Generalversammlungen zum grössern Teil oder ganz aus Ver- 
tretern bestehen. Wo die einzelnen Genossen öffentlichrecht- 
liche Korporationen sind, kann das Recht der Stellvertretung 
in der Generalversammlug den Charakter eines öffentlichen 
Amtes annehmen.^ Besondere Grundsätze können sich für die 
Stellvertretung der Erben eines verstorbenen Genossen ergeben. 
Wird die Mitgliedschaft durch sie fortgesetzt und ist es noch 
ungewiss, auf welchen der mehrem Erben sie endgültig über- 
gehen soll, so können sie ihre Interessen dadurch wahren, dass 
sie das Stimmrecht durch einen gemeinsamen Vertreter (Sach- 



^ Anders Gierke Genth. S. 287 Anm. i. 

* Ital. G. G. Art. 225 Abs. i und 3, Engl. G. G. sect. 16 Ziff. i. 

• So bestimmt z. B. das Statut der Bezirksarmenanstalt Frienisberg: 
Die Organe der Genossenschaft sind die Abgeordnetenversammlung, be- 
stehend aus den Abgeordneten der beteiligten Gemeinden. Gemeinden mit 
10 Anteilscheinen haben das Recht auf 2, und flir je weitere 10 Anteilscheine 
zu einem fernem Abgeordneten. Die AmtsdQMex beträgt 4 Jahre. 
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Walter) ausüben lassen. Dasselbe gilt für den Fall, dass die 
Mitgliedschaft mit dem Tod des Genossen erlischt. Auch hier 
steht den mehrern Erben zur Wahrung ihrer Interessen bis zur 
gänzlichen Auseinandersetzung mit der Genossenschaft das Recht 
der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten zu. 
Eine Ausnahme von der grundsätzlich gleichen Stimmbe- 
rechtigung der Mitglieder setzt das D. G. G. fest, indem es 
einem Genossen, welcher durch die Beschlussfassung entlastet 
oder von einer Verpflichtung befreit werden soll, im betreffenden 
Fall die Stimmabgabe untersagt. Dasselbe gilt von einer Be- 
schlussfassung, welche den Abschluss eines Rechtsgeschäftes 
mit einem Genossen betrifft.^ Eine analoge Bestimmung kennt 
das S. O. R. nicht, dagegen kommt sie in den Statuten aus- 
nahmsweise vor. Hat ein Genosse trotz entgegenstehender 
gesetzlicher oder statutarischer Bestimmung sich an der Ab- 
stimmung beteiligt, so kann der Genossenschaftsbeschluss an- 
gefochten werden, sofern die Stimmabgabe des nichtberech- 
tigten Genossen auf die Fassung des Beschlusses von Einfluss 
war.^ 

Andere Rechte, Das Recht des Genossen zur Theinahme 
an der Verwaltung erschöpft sich nicht im Stimmrecht. Es 
stehen ihm eine Anzahl Rechte zu, die er teils ebenfalls unter 
Mitwirkung von Mitgenossen, teils aber auch selbständig geltend 
machen kann. Die Begründung des D. G. G. nennt sie Indivi- 
dual- oder Minderheitsrechte? Zu ihnen gehören, soweit sie in 
den Gesetzen Ausdruck gefunden haben: 

I. Das Recht, einen Beschltcss der Generalversammlung im 
Weg der Klage anzufechten. Dass dieses Recht dem Genossen zu- 
steht, wenn durch den Beschluss seine vermögensrechtlichen 
Ansprüche verletzt werden, bedarf keiner Erörterung. Hat er 
aber ein Klagrecht auch dann, wenn der Generalversammlungs- 



1 D. G. G. § 41 Abs. 3. Vgl. dazu D. H. G. B. Art. 190 Abs. 3, 
Art. 22 Abs. 2. 

* Vgl. Par. und Kr. S. 184. 

* Diese Bezeichnungen sind nicht glücklich gewählt, namentlich die 
erste ist geeignet, Missverständnisse hervorzurufen, insbesondere wenn man 
die von der Rechtsterminologie, namentlich aber von Gierke dem Begriff 
„Individualrecht" zu Grunde gelegte Bedeutung in Betracht zieht. 
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beschluss gegen Gesetz oder Statuten Verstössen, ohne dass 
Vermögensrechte des klagenden Genossen direkt berührt 
werden? Das D. G. G. hat ihm dasselbe ausdrücklich zuerkannt; 
zugleich hat es aber an seine Geltendmachung die Bedingung 
geknüpft, dass der klagende Genosse gegen den Beschluss 
Widerspruch zu Protokoll erklärt haben müsse, und dass sie 
der nichterschienene Genosse nur dann anheben dürfe, wenn 
er die Anfechtung darauf gründet, dass die Berufung der Gene- 
ralversammlung oder die Ankündigung des Gegenstandes nicht 
gehörig erfolgt war. Einer speciellen Verleihung dieses Rechtes 
hätte es m. E. nicht bedurft, denn die Befugnis, Beschlüsse der 
Generalversammlung im Wege der Klage anzufechten, steht, 
was auch die Begründung zum D. G. G. anerkennt, jedem Ge- 
nossen aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu. Da die Be- 
stimmungen des Gesetzes und der Statuten zugleich Inhalt des 
Genossenschaftsvertrages bilden, so involviert ein ihnen zu- 
widerlaufender Gesellschaftsbeschluss die Verletzung eines durch 
Vertrag eworbenen Rechtes und gegen eine solche steht in 
jedem Fall dem Verletzten der Weg der Klage offen. 

2. Das Recht des Zehnteils der Genossen vom Gericht die 
Ermächtigung zur selbständigen Berufung der Generalversamm- 
lung und zur Ankündigung der Verhandlungsgegenstände zu 
erwirken, sofern ihrem Gesuch auf Vornahme durch den Vor- 
stand nicht entsprochen wird.^ 

3. Das Recht jedes Genossen von dem Protokollbuch Ein- 
sicht zu nehmen.^ 

4. Das, auch vom englischen Gesetz'* in ähnlicher Weise 
normierte Recht, mindestens eine Woche vor der Generalver- 
sammlung von der Bilanz, sowie der den Gewinn und Verlust 
des Jahres zusammenstellenden Berechnung Einsicht zu nehmen.* 

5. Das Recht, durch Antrag von mindestens einem Zehn- 
teile der Genossen von dem Gericht die Ernennung der Liqui- 
datoren und unter denselben Voraussetzungen deren Abbe- 
rufung zu fordern.^ Ein solches Minderheitsrecht gesteht das 



* D. G. G. § 43 Abs. 3. 
» D. G. G. § 45. 

* Engl. G. G. sect. 15 Ziff. i a und b, Ziff. 2. 

* D. G. G. § 46 Abs. 2. 

* D. G. G. § 81 Abs. 3 und 4. 
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S. O. R.^ den Genossen bezüglich des Vorstandes zu: In allen 
Fällen nämlich, auch wenn die Statuten die Abberufung 
untersagen, kann das Gericht auf Antrag eines oder mehrerer 
Genossenschafter Vorstandsmitglieder, welche die ihnen ob- 
liegenden Pflichten verabsäumen oder zu erfüllen ausser 
Stande sind, abberufen, eine Neuwahl durch die zuständigen 
Genossenschaftsorgane verfügen und für die Zwischenzeit die 
geeigneten Anordnungen für einstweilige Besetzung des Vor- 
standes treffen. 

Der Genossenschaftsvertrag kann noch weitere solche 
Rechte statuieren. Ihre Normierung durch denselben soll das 
Maass der einem jeden Mitglied zustehenden Berechtigung um- 
grenzen. Die unter der Herrschaft des S. O. R. stehenden Ge- 
nossenschaften können alle die Minderheitsrechte, welche in den 
übrigen Gesetzen enthalten sind, durch Aufnahme in das Statut 
auch für sich verwerten. 



* S. O. R. Art. 708 Abs. 2. 



DRITTES KAPITEL. 



Die Haftung der Genossen. 



L Einleitung und Terminologie. 

Die wichtigste, und seit dem Zeitpunkt, in welchem die 
Gesetzgebung begann, sich mit der rechtlichen Ordnung des 
Genossenschaftswesens zu befassen, bestrittendste Frage ist die 
der Haftpflicht der Genossen für die Schulden der Genossen- 
schaft. Um keine andere entbrannte der Kampf der Meinungen 
so heiss und so andauernd, wie um diese. Die Erscheinung 
ist erklärlich, wenn man bedenkt, dass die Lösung in doppelter 
Beziehung von weittragendster Bedeutung ist. Zwei Erwägungen 
standen sich von jeher gegenüber, die beide in gleichem Maasse 
Beachtung verlangend, doch in ihrer Wirkung auf die gesetz- 
liche Normierung des Genossenschaftsrechtes einander direkt 
entgegenlaufen. Auf der einen Seite steht die Frage des Kre- 
dits der Genossenschaft, der eine möglichst weitgehende Haf- 
tung der Mitgheder wünschenswert macht, auf der andern das 
eigene Interesse der Genossen, das eine möglichste Einschrän- 
kung der Haftpflicht fordert. Die Genossenschaften, vor der 
Aufstellung von Genossenschaftsgesetzen vor die Notwendig- 
keit gestellt, von sich aus an die Lösung dieser schwierigen 
Frage zu treten, suchten ihr Ziel auf die vielfachste Weise zu 
erreichen. Beinahe alle Formen der Haftung, die heute die 
Genossenschaftsgesetze enthalten, finden sich vor ihrer Fest- 
stellung durch das Gesetz in den Statuten vor. Die Gesichts* 
punkte, von denen man sich bei der gesetzlichen Normierung 
der Haftpflicht der Mitglieder leiten liess, waren, wie aus den 
Motiven zu den Gesetzen, aus den Debatten der Räte, aus den 
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Verhandlungen und Resolutionen der Genossenschaftstage her- 
vorgeht, fast durchweg solche rein wirtschaftlicher Zweckmässig- 
keit. Rechtliche Erwägungen waren mehr nur von sekundärer 
Bedeutung. Hervorragende Rechtsgelehrte, die sich mit der 
Frage befassten, sahen absichtlich von der Anwendung ju- 
ristischer Theorien ab und Hessen sich ausschliesslich von prak- 
tischen Erwägungen leiten. Interessant ist, was Goldschmidt, 
ein Vorkämpfer der freien Gestaltung der Haftpflicht der Ge- 
nossen, in dieser Hinsicht ausführt: „Für die Entscheidung sind, 
da es sich um eine durchgreifend reformierende, zum erheb- 
lichen Teil ganz neues Recht schaffende Gesetzgebung handelt, 
in erster Linie Erwägungen der Zweckmässigkeit oder wirt- 
schaftlichen Notwendigkeit maassgebend. Die sog. juristische 
Konsequenz, wenn auch sicherlich zu erstreben, steht dabei 
überall in zweiter Linie. Sogar für das einzelne Gesetz ist aus 
Zweckmässigkeitsgründen eine Abweichung von den leitenden 
Prinzipien dieses Gesetzes unter Umständen geboten. Noch 
weniger würde die Abweichung einzelner, ja vieler Bestim- 
mungen dieses Gesetzes von den sog. juristischen Prinzipien 
wiegen. Dieser für die Gesetzgebung ja ganz selbstverständ- 
liche Standpunkt, wird nur zu häufig vergessen und gerade in 
den hier vorliegenden Fragen wird vielfach behauptet, dass der 
eine Weg prinzipgemäss, der andere prinzipwidrig sei. Aber 
was man juristische Prinzipien nennt, ist nichts für alle Zeit 
Feststehendes, sondern dem geltenden Recht entnommen und 
modifiziert sich mit dessen Änderungen."^ 

In der Normierung der Haftpflicht haben die Gesetzgebungen 
getrennte Wege eingeschlagen. Die einen, von dem Grund- 
satz ausgehend, dass den Genossenschaften in jeder Beziehung, 
namentlich aber in der Gestaltung der für ihren Kredit so wich- 
tigen Frage, möglichst freier Spielraum gelassen werden müsse, 
haben ihre Lösung ganz dem Ermessen der Genossenschaften 
anheimgegeben und höchstens eine nur sekundär eintretende 
Form gesetzlicher Haftpflicht aufgestellt. Die andern, nicht nur 
das Wohl der Genossenschaft selbst ins Auge fassend, sondern 
vor allem in der Absicht, die Interessen der mit der Genossen- 
schaft in Verkehr tretender Dritter der gesetzlichen Fürsorge 



* Goldschmidt, Die Haftpflicht und das Umlageverfahren S. 4. 
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ZU unterstellen, haben sie zwingend normiert. Ganz wird zwar 
auch hier die freie Bewegung der Genossenschaft nicht abge- 
schnitten, aber das Gesetz stellt einen mehr oder weniger eng 
begrenzten Rahmen auf, innerhalb dessen sie sich zu halten 
hat. Die Genossenschaft kann eine der im Gesetz enthaltenen 
Formen der Haftpflicht beliebig wählen, ist jedoch nicht befugt, 
nach eigenem Ermessen ihr eine von der gesetzlichen ab- 
weichende Gestaltung zu geben. 

Die Formen der Haftpflicht, welche in den Genossenschafts- 
gesetzen zur Ausbildung gelangten, sind, um mich einer Ein- 
teilung zu bedienen, die sich aus äussern Merkmalen der Geltend- 
machung ergibt, die Folgenden: 

1. Die Haftpflicht besteht formell der Genossenschaft gegen- 
über und kann nur von ihr oder in ihrem Namen geltend ge- 
macht werden vor oder in dem Konkurs. Es ist die durch die 
Umlage verwirklichte Deckungs- und Nachschusspflicht des Ge- 
nossen. 

2. Die Haftpflicht besteht den Dritten, den Gläubigern 
gegenüber und wird von diesen nach Eröffnung des Konkurses 
oder nach Schluss des Konkursverfahrens für den erlittenen 
Ausfall an seinen Forderungen geltend gemacht. Diese Nor- 
mierung wird auch als Haftpflicht im engern, eigentlichen Sinn 
bezeichnet. In dieser Haftung sind drei Arten hauptsächlich 
zur gesetzlichen Anerkennung gelangt. 

a. Der Genosse steht mit seinem ganzen Privatvermögen 
für die Schulden der Genossenschaft ein. 

b. Der Genosse haftet nur mit seiner gezeichneten oder 
in die Genossenschaft eingezahlten Kapitaleinlage. 

c. Der Genosse haftet über den Geschäftsanteil hinaus bis 
zu einem statutarisch festgesetzten Betrag. 

Die einzelnen Haftarten sind unter sich wieder nicht gleich. 
Namentlich zeigen sich Unterschiede in Bezug auf die Geltend- 
machung, da diese nicht allein von den Genossenschaftsgesetzen, 
sondern z. T. auch von den Prozessgesetzen, besonders dem 
prozessualen Inhalt der Konkursgesetze der einzelnen Staaten 
abhängig ist. Aber auch in Bezug auf den Umfang, in der 
Stellung der Genossen untereinander, in der Dauer der Haft- 
pflicht und in andern Beziehungen weichen sie mannigfach 
voneinander ab. Wie die Genossenschaftsgesetze die Nor- 
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mierung getroffen und welche Formen sich neben den gesetz- 
lichen in den Statuten der schweizerischen Genossenschaften 
finden, soll im folgenden dargestellt werden. 

Terminologie. Bevor wir hierauf eintreten, ist es not- 
wendig, über die in Anwendung kommenden juristischen Be- 
griffe klar zu werden. Nicht um eine Darstellung des innem 
rechtlichen Wesens soll es sich vorläufig handeln, sondern um 
eine reinliche Scheidung der zur Verwendung kommenden 
juristisch-technischen Ausdrücke. Die Terminologie des mo- 
dernen Genossenschaftsrechts ist weder in der Gesetzgebung, 
noch in der Litteratur und vor allem nicht in den Statuten zu 
übereinstimmenden Resultaten gelangt. 

Schon der Begriff der Haftpflicht als solche ist schwankend. 
Unter Haftpflicht und seinen Synonima Haftung, Haftbarkeit 
versteht man im allgemeinen die Pflicht einer Person, mit ihrem 
Vermögen für einen Schaden einzustehen, sei es, dass ein An- 
derer ihn verursacht, sei es, dass man ihn selber in irgend 
welcher wirschaftlichen Stellung verschuldet habe. Der Begriff 
drückt aus, dass ein Rechtsverhältnis vorliege, das sich nicht 
ohne weiteres aus der Natur der Sache ergibt, sondern dass die 
rechtliche Inanspruchnahme des Verpflichteten auf einer spe- 
ciellen Rechtsgrundlage beruhe. Er bedeutet, dass der Ver- 
pflichtete einzustehen habe, entweder für ein ihm fremdes Ver- 
schulden, oder dass doch wenigstens nicht in Berücksichtigung 
gezogen werde, ob eigenes Verschulden vorliege oder nicht. ^ 
Auch die Haftung des Genossen enthält eine Rechtsverpflichtung 
für eine fremde Schuld. Im allgemeinen bedeutet sie die Pflicht 
der Mitglieder, mit ihrem eignen Vermögen für das Verschulden 
der Genossenschaft einzustehen, ganz ohne Rücksicht darauf, 
wer zur Geltendmachung befugt sei. Die Haftpflicht der Ge- 
nossen im weitesten Sinn umfasst alle Formen der Inanspruch- 
nahme des Privatvermögens der einzelnen Mitgheder für ge- 
nossenschaftliche Verbindlichkeiten. Die Bezeichnung wird zwar 
in Gesetzen und Statuten meist nur auf diejenigen Haftarten, 
bezogen, die dem Genossenschaftsgläubiger ein direktes An- 
griffsrecht gegen den Genossen geben. Die übrigen Haftarten, 
welche den Genossen der Genossenschaft gegenüber zur Schad- 



Knies, Geld und Kredit Bd. II S. 269. 
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loshaltung der Gläubiger verpflichten, erscheinen unter den, der 
Form ihrer Geltendmachung entnommenen Bezeichnungen, wie 
Umlageverfahren, Deckungs- und Nachschusspflicht. Die Haft- 
pflicht im engern Sinn, das heisst die Haftpflicht den Gläubigern 
gegenüber zerfällt, wie bereits betont, in die beschränkte und 
unbeschränkte. Mit der letztern werden in der Regel die Be- 
griffe der direkten und solidarischen Haftpflicht verbunden. Die 
direkte Haftpflicht gibt dem Gläubiger die Befugnis, den Ge- 
nossen unmittelbar, wie einen Selbstschuldner auf Bezahlung 
des Ausfalles zu belangen ohne die Mitwirkung der Genossen- 
schaft dabei in Anspruch zu nehmen, und bei der solidarischen 
Haftpflicht ist jeder Genosse, wie der Kollektivgesellschafter, 
zur Zahlung des ganzen Ausfalles verpflichtet. Die beiden 
Ausdrücke direkt und solidarisch werden von der Gesetzgebung, 
den Statuten und meistens auch in der Litteratur ausschliesslich 
auf die unbeschränkte Haftpflicht angewendet und wenigstens 
in der oft ungenauen Terminologie der Statuten nicht selten 
mit ihr geradezu identifiziert. Dass eine solche Vermengung 
der Begriffe unrichtig ist oder auf einer unklaren Denk- oder 
Ausdrucksweise beruht, bedarf keiner Erörterung. Die Begriffe 
der unbeschränkten, direkten und solidarischen Haftpflicht be- 
zeichnen drei voneinander durchaus unabhängige Eigenschaften 
ein und desselben Rechtsverhältnisses. Sie sind ihm nicht von. 
Natur aus inhaerent, sondern ihr Zusammentreffen ist ein zu- 
fälliges, auf gesetzgeberischer Willkür beruhendes. Zudem sind 
die direkte und solidarische Haftpflicht nicht nur mit der unbe- 
schränkten, sondern ebensowohl mit der bis zu einem bestimmten 
Betrag über die Kapitaleinlage beschränkten vereinbar. 

Zweifelhaft ist der Begriff der beschränkten Haftpflicht. 
Fraglich ist nämlich, ob darunter jede nicht unbeschränkte Haft- 
pflicht zu verstehen sei, oder nur die Kapitalhaft mit dem Ge- 
nossenschaftsvermögen oder nur diejenige Haftpflicht, welche 
den Genossen über den Geschäftsanteil hinaus bis zu einem zum 
voraus bestimmten Betrag einzustehen verpflichtet. Daran 
schliesst sich die Frage, ob man die Kapitalhaft überhaupt noch 
als Haftpflicht bezeichnen könne. 

Die Genossenschaftsgesetze stellen der unbeschränkten Haft- 
pflicht die beschränkte als einzige Haftart entgegen, gleichviel, 
ob sie sich nur auf die Kapitaleinlage erstrecke oder auf einen 
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weitern, darüber hinausgehenden Betrag. Das dieser Einteilung 
zu Grund liegende Merkmal ist also ein rein äusserliches, ent- 
nommen dem Maass der Haftpflicht. Den innern Gegensatz 
trifft die Einteilung nicht. Er ergibt sich aus den Begriffen 
persönliche Haft und KapttaIhdSi, Dieser Gegensatz spielt auch 
sonst im Gesellschaftsrecht eine Rolle; in ihm liegt einer der 
tiefgehenden Unterschiede zwischen Aktien- und Kollektivgesell- 
schaft. Die persönliche Haftpflicht ist, wenigstens der äussern 
Erscheinung nach ein regelmässiges Merkmal der Personal- 
genossenschaft, der Ausfchluss derselben, m. a. W. die blosse 
Kapitalhaft mit dem Gesellschaftsvermögen, das Merkmal der 
Kapitalgenossenschaft. Lässt sich aus dem Vorkommen der 
beiden Haftungsarten bei den Genossenschaften ein Schluss 
ziehen auf ihre juristisch verschiedene Natur je nach Gestaltung 
der Haftpflicht? Diese Frage bejaht Krasnopolski, der, basierend 
auf der römisch - rechtlichen Theorie , in den verschiedenen 
Formen der Haftpflicht den Gegensatz der universitas und 
societas wiedererkennen will.^ „So erklärt es sich, dass sowohl 
in den Vorarbeiten, zumal in den Ausfchussberichten und in 
den Debatten zwar der Gegensatz von unbeschränkter, oder, 
wie fast allgemein dafür gesagt wird, von solidarischer, und 
von beschränkter Haftpflicht, hervorgehoben wurde, dass man 
sich aber, obzwar von sehr gewichtiger Seite darauf hinge- 
wiesen wurde, nicht zur Anschauung, jedenfalls nicht zum Aus- 
druck brachte, dass es sich hier um einen viel tiefern, unser 
ganzes Associationswesen durchziehenden Gegensatz handelte, 
nämlich um den zwischen universitas und societas nach der 
einen, oder, und richtiger, zwischen Personen- und Kapital- 
association nach der andern Meinung." Damit würde die bisher 
von mir aufrecht erhaltene Theorie, dass die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft wirtschaftlich sowohl als juristisch in 
jedem Fall Personalgenossenschaft sei, hinfällig. Ist die Form 
der Haftpflicht maassgebend für den Begriff der Kapitalgenossen- 
schaft, dann freilich muss auch da, wo Gesetz oder Statut die 
persönliche Haftbarkeit ausschliesst, auch die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft als Kapitalassociation erscheinen. Da- 
mit aber ist m. E. der Gegensatz nicht richtig erfasst. Die Ge- 



^ Krasnopolski S. 65, v. Sicherer S. 83. 
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staltung der Haftpflicht kann auf die Natur der Gesellschaft 
selbst nicht von Einfluss sein, da sie, wie wir zeigen werden, 
eine vom innern rechtlichen Wesen der Gesellschaft unabhängige 
Verpflichtung ist. Nicht die Pflicht des Genossenschafters, event. 
einen weitern Teil seines Vermögens den Gesellschaftszwecken 
zu opfern, sondern seine Stellung zu der bereits geleisteten 
Vermögensquote ist für den Begriff der Kapitalgenossenschaft 
maassgebend. Eine solche Hegt nämlich dann und nur dann 
vor, wenn das Kapital als Substrat der Gesellschaft erscheint, 
wenn sich die Geschäftsanteile verselbständigen und zu Trägern 
der Mitgliedschaft werden. Überall aber, wo die Persönlichkeit 
des Mitgliedes als wesentlich gesetzt wird, wo der Erwerb der 
Mitgliedschaft nicht durch den Erwerb eines Geschäfsanteils von 
Rechtswegen geschieht, sondern es zum Eintritt eines ausdrück- 
lichen Aufnahmevertrags bedarf, liegt eine Personalassociation 
vor, denn darin äussert sich die Thatsache, dass nicht ein Ka- 
pital, sondern Personen Substrat der Genossenschaft sind. Aus 
diesen Ausführungen ergibt sich, dass die Haftpflicht nicht ent- 
scheidend sein kann dafür, ob Personal- oder Kapitalgenossen- 
schaft vorliege. Die Genossenschaft mit blosser Kapitalhaft 
sowohl als diejenige mit beschränkter Haftpflicht weisen beide 
die der Personalgenossenschaft charakteristischen Eigenschaf- 
ten auf. 

Zu untersuchen bleibt noch die Frage, ob die Anwendung 
des Ausdrucks „beschränkte Haftpflicht" auf die blosse Kapital- 
haft zutreffend sei. Mit der Hingabe einer bestimmten Ver- 
mögensquote an die Genossenschaft verzichtet der Genosse auf 
jede anderweitige Verwertung derselben. Die Gesamtheit der 
Quoten bildet das Genossenschaftsvermögen, welches dem Ge- 
schäftsbetrieb bestimmt ist, welches aber gerade deshalb natur- 
gemäss für die Passiva der Genossenschaft einzustehen hat. Es 
liegt im Begriff des Betriebskapitals, entweder produktiv zu 
wirken und Gewinn abzuwerfen, oder aber bei ungünstigem 
Geschäftsgang durch Verlust vermindert zu werden. Es ist 
nun nicht gebräuchlich zu sagen, ein Vermögen hajte für einen 
Geschäftsbetrieb, wenn dieser gerade in der Verwertung dieses 
Vermögens besteht; denn es liegt dies so sehr in der Natur 
der Sache, dass, juristisch wenigstens, damit nichts gesagt wäre. 
Überall in der deutschen Rechtsfprache bedeutet Haftpflicht, 
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Haftbarkeit, wie oben ausgeführt, die Pflicht eines Rechts- 
fubjektes für eine ihm fremde Schuld einzustehen.^ Daraus er- 
gibt sich, dass der Begriff der Haftpflicht streng genommen dann 
nicht in Anwendung kommen kann, wenn der Genosse nur mit 
seiner Kapitalquote für die genossenschaftlichen Verbindlich- 
keiten einzustehen hat. Ebenso ist es unzutreffend in diesem 
Fall die Bezeichnung „beschränkte Haft" zu verwenden. Dem 
juristischen Thatbestand entsprechender wäre der Ausdruck 
„Genossenschaft mit Ausfchluss der persönlichen Haftpflicht." 
Ebensowenig zutreffend erscheint nach diesen Ausführungen 
der Ausdruck Kapitalhaft. Trotz dieser rechtlichen Bedenken 
halten wir diese Terminologie aus dem Grunde aufrecht, weil 
sie in Gesetzgebung und Litteratur Anwendung gefunden hat. 
Für die Haftpflicht auf einen zum voraus über die Kapital- 
einlage hinaus bestimmten Betrag verwenden wir den von Gold- 
schmidt^ aufgestellten Ausdruck gemessene Haftpflicht 



IL Die Haftpflicht der Genossen in der 

Gesetzgebung. 

Die Normierung der Haftpflicht hat in den einzelnen Staaten 
eine verschiedene Gestalt angenommen. 

In England wurden die ersten Genossenschaften den allge- 
meinen Bestimmungen des Gesellschaftsrechts unterstellt, welche 
die beschränkte Haftpflicht, die gemessene sowohl als die Kapital- 
haft, ausschloss. Diesen Grundsatz hielt der Industrial und Pro- 
vident-Societies Act vom 30. Juni 1852, welcher zum erstenmal 
die Rechtsverhältnisse der Genossenschaft regelte, aufrecht. Da- 



* Anders Brinz, Pandekten Bd. II i S. 2, 2. Aufl. 1879, der anlehnend 
an den Begriff der Obligatio unter Haftung die Thatsache bezeichnet, dass 
etwas, eine Person oder Sache jemandem zur Satisfaktion zu dienen be- 
stimmt ist. 

' Goldschmidt, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in Gold- 
schmidts Zeitschrift Bd. 27 S. 43. 
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gegen führte das Gen. Ges. vom 7. August 1862 zuerst das 
Prinzip der Kapitalhaft ein, welches im geltenden Gen. Ges. 
bestätigt wurde. Die unbeschränkte Haftpflicht wurde ganz ab- 
geschafft und die Genossenschaften der neuen Haftart aus- 
schliesslich unterstellt. Kein Mitglied (individual, society or 
Company) soll verpflichtet sein, mehr als den nicht einbezahlten 
Betrag des Geschäftsanteils zu leisten. Die Haftpflicht besteht 
nur der Genossenschaft gegenüber, die Gläubiger haben kein 
Recht, sie direkt den Mitgliedern gegenüber geltend zu machen. 
Das ist eine Konsequenz des Begriffes Kapitalhaft. Die Haft- 
pflicht hat die Form einer Beitrags- resp. Deckungspflicht bis 
zur Normalhöhe des Geschäftsanteils. Jedes Mitglied kann von 
der Genossenschaft auf den ganzen Restbetrag belangt werden, 
doch hat es kein Rückgriffsrecht gegen seine Mitgenossen auf 
das, was es über seinen verhältnismässigen Betrag entrichtet 
hat.^ Regelmässig sind nur gegenwärtige Mitglieder beitrags*- 
pflichtig, doch können ausgeschiedene beigezogen werden, wenn 
die Beiträge der ersteren zur Deckung der Passiva nicht aus- 
reichen. Dagegen cessiert die Haftpflicht nach Ablauf eines 
Jahres vom Zeitpunkt des Ausfcheidens und keinesfalls haben 
Mitglider zu haften für Verpflichtungen, die die Genossenschaft 
erst nach ihrem Austritt eingegangen ist.* 

Frankreich hat die Frage der Haftpflicht nicht speciell ge- 
regelt, sie richtet sich desshalb nach den für diejenige Gesell- 
schaftsform geltenden Grundsätzen, welche der Genossenschaft 
als Grundlage dient. Die einzige Specialbestimmung bezieht 
sich auf die Haftpflicht der ausgeschiedenen Genossen : L'associ6 
qui cessera de faire partie de la societe, soit par Teffet de sa 
volonte, soit par suite de decision de Tassamblee g6nerale restera 
tenu pendant cinq ans envers les associes et envers les tiers 
de toutes les obligations existantes au moment de sa retraite.* 

Das italienische Gesetz überlässt die Regelung der Haftpflicht 
dem Statut. Zwingend ist nur die Bestimmung, dass sich die 



* Das wenigstens scheint hervorzugehen aus dem Wortlaut des Ge- 
setzes: where a society is wound up the Uability of a present or past 
member . . . and the adjustements of the rights of the contributories amongst 
themselves shall be quaUfied as foUows. 

* seet. 17 (2) Abs. i a b c d. 

* Franz. G. G. Art. 52 § 3. 
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Haftung des ausscheidenden Genossen auf die Dauer von zwei 
Jahren beschränkt.^ 

Auch das belgische Gesetz überlässt die Normierung der 
Haftpflicht ganz dem Statut. Dieses soll bestimmen Tetendue 
de la responsabilite des associes s'ils sont tenus des engage- 
ments de la societe solidairement ou divisement sur tout leur 
patrimoine jusqu'ä concurrence d'une somme determinee seule- 
ment.^ 

Das österreichische Gesetz hat zwei Haftarten aufgestellt, 
zwischen denen zu wählen die Genossenschaft befugt ist. Diese 
Haftarten hat es als Einteilungsgrund der Genossenschaften ver- 
wendet, indem es solche mit unbeschränkter und solche mit be- 
schränkter Haftpflicht unterscheidet. Nebstdem besteht noch 
eine obligatorische Haftpflicht der Genossenschaft gegenüber, 
die von dieser in Form eines Umlageverfahrens im Konkurs 
geltend zu machen ist. 

Die unbeschränkte Haftung ist eine sohdarische mit dem 
ganzen Vermögen und für alle Verbindlichkeiten, soweit zur 
Deckung derselben im Fall des Konkurses oder der Liquidation 
die Aktiven der Genossenschaft nicht ausreichen. Sie erstreckt 
sich auch auf die vor dem Eintritt in die Genossenschaft einge- 
gangenen Verbindlichkeiten. Ebenso bleiben die aus der Ge- 
nossenschaft ausgeschiedenen Mitglieder, sowie ihre Erben den 
Gläubigern der Genossenschaft für alle bis zum Ausscheiden 
von der Genossenschaft eingegangenen Verbindlichkeiten in 
Haftung. Die Verjährungsfrist beträgt zwei Jahre vom Zeit- 
punkt der Auflösung der Genossenschaft oder des Ausscheidens 
des Genossen, sofern nicht nach Beschaffenheit der Forderung 
eine kürzere Verjährungsfrist eintritt. Der Begriff* der be- 
schränkten Haftung tritt im östreichischen Gesetz im Sinne der 
gemessenen Haftpflicht auf. Die Regierungsvorlage zum vor- 
liegenden Gesetz hatte die blosse Kapitalhaft als gesetzliche 
Haftpflicht angenommen, . doch blieb es dem Genossenschafts- 
vertrag vorbehalten, einen höhern Betrag im Statut festzusetzen.^ 
Das geltende Gesetz hat mit Rücksicht auf die Kreditfähigkeit 



^ Ital. G. G. Art. 227. 

* Belg. G. G. Art. 86 Abs. 4, Art. 88 Ziff. 6, Art. 89 Ziff. 6. 

' Kaserer S. 30 Anm. 25. 
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und um das Vertrauen zur Genossenschaft zu erhöhen/ die 
gemessene Haftpflicht eingeführt. Als minimale Grenze hat es 
den doppelten Betrag des Geschäftsanteils aufgestellt, jedoch 
mit der Bestimmung, dass der Genossenschaftsvertrag auch 
einen höhern Haftungsbetrag festsetzen könne. Die übrigen 
Grundsätze der Genossenschaft mit beschränkter entsprechen 
der mit unbeschränkter Haftpflicht, mit dem Unterschied, dass 
die Haftung des ausgeschiedenen Genossenschafters schon nach 
einem Jahr nach Ablauf des Geschäftsjahres, in welchem dessen 
Ausfeheiden erfolgt ist, erlischt, insofern nicht durch den Ge- 
nossenschaftsvertrag eine längere Dauer der Haftung festgesetzt 
ist.^ Dem Bestreben, die Kreditfähigkeit der Genossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht zu erhöhen und die Gläubiger für 
alle Fälle sicher zu stellen, entspringt auch die Bestimmung, dass 
der Geschäftsanteil des Ausgeschiedenen und das sonst dem- 
selben auf Grund des Genossenschaftsverhältnisses gebührende 
Guthaben erst nach Erlöschen der erwähnten Haftung ausbe- 
zahlt werden, und im Falle der Auflösung der Genossenschaft 
die Zurückzahlung der einbezahlten Geschäftsanteile, sowie die 
Verteilung des Überschusses an die Genossenschafter nicht eher 
erfolgen dürfe, als nach Ablauf eines Jahres von dem Tage 
an gerechnet, an welchem die Bekanntmachung zum dritten 
Mal erfolgt ist^ Aus diesen vorsichtigen Bestimmungen klingt 
deutlich der lebhafte Kampf hervor, der sich in Ostreich bei 
der Beratung des Gesetzes um die Zulassung der Genossenschaft 
mit beschränkter Haftpflicht und um die Frage der Formu- 
lierung derselben im Abgeordnetenhause sowohl als im Herren- 
hause entspann. 

Das deutsche G. G. 1868 kannte Dritten gegenüber nur 
eine Haftart, die unbeschränkte, die es seinerseits dem preussi- 
schen Gesetz vom Jahre 1867 entnahm. Die Haftpflicht der 
Mitglieder der ersten von Schulze-Delitzsch ins Leben gerufenen 
Genossenschaften beruhte auf einer der Solidarbürgschaft ana- 
logen Grundlage. Jeder Genosse hatte für die Genossenschafts- 
schulden den Gläubigern gegenüber unbeschränkt, solidarisch, 



* Kaserer S. 73. Ausschussbericht des Abgeordnetenhauses § 76. 

« Östn G. G 78. 

» Östr. G. G. §§ 79, 81. 
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prinzipaliter, also wie ein Selbstschuldner einzustehen.^ Das 
preussische G. G., sowie das an seine Stelle tretende Reichs- 
gesetz haben die unbeschränkte Solidarhaft als einzige Haftart 
beibehalten. Aus der prinzipalen Verpflichtung wurde jedoch 
eine sekundäre. Den Genossenschaftsgläubigern haften zwar 
alle Genossenschafter, ohne dass ihnen die Einrede der Teilung 
zusteht für die Ausfälle solidarisch und mit ihrem ganzen Ver- 
mögen. Die Solidarhaft jedoch kann von einem Genossen- 
schaftsgläubiger erst dann geltend gemacht werden, wenn der 
Konkurs beendigt ist und nur wegen des Ausfalles an solchen 
Forderungen, die bei dem Konkursverfahren angemeldet sind 
oder nur dann, wenn die Eröffnung des Konkurses nicht erfolgen 
kann.* Wie im östreichischen Gesetz, so haften auch hier die 
in eine Genossenschaft eintretenden Genossenschafter für alle 
von der Genossenschaft auch vor dem Eintritt eingegangenen 
Verbindlichkeiten, und die aus der Genossenschaft austretenden 
oder ausscheidenden, sowie die Erben verstorbener Genossen- 
schafter bleiben den Gläubigern der Genossenschaft für alle 
bis zu ihrem Ausscheiden eingegangenen Verbindlichkeiten bis 
zum Ablauf von 2 Jahren verhaftet.* 

Neben dieser, den Dritten gegenüber bestehenden Haft- 
pflicht kennt das vorliegende Gesetz ein eigentümlich gestaltetes 
Umlageverfahren, das eine ausschliesslich innere Angelegen- 
heit der Genossenschaft ist. Es hat nicht den Zweck, den 
Einzelangriff der Gläubiger zu verhüten und deren Befriedigung 
durch den Konkurs selber herbeizuführen, denn weder schiebt 
es das Recht der Gläubiger, den einzelnen Genossen in An- 
spruch zu nehmen, auf, noch affiziert es dasfelbe sonst in irgend 
einer Weise. Es soll die Stellung der Genossen zueinander 
regeln, namentlich die weitläufigen Regressprozesse vermeiden. 
Diesen Zweck erreichte es nur unvollkommen. Sobald ein Ge- 
nosse einen Gläubiger befriedigt 'hatte, musste sich der Ver- 
teilungsplan wieder als unrichtig herausftellen und konnte in- 
folgedessen angefochten werden. 



' Par. und Kr. Einleitung S. XXXIX, Begr. I S. 46, von Sicherer 
S. 30 ff., Schulze-Delitzsch, Ent Wickelung S. 260—265. 

• D. G. G. 1868 § 12 Abs. I, § 51 Abs. 5. 

' Eod. § 12 Abs. 2 und 3, § 39 Abs. i, § 63 Abs. i. Vgl. auch § 63 
Abs. 3, § 64. 
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Die speciellen Bestimmungen des Umlageverfahrens sind 
die folgenden: Die Beitragsberechnung ist anzufertigen, sobald 
der Schlussverteilungsplan im Konkursverfahren feststeht. Wird 
die Zahlung der Beiträge verweigert oder verzögert, so ist der 
Verteilungsplan von dem Vorstand dem Konkursgericht mit dem 
Antrag einzureichen, ihn für vollstreckbar zu erklären. Nach 
vorgängiger Anhörung der Genossen und nach der Prüfung 
auf Grundlage der beigebrachten Schriftstücke und der vor 
dem Richter vorgenommenen Verhandlungen, berichtigt dieser 
den Plan soweit nötig und erlässt hierauf den Beschluss, durch 
welchen derselbe für vollstreckbar erklärt wird. Jeder Genosse 
ist befugt, den Verteilungsplan im Wege der Klage anzufechten. 
Die Klage ist aber, da es sich ja um eine Regressklage handelt, 
nicht gegen die Genossenschaft, sondern gegen die beteiligten 
Genossen zu richten. Durch die Anstellung der Klage und Ein- 
leitung des Prozesses wird die Exekution nicht gehemmt.^ 

Die einzige Haftart des deutschen G. G. 1868 erwies sich 
je länger, je mehr den praktischen Bedürfnissen nicht mehr 
entsprechend.' Es wurde desshalb auf Seite der Genossenschaften 
der Wunsch immer lebhafter, es möchte bei der auch aus an- 
dern Gründen notwendig gewordenen Revision des Genossen- 
schaftsgesetzes, die Frage der Haftung neu geordnet und im 
Sinne einer Freigabe der Wahl der Haftform oder doch 
wenigstens einer Erweiterung der Haftarten entschieden werden. 
Schon bei Erlass des Gesetzes von 1868 hatte sich gegen die 
Ausschliesslichkeit der beschränkten Haft lebhafte Opposition 
erhoben. Der VIII. deutsche Juristentag vom Jahr 1869 resol- 
vierte auf den Antrag und die eingehende Begründung Gold- 
schmidts mit Mehrheitsbeschluss, dass prinzipiell der Bildung 
von Genossenschaften mit beschränkter Haftung und freiem 
Austrittsrecht der Genossen nichts entgegenstehe, freilich unter 
Beifügung der wichtigen Kautel, sofern dafür Sorge getragen 
werde, dass den Genossenschaftsgläubigern ein jederzeit be- 
stimmtes und bekanntes Minimalkapital hafte. Aber noch ver- 
gingen einige Jahre, bis die Richtigkeit des von so autoritativer 
Seite gethanen Ausspruchs allgemein Überzeugung wurde und 
namentlich auch in Genossenschaftskreisen zum Durchbruch 



* Eod. § 52 Abs. I und 2, § 53, § 54 Abs. i. 
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gelangte. Namentlich war es die Autorität Schulze-Delitzsch's, 
welche die unbeschränkte Haftpflicht lange aufrecht hielt. Als 
sich aber dieser von der Notwendigkeit der Erweiterung der 
Haftarten selbst überzeugte und sich für Zulassung der be- 
schränkten im Sinn der gemessenen Haft aussprach und für eine 
angemessene Regelung des Umlageverfahrens eintrat/ machte 
sich rasch und allgemein der Umschwung geltend. Neben Er- 
wägungen juristischer und mehr nach wirtschaftlicher Natur, 
waren vor allem die düstern Erfahrungen von Einfluss, welche 
der Zusammenbruch ausgedehnter Genossenschaften und die 
damit in Verbindung stehenden wirtschaftlichen Katastrophen 
zeitigten, und welche die Mängel des Einzelangriffs, wie er im 
Gesetz von 1868 normiert war, in effigie vor Augen stellten.* 
Entsprechend den Resolutionen der allgemeinen Vereins- 
tage und der von anderer gewichtiger Seite^ gemachten Vor- 
schlägen, trat man an die Ausarbeitung eines neuen Genossen- 
schaftsgesetzes. Zwei Ansichten traten sich hauptsächlich leb- 
haft gegenüber. Nach der einen sollte der Einzelangriff be- 
seitigt und durch ein neugestaltetes Umlageverfahren ersetzt, 
nach der andern in gemilderter Gestalt beibehalten werden. 
Die Gegner des Einzelangriffs machten insbesondere geltend, 
er gefährde, sobald der Konkurs über die Genossenschaft aus- 
gebrochen sei, den Kredit der Genossen. Die ganze geschicht- 
liche Entwicklung dränge auf eine Lockerung des Verhältnisses 
der Genossen zu den Gläubigern. Zudem werde durch das 
fortgesetzte Umlageverfahren dasfelbe erreicht, wie durch den 
Einzelangriff und dem Interesse der Gläubiger entspreche es 
sogar noch mehr, indem es ihnen ohne Kosten und ohne erheb- 
liche eigene Mühewaltung Befriedigung verschaffe, solange noch 
ein zahlungsfähiger Genosse vorhanden sei. Endlich lasse sich 

* Vgl. namentlich Schulze-Delitzsch, Material S. 38 ff., S. 62 — 72. 

' L. Parisius, Zur Frage der Zulassung von Genossenschaften mit be- 
schränkter Haft, in den Blättern ftir Genossenschaftswesen 1886. S, 289; Par. 
und Kr., Einleitung S. XXXIX; Schulze-Delitzsch, Material S. 65; Begr. 1 55, 
II 38; Herz, Novellen und Anträge 1883 S. 135. Trefflich kommt die all- 
mähliche Wendung in der Strömung zu Gunsten der beschränkten Haftpflicht 
in den Beschlüssen der allgemeinen Vereinstage zum Ausdruck. 

' Goldschmidt, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften S. 11 1 ff. 
Derselbe, die Haftpflicht der Genossen und das Umlageverfahren. Kraus, 
die Solidarhaft der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft u. a. m. 
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nicht behaupten, dass die Aufhebnng des Einzelangriffs die Auf- 
hebung der Solidarhaft bedeute, nur die Art und Weise der 
Geltendmachung werde gemildert. 

Die Verfechter des Einzelangriffs führten dagegen aus, dass 
die Sicherung der Rechte der Gläubiger die Voraussetzung des 
Kredites der Genossenschaft sei. Diese geschehe aber am besten 
dadurch, dass den Genossenschaftsgläubigern nicht nur das Ge- 
nossenschaftsvermögen, sondern auch das Vermögen der ein- 
zelnen Genossen solidarisch hafte. Ganz zu entbehren sei es 
trotz des verbesserten Umlageverfahrens nicht, weil unter be- 
sondern Umständen die Befriedigung der Gläubiger dasfelbe 
nicht zeitig genug oder überhaupt nicht vollständig erreichen 
lasse. Für derartige Fälle müsse dem Gläubiger die Möglich- 
keit bleiben, die Verfolgung seiner Rechte selbst an die Hand 
zu nehmen. Diese Möglichkeit werde nicht bloss die Durch- 
führung des Nachschussverfahrens günstig beeinflussen, sondern 
auch schon vorher, bei bestehender Genossenschaft, eine solide 
Verwaltung der genossenschaftlichen Angelegenheiten wesent- 
lich fördern. Endlich erscheine das Recht des unmittelbaren 
Zugriffs gegen die aus der Genossenschaft Ausgeschiedenen 
geboten, welche nach geschehener Auseinandersetzung mit der 
Genossenschaft von den Gläubigern unter Einräumung des Rück- 
griffs gegen die Genossenschaft, nicht aber von dieser nach- 
träglich in Anspruch genommen werden können.^ 

Den auf diesen Gründen fussenden, in der Kommissions- 
sitzung zur Verhandlung gelangenden Vorschlägen wurden eine 
Anzahl Vermittlungsanträge entgegengestellt, die darauf hinaus- 
gingen, die direkte solidarische Haftpflicht zwar beizubehalten, 
aber in möglichst gemildeter Form, so nämlich, dass sie erst 
nach dem Schluss des Umlageverfahrens für einen allfällig noch 
vorhandenen Fehlbetrag können geltend gemacht werden. Der 
Genossenschaft sollte es zudem frei stehen, über die Geltung 
des Einzelangriffs zu entscheiden, sei es, dass man seine Zu- 
lassung oder dass man seinen Ausschluss durch das Statut 
gestatte. Die Regierungsvertreter schlugen vor, im zweiten 
Fall eine neue Art von Genossenschaften zu schaffen, bei der 
die Genossen behufs Befriedigung der Gläubiger nur zu Bei- 



^ Dies aus den Motiven. Proebst S. 23 ff. 
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trägen an die Genossenschaft verpflichtet sein sollten. Im Ge- 
setz sollte sie durch Specialbestimmungen eingehend regliert 
werden und ihre Firma den Zusatz „Eingetragene Genossen- 
schaft mit Nachschusspflicht* enthalten. Das schliessliche Resultat, 
welches die Vermittlung zustande brachte, war das heutige 
Gesetz. 

Dieses hat, die Haftform als Einteilungsgrund benutzend, 
drei Arten von Genossenschaften aufgestellt. 

1. Die eingetragene Genossenschaft mit unbeschränkter 
Haftpflicht. 

2. Die eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haft- 
pflicht. 

3. Die eingetragene Genossenschaft mit unbeschränkter 
Nachschusspflicht. 

In allen drei Genossenschaftsarten sind die Genossen kraft 
gesetzlicher Bestimmung der unbeschränkten Nachschusspflicht 
unterstellt. Die Genossenschaft mit unbeschränkter Nachschuss- 
pflicht im Sinn des Gesetzes ist eine Genossenschaft mit Aus- 
schluss der Haftpflicht Dritten gegenüber. Die Gläubiger haben 
hier kein Recht, die Genossen einzeln anzugreifen, sondern 
müssen sich auf das Ergebnis des Umlage Verfahrens beschränken. 
Das dieser Genossenschaftsart eigentümliche Merkmal besteht 
darin, dass nicht nur die Haftpflicht der Genossenschaft gegen- 
über in ihrem ganzen Umfang aufrecht erhalten ist, sondern 
dass sie ausserdem auf die ausgeschiedenen Genossen ausge- 
dehnt wird. Deren nachträgliche Inanspruchnahme bedarf des- 
halb einer speciellen Regelung, weil nach D. G. G. mit dem 
Austritt die endgültige Auseinandersetzung mit der Genossen- 
schaft vor sich geht. Die Nachschusspflicht erstreckt sich auf 
alle innerhalb der letzten 18 Monate seit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens Ausgeschiedenen für die bis zur Konkurs- 
eröffnung eingegangenen Verbindlichkeiten. Als Korrelat gegen 
diese an und für sich unbillige, aber wegen der leichtern Durch- 
führbarkeit aufgenommenen Bestimmung hat der Ausgeschiedene 
ein Recht auf Rückzahlung der von ihm geleisteten Beiträge 
aus den Nachschüssen der in der Genossenschaft verbliebenen 
Genossen.* 



* D. G. G. § 122, § 124 Abs. 2. 
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Die direkte Haftpflicht Dritten gegenüber unterscheidet sich 
von der des frühern Gesetzes ausser durch den Umfang durch 
die für die Geltendmachung festgesetzten Voraussetzungen. Das 
Umlageverfahren ist zu einem Bestandteil des Konkurses ge- 
worden. Die direkte Haftpflicht kann nicht mehr gleichzeitig 
geltend gemacht werden, sondern nach der Meinung des Ge- 
setzes soll die Beendigung der Umlage Voraussetzung sein. 
Der Grundsatz der Subsidiarität der direkten Haftpflicht hat 
demnach noch strengere Durchführung erlangt. Die Vornahme 
des Einzelangriffs konnte jedoch nicht allein von dem Abschluss 
des Umlageverfahrens abhängig gemacht werden. Die Ge- 
nossenschaft hätte es ja in der Hand gehabt, letztere durch 
Verzögern oder Fortsetzung der Umlage bis zur vollständigen 
Befriedigung oder bis zur Erschöpfung des Vermögens der 
Genossen ins Ungewisse hinauszuschieben und damit würde 
der Einzelangriff" die Bedeutung eines kräftigen Schutzes der 
Gläubiger und einer festen Kreditbasis der Genossenschaft ver- 
loren haben. Das Gesetz hat deshalb die Bestimmung getroffen, 
dass das Angriffsrecht des Gläubigers erst nach Ablauf von 
drei Monaten seit dem Termin, in welchem die Nachschussberech- 
nung vollstreckbar erklärt ist, wirksam werden solV Die gleiche 
Frist gilt für die Belangung ausgeschiedener Genossen auf Ein- 
zahlung von Nachschüssen in der Genossenschaft mit unbe- 
schränkter Nachschusspflicht.^ 

Die Verhaftung der einzelnen Genossen aus der direkten 
Haftpflicht erstreckt sich auf den Ausfall, den die Gläubiger bei 
der Schlussverteilung erleiden.^ Die beschränkte sowohl wie 
die unbesckränkte Haftpflicht ist eine solidarische, im letztern 
Fall jedoch nur bis auf die Höhe des statutarisch bestimmten 



• eod. § ii6. 

• eod. § 124 Abs. 2. 

• eod. § 135. Doch nur auf die bei derselben berücksichtigten For- 
derungen. Von den in Anspruch genommenen Genossen können sie nicht 
bestritten werden, sofern sie im Prüfungstermin von dem Vorstand oder 
den Liquidatoren nicht ausdrücklich bestritten sind und in Ansehung einer 
im Konkursverfahren streitig gebliebenen Forderung, kann, solange dieselbe 
nicht festgestellt ist, eine Verurteilung nicht erfolgen. § 116 Abs. 3 und 5. 
Ein rechtskräftiges Urteil über eine im Prüfungstermin bestrittene Forderung 
wirkt gegenüber allen Genossen. § 116 Abs. 4. 
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und veröflFentlichten Haftbetrages, der Haftsumme} Diese darf 
nicht niedriger sein als der Geschäftsanteil des einzelnen Ge- 
nossen. Die Bestimmung ist selbstverständlich, denn da der 
ganze Geschäftsanteil in seinem Nominalbetrag Bestandteil des 
Genossenschaftsvermögens bildet, so würde eine Herabsetzung 
der Haftsumme unter denselben einer Reduktion der Haftpflicht 
unter die Grenze der Kapitalhaft gleichkommen, was aus Wirt- 
schafts- wie Rechtsgründen unhaltbar wäre. Nach oben unter- 
liegt die Festsetzung der Haftpflichtgrenze keiner Beschränkung. 
Nicht notwendig ist, dass sie ein Vielfaches des Geschäftsanteils 
betrage.^ Dagegen erhöht sich die Haftung des auf mehr als 
einen Geschäftsanteil beteiligten Genossen auf das der Zahl der 
Geschäftsanteile entsprechende Vielfache der Haftsumme. Über 
diese hinaus können die einzelnen Genossen weder auf die 
Leistung von Nachschüssen noch von den Konkursgläubigern 
in Anspruch genommen werden.* Der Genosse ist berechtigt, 
die im Umlageverfahren geleisteten Nachschüsse dem ihn aus 
der Solidarhaft belangenden Gläubigern entgegenzuhalten.* 
Gegen ausgeschiedene Mitglieder und gegen die Erben eines 
verstorbenen Mitgliedes^ besteht die Haftpflicht während zwei 
Jahren für die bis zum Zeitpunkt des Ausfcheidens einge- 
gangenen Verbindlichkeiten. Entgegen dem frühem Gesetz, 
nach welchem die Geltendmachung der Haftpflicht erst mit 
Ende des Konkursverfahrens zulässig war, andrerseits aber 



* § 12, § 125 Abs. I und 2. Ebenso ist natürlich eine Abänderung 
zu veröffentlichen. Die Haftsumme kann erhöht oder herabgesetzt werden, 
doch bedarf es im ersten Fall einer Dreiviertelsmehrheit, im zweiten kom- 
men die für die Verteilung des Gewinnes des Genossenschaflsvermögens 
im Fall der Auflösung geltenden Vorschriften zur Anwendung. Mit der 
Bilanz eines jeden Geschäftsjahres ist der Gesamtbetrag, um welchen in 
diesem Jahr das Geschäftsguthaben und die Haftsumme der Genossen sich 
vermehrt haben und der Betrag der Haftsumme zu veröffentlichen, ftir 
welche am Jahresfchluss alle Genossen zusammen aufzukommen haben. 

* Vgl. Öster. G. G. § 76. 
« D. G. G. § 135. 

* Par. u. Kr. zu § 135. 

* Sofern nicht, entsprechend den allgemeinen Gnmdsätzen über Ein- 
tragungen, der Erbe beweist, dass bei der Eintragimg des Ausfcheidens dem 
Gläubiger der Tod des Genossen bekannt war, haftet er fttr die bis zum 
Tage der Eintragimg eingegangenen Verbindlichkeiten. 
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durch jede an sich zur Unterbrechung der Verjährung geeignete 
Rechtshandlung unterbrochen wurde, bestimmt das gegenwärtige 
Gesetz, dass die Verjährung durch die Konkurseröffnung und 
nur durch diese unterbrochen werde. Dadurch wollte man ver- 
meiden, dass nicht im Widerspruch zu allen geltenden Rechts- 
prinzipien die Verjährung eintrete, bevor überhaupt die Möglich- 
keit der Klagerhebung zu laufen begann.^ Die Klage des 
Gläubigers gegen den einzelnen Genossen verjährt, sofern nicht 
nach Beschaffenheit der Forderung eine kürzere Verjährungs- 
frist eintritt, von dem Zeitpunkt hinweg, an welchem das Recht 
zur Anhebung des Einzelangriffs beginnt. Die Verjährungsfrist 
zu Gunsten eines Genossen wird unterbrochen durch Rechts- 
handlungen gegen die Genossenschaft, oder durch solche, die 
von ihr vorgenommen werden.^ 

Die Nachschusspflicht der Genossen wird, ausgenommen bei 
der Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht, bei welcher 
die Nachschüsse die Haftsumme nicht übersteigen dürfen,^ nur 
beschränkt durch den Ausfall, welchen die Gläubiger an ihren 
Forderungen erleiden. Die Einziehung der Nachschüsse wird, 
von der einzigen Ausnahme abgesehen, so lange fortgesetzt, 
bis alle Gläubiger befriedigt sind. Sie ist lediglich eine Ver- 
pflichtung der Genossenschaft gegenüber, was namentlich daraus 
hervorgeht, dass der Genosse gegen die Nachschüsse Forde- 
rungen gegen die Genossenschaft aufrechnen kann, sofern die 
Voraussetzungen vorliegen, unter welchen er als Konkurs- 
gläubiger Befriedigung wegen der Forderung aus den Nach- 
schüssen zu beanspruchen hat.* Die Beiträge sind im Zweifel 
nach Köpfen zu berechnen. Solche, zu deren Leistung einzelne 
Genossen unvermögend sind, werden auf die übrigen verteilt. 
Zahlungen über die geschuldeten Beiträge hinaus sind den Ge- 
nossen aus den Nachschüssen zurückzuerstatten.^ Wird der zu 
deckende Gesamtbetrag durch die geleisteten Nachschüsse nicht 
erreicht^ so ist eine Zusatzberechnung aufzuseilen^ die erforder- 



^ Begr. II I02, Par. und Kr. S. 331, PrcEbst S. 335 ff. 

* D. G. G. § 117 Abs. I und 2. 
» eod. § 135. 

* eod. § 98 Abs. 5. 

* eod. § 98 Abs. 2, 3, 4. 



^ 
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liehen Falls zu wiederholen ist. Die endgültige Feststellung der 
Leistungspflicht eines jeden Genossen geschieht, sobald mit der 
Schlussverteilung begonnen wird. Der Konkursverwalter hat 
Ergänzungen und Berichtigungen des Verteilungsplanes und 
allenfalls notwendige Zusätze in der Nachschussberechnung 
festzusetzen. Nachdem diese für vollstreckbar erklärt ist, so ist 
der vorhandene, und so oft von den noch einzuziehenden Bei- 
trägen ein hinreichender Bestand eingegangen ist, dieser im 
Wege der Nachtragsverteilung unter die Gläubiger zu verteilen. 
Die zu ihrer Befriedigung nicht erforderlichen Überschüsse 
werden an die Genossen zurückerstattet.^ 

Das S. O. /?. kennt nur die Haftpflicht Dritten gegenüber. 
Es enthält zwei Haftungsarten: Die persönliche, in der Form 
der unbeschränkten subsidiären Solidarhaft der Genossen und 
die Kapitalhaft mit dem Vermögen der Genossenschaft. Das 
Statut kann zwischen beiden wählen, doch spricht die gesetzliche 
Vermutung für die erste. Die Ausfchliessung der persönlichen 
Haftbarkeit der einzelnen Mitgheder bedarf einer ausdrücklichen 
statutarischen Bestimmung und muss im H. A. B. gehörig ver- 
öffentlicht werden. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, 
so tritt die unbeschränkte Haftpflicht von Gesetzeswegen ein.^ 
So lautet die einfache Normierung des S. O. R. Trotzdem blieb 
bisher zweierlei zweifelhaft, nämlich: 

1. Hat die gesetzliche Regelung der Haftpflicht im S.O.R. 
zwingenden Charakter oder stellt das Gesetz nur die 
äussern Grenzen auf, innerhalb welchen sich der Ge- 
nossenschaftsvertrag frei bewegen darf? 

2. Kann das Statut neben der Haftpflicht nach aussen eine 
solche nach innen festsetzen, m. a. W. ist die Aufstel- 
lung eines Umlageverfahrens nach schweizerischem Recht 
zulässig ? 

Wir behalten uns vor, beide Fragen in einem besondem 
Abschnitt zu erörtern. 

Die Geschichte der Haftungsfrage im S. O. R. ist einfach. 
Munzinger hatte vorgeschlagen, alle Haftungsarten zuzulassen, 
jedoch für die unbeschränkte die gesetzliche Vermutung aufzu- 



^ eod. § 106, § 108 Abs. i und .3. 
^ S. O. R. Art. 688, 689. 



— 139 — 

stellen : „Die Statuten einer Genossenschaft können frei bestim- 
men, ob die Mitglieder über ihre gemachten oder versprochenen 
Einlagen hinaus auch mit ihrem persönlichen Vermögen einzu- 
stehen haben und in welchem MaasseJ^ 

„Ist über die Haftbarkeit der Mitglieder nichts Abweichen- 
des in das H. Reg. eingetragen, so haften dieselben unbeschränkt 
und samthaft/' ^ Die Haftung sollte nach Köpfen geschehen, 
jedoch so, dass diejenigen Quoten, welche wegen Zahlungs- 
unfähigkeit nicht einzutreiben sind, auf die übrigen Mitglieder, 
soweit deren Haftbarkeit reicht, verteilt werden.^ Diese Vor- 
schläge wurden in den spätem Entwürfen fallen gelassen und 
die Fassung des geltenden Gesetzes aufgenommen.® 

Die speciellen Bestimmungen der Genossenschaft mit un- 
beschränkter Haftbarkeit sind im allgemeinen dem D. G. G. 1868 
entnommen. Eintretende Genossen übernehmen die Haftbarkeit 
auch für die vor ihrem Eintritt von der Genossenschaft einge- 
gangenen Verbindlichkeiten. Eine entgegenstehende Verein- 
barung ist Dritten gegenüber ohne Wirkung.* Die Ausgeschie- 
denen haften während zwei Jahren vom Zeitpunkt der Eintragung 
des Ausscheidens in das Handelsregister an. Die gleiche Be- 
stimmung gilt für die Erben eines durch Tod ausgeschiedenen 
Genossen.^ Die Solidarität der Haftung erstreckt sich nicht auf 
die Erben, „diese haften vielmehr, soweit nicht Unteilbarkeit 



^ Entw. I Art. 719 Abs. i und 2. 

* eod. Abs. 3. 

* Wenn die Botschaft des Bundesrates bemerkt: „Das Gesetz hat sich 
insofern dem englischen System angeschlossen, als es die subsidiäre Solidar- 
haft aller Mitglieder von Rechtswegen eintreten lässt, sofern sie nicht in 
dem eingetragenen und gehörig publizierten Gründungsvertrag ausdrücklich 
wegbedungen ist," (vgl. Schneider und Fick Art. 689 Anm. i. Kirchhofer 
S. 27) so beruht dieser Ausfpruch auf offenbarem Irrtum. Schon das Ge- 
setz vom 7. Aug. 1862 hat an Stelle der unbeschränkten, die auf den Ge- 
schäftsanteil beschränkte Haftpflicht eingeftihrt. Die betreffiende Bestim- 
mung des geltenden Gesetzes lautet : No contribution shall be required from 
any individual, society or Company exceeding the amoimt, if any, unpaid 
an the shares in respect of which he or it is liable as a past er present 
member. Par. und Kr. Einleitung S. XXXIX, AUgem. Begr. zum D. G. G. 
I c. Vgl. oben S. 200 f. 

* Art. 690 Abs. I und 2, D. G. G. 1868 § 12 Abs. 2 und 3. 

* Art. 691, D. G. G. 1868 § 39, 63 Abs. i und 2. 
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des Gegenstandes oder sonstige besondere Umstände eine wei- 
tergehende Verpflichtung begründen, nur nach Verhältnis ihrer 
Erbteile, also, wenn diese nicht anderweitig festgesetzt sind, 
nach Kopfteilen.* * Maassgebend für den Beginn der Verjäh- 
rung ist die Eintragung des Ausfcheidens in das H, -Reg. Für 
Verbindlichkeiten, die erst nach diesem Zeitpunkt entstehen, 
haftet der Genosse nicht, denn Handlungen der Genossenschaft 
verpflichten nur die Mitglieder, nicht aber Dritte, also auch 
nicht ausgeschiedene Genossen.^ 

Die Verjährung der Haftpflicht der ausgeschiedenen Ge- 
nossen wird unterbrochen durch die Eröffnung des Konkurses 
über die Genossenschaft. Sie ist nicht Verjährung der Forde- 
rung der Gläubiger einzelnen Schuldnern gegenüber, sondern 
Verjährung der Haftpflicht, Daher kann sie auch einzig unter- 
brochen werden durch den vom Gesetz mit Unterbrechungs- 
wirkung versehenen Rechtsakt, d. h. durch das Konkurserkennt- 
nis. Aus demselben Grunde finden die allgemeinen Regeln der 
Verjährung keine Anwendung.^ Der Unterbrechungsgrund ist 
durchaus abstrakt Auch die Auflösung der Genossenschaft 
übt keinen Einfluss auf die Verjährung aus. Mit dem Zeitpunkt 
derselben beginnt eine der Verjährung der Haftpflicht Ausge- 
schiedener analoge Verjährung der Haftpflicht sämtlicher Ge- 
nossen. Auch für diese bildet die innerhalb zweier Jahre vom 
Zeitpunkt der Eintragung des Auflösungsbeschlusses in das 
H. A. B. erlassene Konkurserkenntnis über die Genossenschaft 
die einzige Unterbrechung und es kommen im übrigen die aus- 
geführten Grundsätze in jeder Beziehung zur Anwendung. Da 
es sich auch hier nicht um Verjährung einer Forderung, sondern 
um Verjährung der Haftpflicht handelt, so sind Anerkennung 
der Verpflichtung durch die Genossenschaft, Zins- und Ab- 
schlagszahlungen, Pfand- und Bürgschaftsstellung, selbst wenn 
auf Grund von Genossenschaftsbeschlüssen vorgenommen, für 
die Unterbrechung ohne Bedeutung. Bei Forderungen, die erst 



' Seuffert, Archiv N. F. Bd. XI No. 215. 

* Seuffert, Archiv N. F. Bd. II No. 135. Entsch. R. G. Bd. lU S. 12, 
Bd. VIII S. II. Hier ist nur von Beschlüssen der Generalversammlung die 
Rede. 

« S. O. R. Art. 147 ff. 
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nach der Auflösung fällig werden, wird der Beginn der Ver- 
jährung nicht auf den Zeitpunkt der Fälligkeit hinausgeschoben 
und bei kündbaren Forderungen tritt die Kündigungsfrist der 
Verjährungsfrist nicht hinzu. 

Der . Gläubiger kann das Klagrecht aus der persönlichen 
Haftbarkeit der MitgHeder mit dem Tage geltend machen, an 
welchem der Konkurs über die Genossenschaft beendigt ist. 
Macht er innerhalb eines Jahres von demselben keinen Gebrauch, 
so tritt auch hier Verjährung ein.^ Streitig ist, ob durch eine 
Rechtshandlung gegen einen Genossen auch die Verjährung 
der Mitgenossen unterbrochen werde. Wir behalten uns vor, 
diese Frage weiter unten zu behandeln, da ihre Beantwortung 
die Feststellung der juristischen Natur der persönlichen Haft- 
pflicht der Genossen voraussetzt. 

Über das Rückgriffsrecht des zahlenden Genossen gegen 
seine Mitgenossen enthält das S. O. R. keine Bestimmung. Es 
unterliegt kaum einem Zweifel, dass ihm ein solches Recht zu- 
steht. Zwar ist er in dem Zeitpunkt, in welchem er dem Einzel- 
angriff unterliegt, nicht mehr Mitglied der Genossenschaft, denn 
diese ist beendigt, der Konkurs über sie geschlossen. Der ge- 
nossenschafthche Grundsatz der vollkommenen Gleichstellung 
der Mitglieder wirkt in diesem Punkt über die Existenz der 
Genossenschaft hinaus, da der Genosse aus seiner frühern 
Rechtsftellung in Anspruch genommen wird. Wie diese be- 
dingend ist für die Übernahme der Haftpflicht, so muss sie es 
auch sein für alle auf die Realisierung sich beziehenden Grund- 
sätze. Diesen würde es widersprechen, wollte man den einzel- 
nen Genossen einen Schaden allein tragen lassen, den er doch 
höchstens in seiner Stellung als Glied der Gesamtheit ver- 
schuldet hat. Es ist daher nicht nur eine Forderung der Billig- 
keit, sondern des Rechtsprinzips selbst, dass dem aus der Haft- 
pflicht belangten Genossen ein Rückgriffsrecht auf den über 
seinen Anteil hinaus entrichteten Betrag zuerkannt werde. AUer- 
dins kann er die Einrede der Teilung dem klagenden Gläubiger 
nicht entgegenhalten. Dieser hat ein unbeschränkbares, gesetz- 
lich zugesichertes Recht auf die Inanspruchnahme des ganzen 



* S. O. R. Art. 693. 
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Vermögens des belangten Genossen. An Stelle der mangeln- 
den exceptio divisionis tritt das Recht des Regresses. 

Statuten, Wenn auch das S. O. R. nur die unbeschränkte 
und solidarische und die blosse Kapitalhaft normiert, so finden 
wir doch in zahlreichen Statuten abweichende Formen. Sie 
treten auf als Deckungspflicht und als gemessene Haftpflicht 
im Sinne einer direkten Verhaftung den Gläubigern gegenüber 
bis zu einem zum voraus bestimmten Betrag. Daneben findet 
sich als häufiger Fall eine sog. Garantiehaft, Garantieverpflich- 
tung, Garantieübernahme oder blosse Garantie. Diese Bezeich- 
nung bringt jedoch keine besondere Haftform zum Ausdruck, 
höchstens eine besondere Form der Übernahme der Haftpflicht 
durch den Genossen, wie Zeichnung eines Garantiescheines, 
Einzahlung einer bestimmten Summe in den Garantiefonds, 
Hinterlage von Werttiteln u. s. w. Die Statuten entbehren oft 
einer klaren Bestimmung darüber, wie diese Haftungsarten 
geltend zu machen seien. Im Zweifel sind sie als Deckungs- 
pflicht aufzufassen, und nur da, wo ausdrücklich von direkter 
Haftpflicht die Rede ist, darf eine solche angenommen werden. 
Wenn die Statuten einfach bestimmen, die Genossen haften für 
die Passiva bis zu einem bestimmten Betrag, so muss, wenn 
keine entscheidenden Gründe dagegen sprechen, darin eine 
Forderung der Genossenschaft auf Deckung gefunden werden. 
Es muss ferner angenommen werden, dass im Zweifel diese 
Deckungspflicht bereits von der bestehenden Genossenschaft 
zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebes könne verwertet 
werden, wenn nur der Vermögensftand diejenigen Voraus- 
setzungen bietet, die zur Leistung der Deckungssumme ver- 
pflichten.* 

Der Umfang der Leistung aus der gemessenen direkten 
Haftpflicht wird festgesetzt als zahlenmässig ausgedrückte 



* Manche Genossenschaften sind, nach dem Wortlaut ihrer Statuten 
zu schliessen, sich dieser Konsequenzen nicht bewusst. Sie haben nur dem 
Schutz der Gläubiger oder ihrer selbst und die durch eine solche Bestim- 
mung geschaffene Kreditgrundlage im Auge, ohne auf das Subjekt der 
Geltendmachung allzugrosses Gewicht zu legen ; und doch kann gerade diese 
von grosser praktischer Bedeutung werden. 
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Summe, die für sämtliche Genossen gleich berechnet wird.^ 
Sie wird, was das gewöhnliche ist, übernommen auf Grund 
blosser statutarischer (vertraglicher) Verpflichtung, oder die Ge- 
nossenschaft verlangt besondere Sicherheiten, wie Hinterlage 
von Werttiteln," Übernahme rechtskräftiger Obligationen,* Zeich- 
nung eines Garantiescheins,* Einzahlung der Haftung- resp. 



^ Gewerbebank Zürich. S.H. A.B. 1883 S. 372 und 1893 S. 464. Haft- 
summe Fr. 15c». Ersparniskasse der Stadt Biet. 1884 S. 689 und 1899 S. i. 
Haftung bis auf Fr. 2000. Ersparniskasse Nidwaiden. 1887 S. 395. Haftung 
bis auf Fr. 2ocx). Verband ostschweizerischer landwirtschaftlicher Genossen- 
schaften. 1893 S. 154. Die Genossenschaften als Mitglieder haften solidarisch 
bis zirni Betrage von Fr. 50,000, dagegen ist jede persönliche Haftbarkeit 
ausgeschlossen. Spar- und Leihkasse Kappet. 1893 S. 764. Die 25 Garanten 
sind zu gleichen Teilen haftbar bis auf die Höhe von Fr. 1000. Garantie- 
zeit IG Jahre. Eisenhandlungs^enossenschaft Oberwynen- und Seethal. 1895. 
Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft wie auch unter sich haften 
die Mitglieder persönlich und solidarisch bis zum Maximalbetrag von Fr. 2000. 
Spar- und Leihkasse Appenzell. Haftbetrag Fr. 5000. 1896 S. 855. Erspar- 
niskasse Kirchberg. Handbuch ftlr Aktieng. und Geldinstitute Nr. 78 S. 153. 
Mitglieder, die der Genossenschaft beitreten, haben die Statuten zu unter- 
zeichnen, wodurch sie sich zu einer Garantieleistung von mindestens Fr. 500 
oder einem Vielfachen dieser Summe verpflichten. Für die Verbindlichkeiten 
der Genossenschaft haften die Mitglieder derselben bis auf den Betrag ihrer 
Garantieleistung. Jede weitere persönliche Haftbarkeit ist ausgeschlossen. 
Ähnlich: Ersparniskasse Oberuzwil. eod. No. 801, S. 154. 

* Spar- und Leihkasse Oberegg. 1883 S. 962. Für die Sicherheit der 
Einlagen haften die Schuldtitel der Anstalt, der Reservefonds, sowie die von 
jedem der zwölf Mitglieder der Garantiegesellschaft zur Aufbewahrung im 
Gemeindearchiv hinterlegten guten Kapitalbriefe, wenigstens Fr. 1000 lautend. 

* Ersparniskasse des Amtsbezirks Laupen. 1888 S. 16. Jedes Mitglied 
verpflichtet sich durch rechtskräftige Obligation ftlr die Summe von wenig- 
stens Fr. 500 der Genossenschaft gegenüber haftbar. 

* Ersparniskasse Richter sweil -Hütten. 1889 S. 875. Für Sicherstellung 
der Einlagen besteht ein Garantiefonds in der Weise, dass jeder unbeschol- 
tene Aktivbürger der genannten Gemeinde einen Garantieschein im Betrage 
von 100 oder mehreren 100 Fr. zeichnet und dadurch Mitglied wird. Spar- 
und Leihkasse Kappet. 1894 S. 2. Vgl. Anm. i. Die Garantiesumme wird 
auf Fr. 25,000 festgesetzt, d. h. nur mit solidarischer Haftbarkeit der Garanten. 
Es hat der Garant ftlr seine einzeln gezeichnete Garantiesumme einzustehen. 
Verband schweizerischer Konsumvereine. Zur Verstärkung der Kreditfähig- 
keit des Verbandes wird ein Garantiekapital durch Ausgabe von Garantie- 
scheinen gebildet. Ein Garantieschein lautet auf mindestens Fr. 100. Es 
steht jedem Verbandverein frei, ob und wieviel Garantiescheine er über- 
nehmen wolle. 
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Garantiesumme in einen besondern Fonds/ in der Regel Ga- 
rantiefonds geheissen, oder überhaupt durch Hinterlage von 
Realkaution.^ Neben der gleichmässigen Haftpflicht aller Ge- 
nossen kommt häufig eine ungleiche vor. Der Berechnung des 
Haftungs-, gewöhnlich Nachschussbetrages, werden sehr ver- 
schiedene Faktoren zu Grunde gelegt. Sie geschieht nach Ver- 
hältnis der Kapitalbeteiligung in der Genossenschaft und die 
Haftsumme erscheint demnach als Mehrfaches der eingezahlten 
oder gezeichneten Einlagen," als ein zum voraus bestimmter 
Prozentsatz des gesammten Stammkapitals,* oder die Genossen 
haften überhaupt im Verhältnis ihrer Stammanteile.^ Maass- 



* Amtsersparniskasse Burgdorf, 1883 S. 64. Garantiefonds Fr. 101,000. 
Jede dieser Gemeinden haften nur für den von ihr einbezahlten Betrag. 
Amtsersparniskasse Fraubrunnen. Die 21 Gemeinden haben eine Garantie 
von Fr. 107,400 übernommen. Andere Gemeinden können beitreten, haben 
aber eine Garantie von Fr. 600 zu übernehmen. Schweizerische Handels- 
gesellschaft 1889 S. 570. In erster Linie haftet ein Garantiefonds bis zur 
Höhe von Fr. 5000 pro Mitglied. In zweiter Linie haften die. Mitglieder persön- 
lich und solidarisch. 1895 S. 74. Amtsersparniskasse Erlach. 1897 S. iii. 
Neu eintretende Genossenschafter haben als Garantiebeitrag zu leisten 
a. Privatpersonen Fr. 500, b. Gemeinden Fr. 2000 mindestens. Der Garantiebei- 
trag wird erst 4 Jahre nach dem Austritt zurückbezahlt. Spar- und Leihkasse 
Kaltbrunn. 1898 S. 625. Das Garantiekapital wird beschafft durch 200 An- 
teile zu Fr. 100. 

' Ersparniskasse Brunnadern. 1884 S. 58. Es haftet nur die Kom- 
mission für die Sicherheit der Einlagen durch Hinterlage von Werttiteln 
und Pfandtiteln und durch Leistung von Realkaution von Fr. 10,000. 

* Schweizerische Volksbank. 1883 S. 130. (Später abgeändert) Jedes 
Mitglied haftet über die einbezahlten Beträge hinaus mit seinem übrigen 
Vermögen mit dem vierfachen Betrag seiner Einzahlungen. Für alle Mit- 
glieder, welche Fr. 100 einbezahlt haben, beträgt die Haftpflicht Fr. 500. 
Brennereigenossenschaft Fraubrunnen. 1895 S. 139. Solidarische Haftpflicht 
bis auf den zweifachen Betrag der gezeichneten Stammanteile. Volksbank 
Winterthur. Statut von Jahr 1877. (Abgeändert 1885.) § 4 B Abs. 4. Even- 
tuell haftet jedes Mitglied bis und mit Fr. 100 Einzahlung bis auf Fr. 400. 
Mit Fr. 100—200 Einzahlungen bis auf Fr. 600. Alle Einzahlungen über 
Fr. 200 haften bis zum 3fachen Betrag derselben. 

* Sparkasse Fehraltdorf 1893 S. 787. Die Mitglieder haften solidarisch 
für io7o des Einlagekapitals. 

* Schweizerische Volksbank. 1893 S. 452. Zur Deckung der Schulden 
können Nachschüsse von den Mitgliedern nur eingefordert werden, wenn 
der Reservefond nicht 2o7o der Stammanteile der Mitglieder mit Hinzu- 
rechnung der ausstehenden Beiträge ausmacht. Die Mitglieder haben die 
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gebend für den Umfang der Haftpflicht ist auch der Vorteil, 
welchen der Genosse aus seiner Beteiligung an der Genossen- 
schaft zieht. So gibt es Elektricitätsgesellschaflen , welche die 
Haftpflicht berechnen nach der Menge der bezogenen elektrischen 
Kraft/ Wasserversorgungsgenossenschaften nach dem Maass 
des Wasserbezuges, bei Käserei- und Molkereigenossenschaften 
nach dem Quantum der gelieferten Milch,* bei Bürgschaftsge- 
nossenschaften* nach der Höhe der Kautionssumme, fttr welche 
sich die Genossenschaft einzustehen verpflichtet. 

Die vorliegende Zusammenstellung kann nicht den Anspruch 
machen, erschöpfend zu sein. Sie liefert aber doch den Beweis, 
dass die vom S. O. R. geschaffenen Haftformen den praktischen 
Bedürfnissen nicht vollkommen genügen, dass vielmehr viele 
Genossenschaften, trotz den Bestimmungen des Gesetzes, von 
ihnen abgewichen sind, weil sie dieselben den speciellen Ver- 
hältnissen nicht angemessen erachteten. Zugleich liegt hierin 
der Beweis, dass eine künftige Revision des Gesetzes gerade 
in diesem Punkt verbessernd einzugreifen hat. Ich werde ein 
bezüghches Postulat am Schluss meiner Arbeit formulieren. 



Nachschüsse im Verhältnis ihrer Stammanteile zu leisten. Ähnlich: Spar' 
und Liihkasse Murten, 1883 S. 515. Wasser korporation Lachen. 1888 S. 322. 
Volksbank Winterthur, Statut v. i. Mai 1894. Consortium des forces Motrices 
du Rhone ä St. Maurice, 1897 S. 71. Zürcher AmtsbürgschaftsgenossenschafL 
1897 S. 221. Schweizerische Gewerbe^ und Unfallkasse. 1897 S. 809. 

^ Elektra Birseck. 1897 S. 1099. Für die Verbindlichkeiten haftet in 
erster Linie das Genossenschaftsvermögen. Reicht dasselbe nicht aus, so 
haften die Mitglieder wie folgt. Für jede installierte Lampe im Betrage 
von Fr. 20, ftlr jede Bogenlampe mit Fr. 150, filr jede Pferdekraft mit Fr. 20a 
Weitere Verpflichtungen haben die Genossenschafter nicht. 

• Käsereigenossenschaft Ried-Adlismyl. 

• Amtsbürgschaftsgenossenschaft für den Kt. Bern. § 7. Jedes Mit- 
glied verpflichtet sich durch Unterzeichnung der Beitrittserklärung fllr die 
Verbindlichkeiten der Genossenschaft solidarisch mit den übrigen Mitgliedern 
bis zu 74 seiner eigenen Amtsbürgschaftssummen haften zu wollen. Ähnlich: 
Societe de cautionement tnutuel des fonctionnaires et officiers publics du canton 
de Vaud. 1895 S. 1198. 



IG 
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III Die juristische Natur der Haftpflicht. 

Das rechtliche Wesen der persönlichen Haftpflicht ist äusserst 
bestritten. Die Meisten gehen in der Behandlung dieser Frage 
aus von der rechtlichen Natur der Genossenschaft überhaupt 
und gelangen zu einem verschiedenen Resultat, je nachdeni sie 
die juristische Persönlichkeit bejahen oder verneinen. In dem 
Versuch, von diesem Standpunkt aus die juristische Natur der 
Haftpflicht zu erklären, äussert sich das Bestreben eine grund- 
sätzliche Lösung zu finden, eine Lösung, die sich aus dem 
innersten Wesen der Sache ergibt. Damit gerät man wieder 
in das schwankendste Gebiet der Rechtswissenschaft. Wenn 
die rechtliche Beurteilung der Haftpflicht aprioristisch die Er- 
örterung der juristischen Persönlichkeit fordert und demzufolge 
die prinzipielle Stellungnahme in dieser Frage voraussetzt, so 
darf man zum vornherein nicht hoffen, zu einem festen und be- 
friedigenden Resultat zu gelangen. Der Streit über die prä- 
judicielle Rechtsfrage wird, solange über diese selbst keine 
Einigung erzielt ist, die theoretische Behandlung der als Konse- 
quenz sich ergebenden Rechtsfragen abschneiden. Der ganze 
Wirrwarr theoretischer Erwägungen, der sich an die Frage der 
juristischen Person knüpft, wird auch hier wieder Platz greifen, 
und er wird noch erhöht durch den Umstand, dass nicht ein- 
mal darin Übereinstimmung herrscht, ob die juristische Natur 
der Genossenschaft aus der persönlichen Haftpflicht, oder die 
persönliche Haftpflicht aus jener zu erklären sei. 

Neben den auf dieser rein hypothetischen Basis beruhenden 
Erklärungsweisen finden sich ausnahmsweise auch solche, die 
sich auf eine mehr praktische Grundlage stellen. Sie gehen 
von der Funktion aus, welche das Rechts- und Wirtschaftsleben 
der Haftpflicht der Genossen zuweist, und indem sie andere 
ähnliche Rechtsinstitute mit ihnen vergleichen, glauben sie in 
der Analogie der konkreten Erscheinung die Erklärung ihres 
juristischen Wesens zu finden. Auch wir werden diesen Weg 
gehen, indem wir uns in der vorliegenden Frage von Erwä- 
gungen leiten lassen, die sich auf Momente des praktischen 
Rechtslebens stützen. Wir werden sehen, dass uns diese An- 
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haltspunkte genug bieten, um eine unseres Ermessens befriedi- 
gende Lösung zu finden. 

Die Haftpflicht der Genossen wird juristisch allgemein her- 
geleitet aus ihrer Beziehung zu den zwischen dem belangenden 
Gläubiger und der Genossenschaft abgeschlossenen Rechtsge- 
schäft. Wie diese Beziehung zu denken sei, darüber sind die 
Meinungen sehr geteilt. Zwei Auffassungen stehen einander 
hauptsächlich gegenüber. Nach der einen repräsentiert die 
Haftpflicht eine Mehrheit prinzipaler Verpflichtungen. Die Ge- 
nossen sind selbständig aber mit der Genossenschaft auf gleicher 
Linie, auf ein und dieselbe Leistung verbunden. Nach der 
andern ist das Verhältnis accessorisch, die Genossen verpflichten 
sich nicht in der Weise von Selbstschuldnern, sondern sie treten, 
um die Förderung des Gläubigers zu sichern, dem Rechtsge- 
schäft bei. 

Die erste Auffassung ist eine Konsequenz der Theorie, 
welche die juristische Persönlichkeit der Genossenschaft leugnet. 
Nicht der Personenverein als selbständiges Rechtssubjekt wird 
durch die Rechtsgeschäfte mit Dritten berechtigt und verpflichtet, 
sondern sie ergreifen die Mitglieder unmittelbar selbst. Kontra^ 
hent ist jeder einzelne Genosse. Jeder steht deshalb grund- 
sätzlich mit seinem ganzen Vermögen ein. Die Haftpflicht er- 
scheint hier als etwas Natürliches, sie ist mit dem Begriff* der 
Genossenschaft prinzipgemäss verbunden. Sie ist eine der Haf- 
tung des Socius und des Gesamthänders analoge. Wie der 
Gesellschafter der einfachen Gesellschaft und der Kollektivge- 
sellschaft für die Verbindlichkeiten der Gesamtheit mit seinem 
ganzen Vermögen einzustehen hat, weil er selbstkontrahierendes 
Rechtssubjekt ist, so wird der Genosse aus demselben Grunde 
durch die Rechtsgeschäfte der Genossenschaft verpflichtet. Rö- 
mische Societät und deutsche Gesamthand treffen in diesem 
Punkt zusammen. Nach beiden ist prinzipgemäss, weil im inner- 
sten Wesen der Rechtsform gelegen, nur die unbeschränkte 
Haftpflicht.^ Eine partielle Reduktion derselben oder die gänz- 
liche Beseitigung ist immer eine Modifikation des reinen Prin- 
zips, und sie kann deshalb nur auf Grund einer speciellen Be- 
stimmung geschehen. 



* Gierke, Genth. S. 361 Anm. 3, Gen. R. II S. 957 f. 
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Zu demselben Resultat auf dem Boden des deutschen Rechts, 
aber auf anderm Weg gelangt Sohm. * Er verwirft für die Ge- 
nossenschaft ausdrücklich die Gesamthand, denn für diese ist 
die Verwaltung des Gesamtvermögens durch die einzelnen Mit- 
glieder charakteristisch. Bei der Genossenschaft aber spielt 
das Auftreten der Mitglieder gegen aussen gar keine Rolle. 
Die Anhaltspunkte zur Erklärung der Natur der modernen E. 
und W. Genossenschaft und der Haftpflicht der Mitglieder findet 
er in den ähnlichen Erscheinungen des mittelalterlichen Rechts 
der Markgenossenschaft. Seit den frühesten Zeiten und durch 
das ganze Mittelalter war die Anschauung lebendig, welche das 
Gemeindevermögen als gemeinsames Vermögen der Genossen 
betrachtete. Das Gemeindevermögen ist und heisst Gemeinver- 
mögen der Märker, der Nachbarn, der Genossen. Es besteht 
ein Miteigentumsrecht mit beweglichen Anteilen, das alle Mit- 
eigentümer aneinander bindet. Auf der andern Seite gilt 
der Satz, dass der Gemeindegenosse für die Schulden der Ge- 
meinde haftet. Umgekehrt haftet aber auch die Gemeinde für 
die Schulden des Genossen. Der zu Grunde liegende Rechts- 
gedanke ist der, dass die Genossenschaft nicht juristische Per- 
son im Sinne der romanistischen Theorie, dass ihr Vermögen 
nicht Alleinvermögen der Gesamtheit ist, sondern gemeinsames 
Vermögen der einzelnen Genossen als physischer Personen 
darstellt. Die Genossenschaft stimmt somit überein mit der 
Gesamthand in Bezug auf die Vermögenszuständigkeit, dagegen 
nähert sie sich der juristischen Person des Privatrechts darin, 
dass sie eine korporative Verfassung besitzt. In der Genossen- 
schaft sind alle Genossen als Einzelne von der Verwaltung des 
auch hier vorhandenen Vermögens grundsätzlich ausgeschlossen. 
Kein Mitglied hat Verfügungsgewalt über dasselbe, sondern 
allein die Gesamtheit. Aus diesen Thatsachen ergibt sich nach 
Sohm für die deutsche Genossenschaft des Privatrechts der 
Satz, dass sie nicht Vermögens- sondern nur handlungsfähig sei. 
In der Rechtsnatur der Genossenschaft als organisiertes deut- 
sches Miteigentumsverhältnis liegt die Erklärung der persön- 
lichen Haftpflicht der Genossen : „Die Schulden der Genossen- 
schaft sind als solche zugleich Schulden der Genossen. Die 



* Sohm, Die deutsche Genossenschaft. 
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Genossenschaft als solche ist gar nicht Subjekt des Schuldver- 
hältnisses, — ja sie vermag es gar nicht zu sein, — sondern 
lediglich die einzelnen Genossen, auch dann, wenn nur das Ge- 
meinschaftsvermögen in Anspruch genommen wird. Für die 
Schulden des einen Genossen kann der andere unmittelbar ge- 
pfändet werden. Wie möglich? Weil für die Schulden der 
Genossen die Genossenschaft haftet und weil diese Haftung der 
Genossenschaft rechtlich eine Haftung der einzelnen Genossen 
bedeutet." 

Auf einem ähnlichen Standpunkt wie Sohm, ohne indess 
seine historische Begründung anzuerkennen, steht Heusler} Auch 
er geht davon aus, dass die persönliche Haftpflicht ein dem 
Wesen der juristischen Person fremdartiges Element bilde. Es 
kann auch kein Unterschied in der juristischen Natur der Ge- 
nossenschaft gemacht werden, je nachdem die Haftpflicht der 
Mitglieder in vollem Umfang konstituiert, beschränkt oder ganz 
beseitigt wird. Es wäre, was besonders Burckhardt* m. E. ganz 
richtig hervorhebt, „eine Ungereimtheit, wenn man die Genossen- 
schaften, die doch alle denselben Typus aufweisen, in juristische 
und nichtjuristische Personen teilen wollte, je nachdem die Mit- 
glieder beschränkt oder unbeschränkt haften." Die äussersten 
Gegensätze der Societas und der juristischen Person reichen 
für die Begriffsbestimmung nicht mehr aus, es liegt vielmehr 
in der Genossenschaft eine eigentümliche Rechtsform vor, eben 
falls eine Art organisiertes Miteigentumsverhältnis.* Die Haft- 
pflicht der Genossen entspringt dem gesellschaftlichen Prinzip, 
sie haften nicht für fremde, sondern für eigene Schulden. Das 
ergibt sich namentlich daraus, dass die Genossen nicht etwa 
mit der Bürgschaftsklage, sondern mit der Klage aus dem 
Rechtsgeschäft belangt werden, ja, dass in vielen Fällen über- 
haupt nicht geklagt zu werden braucht, sondern das Konkurs- 
gericht auf dem Weg des Umlageverfahrens den bei der Kon- 
kursliquidation sich ergebenden Verlust auf die Mitglieder ver- 
teilt. 



* Zeitschrift filr Schweiz. Recht Bd. 30 S. 372 ff. S. 401. 
' Burckhardt S. 107. 

• Wie diese Rechtsform zu denken sei ergibt sich aus der Abhand- 
lung Heuslers nicht deutlich. Er scheint sich, wenn auch nur bedingt, der 
Vorstellungs weise Sohms anzuschliessen. 
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Dieser, aus der Individualisierungstheorie geschöpften Er- 
klärung der juristischen Natur der Haftpflicht, treten, die An- 
hänger der Korporationstheorie entgegen. Für sie kann die 
persönliche Haftpflicht der Genossen nicht eine dem Gesellschafts- 
prinzip inhaerente Erscheinung sein. Die Genossenschaft, als 
ideelle Zusammenfassung der Mitglieder zu einem zur vollkom- 
menen Selbständigkeit abstrahierten Rechtssubjekt, ist in jeder 
Beziehung von den Genossen als Einzelsubiekte getrennt, Rechts- 
geschäfte der Gesellschaft verpflichten stets nur die Gesamtheit 
als solche. Darin liegt ja gerade das juristisch wesentliche, den 
Korporationsbegriff charakterisierende Merkmal. Naturgemäss 
ist nach dieser Anschauung nur, dass ausschliesslich das eigene 
Vermögen der Genossenschaft hafte, da sie durch ihre Rechts- 
handlungen ja nur sich selber verpflichtet. Die Übernahme der 
persönlichen Haftpflicht beruht auf einem besonderen Rechts- 
grund, der entweder in der zwingenden Kraft gesetzlicher oder 
gesetzesähnlicher Bestimmung, oder aber in einem speciellen 
Vertrag gefunden wird. Die zweite Anschauung ist die vor- 
herrschende, jedoch ist auch hier wieder streitig, in welchem 
Moment und zwischen wem der Vertrag zustande kommt. 
Alle denkbaren Kombinationen finden sich. Es wird angenom- 
men, dass der Vertrag zustande komme zwischen Genossen- 
schaft und Genosse, zwischen Genossenschaft und dem Dritten 
und zwischen dem letztern und dem Genossen. Ja, nicht ein- 
mal darüber ist man einig, auf was die Verpflichtung geht. Mit 
einem Wort, es herrscht keine Übereinstimmung darin, welches 
die juristische Natur des in der Haftpflicht in die äussere Er- 
scheinung tretenden Rechtsverhältnisses sei. 

Am häufigsten finden wir es aufgefasst als Bürgschaft, Es 
ist diejenige Anschauung, welche früher in der Litteratur und 
gerichtlichen Praxis fast allein herrschend war und der man 
auch in den Verhandlungen der gesetzgebenden Räte überwie- 
gend Ausdruck verlieh. Danach würden die Genossen als 
accessorisch Verpflichtete dem zwischen der Genossenschaft und 
dem Dritten abgeschlossenen Rechtsgeschäft beitreten. Die 
Bürgschaft wäre eine einfache, und dem Genossen stände dem 
belangenden Gläubiger gegenüber die Einrede der Vorausklage, 
nicht aber diejenige der Teilung zu. Es ist nicht zu leugnen, 
dass die Haftpflicht der Genossen manche Momente mit der 
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Bürgschaft gemein hat, namentlich die Subsidiarität, die Solida- 
rität und den Sicherungszweck. Eine nähere Prüfung des Rechts- 
instituts muss aber doch ergeben, dass diese Ähnlichkeit nur 
eine äussere ist, dass vielmehr gewichtige Bedenken gegen die 
Annahme wenigstens der einfachen Bürgschaft sprechen. Man 
suchte, da man eine andere Erklärung nicht zur Hand hatte, 
sich dadurch zu helfen, dass man das der Haftpflicht zu Grunde 
liegende Rechtsverhältnis nicht geradezu mit der einfachen Bürg- 
schaft identifizierte, aber doch auf die Ähnlichkeit der Erschei- 
nung hinweisend, als ein ihr analoges Rechtsverhältnis bezeich- 
nete. Nicht als Bürge, sagte man, sondern „wie Bürgen" sind 
die Genossen verhaftet^ oder die Mitglieder „stellen gleichsam 
nur die Bürgen für die Genossenschaft''^, oder die Haftpflicht 
tritt ein „nach Art einer Schadlosbürgschaft ".^ Durch solche 
Bezeichnungen ist positiv nichts gewonnen, da sie eine blosse 
Negation enthalten, es sind Nothbehelfe, die juristisch nichts- 
sagend sind und infolgedessen nicht befriedigen können. 

. Tiefer in das Rechtsverhälsnis tritt Goldschmidt* ein. In 
den drei Momenten der Bedingung, der Befristung und der 
quantitativen Beschränkung findet er die der Schadlosbürgschaft 
charakteristischen Merkmale wieder. Diese Schadlosbürgschaft 
beruht nicht auf Vertrag, sondern auf gesetzlicher Bestimmung. 
„Will man indessen bei der einmal hergebrachten Beschränkung 
des Ausdrucks Bürgschaft auf die durch freien Vertrag über- 
nommene Verpflichtung diese Bezeichnung einer kraft Gesetzes 
eintretenden Verpflichtung gleichen Inhalts versagen, so mag 
man die Genossenschafterhaftung als eine im Wesen der Ge- 
nossenschaft begründete, gesetzliche Garantieverpflichtung nach 
Art der Schadlosbürgschaft bezeichnen". 



^ Stobbe,. System I S. 494. 

* VölderndorfF, Konkursordnung für das deutsche Reich, Abth. II 
S. 581. 

* Gierke, Genth. S. 303. An anderer Stelle erklärt er die Haftpflicht 
für eine bürgschaftliche Garantie. Gen. R. S. 1108 und als ein der Bürg- 
schaft analoges korporatives Haftungsverhältnis, Goldschmidts Zeitschrift 
Bd. XX S. 306. 

* Goldschmidt. Seine Zeitschrift Bd. XXVII S. 54 ff. 
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Auf einem ähnlichen Standpunkt steht Mandry.* Er leugnet 
zwar die Bürgschaft, denn es fehle der Verpflichtung des Ge- 
nossen an der ft\r die Bürgschaft erforderlichen Causa obligatoria, 
wohl aber handelt es sich bei der Haftung der Genossen um 
eine accessorische Verpflichtung, welche dem Gläubiger dieselbe 
Sicherheit verschaffen soll, wie die Indemnitätsbürgschaft. Die 
Genossen sind von Haus aus, weder untereinander, noch zur 
Genossenschaft, rei euisdem obligationis auf den ganzen Umfang 
der Genossenschaftsfchulden. Die Quasikorrealität oder Korrea- 
lität gelangt erst zur Entstehung, wenn in der vom Gesetz 
näher angegebenen Weise festgestellt worden ist, dass die Ge- 
nossenschaftsgläubiger einen Ausfall erlitten haben, denn nur 
diese nicht beitreibbaren Teile der Forderungen kommen für 
die Obligation der Genossen als Hauptschuld in Betracht. Auch 
formell ist das rechtliche Fundament dieser Hauptschuld nicht 
identisch mit demjenigen der ursprünglichen Genossenschafts- 
schulden, denn die Genossen haften nur für die im Prüfungs- 
termin festgestellten Schulden der Genossenschaft. Die solcher- 
gestalt festgestellten Forderungen sind gegen Einwendungen ge- 
sichert, die nicht im Prüfungstermin von dem Vorstand oder 
den Liquidatoren geltend gemacht wurden. Zu dieser als Aus- 
fallsschuld erscheinenden Hauptschuld stehen die Genossen im 
Verhältnis der Accessorietät. Das der Haftpflicht zu Grunde 
liegende Rechtsverhältnis erscheint also, was Mandry in seiner 
Darlegung nicht klar ausdrückt, als besonders modificierte, von 
der Feststellung im Konkurs abhängige, durch sie wirksam wer- 
dende und auf die Höhe der Ausfallsforderung beschränkte 
Bürgschaft, und demnach ähnlich wie bei Goldschmidt als In- 
demnitätsbürgschaft. 

Eine originelle Erklärung des juristischen Wesens der Haft- 
pflicht hat Kirchhofer*^ zu geben versucht. Nach ihm liegt der 
Haftpflicht nicht ein Vertrag zwischen Genossenschaft und Gläu- 
biger zu Grunde, sondern der Genosse übernimmt sie (und 
damit steht K. in Übereinstimmung mit Stobbe) durch einen 
Vertrag mit der Genossenschaft. Er wird aus dem einseitigen 
Versprechen, sich der vom Gesetz oder Statut vorgeschriebenen 



* Mandry, Der dvilrechtliche Inhalt der Reichsgesetze S. 195. 
■ Kirchhofer S. 37 IF. 
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Haftpflicht unterziehen zu wollen, verpflichtet. Der Genossen- 
schaftsgläubiger aber erhält ein Klagerecht gegen den Genossen 
auf Grund der besonderen Natur des zwischen Genossenschaft 
und Genosse bestehenden Vertrags Verhältnisses. „Der Genosse 
erklärt durch seinen Eintritt haften zu wollen, die Genossen- 
schaft erklärt, durch Aufnahme des Genossen, dessen Haftver- 
sprechen anzunehmen. Wir haben hier also einen Vertrag zu 
Gunsten Dritter, einen Garantievertrag, immerhin so, dass dieser 
Vertrag suspensiv bedingt, für den Dritten nicht sofort wirksam 
ist. Sein Forderungsrecht gegenüber den Genossen ist bedingt 
durch die Insuffizienz des Genossenschaftsvermögens. Ist dieses 
letztere zur Tilgung der Schulden unzureichend, so erhält der 
Dritte ohne weiteres ein direktes Klagerecht gegen den Ge- 
nossen, für seinen im Genossenschaftskonkurs erlittenen Ver- 
lust. Dasselbe braucht nicht durch die Person des Versprechens- 
empfängers hindurch zu gehen/* 

Unterwerfen wir diese Theorien einer näheren Prüfung, so 
gelangen wir zu dem Resultat, dass uns keine derselben voll- 
kommen befriedigen kann. 

Die Annahme, dass durch die Rechtsgeschäfte der Genossen- 
schaft die Mitglieder selbst und unmittelbar verpflichtet werden, 
widerspricht unserer Auffassung vom rechtlichen Wesen der 
Genossenschaft. Wir können uns auf die Frage der juristischen 
Persönlichkeit der Genossenschaft auch an dieser Stelle nicht 
einlassen. Aber das betonen wir, dass Kollektivgesellschaft (um 
nur auf diese hinzuweisen) und Genossenschaft wir juristisch 
nicht für gleichwertig zu betrachten vermögen. Es scheint uns 
in dieser Gleichstellung eine Verkennung des tiefgehenden 
Unterschiedes zu liegen, welcher die beiden Rechtsgebilde von- 
einander trennt. Die Grundsätze des praktischen Rechts in Be- 
zug auf diese Gesellschaftsformen weichen weit von einander ab. 
Massgebend ist namentlich die durchaus verschiedene Behand- 
lung der Vertretungsbefugnis und die Einwirkung, welche dem 
Gesellschafter auf die Geschäftsführung der Gesellschaft zusteht. 
In der Kollektivgesellschaft kann jeder Gesellschafter die Ge- 
sellschaft bindende Rechtsgeschäfte vornehmen. Es ist sogar 
nicht einmal erforderlich, dass der Gesellschafter ausdrücklich 
im Namen der Gesellschaft handle, es genügt schon, dass sich 
diese Absicht für den Richter aus den Umständen ergibt. Eine 
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-entgegenstehende Abrede ist für Dritte nur insofern massgebend, 
als sie im Handelsregister veröffentlicht wurde. Zudem sagt 
das Gesetz ausdrücklich, dass der einzelne Gesellschafter für 
die Gesellschaftsschuld belangt werden könne, allerdings unter 
der Voraussetzung, dass sich die Gesellschaft aufgelöst habe 
oder erfolglos betrieben worden sei. Aus diesen Bestimmungen 
erhellt, dass die einzelnen Kollektivgesellschafter durch die 
Rechtshandlungen der zur Vertretung befugten Mitglieder un- 
mittelbar verpflichtet werden. Die Haftpflicht, und zwar die 
unbeschränkte, erscheint hier als unmittelbarer Ausfluss des 
Gesellschaftsprinzips. Ganz anders bei der Genossenschaft. 
Hier steht die Geschäftsführung grundsätzlich nur den von der 
Genossenschaft ernannten Organen zu* Das MitgUed hat als 
solches Dritten gegenüber kein Recht der Vertretung und es 
verpflichtet die Genossenschaft selbst dann nicht, wenn es aus- 
drücklich in ihrem Namen handelt. Nur die befugten Organe 
können die Gesamtheit bindende Rechtsgeschäfte vornehmen. 
Für den Umfang dieser Berechtigung sind nicht die allgemeinen 
Grundsätze der Stellvertretung massgebend, sondern die freien 
oder dem Gesetz entsprechenden, speciellen Bestimmungen des 
Genossenschaftsvertrages und dasselbe gilt für die Verantwort- 
lichkeit der Organe der Genossenschaft gegenüber. Die Rechte 
der MitgUeder auf Teilnahme an der Geschäftsführung be- 
schränken sich auf den ihnen vom Statut zugewiesenen Um- 
fang. Sie können sie nur in Gemeinschaft aller oder eines 
Teils der Mitgenossen geltend machen, nie aber treten sie 
direkt nach aussen in Wirkung. Diese Rechte erstrecken sich 
in der Regel nicht auf die Entscheidung über den Abschluss 
von Rechtsgeschäften, diese ist vielmehr bestimmten Organen 
überlassen. Nur ausnahmsweise, in ganz wichtigen Angelegen- 
heiten unterliegt die Vornahme von Rechtsgeschäften dem Be- 
schluss der Generalversammlung. Aber auch dann tritt der 
Geschäftsführer dem Mitkontrahenten gegenüber nicht als Ver- 
treter einer Mehrheit sich selbst verpflichtender Einzelwillen auf, 
sondern als Vertreter der Genossenschaft als solcher, eben als 
Organ, Alle diese Grundsätze weisen darauf hin, dass die Ge- 
nossen nicht in ihrer Eigenschaft als Privatpersonen durch die 
Rechtsgeschäfte der Genossenschaft gebunden werden, sondern, 
wenn man denn einmal die Erstreckung der Verpflichtung auf 
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die Genossen annehmen will, höchstens in ihrer Eigenschaft 
als Bestandteile des persönlichen Substrats, als Mitglieder. Das 
von Sohm herbeigezogene und als Beweis per analogiam be- 
nutzte, übrigens in seiner juristischen Auslegung bestrittene 
Recht der Markgenossenschaft ist für uns nicht entscheidend. 
Abgesehen davon, dass es, wie Burckhardt in richtiger Beob- 
achtung hervorhebt, einen Widerspruch in sich selber enthält,^ 
kann es auch deshalb für uns nicht massgebend sein, weil es 
einem anders gearteten Rechtszustand entspricht. Wir ver- 
missen im modernen Genossenschaftsrecht gerade diejenigen 
Momente, auf welche Sohm in Bezug auf das mittelalterliche 
Recht seine Theorie gründet: die reciproke Haftung der Glie- 
der für die Gesamtheit und der Gesamtheit für die Glieder- 
es fehlt an dem für die Gesamthand und das Recht der mittel- 
alterlichen Genossenschaft zutreffenden und auch auf die Haf- 
tung der Genossen in der heutigen E. und W. Genossenschaft 
oft missbräuchlich angewendeten Prinzip „Einer ftlr Alle, Alle 
für Einen **. Wir stellen in der Form von Einlagen einen Teil 
unserer Vermögens der Genossenschaft zur Verfügung, wir 
geben dem hierdurch gebildeten Vermögen die zu seiner Ver- 
wertung nötigen Organe, wir setzen das zur Wahrung der 
eigenen Interessen der Genossen erforderliche Maass von Rech- 
ten und Pflichten in dem Organisationsvertrag fest, aber unserer 
Vorstellung ist fremd, dass wir persönlich durch die in Hinsicht 
auf dieses mit einer Organisation umgebene Vermögen abge- 
schlossenem Rechtsgeschäfte verpflichtet werden. Aber nicht 
nur auf Seite der Genossen mangelt die Vorstellung der eige- 
nen Verpflichtung, sondern auch dem kontrahierenden Gläubiger 
ist diese Anschauung fremd. Wenn ich mit einer Genossen- 
schaft Rechtsgeschäfte eingehe, so denke ich nicht daran, dass 
ich mit einer Mehrzahl von Einzelindividuen kontrahiere, sondern 
ich will mir die Genossenschaft als solche verpflichten. So 



* Burckhardt S. 28, Anm. 2, „Die Konstruktion der Genossenschaft bei 
Sohm, wonach die Gesamtheit die Verfügungsgewalt über das Vermögen 
hat, das dem Einzelnen zusteht, enthält m. E. zwei Widersprüche, i. Wenn 
die Gesamtheit das Recht hat, über (wenn auch fremdes) Vermögen zu ver- 
ftlgen, wenn sie die Verwaltungsbefugnis hat, muss sie ein Rechtssubjekt sein. 
2. Wenn das Vermögen den Einzelnen zusteht, so sollten sie auch darüber 
verfügen können." 
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lange diese blüht, fallen ftlr mich die Mitglieder ausser Betracht, 
und erst wenn ihre Lage kritisch wird, fasse ich, sofern über- 
haupt eine Haftpflicht konstituiert ist, die einzelnen Genossen 
wegen des allenfalls geltend zu machenden Ersatzanspruchs 
ins Auge. Wo aber die Haftpflicht fehlt, da bleiben für mich 
die Genossen gleichgültig. Man wird mir einwenden, dass das, 
was sich in der Vorstellung rechtsunkundiger Kontrahenten 
abspielt, nicht massgebend sein könne für die juristische Natur 
eines Rechtsgebildes. Ich meine indessen, dass da, wo keine 
Momente zwingend für die Richtigkeit einer Theorie, in con- 
creto für die persönliche Verhaftung der Genossen sprechen, 
solche Erwägungen, die der allgemeinen Rechtsüberzeugung 
entspringen, für die gegenteilige Ansicht entscheidend sein 
können. Die Haftpflicht der Mitglieder ist nach unserer Über- 
zeugung für den Genossenschaftsbegriff unwesentlich. Weder 
ist sie ein Ausfluss desselben, noch vermag sie ihrerseits ihre 
rechtliche Natur zu bedingen. Die Übernahme der Haftpflicht 
beruht auf einem speciellen Rechtsgrund, der sich nicht ipso 
iure aus der Beteiligung am Personen verband ergibt. 

Worin besteht dieser Rechtsgrund? 

Man sagt in einer Bürgschaft. Diese Auffassung erweist 
sich jedoch bei einer nähern Prüfung als unrichtig. Die Bürg- 
schaft ist ein mit einer Hauptschuld accessorisch verbundenes 
Rechtsverhältnis, das zwischen dem Gläubiger des Hauptschuld- 
ners und dem Bürgen und nur zwischen diesen abgeschlossen 
wird. Sie setzt also zwei Erfordernisse voraus, die beide bei 
der Übernahme der Haftpflicht durch den Genossen fehlen. 
Das Vorhandensein eines Schuldverhältnisses, dem die Bürg- 
schaft accessorisch beitritt und das Vorhandensein eines bestimm- 
ten Gläubigers. Nur da finden sie sich vor, wo der Genosse 
in eine bestehende Genossenschaft eintritt und infolgedessen 
die Haftpflicht auch für die vor seinem Eintritt eingegangenen 
Verbindlichkeiten übernimmt. Ihr Vorhandensein ist also ein 
bloss zufälliges, und sie können deshalb auch in den Fällen, 
in welchen sie vorliegen, für die Gestaltung des der Haftpflicht 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältnisses nicht massgebend sein. 
Nach Art. 489 SOR. verpflichtet sich der Bürge gegenüber dem 
Gläubiger eines Dritten, des Hauptschuldners, durch den Bürg- 
schaftsvertrag für die Erfüllung der Schuld des letztern einzu- 
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stehen. Diese Bestimmung hat nicht nur die Natur einer Ge- 
setzesvorschrift, die nur für das im 20. Titel geregelte Rechts- 
institut Geltung hat, sondern es wohnt ihm eine prinzipielle 
Bedeutung inne. Sie gibt eine Definition der Bürgschaft über- 
haupt: Wo eine Hauptschuld und ein bestimmter Gläubiger 
fehlt, da kann von Bürgschaft nicht die Rede sein. Jede zu 
Recht bestehende Bürgschaft setzt eine zu Recht bestehende 
Hauptschuld voraus (Art. 492). Dass diese im Moment des Ab- 
schlusses des Bürgschaftsvertrages schon bestehe, wird aller- 
dings nicht schlechthin gefordert. Das Recht kennt in der 
Kreditbürgschaft ein Institut, in dem sich ein Dritter für eine 
künftige Schuld zur Bürgschaftsübernahme verpflichtet, und in- 
sofern würde diese auf die Haftpflicht der Genossen Anwendung 
finden können. Aber auch hier muss ein bestimmter Gläubiger 
vorhanden sein, demgegenüber das Bürgschaftsversprechen für 
die künftige Verpflichtung abgegeben wird. Die Bürgschaft 
beruht auf einem Vertragsverhältnis zwischen den vom Recht 
bezeichneten Subjekten, das zwischen diesen den animus con- 
trahendi voraussetzt. Gerade diese, der Bürgschaft wesentlichen 
Momente fehlen bei der Übernahme der Haftpflicht durch den 
Genossen. Nicht nur die Schuld, sondern auch der Gläubiger 
ist unbestimmt. Wie sollte da noch von einem auf die Bürg- 
schaft gerichteten Vertrags willen die Rede sein? 

Auch gegen die von Goldschmidt und anderen versuchte 
Konstruktion des Haftungsverhältnisses als Indemnitätsbürgschaft 
sind dieselben Einwendungen zu erheben. Zwar ist nicht zu 
leugnen, dass diese in manchen Beziehungen eine überraschende 
Ähnlichkeit mit den rechtlichen Erscheinungen der Mitglieder- 
haft aufweist. Namentlich tritt sie darin zu Tage, dass Indem- 
nitätsbürgschaft wie Haftpflicht eine Verpflichtung zum Ersätze 
des an der Forderung gegen den Hauptschuldner erlittenen 
Ausfalls darstellen. Hauptschuld und Bürgschaftsschuld sind 
zwei Verpflichtungen, die beide voneinander abhängig sind; 
aber die des Bürgen geht bei der Indemnitätsbürgschaft nicht 
wie bei der gewöhnlichen Bürgschaft auf das, allerdings mit 
der Rechts wohlthat der Vorausklage versehene Idem, sondern 
direkt auf das quanto minus consequi potest. Auch diese Aus- 
legung lässt jedoch ausser Betracht, dass die Indemnitätsbürg- 
schaft einen speciellen Vertrag geradeso zur Voraussetzung hat, 
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wie jedes andere Bürgschaftsversprechen. Das Vorhandensein 
eines bestimmten Gläubigers im Moment der Bürgschaftsüber- 
nahme ist also auch hier unumgängliches Erfordernis für das 
Zustandekommen des Rechtsverhältnisses. Diese Thatsachen 
ergeben sich ja schon aus der Natur der Sache, zudem aber 
bringt sie gerade die von Goldschmidt angezogene Stelle des 
Papinian* deutlich zum Ausdruck. 

Um die Bürgschaftstheorie zu retten, hat man die Haft- 
pflicht der Genossen als modificiertes, oder als ein durch 
Gesetz konstituiertes Bürgschaftsverhältnis bezeichnet. Dass 
das Gesetz durch specielle Bestimmungen die sonst in Bezug 
auf ein Rechtsinstitut allgemein geltenden oder vom Gesetz auf- 
gestellten Rechtsregeln modifizieren kann, unterliegt keinem 
Zweifel, aber die Modifikation kann sich nur auf die für das 
betreffende Rechtsinstitut unwesentlichen Bestandteile erstrecken, 
seine Essentialia darf es, unter der Gefahr, es ganz zu zerstören, 
nicht angreifen. So kann es im vorliegenden Fall die Wirkun- 
gen der Bürgschaft, den Umfang der Haftung, die Rechte der 
Bürgen beschränken, das Rechtsgebilde der Bürgschaft bleibt 
gleichwohl bestehen. Aber es geht zu Grunde, wenn ihm das 
Gesetz die vom Recht dem Bürgschaftsbegriff* als wesentlich 
zuerkannte Eigenschaft eines Rechtsverhältnisses zwischen einem 
bestimmten Gläubiger und einem der Hauptschuld accessorisch 
beitretenden Dritten nimmt. Dann liegt nicht mehr Bürgschaft, 
ja nicht einmal ein bürgschaftsähnliches, sondern irgend ein 
anderes Rechtsverhältnis vor. 

Von der Beobachtung, dass Bürgschaftsvertrag und Über- 
nahme der Haftpflicht durch den Genossen in ihren wesent- 
lichen Merkmalen von einander abweichen und deshalb zwei 
von Grund aus verschiedene Rechtsgeschäfte sein müssen, geht 
Kirchhofer aus. Er sucht eine Konstruktion zu finden, bei der 
die Mitwirkung des Gläubigers nicht erforderlich ist, die ihm 
aber trotzdem ein selbständiges Klagrecht gibt. Ein Vertrags- 
verhältnis, dem diese Merkmale eignen, findet er in dem Ver- 
trag zu Gunsten Dritter, indem er ihn aber mit dem Garantie- 



^ L ii6 D de V. O. 45, i. Papinianus: Decem stipulatus a Titio postea, 
quanto minus ab eo consequi potest, si a Mcevio stipularis, sine dubio Mae- 
vius universi periculum potest subire. 
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vertrag identifiziert, lässt er sich eine Vermengung von Rechts-' 
begriffen zu Schulden kommen. Der Vertrag zu Gunsten Drit- 
ter und der Garantievertrag sind durchaus verschiedene Rechts- 
gebilde, die nichts mit einander gemein haben, als dass sie, 
merkwürdig genug, nicht selten mit einander verwechselt wer- 
den. Der Jurist muss' sie scharf auseinander halten. 

Die Jurisprudenz hat im Gegensatz zum gewöhnlichen 
Sprachgebrauch des Lebens mit dem Ausdruck Garantievertrag 
einen feststehenden Rechtsbegriff verknüpft, einen ganz be- 
stimmten Vertragstypus. Garantievertrag im juristisch-techni- 
schen Sinn ist das selbständige Versprechen, für den Eintritt 
einer rechtlich relevanten Thatsache jemandem gutstehen zu 
wollen.^ Das S. O. R. hält die beiden Vertragsarten in Art. 127 
und 128 deutlich auseinander. Als Garantievertrag bezeichnet 
es, einen speciellen Fall hervorhebend, das Versprechen der 
Leistung eines Dritten, als Vertrag zu Gunsten Dritter das Ver- 
sprechen, durch welches sich jemand, der auf eignen Namen 
handelt, eine Leistung an einen Dritten zusichern liess. Der 
Unterschied der juristischen Konstruktion der beiden Vertrags- 
verhältnisse ergibt die nähere Betrachtung sofort. Subjekte des 
Garantievertrages sind der Begünstigte als Prommissar und der 
Garantieverpflichtete als Promittent. Nur zwischen diesen beiden 
wird ein Vertrag abgeschlossen und nur für diese beide ist er 
wirksam. Allerdings kann auch hier ein Dritter in Betracht 
fallen, insofern als in den weitaus meisten Fällen in Hinsicht 
auf das Verhalten eines solchen der Garantievertrag abge- 
schlossen wird. Aber eine innere rechtliche Beziehung der 
Verpflichtung des Dritten zur Verpflichtung des Promittenten 
fehlt hier, dieser übernimmt eine selbständige Obligation zur 
Deckung des Schadens, welchen der Promissar infolge Nicht- 



^ Vgl. neuerdings Andr6 Wavre, le porte-fort en droit f<§deral. Berner 
Dissertation. Neuchätel 1898. Namentlich S. 28 ff. Welches die Natur des 
Garantievertrages sei, ob man ihn, wo das Handeln eines Dritten gefordert 
wird, als Versprechen an dessen Stelle dieselbe Obligation zu leisten, auf- 
zufassen habe, oder ob in ihr eine suspensiv bedingte, von dem Thun eines 
Dritten abhängige, oder eine selbständige Obligation zu erblicken sei, kann 
filr uns an diesem Orte gleichgültig sein. Soviel geht aus dem Streit über 
diese Frage jedenfalls für uns hervor, dass der Garantievertrag, weil ebeit 
ein contractus sui generis, einer besondern juristischen Behandlung fähig ist. 
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erfüUung der Verpflichtung des Dritten erleidet. Kontrahierende 
Subjekte sind also der eventuelle Erleider des Schadens und 
der zur Schadloshaltung Verbundene. Der Versuch, diese Kon- 
struktion auf die Haftpflicht der Genossen anzuwenden, erweist 
sich sofort als undurchführbar. Der Versprechensempfänger 
wäre hier mit dem Genossenschaftsgläubiger identisch. Da aber 
dieser zur Zeit der Übernahme der Haftpflicht entweder noch 
nicht existiert, oder, wo er bereits bekannt ist, doch bei dem 
die Haftpflicht begründenden Rechtsakt nicht mitthätig ist, so 
muss von der Verwertung des Begriffes Garantievertrag im 
juristisch-technischen Sinn abgesehen werden. 

Eine tiefergehende Analogie zeigt sich zwischen der Haft- 
pflicht der Genossen und dem Vertrag zu Gunsten Dritter. 
Hier ist der Begünstigte nicht Promissar, sondern Dritter, seine 
Mitwirkung beim Vertragsschluss ist nicht gefordert. Durch 
die Willensübereinkunft zwischen Promittent und Promissar 
kommt indessen nicht nur der Vertrag unter den Kontrahenten 
zustande, sondern auch der begünstigte Dritte erhält ein selb- 
ständiges Klagrecht aus dem zwischen diesen geschlossenen 
Rechtsgeschäft. Wenn nun auch insoweit eine nicht zu leug- 
nende Ähnlichkeit besteht, so sind andrerseits dem Vertrag zu 
Gunsten Dritter zwei wesentliche Merkmale eigentümlich, die 
wir bei der Haftpflicht der Genossen vermissen. Er kann nur 
abgeschlossen werden in Hinsicht auf ein bestimmtes oder doch 
wenigstens im Moment des Vertragsabschlusses bereits generell 
bestimmbares Subjekt. Alle zukünftigen Genossenschaftsgläu- 
biger als solche zu bezeichnen geht nicht an, denn, wenn sie 
auch durch ihre Beziehung zur Genossenschaft einheitlich charak- 
terisiert werden, so ist doch deren Zahl und Persönlichkeit so 
ungewiss, dass die Frage, wer durch die Übernahme begünstigt 
werden soll, noch völlig im Dunkeln liegt. Der Vertrag zu 
Gunsten Dritter wäre von diesem Standpunkt aus haltbar, wenn 
man die Genossenschaftsgläubiger begrifflich zu einer Gesamt- 
heit, zu einer societas creditorum zusammenfassen könnte. Da- 
ran ist jedoch nicht zu denken, denn es fehlt unter ihnen jedes 
rechtliche Band. Ferner muss die vom Promittenten über- 
nommene Verpflichtung im Augenblick des Vertragsschlusses 
einen bestimmten oder wenigstens bestimmbaren Inhalt haben. 
Die Pflicht, für einen ungewissen Schaden einem ungewissen 
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Gläubiger einstehen zu müssen, kann doch als genügende 
Fixierung nicht betrachtet werden, umsomehr, als ja Promittent 
wie Promissar von der Voraussetzung ausgehen, dass das 
Leistungsobjekt niemals bestimmbar werden möchte. Zudem 
ist aber, und darauf möchten wir ebenfalls Gewicht legen, das 
generelle Versprechen, für die Schulden jemandes einstehen zu 
wollen, gar kein Vertrag zu Gunsten des Dritten, des Gläubigers, 
sondern zu Gunsten des Versprechensempfängers. Dem Drit- 
ten soll nur seine Forderung erfüllt werden in dem Umfang, 
wie sie ihm seinem Schuldner gegenüber zusteht, juristisch er- 
hält er kein Plus gegenüber dem, was er schon besitzt. Erst 
wenn der Schuldner durchexequirt ist und sich ein Ausfall 
ergibt, könnte durch das Versprechen des Promittenten, den 
Ausfall decken zu wollen, ein Vertrag zu Gunsten des Dritten, 
des Gläubigers entstehen. Der Vertrag zu Gunsten des Dritten 
ist, wie schon der Name sagt, ein Vertragsverhältnis, dem ge- 
radeso wie der Bürgschaft wesentlich ist, dass es durch Willens- 
übereinkunft entstanden sei. Das Gesetz kann durch seinen 
Befehl dieses Requisit nicht ersetzen : Wo das Rechtsverhältnis 
nicht auf Vertrag beruht, da fehlt auch die nur aus der freien 
Willensübereinkunft fliessende innere Rechtsstellung der Ge- 
nossen zu einander. Kirchhofer sucht sich dadurch zu helfen, 
dass er den Begriff der obligatio quasi ex contractu herbeizieht. 
Da, sagt er, wo das Gesetz den Genossen die Übernahme der 
Haftpflicht trotz des entgegenstehenden offenbaren Vertrags- 
willens, namentlich infolge mangelnder gehöriger Publikation 
auferlegt, liegt ein Quasicontract vor. „Auf Grund desselben 
erlangt der Genossenschaftsgläubiger gegen die einzelnen Ge- 
nossen ein direktes Klagerecht, wie im erstbehandelten Falle, 
da das Gesetz keinen praktischen Unterschied mehr zwischen 
beiden macht, vielmehr die Klageberechtigung der Genossen- 
schaftsgläubiger gegenüber dem, wenn auch ohne oder gegen 
seinen Willen haftenden Genossen in völlig gleicher Weise 
feststellt, wie gegenüber dem mit Willen haftenden.'' Durch 
die Anwendung dieses Rechtsbegriffes gelangt Kirchhofer zu 
einem dem erstrebten gerade entgegengesetzen Ziel. Indem er 
die Haftpflicht als Resultat eines Kontraktes oder Quasikontraktes 
hinstellt, je nachdem sie auf Grund des freien Genossenschafts- 
vertrages oder zufolge gesetzlicher Vorschrift übernommen ist, 

II 
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führt er, statt wie beabsichtigt, eine Vereinigung unter dieselben 
Regeln juristischer Beurteilung eine grundsätzliche Trennung 
herbei. Der Quasikontrakt als Rechtszustand, der mit dem Vor- 
handensein gewisser Voraussetzungen kraft gesetzlicher Be- 
stimmung eintritt, hat geradeso — und damit geraten wir in 
den circulus vitiosus — eine andere juristische Struktur, wie er 
nicht Vertrag, sondern kraft gesetzlichen Gebotes herbeige- 
führtes Rechtsverhältnis ist. Sollen wir aber die Haftpflicht der 
Genossen juristisch anders konstruieren, je nach dem zufälligen 
Umstand veränderter Causa obligatoria? 

Die bisher behandelten Theorien gehen mit Ausnahme der* 
jenigen. Kirchhofers von dem grundlegenden Satz aus, dass die 
Haftpflicht der Genossen eine Verpflichtung aus dem zwischen 
der Genossenschaft und dem Genossenschaftsgläubiger abge- 
schlossenen Rechtsgeschäft sei. Sie nehmen in irgend welcher 
Gestalt eine Teilnahme der Mitglieder an den Rechtshandlungen 
der Genossenschaft an. Sind diese Konstruktionsweisen richtige 
dann müssen sie nicht nur vor der Kritik ihres theoretischen 
Wertes standhalten, was wir widerlegt zu haben glauben, 
sondern sie müssen sich auch in ihren praktischen Konsequen- 
zen bewähren. Die prozessuale Geltendmachung der Haftpflicht 
gegen einen die Zahlung verweigernden Genossen muss sich, 
wenn die angeführten Theorien richtig sind, notwendig auf eine 
Klage aus dem von der Genossenschaft mit dem belangenden 
Gläubiger abgeschlossenen Rechtsgeschäft stützen. Die Ge- 
nossen sind entweder als Mitkontrahenten auf Erfüllung der 
Forderung oder als Bürgen aus dem Bürgschafts vertrag auf 
Schadloshaltung in Anspruch zu nehmen. In der That geht 
die gemeine Meinung dahin, dass es sich, wie um eine Verbindlich- 
keit, so auch bei der Inanspruchnahme der Genossen aus der 
Haftpflicht um eine Klage aus dem Rechtsgeschäft handle.^ Auch 
diejenigen Juristen» die erkannten, dass es sich nicht um eine 
Haftung auf den ganzen ursprünglichen Betrag der Forderung 
handeln könne, sondern nur um den im Konkurs als Ausfalls- 
betrag specifizierten Teil der Forderung, sahen sich genötigt, 



* Goldschmidt, Erwerbs- uud Wirtschaftsgenossenschaften a. a. O. S.55. 
Krasnopolski S. 78 ft". Hartmann, Korreal- und Solidarobligationen nach S.O. R. 
Zeitschrift ftlr Schweiz. Recht, Bd. XXVIII N. F. Bd. VI. S. 129 u. a. m. 
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bei dieser Anschauung stehen zu bleiben, weil sie eben die 
Haftpflicht als Bürgschaft, wenn auch als Schadlosbürgschaft 
auffassten. Eine Betrachtung der von den Genossenschafts- 
gesetzen aufgestellten Vorausfetzungen der Geltendmachung der 
Haftpflicht muss zu einem andern Resultat führen. Die Vor- 
nahme des EinzelangrifFs ist in allen Genossenschaftsgesetzen, 
sofern diese überhaupt einschlagende Bestimmungen enthalten, 
an die vorherige Durchführung des Konkurses über die Ge- 
nossenschaft geknüpft. Nur für solche Forderungen können die 
Genossen aus der Haftpflicht angesprochen werden, die im Kon- 
kurs angemeldet, verifiziert und deren Ausfall von der Konkurs- 
behörde festgestellt wurde. Das deutsche und österreichische 
Gesetz sprechen dies mit klaren Worten aus und es kann kein 
Zweifel walten, dass derselbe Rechtssatz auch für das Schweiz. 
O. R. Geltung hat. Die Bestimmung des Art. 689, dass die 
Haftbarkeit des Genossen eine subsidiäre in dem Sinne sei, 
dass die Genossenschafter soweit haften, als die Gläubiger im 
Genossenschaftskonkurs zu Verlust gekommen sind, kann doch 
ofienbar nicht anders interpretiert werden, als dass nach schwei- 
zerischem Recht die Anmeldung im Konkurs condicio sine qua 
non der Geltendmachung der direkten Haftpflicht sein soll. Die 
Forderung des Genossenschaftsgläubigers muss also, bevor er 
Befriedigung aus der subsidiären Haftpflicht der Genossen 
suchen darf, allen denjenigen Rechtswirkungen ausgesetzt sein, 
welche die Durchführung des Konkurses auf Forderungen aus- 
übt. Diese Wirkungen sind tief schneidende. Die Konkurs- 
eröffnung involviert der Konkursmasse gegenüber die Fälligkeit 
sämtlicher Schuldverpflichtungen des Gemeinschuldners. For- 
derungen unter aufschiebender Bedingung oder mit ungewisser 
Verfallzeit werden im Konkurs zum vollen Betrag zugelassen, 
Forderungen, welcjie nicht eine Geldzahlung zum Gegenstand 
haben, werden in Geldforderungen von entsprechendem Wert 
umgesetzt. Es findet also eine vollkommene Umwandlung der 
vorhandenen Schuldverhältnisse statt. Alle Forderungen kom- 
men auf die gleiche Linie zu stehen auf den Tag der Abrech- 
nung und werden aus dem liquidierten Vermögen der Genossen- 
schaft verhältnismässig befriedigt. Wird der Gläubiger ganz 
befriedigt, was in der Regel nicht der Fall sein wird, so ist der 
Anspruch erledigt, erhält er nur eine Quote, so wird ihm für 
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den Restbetrag ein Verlustschein ausgestellt. Dieser bildet die 
Grundlage einer selbständigen Obligation, nämlich der Ausfalls- 
forderung. Das frühere Schuldverhältnis wird durch die Fest- 
stellung im Konkurs novirt. An seine Stelle tritt die in dem 
Verlustschein verkörperte abstrakte Schuldanerkennung auf den 
Betrag des im Konkurs erlittenen Ausfalles. Die alte Forde- 
rung besteht noch als Naturalobligation fort. Der Verlustschein 
bildet ein auf selbständiger Grundlage beruhendes Forderungs- 
instrument, er ist das Fundament einer nochmaligen Inanspruch- 
nahme des neuerdings zu Vermögen gekommenen Hauptschuld- 
ners. Dass eine Genossenschaft nach der Durchführung des 
Konkurses wieder zu Vermögen gelangt, ist deshalb nicht 
denkbar, weil sie ja durch die Konkurseröffnung beendigt wird. 
Aber an ihre Stelle treten, wo die persönliche Haftpflicht sta- 
tuiert ist, die einzelnen Genossen mit ihrem Privatvermögen. 
Sie werden belangt auf Deckung des Ausfalls, das Klagfunda- 
ment des Einzelangriffs bildet also der den Ausfall verurkundende 
Verlustschein als selbständiger Forderungstitel. Erst mit der 
Ausstellung desselben wird der Umfang der Haftung festgesetzt, 
sie hat also nicht nur formell, sondern auch materiell eine eigen- 
tümliche Grundlage. Von einer Inanspruchnahme aus dem ur- 
sprünglichen, zwischen Gläubiger und Genossenschaft bestehen- 
den Rechtsverhältnis kann nicht gesprochen werden. 

Welches aber ist nun die causa obligatoria der Haftung? 
Ich bekenne mich zu der von Stobbe und im Anschluss an 
ihn von Kirchhofer geäusserten Ansicht, dass in der Übernahme 
der Haftpflicht das Eingehen einer einseitigen Verpflichtung 
durch den Genossen ohne Acceptation seitens des Dritten zu 
erblicken sei. Sie gehört in der Regel zum Inhalt des Genossen- 
schaftsvertrages, indem sie condicio sine qua non des Erwerbes 
der Mitgliedschaft ist. Ihre juristische Natur wird aber nicht alte- 
riert durch den Umstand, dass sie den Genossen von Gesetzes 
wegen auferlegt wird. In allen Fällen bleibt die juristische 
Qualität der Haftpflicht dieselbe. Der Genosse haftet, weil er 
an der Genossenschaft teilnimmt und eine Teilnahme, wo die 
Haftpflicht statuiert ist, ohne Übernahme nicht möglicht ist. 

Warum aber wird sie dem Genossen auferlegt? Die Er- 
klärung ist zunächst auf dem Boden wirtschaftlicher Erwägun- 
gen zu suchen. Die Genossenschaft als Erwerbs- und Wirt- 
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Schaftsverein, ist bestimmt, an dem Wirtschaftsverkehr teilzu- 
nehmen. Sie involviert eine wirtschaftliche Gefahr für das mit 
ihr in Geschäftsbeziehung tretende Publikum, die im Vergleich 
zur Aktiengesellschaft noch erhöht wird durch ihre lockere 
Organisation und ihren durch den steten Ein- und Austritt von 
Mitgliedern verursachten unsicheren Vermögensbestand- Sie 
muss deshalb mit besonderen Garantien umgeben werden, 
welche Dritte vor Vermögensschaden, der aus einem unglück- 
lichen Geschäftsgang der Genossenschaft resultieren könnte, 
möglichst bewahren. Daraus erklärt sich wirtschaftlich die 
Haftpflicht. Sie ist eine Garantie des Wirtschaftsverkehrs und 
ihre Gestaltung bestimmt sich, was ein Blick auf die Genesis 
der Genossenschaftsgesetze schlagend beweist, fast ausschhess- 
lich nach wirtschaftlichen Grundsätzen. Diese Thatsachen geben 
die Lösung der Frage nach ihrer rechtlichen Natur. Juristisch 
ist die Haftpflicht der Genossen keine andere als die, nament- 
lich in der modernen Gesetzgebung zu vielfacher Anwendung 
gelangte ausserkontraktliche Schadensersatzpflicht des deutschen 
Rechts. Juristisch ist sie dieselbe Haftpflicht, welche das neuere 
Recht in allen denjenigen Fällen statuiert, wo mit einem Unter- 
nehmen erhebliche Gefahren verbunden sind. Sie ist m. a. W. 
in ihrem juristischen Wesen identisch mit der dem Unternehmer 
erwachsenden Haftpflicht für den durch Eisenbahn-, Dampfschiff-, 
Fabrikbetrieb, durch den Betrieb eines Baugewerbes u. s. w. 
verursachten Schaden. Ihre Gestaltung bestimmt sich nicht 
nach den im römischen Recht geltenden, vom Begriff der 
Culpa beherrschten juristischen Prinzipien. Die Gesetz- 
gebung wird in ihrer Thätigkeit von Gesichtspunkten geleitet, 
die sich aus der Interessenkollision von Individuen ergeben. 
Sie schöpft die leitenden Gedanken für die Feststellung der 
massgebenden Rechtssätze in erster Linie nicht aus juristischen, 
sondern aus wirtschaftlichen Erwägungen. Weil die wirtschaft- 
liche Notwendigkeit es erfordert, befiehlt das Gesetz, dass 
etwas so oder so sein soll und bekümmert sich nicht darum, 
wie das von ihm geschaffene Rechtsverhältnis juristisch zu 
konstruieren sei, sondern es begnügt sich damit, dass der auf- 
gestellte Rechtssatz im Wirtschaftsleben die gewollte Wirkung 
ausübe. Es ist deshalb begreiflich, dass solche durch die s. g. 
socialpolitische Gesetzgebung geschaffenen Rechtssätze, die ja 
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nicht selten den elementarsten juristischen Grundsätzen zu 
widersprechen scheinen, in manchen Fällen jedem Versuch 
rechtlicher Konstruktion spotten. Dann wird man sich solange 
mit der Thatsache begnügen müssen, dass das Gesetz einen 
Rechtsatz als Befehl aufgestellt hat, bis die Wissenschaft aus 
den mannigfaltigen, durch das Bedürfnis des Wirtschaftslebens 
geschaffenen Rechtsnormen das leitende juristische Prinzip ge- 
funden und zu abstrahieren vermocht hat. Solche Versuche 
sind gerade in neuerer Zeit in Bezug auf die eigenartige 
Haftpflicht des modernen Rechts gemacht worden, ohne jedoch 
zu einem endgiltigen Resultate geführt zu haben. 

Rümelin^ glaubt einen Anhaltspunkt zur Aufstellung eines 
juristischen Prinzips in der auch von uns betonten Gefährdung 
des Wirtschaftsverkehres zu finden. Er stellt den Begriff der 
Gefährdungshaftung auf und bezeichnet als Gebiet derselben alle 
„die Fälle, in denen die Verfolgung des einen Interesses nicht not- 
„wendig, sondern nur möglicher, vielleicht nur entfernt mög- 
„licher Weise eine Verletzung anderer Interessen mit sich 
„bringt.'' Allerdings wagt Rümelin die Gefährdungshaftung 
noch nicht zu einem gesetzgeberisch verwertbaren Rechtsbe- 
griff zu abstrahieren,^ aber er ist der Ansicht, dass in dieser 
Richtung der massgebende juristische Gedanke zu suchen sei. 
„Formulieren wir schliesslich unter Zusammenfassung des Bis- 
„ herigen theoretisch, so ergibt sich: Auch die ganze Gefähr- 
„dungshaftung ist kein fest determiniertes juristisches Prinzip, 
„sondern eine namentlich durch die Steigerung der Interesse- 
„kollisionen in der Neuzeit hervorgerufene Tendenz, die ihre 



* Rümelin. Die Gründe der Schadenszurechnung und die Stellung 
des deutschen bürgerlichen Gesetzbuches zur objektiven Schadensersatzpflicht. 
1896. Namentlich S. 45 fF. 

' eod. S. 55 : „So kommen wir denn praktisch im Gegensatz zu Merkel 
zu dem Resultat, dass diejenigen Wirksamkeiten, die unter den Gesichts- 
punkt der Gefährdung gebracht werden sollen, vom objektiven Recht aus- 
drücklich hervorgehoben werden müssen, wobei natürlich dem Analogieschluss 
freie Bahn bleibt .... Für unzulässig und unbrauchbar würden wir allge- 
meine Sätze wie die folgenden halten : ,Jede aktive, mit Gefahren für Dritte 
verbundene freie Betätigung eigener Interessen verpflichtet zum Ersatz' oder : 
,wer in Kollisionsfällen sein Interesse wahrt auf Kosten des rechtmässigen 
Interesses eines Andern (welches die Kollision nicht herbeigeführt hat), 
haftet diesem auf Ersatz". 
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,, nähere Begrenzung durch eine auf komplizierten legislatorischen 
„Erwägungen beruhende positive Normierung erhalten muss/ 
Die Geschichte des modernen Genossenschaftsrechts zeigt uns, 
dass der Gesetzgeber sich bei der Normierung der Haftpflicht 
bewusst oder unbewusst von dem Gedanken der Gefährdung 
des Wirtschaftsverkehrs durch die Genossenschaft leiten liess. 
Die Aufstellung von Bestimmungen^ welche die Mitglieder sub- 
sidiär für den von der Genossenschaft gestifteten Schaden ein- 
stehen lassen, haben den Zweck, die berechtigten Interessen 
Dritter zu schützen. Von der Haftpflicht aus gefährlichen Be- 
trieben unterscheidet sich die Haftpflicht der Genossen dadurch, 
dass es sich bei jener um Eintreten für aquilischen Schaden 
und bei dieser um den Ersatz eines durch mangelhafte Ver- 
tragserfüllung verursachten Schadens handelt. Aus dieser Ver- 
schiedenheit ergeben sich denn auch Abweichungen in der ge- 
setzlichen Regelung. Die Haftung für die erste Art der Schadens- 
verursachung muss notwendig eine strengere sein, und vor 
allem kann ihre Normierung nicht dem Willen der Ersatzpflich- 
tigen überlassen werden. Vor aquilischem Schaden vermögen 
sich die Gefährdeten nicht oder nur mangelhaft zu bewahren, 
der durch die Haftpflicht gewährte Schutz muss deshalb ein 
kräftiger sein und da diese dem Ersatzpflichtigen lediglich eine 
Last auferlegt und nicht, wie die Haftpflicht der Genossen 
durch Erhöhung des Kredites auf der anderen Seite einen 
Vorteil gewährt, der ihn zur freiwilligen Übernahme bestimmen 
könnte, so muss sie in jedem Fall durch das Gesetz auferlegt 
werden. Die Haftpflicht der Genossen, ursprünglich als Garan- 
tie der Volkswohlfahrt, und demnach als Schutz öffentlicher 
Interessen aufgefasst, wird mehr und mehr zu einer internen 
Frage der Genossenschaft, die sich nach dem Kreditbedürfnis 
im konkreten Fall löst. An die Stelle strenger gesetzlicher 
Umschreibung tritt die Tendenz möglichst freier Bewegung. 
Die Haftpflicht bleibt zwar eine Garantie des Wirtschaftsver- 
kehrs, aber nicht mehr das Gesetz, sondern das Statut bestimmt, 
ob eine Genossenschaft sie gewähren wolle oder nicht. Sie 
verliert dadurch nicht, um bei der Bezeichnung zu bleiben, den 
Charakter einer Gefährdungshaftung. Auch hier handelt es 
sich um die Übernahme einer einseitigen Verpflichtung zum 
Schutz fremder Interessen, nur dass ihre Normierung von 
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anderen Erwägungen geleitet wird und in der Regel auch von 
einem anderen Subjekt ausgeht. 

Sehen wir von dem noch nicht völlig ausgereiften Rechts- 
begriff der Gefährdung ab, so bleibt nichts übrig, als sich mit der 
Thatsache zufrieden zu geben, dass der Gesellschaftsvertrag 
die Haftpflicht gewollt und nach seinem Gutfinden konstituiert 
hat. Sie ist dann als eine obligatio ex lege oder quasi ex lege 
aufzufassen, deren Begründung nicht im Recht, sondern im 
Gebiet der Wirtschaftspolitik gesucht werden muss. 

Aus der erörterten Rechtsnatur der Haftpflicht ergibt sich 
auch die Natur der rechtlichen Beziehung der Genossen zueinander : 
Sie ist, romanistisch gesprochen, die der reinen Solidarität, Dass 
das Verhältnis nicht ein bürgschaftliches ist, brauchen wir nicht 
zu wiederholen. Ebensowenig kann von Korrealität die Rede 
sein. Krasnopolski weist m. E. ganz richtig darauf hin, dass 
vor allem der Umstand gegen diese Auffassung spreche, dass 
die Haftung erst dann wirksam werde, wenn die Genossenschaft 
zu existieren aufgehört habe. Während ihres Bestehens bildet 
ihr Vermögen das einzige Satisfaktionsmittel für die Gläubiger 
und erst wenn sie ihr Ende gefunden hat, können die Genossen 
herbeigezogen werden. „Da wäre es denn doch ein mindestens 
„eigentümlicher Fall einer Korrealhaftung, bei welchem in dem 
„Momente, in welchem sie geltend gemacht werden soll, der 
„eine Korreus erst weggefallen sein muss".^ Auch die von Man- 
dry vertretene Auffassung, die sich am ehesten noch mit der von 
uns dargelegten juristischen Natur der Haftpflicht vereinigen 
Hesse, ist nicht haltbar. Er nimmt an^ dass die Genossen von 
Haus aus weder untereinander, noch im Verhältnis zur Genos- 
senschaft rei euisdem obligationis seien. Die Quasikorrealität 
oder Korrealität gelangt vielmehr erst dann zur Entstehung, wenn 
in der vom Gesetz näher angegebenen Weise festgestellt wor- 
den sei, dass die Genossenschaftsgläubiger einen Ausfall erlitten 
haben. Zu diesem nicht beitreibbaren Teile der Forderung des 
Genossenschaftsgläubigers als Hauptobligation befinde sich die 
eigene Haftung der Genossen im Verhältnis der Accessorietät, 
unter sich aber stehen sie als Ausfallsschuldner in der Stellung 
von Correi. Soviel ist richtig, dass, nach unserer Ausführung, 



^ Krasnopolski, S. 76. 
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die Genossen auf ein und dieselbe Schuld verhaftet sind, und 
dass Gegenstand dieser Schuld Ersatz des Ausfalls als selbst- 
ständige Forderung ist. Aber zur Erzeugung einer Korreal- 
schuld fehlt schon formell die Einheitlichkeit des Verpflichtungs- 
grundes, die gemeinsame causa obligatoria. Wenn die Haftpflicht 
auf einen Vertrag der Genossen mit dem Gläubiger beruhen 
würde, dann wäre die Korrealität nicht zu bezweifeln. Sie ist 
aber eine jedem Mitglied besonders auferlegte Verpflichtung, die 
ihre Grundlage ausschliesslich in der gesetzlichen oder statuta- 
rischen Vorschrift hat. Hier liegt eine Mehrheit selbständig 
begründeter Schuldverpflichtungen vor, die nur in äusserem 
Zusammenhange stehen. Auch materiell zeigt die Haftpflicht 
mehrerer Genossen vorwiegend den Charakter der reinen Soli- 
darität. Von einer strengen Durchführung derselben ist gemäss 
den Grundsätzen des heutigen und speciell des S. O. R. nicht 
die Rede. In manchen Beziehungen ergibt sich eine Annäherung 
an die Korrealität, namentlich in Bezug auf die Wirkungen, 
welche prozessuale Vorgänge im Prozess des einen Genossen 
auf die Verpflichtung des Mitverhafteten ausübt. So muss ein 
Urteil, welches das Fundament der Klage entscheidet, notwendig 
zu Gunsten aller Haftpflichtigen wirken. Es ergibt sich das 
aus der Natur der Sache, denn da die Verhaftung sämtlicher 
Genossen auf ein und dasselbe Objekt gerichtet ist, nämlich auf 
Deckung des Ausfalles, so muss die einmalige Entscheidung 
über das Bestehen das Deckungsobjektes jedem Genossen die 
Einrede der res iudicata in die Hand geben. Nicht dagegen 
wohnt dieselbe Wirkung den Rechtshandlungen inne, die ein 
Gläubiger ohne Zuhilfenahme des Richters mit einem Genossen 
vornimmt. Hier hängt die Frage, ob solche Handlungen auch 
die Mitverhafteten für sich geltend machen können, nur von 
der Thatsache ab, ob und wie weit der Gläubiger durch die- 
selben wirkliche Befriedigung erfahren habe, event. ob diese 
Handlungen ausdrücklich oder concludent auch als zu ihren 
Gunsten geschehen betrachtet werden müssten. (S. O. R. Art. 166 
Abs. 2.) So wird ein Erlass der Haftpflicht eines Genossen 
gar nicht und ein Vergleich nur insoweit auf die Mitverhafteten 
hinüberwirken, als der Gläubiger durch denselben befriedigt 
wird. Dagegen kann für das schweizerische Recht nicht Art. 165 
des O. R. geltend gemacht werden, denn durch eine solche 
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Rechtshandlung des einen Solidarschuldners wird in Wahrheit 
die Lage des anderen nicht erschwert. Der Gläubiger kann 
jeden haftpflichtigen Genossen nach seiner Wahl bis zum Ab- 
lauf der Verjährungsfrist angreifen. Indem er von dieser Be- 
fugnis Gebrauch macht, übt er nur ein ihm zustehendes wohl- 
erworbenes Recht aus. Von einer Verletzung eines entgegen- 
stehenden Anspruchs kann nicht die Rede sein, denn qui suo 
iure utitur neminem laedit Art. 165 und ebensowenig Art. 168 
Abs. 4 S. O. R. darf der zweitbelangte Genosse deshalb nicht 
geltend machen, weil die Inanspruchnahme aus der Haftpflicht 
für ihn keine weitere Belastung bringt, als er gemäss den Be- 
stimmungen des Genossenschaftsvertrages zu gewärtigen hatte. 
Dagegen aber wirkt eine solche Rechtshandlung zwischen einem 
Gläubiger und haftpflichtigen Genossen nur nach aussen, sie 
hat keine Bedeutung für die Regressberechtigung des zahlen- 
den Genossen. Diese kann ihm durch Erlass oder Vergleich 
oder überhaupt durch einen befreienden Akt seitens des 
Gläubigers nicht verkümmert werden, denn darin würde eine 
Besserstellung der rechtlichen Lage des einen Solidarschuldners 
zu Lasten der übrigen zu erblicken sein, und zufolgedessen die 
cit. Art. des Gesetzes anwendbar werden. 

Aus dieser Untersuchung ergibt sich* für uns auch die 
Lösung der bereits oben aufgeworfenen Frage \ ob durch eine 
Rechtshandlung gegen einen Genossen die Verjährung zu Gun- 
sten der Mitgenossen unterbrochen werde. Man pflegt sie zu 
bejahen mit dem Hinweis darauf, dass sämtliche Genossen für 
die im Konkurs nicht befriedigten Forderungen Solidarschuld- 
ner geworden seien und dass infolgedessen Art. 155 S. O. R. 
Platz greifen müsse ^. Das S. O. R. hebt allerdings den Gegen- 
satz von Korreal — und reiner Solidarobligation nicht hervor, 
es lässt aber durch Aufstellung einzelner weitherziger Bestim- 
mungen durchblicken, dass es das Bedürfnis dieser Unter- 
scheidung im praktischen Rechtsleben anerkennt. Diese Weit- 
herzigkeit kann dem Art. 155 nicht nachgerühmt werden, er 
lässt die Unterbrechung der Verjährung bei allen Formen der 



^ Oben, S. 140. 

• Haberstich S. 624. Rössel, manuel S. 782. Schneider u. Fick Art. 693 
Anm. I, Kirchhofer S. 3p. 
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Solidarschuld eintreten, bei den korrealen und bei der solidaren 
im engeren Sinn. Streng genommen müsste die Bestimmung 
infolgedessen auch auf die Haftung der Genossen Anwendung 
finden, aber eine so enge Interpretation würde dem Sinn und 
Geist des Gesetzes nicht entsprechen. Daraus, dass Art. 155 
die Mitschuld einer unteilbaren Leistung und die Bürgschaft 
speciell hervorhebt und in einem Atemzug mit der allgemeinen 
Bezeichnung Solidarschuld erwähnt, scheint mir darauf hinzu- 
weisen, dass der Gesetzgeber bei der Redaktion dieses Artikels 
nur die Korrealschuld, m. a. W. den Fall einer Mehrheit von 
Verpflichtungen auf ein und dieselbe Leistung, nicht aber nur 
auf ein und denselben Gegenstand im Auge hatte. Eine solche 
Vermutung gibt uns noch kein Recht, die reine Solidarschuld 
ohne weiteres von der Bestimmung auszunehmen, aber sie gibt 
uns doch eine Andeutung dafür, dass, sofern sich hiefür ein 
Anhalt bietet, eine angemessenere Auslegung des Gesetzes ge- 
funden werden muss. Dass wirklich die Anwendung des 
Art. 155 auf die solidare Haftpflicht der Genossen dem juristi- 
schen Wesen dieser Haftbarkeit nicht gerecht wird, scheint uns 
gemäss unseren Ausführungen nicht :5weifelhaft zu sein. Da 
sie eine Mehrheit selbständiger Verpflichtungen repräsentiert, 
die unabhängig von einander entstehen und unabhängig von 
einander existieren, so kann auch, konform ihrer rechtlichen 
Natur, die Unterbrechungshandlung gegen eine Verpflichtung 
den Verjährungslauf der übrigen Verpflichtungen nicht unter- 
brechen. Wir haben schon des öfteren darauf hingewiesen, 
dass die Redaktion des 27. Titels keine sorgfältige ist, auch in 
andern Beziehungen hat sich gezeigt, dass die Harmonie mit 
den übrigen Teilen des O. R. fehlt. Wir meinen, dass die in 
Art. 693 normierte Verjährung der persönlichen Haftpflicht der 
Genossen schon deshalb den Bestimmungen des Art. 155 nicht 
unterliegt, weil er ohne Hinweis auf den allgemeinen Teil des 
O. R. im speziellen Abschnitt Genossenschaften in apodiktischer 
Form enthalten ist. Die Wirkung der Unterbrechungshandlung 
gegen den einen Genossen auf die Haftpflicht der übrigen würde 
demnach nicht im Gesetz zu finden sein, sondern sie würde 
sich nur aus dem Rechtsprinzip dieser Haftpflicht ergeben. 
Das Resultat ist somit ein der Bestimmung des Art. 155 ge- 
rade entgegengesetztes, die Rechtshandlung gegen einen Ge- 
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nossen unterbricht nur die Verjährung zu Gunsten dieses, nicht 
aber zu Gunsten der Mitgenossen. Wir werden in unserer 
Ansicht noch unterstützt durch den Hinblick auf Art. 588. 
Allerdings deckt er sich nicht ganz mit der vorliegenden 
Frage, indem er von der Unterbrechung der Verjährung zu 
Gunsten ausgeschiedener oder ausgeschlossener Gesellschafter 
handelt, also eher auf den Fall des Art. 691 zutreffen würde, 
wenn hier die Unterbrechung nicht speciell geregelt wäre. 
Wir könnten aber doch den cit. Artikel in der Weise als Ar- 
gument für uns verwerten, dass wir davon ausgehen : Es könne 
nicht der Wille des Gesetzgebers sein, die Ausnahme in dem 
Fall zu statuieren, bei dem die Anwendung der allgemeinen 
Vorschrift aus rechtlichen wie wirtschaftlichen Gründen sich 
rechtfertigen würde, umgekehrt aber die Ausnahme da nicht 
zu gestatten, wo dieselben Momente sie dringend verlangen. 
Ich meine nämlich, ohne die Wünschbarkeit einer solchen Be- 
stimmung postulieren zu wollen, dass die Anwendung der all- 
gemeinen Vorschriften des Art. 155 auf den Fall des Art. 588 
vom rechtlichen Standpunkt deshalb als gerechtfertigt erschei- 
nen müsste, weil ja die Kollektivgesellschafter in Bezug auf 
ihre Gesamtverpflichtung zueinander im Verhältnis von Correi 
stehen, also ein Hinüberwirken der Unterbrechungshandlung 
gegen einen Gesellschafter auf die Verhaftung der Mitgesell- 
schafter in der Natur der Sache liegen würde, und vom wirt- 
schaftlichen Standpunkt würde sich eine solche Bestimmung 
rechtfertigen, weil bei der Kollektivgesellschaft für den Dritten 
gerade die persönliche Tüchtigkeit und finanzielle Leistungs- 
kraft des einzelnen Gesellschafters in den meisten Fällen für 
die Kreditgabe bestimmend sein wird. Bei der Genossenschaft 
ist, wie dargethan, gerade das Umgekehrte prinzipgemäss und 
auch die wirtschaftlichen Erwägungen sind andere. Hier for- 
dert die Volkswohlfahrt eine rasche Erledigung der aus der 
Haftpflicht resultierenden Prozesse, und deshalb hat das Gesetz 
auch die kurze Verjährungsfrist aufgestellt. Dieser Zweck wird 
vereitelt durch die Anwendung des Art. 155. Wohl deshalb 
treffen auch das deutsche (das frühere wie das geltende) und 
das österr. G. G. ausdrücklich diejenige Bestimmung, die wir 
auch in unserem Gesetz nach richtiger Interpretation zu lesen 
glauben. Sind diese Ausführungen richtig, dann können wir 
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auch von den Erwägungen Kirchhofers bezüglich der Wirkung 
der Schuldanerkennung zu Gunsten der Mitgenossen und von 
der Anwendung des Art. 165 S. O. R. in diesem Zusammen- 
hang absehen. 



IV. Die gemessene Haftpflicht und das 
Umlageverfahren nach S. O. R. 

1. Die gemessene Haftpflicht. 

Die. Frage, welches die vom S. O. R. gestatteten Haftungs- 
arten seien, ist wohl die wichtigste Interpretationsfrage des 
schweizerischen Genossenschaftsrechtes. Ausdrücklich hat das 
Gesetz nur die persönliche Haftpflicht normiert, aber auch in 
Bezug auf diese herrscht schon seit Inkrafttreten des O. R. Streit, 
wie die einschlagenden Artikel auszulegen seien. Die gemeine 
Meinung geht dahin, dass die vom Gesetz aufgestellte Be- 
grenzung zugleich die Bedeutung zwingender Norm hat.^ Die 
Artikel 688 und 689 setzen nicht nur das Höchst- und das 
Mindestmaass der Haftung, innerhalb welchem der Disposition 
des Genossenschaftsftatuts freier Spielraum gelassen ist, fest, 
sondern sie regeln die zwei einzigen Haft- und zugleich zwei 
von Grund aus verschiedene Genossenschaftsarten. In der 
That liegt diese Auffassung nahe. Sie muss sich aus der gram- 
matischen Interpretation des Gesetzestextes ergeben, der Wort- 
laut weist auf diesen Sinn hin. Art. 688 lautet: In den Sta- 
tuten kann jede persönliche Haftbarkeit der einzelnen Genossen- 
schafter für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft ausge- 
schlossen und bestimmt werden, dass dafür nur das Vermögen 
der Genossenschaft haftbar sei. 

Diese Ausschliessung der Haftbarkeit der einzelnen Mit- 
glieder muss durch das Handelsamtsblatt veröffentlicht werden. 



* Schneider und Fick Art. 688 Anm. 2, Jacottet S. 385, Rössel, 
manuel S. 782, Haberstich II S. 621, Kirchhofer S. 43. 
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Unter dieser Voraussetzung können die einzelnen Genossen- 
schafter aus Genossenschaftsschulden nicht belangt werden, — 
und Art. 689: Ist eine Bestimmung, durch welche die persön- 
liche Haftpflicht ausgeschlossen wird, in den Statuten nicht ent- 
halten oder nicht gehörig veröffentlicht worden, so haften sämt- 
liche Mitglieder solidarisch mit ihrem ganzen Vermögen. Diese 
Haftbarkeit ist eine subsidiäre in dem Sinn, dass die Genossen- 
schafter soweit haften, als die Gläubiger in dem Genossen- 
schaftskonkurs zu Verlust gekommen sind. 

Nur von dem gänzlichen Ausschluss jeder persönlichen 
Haftbarkeit auf der einen und von solidarischer Haftpflicht mit 
dem ganzen Vermögen auf der andern Seite ist hier die Rede. 
Will die Genossenschaft die blosse Kapitalhaft statuieren, so 
kann sie dies nur auf Grund einer gehörigen Veröffentlichung 
im H. A. B., unterlässt sie es, so tritt die unbeschränkte Haft- 
barkeit von Gesetzes wegen ein. „Es gibt nur eine Alternative, 
es kann jede persönliche Haft ganz wegbedungen werden, 
(Art. 688 Abs. i) oder es müssen sämtliche Mitglieder solidarisch 
mit ihrem ganzen Vermögen haften . . . Nur von Ausschliessung 
ist hier die Rede, nicht von Einschränkung."* Dieses ist die 
knappe und einleuchtende Argumentation, sofern man die cit. 
Gesetzesbestimmungen überhaupt noch einer solchen bedürftig 
erachtet, aller derer, die die gemeine Meinung vertreten. Was 
ist die Folge dieser Auslegung? 

Eine Bestimmung, welche die gemessene Haftpflicht in das 
Statut aufnimmt, ist null und nichtig, selbst dann, wenn sie im 
H. A. B. gehörig veröffentlicht wurde. Die Genossenschaft wird 
in diesem Fall als solche mit unbeschränkter Haftpflicht be- 
urteilt, die Genossen sind gemäss Art. 689 dem EinzelangriflF 
event. bis zur gänzlichen Erschöpfung ihres eigenen Vermögens 
unterworfen. Die in der Praxis vorkommenden Genossen- 
schaften mit gemessener Haftpflicht könnten vor dem Forum 
des Richters nicht mehr bestehen, ihre Mitglieder würden, trotz- 
dem sie im Vertrauen auf die Wahrheit des Statuteninhalts bei- 
getreten sind, im Falle des Konkurses der Genossenschaft ihren 
meistens entschuldbaren Irrtum vielleicht mit ihrem eigenen 
Ruin zu bezahlen haben. Solche Zustände bilden nicht nur 
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eine Gefahr für den einzelnen, an dem genossenschaftlichen 
Unternehmen Beteiligten, sondern zugleich eine solche des öffent- 
lichen Wohls. Die Möglichkeit der Existenz von Gesellschafts- 
formen, die den Beteiligten eine Last auferlegen, die sie nicht 
gewollt haben, muss das ganze Institut diskreditieren. Gerade 
diejenigen Kreise, für welche die Genossenschaft bestimmt ist, 
werden sich in der Regel über den rechtlichen Wert der im 
Statut aufgestellten Vertragsbedingungen nicht Rechenschaft zu 
geben imstande sein, sondern, wenn sie an der Wohlthat der 
Cooperation teilnehmen wollen, gezwungen sein, die statutari- 
schen Bestimmungen auf Treu und Glauben hinzunehmen. Das 
Gedeihen des Genossenschaftswesens macht es deshalb wünsch- 
bar, dass gerade die Haftpflicht, die für die Beteiligten eine so 
einschneidende Bedeutung gewinnen kann, auf eine sichere 
Grundlage gestellt werde. Entweder sollen, wenn die herr- 
schende Meinung die richtige ist, die Registerführer die Ge- 
nossenschaften, welche die Eintragung nachsuchen, verhalten, 
sich streng nach den Bestimmungen des Gesetzes einzurichten, 
oder aber es muss eine Interpretation des Gesetzes gefunden 
werden, welche den praktischen Bedürfnissen des Lebens an- 
gemessen erscheint. 

Ziehen wir die Entwicklungsgeschichte des 27. Titels, und 
namentlich auch die legislativpolitischen Gesichtspunkte, die den 
Gesetzgeber leiteten, in Betracht, so gelangen wir zu einer 
Auslegung, die der herrschenden Meinung entgegensteht, aber 
dem S. O. R. die Elastizität zuerkennt, die ihm zum Schaden 
der Entwicklung des Genossensshaftswesens abgesprochen wird. 

Laut Botschaft des Bundesrates war es das Bestreben des 
schweizerischen Gesetzgebers, durch Aufstellung einer Reihe 
von Normen dem Bedürfnis der Genossenschaften nach mög- 
lichst freier Bewegung in ihrer rechtlichen Gestaltung gerecht 
zu werden. Unter die gesetzlichen Bestimmungen, welche 
diesem Motiv entspringen, gehört die Aufstellung der doppelten 
Haftart. Man erachtete, wie aus den Äusserungen der gesetz- 
gebenden Behörden hervorgeht, dieselbe als einen Fortschritt 
gegenüber dem damaligen Stand der Gesetzgebung. Warum, 
können wir nun fragen, hat der Gesetzgeber, wenn er sich 
wirklich auf diesen Standpunkt stellte, nur die beiden extremen 
Formen der Haftpflicht normiert? Das Bedürfnis nach den ver- 
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bindenden Zwischenstufen war ja schon damals vorhanden und 
war sowohl in einzelnen ausländischen Gesetzgebungen als auch 
in der Schweiz in praktischen Fällen zur Anerkennung gelangt. 
In den vorhandenen Quellen (Kommissionsberichte, Protokolle 
der Räte u. s. w.), herrscht über diesen Punkt Schweigen. Es 
ist um so auffallender, als bereits der Entwurf Munziger die 
gemessene Haftpflicht in das Gesetz aufnehmen wollte. Man 
liess seinen Vorschlag in den spätem Entwürfen einfach fallen 
und setzte, ohne die Begründung für nötig zu erachten, an seine 
Stelle den Wortlaut des geltenden Gesetzes. Wir finden von 
da an merkwürdigerweise die gemessene Haftpflicht nicht mehr 
erwähnt. 

Die herrschende Ansicht geht nun dahin, dass gerade aus 
der Streichung des Munzingerschen Antrags erhelle, dass der 
Gesetzgeber neben den im Gesetz normierten Haftarten jede 
weitere Haftform ausschliessen wollte. Diese Auffassung ist 
naheliegend^ aber sie hat doch nur den Charakter blosser Ver- 
mutung, die jeder tiefern Begründung entbehrt. Man beschränkt 
sich auf die Behauptung, dass nach Gesetzen der Logik die 
Nichtberücksichtigung des Munzingerschen Vorschlags als Be- 
weis der herrschenden Ansicht gelten müsse. Diese forma- 
listische Beweisführung kann uns nicht genügen. Wir glauben, 
um eine befriedigende Erklärung der in Frage stehenden That- 
sache zu finden, auch hier wieder auf die Entstehungsgeschichte 
des Titels 26 zurückgreifen zu müssen. Diese legt uns die An- 
schauungnahe, dass der seh weizersche Gesetzgeber die gemessene 
Haftpflicht überhaupt nicht in Betracht gezogen hat. Seine Auf- 
merksamkeit wurde gefesselt durch die beiden Haftpflichtarten, 
welche in den von ihm hauptsächlich zu Rate gezogenen Ge- 
setzgebungen enthalten waren, durch die unbeschränkte Haft- 
pflicht des deutschen Gesetzes und durch die blosse Kapitalhaft 
des englischen Gesetzes. Dieser Gegensatz repräsentierte zu- 
gleich, äusserlich wenigstens und nach der herrschenden Mei- 
nung, den Gegensatz zwischen Personal- und Kapitalgenossen- 
schaft und es spitzte sich denn auch der Kampf um die Haft- 
pflicht vom rechthchen Gesichtspunkt vielfach dahin zu, ob die 
Genossenschaft Kapitalverein sein könne. Nicht um die ge- 
messene Haftpflicht drehte sich zu jener Zeit der Streit haupt- 
sächlich, sondern um die allgemeine Frage, ob eine Entlastung 
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der Genossen von der unbeschränkten Haftpflicht mit dem In- 
teresse der Genossenschaften und des Publikums vereinbar sei^ 
und dabei hatte man vor allen Dingen die Kapitalhaft im Auge. 
Die Einführung der letztern musste, namentlich im Hinblick auf 
den Stand der deutschen Gesetzgebung, als gewaltige Kon- 
zession erscheinen. Der schweizerische Gesetzgeber glaubte 
sie gewähren zu dürfen, da das Beispiel Englands ein so glän- 
zendes Vorbild bot. Das deutsche und das englische Gesetz 
hatte er bei Abfassung des O. R. im Auge und deshalb hat er 
nur die beiden Grenzformen der Haftpflicht aufgestellt. Die 
Zwischenform der gemessenen Haftpflicht hat er nicht oder 
doch nicht ernstlich in Betracht gezogen. Was folgt daraus? 

Gerade das Gegenteil von dem, was die herrschende Mei- 
nung behauptet. 

Das lässt sich nicht bestreiten, dass der Gesetzgeber nur 
die beiden im Gesetz enthaltenen Haftarten normieren wollte, 
dass er nicht, wie dies von den Vertretern derjenigen Ansicht, 
die der Genossenschaft vollkommene Freiheit vindizieren will, 
ausgeführt wird, absichtlich nur die beiden äussersten Haft- 
grenzen aufstellte, um damit die Mittelformen ipso jure einzu- 
schliessen. Dawider sprechen die grammatische Interpretation 
und, wie auch Rössel richtig hervorhebt, die Geschichte des 
Bundesgesetzes : „Du reste Thistorique de la redaction du code 
federal et le texte positif des dispositions legales ne permettent 
pas d'arriver ä un autre resultät, bien que dans la pratique les 
associations avec responsabilite partielle se rencontrent par-ci 
par-lä." ^ Wenn aber Rössel fortfährt: „En consequence si une 
clause d'exoneration partielle figurant dans les Statuts avait ete 
publice dans la feuille officielle du commerce eile ne serait 
nuUement opposable aux tiers et les associes seraient tenus des 
engagements sociaux dans la mesure fixee par Tarticle 689," 
so halten wir dieser, von der gemeinen Meinung gezogenen 
Schlussfolgerung folgenden Gecjankengang entgegen. Der Ge- 
setzgeber hat allerdings zwei Haftformen aufgestellt, aber aus 
dieser Thatsache ist noch nicht zu schliessen, dass es geschah 
mit dem Willen," daneben keine andere Art der Haftpflicht zu 
dulden. Wir meinen vielmehr in der historischen Entwicklung 
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des Bundesgesetzes Anhaltspunkte dafür zu finden, dass er die 
Übergangsform der gemessenen Haftpflicht für die gesetzliche 
Normierung überhaupt nicht in Erwägung zog, dass ihm also 
der animus excludendi fehlte. Wenn nun aber die freiere Ge- 
staltung als Notwendigkeit empfunden wird, und sie logisch 
mit den Bestimmungen des Gesetzes vereinbar ist, so können 
doch ihrer Anerkennung die Bedenken einer engherzigen gram- 
matischen Interpretation nicht entgegenstehen. 

„Das Recht ist um des Lebens willen da und es muss, wo 
nicht ein klarer Ausfpruch entgegensteht, so verstanden werden, 
wie die Bedürfnisse des Lebens es fordern." ^ Dieser treffliche 
Ausfpruch Goldschmidts kann auch auf die Genossenschaft An- 
wendung finden. Dass die gemessene Haftpflicht wirklich zu 
einem wachsenden Bedürfnis geworden ist, das kann angesichts 
der Kämpfe, welche sich im Ausland um sie entsponnen und 
der Anerkennung, welche sie namentlich in jüngster Zeit im 
deutschen Gesetz trotz langen und harten Widerstrebens von 
Seiten der Genossenschaften selbst schliesslich gefunden, nicht 
mehr bezweifelt werden. Die wirtschaftlichen und rechtlichen 
Bedenken, welche sich an sie knüpften, sind durch die Er- 
fahrungen der Praxis widerlegt worden, namentlich dürfte die 
Behauptung, dass nur die eine oder andere der Haftarten prin- 
zipgemäss sei, nicht mehr aufrecht erhalten werden. „Das na- 
türliche Prinzip", bemerkt Goldschmidt,^ wgeht nur dahin, un- 
beschränkte Verantwortlichkeit, soweit Möglichkeit eigenen Han- 
delns oder eigener ausreichender Aufsicht reicht. Ist dagegen 
beides durch die Umstände ausgeschlossen, so erscheint es 
weder als unnatürlich, noch als unsittlich, dass für die Hand- 
lungen Dritter eine nur beschränkte Haftbarkeit übernommen 
werde .... Das Gesetz der Ökonomie gilt auch für die Haft- 
barkeit. Beschränkten Zwecken haben nur beschränkte Mittel 
(wirtschaftliche und juristische) zu entsprechen. Weshalb soll 
nicht wie bei den Aktienvereinen der grössere und grösste Ka- 
pitalist so bei den Genossenschaften der kleinere und kleinste 
sagen können: Ich will für diesen begrenzten Zweck der Be- 



* Goldschmidt, Bürgschaft und Teilzahlung in Iherings Zeitschrift Bd. 
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Schaffung billigeren und besseren Rohmaterials, billigern und 
besseren Brotes, leichteren Kredites, so und soviel von meinem 
Vermögen einsetzen. Schaue jeder zu, ob er darauf hin kre- 
ditiert. 

Es wird der Kredit solcher Genossenschaften möglicher- 
weise ein sehr kleiner sein ; allein sie wollen vielleicht nur einen 
sehr kleinen Kredit haben und werden möglicherweise auch 
nur einen sehr kleinen Kredit brauchen." 

Dass auch bei den schweizerischen Genossenschaften die 
gemessene Haftpflicht sich Eingang zu verschaffen sucht und 
trotz der m. E. unglücklichen Bestimmungen des S. O. R. von 
einer Anzahl Genossenschaften angenommen wurde, ist schort 
gezeigt worden. Ihre Zahl scheint in neuerer Zeit eher ab-- 
denn zuzunehmen. Der Grund liegt, wie aus einzelnen Ge- 
schäftsberichten von Genossenschaften hervorgeht, darin, dass 
man es vorzieht, sich der herrschenden Meinung zu unter- 
werfen und den ungewissen Rechtszustand mit dem gewissen 
zu vertauschen. Damit aber, dass die Genossenschaften mit 
den vorhandenen Formen auskommen können, darf man sich 
nicht beruhigen. In Deutschland, wo bis zum Inkrafttreten des 
geltenden Gesetzes nur eine Haftart gesetzlich zugelassen war 
und ebenso in England, welches bis zur Stunde nur die Kapi* 
talhaft anerkennt, ist gleichwohl das Genossenschaftswesen zu 
hoher Blüte gelangt. Es entwickelte sich mit der unwider- 
stehlichen innern Kraft, welche stets einer gesunden Idee inne- 
wohnt. Wenn aber diese Idee selber nach grösserer Freiheit 
ihrer Bethätigung ruft, so sollen wir ihr mit allen Mitteln ent«- 
gegenkommen und, sofern alle Umstände, wie dies hier zweifel- 
los der Fall ist, ein solches Verhalten rechtfertigen, in der 
Interpretation des Gesetzes eher weit- als engherzig sein. 

Wir dürfen dies um so eher, als auch nicht einzusehen ist, 
welche rechtlichen Bedenken der von uns vertretenen Interpretation 
entgegenstehen könnten. Haberstich ^ und Kirchhofer^ sind der 
Meinung, ein solches Zwischending würde Verwirrung und Rechts- 
unsicherheit erzeugen. Ich frage wieso? Die Voraussetzung 



* Haberstich IL S. 621. 

* Kirchhofer S. 42. 
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für die Gültigkeit einer statutarischen Bestimmung, welche die 
gemessene Haftpflicht festsetzt, ist ihre gehörige Veröffentlichung 
im H.-Reg. Dies ist bei einer teilweisen Ausfchliessung der 
persönlichen Haftpflicht ebenso erforderlich, wie bei der Konsti- 
tuierung der blossen Kapitalhaft. Die Veröffentlichung ist nicht 
nur bei der gänzlichen, sondern bei jeder Reduktion der direkten 
Personalhaft notwendig. Bei dieser Voraussetzung hat die Be- 
fürchtung der Verwirrung und Rechtsunsicherheit keinen Grund. 
Wenn auch die im H.-Reg. angeführten Fälle der gemessenen 
Haftpflicht in Bezug auf ihre juristische Konstruktion oft zweifel- 
haft sind und namentlich die von den Statuten verwendeten 
Bezeichnungen das juristische Wesen häufig nicht treffen, so 
thut diese Thatsache doch ihrem praktischen Wert keinen Ein- 
trag, denn das ist stets ersichtlich, zu welcher Leistung der 
Genosse verpflichtet ist und wie sie geltend zu machen sei. 
Übrigens ist es auch Aufgabe des Registerführers, unklaren 
Bestimmungen der Statuten, durch welche Rechtsverwirrung 
entstehen könnte, die Eintragung zu verweigern und sie zu 
besserer Fassung zurückzuweisen. 

Es lässt sich nicht bestreiten, dass die vom S. O. R. auf- 
gestellten Haftformen in jedem Fall eine klar erkennbare Kredit- 
grundlage bilden. Wenn ich von einer Genossenschaft sage, 
ihre Mitglieder haften unbeschränkt oder gar nicht, so weiss 
jedermann ohne weiteres, auf welche Basis er seine Kreditge- 
währung zu stellen hat, wenn ich aber sage, die Genossen 
haften über ihre Kapitaleinlage hinaus bis zu einem zum vor- 
aus bestimmten Betrag, so weiss zwar der Dritte, dass er bei 
einem Ausfall im Konkurs den einzelnen Genossen persönlich 
in Angriff nehmen kann, die Kenntnis des Umfanges seines 
Rechtes kann er sich doch erst durch die Einsicht in das Statut 
oder in das Hand. -Reg. verschaffen. Diese Mühe darf und 
muss jedem Geschäftsmann zugemutet werden^ so gut wie in 
manch anderer Hinsicht. Durch die Festsetzung in den Statuten 
und die Publikation der Haftpflicht wird demnach die Rechts- 
sicherheit genügend gewahrt. 

Ist diese Feststellung richtig, so sehe ich nicht ein, welche 
Bedenken einer statutarischen Bestimmung entgegenstehen kön- 
nen, die dem Dritten keinen Nachteil, sondern nur Vorteil 
bringen und den Genossen eine selbstgewoUte und zudem eine 
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geringere als die gesetzlich erlaubte Last auferlegen. Wir dür- 
fen die gemessene Haftpflicht nicht als eine Verminderung 
der unbeschränkten betrachten, was dann der Fall wäre, wenn 
man ihre Veröffentlichung nicht fordern wollte, sie ist vielmehr 
eine Verstärkung des vom Gesetz erlaubten Mindestmaasses von 
Garantie. Alle Gesetzgebungen gestatten dem Schuldner, seinen 
Gläubiger durch Pfand- oder Bürgschaftsstellung zu sichern. 
Welchen Sinn hätte es, der Genossenschaft diese Sicherheits- 
stellung zu untersagen? Anders freilich würde es sich verhalten, 
wenn das Gesetz die Genossenschaft mit Kapitalhaft besonders 
organisiert, oder sie zum Schutze Dritter wenigstens mit beson- 
deren Kautelen umgeben hätte. Solche Specialbestimmungen 
sind aber natürlich nicht ausdehnungsfähig. Neben den beiden 
vom Gesetz normierten Gesellschaftsarten hätte eine dritte, die 
Genossenschaft mit gemessener Haftpflicht, keinen Raum mehr. 
Das S. O. R. hat jedoch von einer gesonderten Regelung der 
beiden Gesellschaftsarten abgesehen. Es unterwirft die Ge- 
nossenschaft mit unbeschränkter persönlicher Haftbarkeit und 
diejenige mit blosser Kapitalhaft denselben Normen. Beide 
sind infolgedessen juristisch gleichwertig, der Unterschied be- 
steht nur darin, dass eben bei der einen die das juristische 
Wesen der Genossenschaft nicht alterierende persönliche Haft- 
pflicht hinzutritt. Deshalb hat aber auch unter den Bestimmun- 
gen des 27. Titels des S. O. R. jede andere Genossenschaft 
Raum, gleichgiltig welche Haftpflicht sie sich zueigne, wenn sie 
sich nur in ihren organisatorischen Bestimmungen dem Gesetz 
anpasst. 

Auf Grund der vorstehenden Ausführung kommen wir so- 
mit zu dem Resultat, dass die gemessene Haftpflicht mit den 
Bestimmungen des S, O, R. vereinbar ist. Weder stehen wirt- 
schaftliche noch juristische Gründe ihrer Anerkennung entgegen, 
Sinn und Geist des Gesetzes weisen auf ihreZulässigkeit hin. Die in 
der Praxis vorhandenen Fälle der gemessenen Haftpflicht müs- 
sen deshalb eventuell auch vom Richter berücksichtigt werden, 
sofern sie nur durch das Statut normiert und gehörig veröffent- 
licht worden sind und ebenso sind Genossenschaften mit ge- 
messener Haftpflicht in das Hand. -Reg. einzutragen. 
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2. Das Umlageverfahren. 

Das S. O. R. hat von der Aufnahme eines gesetzlich ge- 
ordneten Umlageverfahrens abgesehen, trotzdem ein solches in 
dem vom schweizerischen Gesetzgeber zu Rate gezogenen 
deutschen und österreichischen Gesetz enthalten ist. Auch für 
diese Thatsache finden wir nirgends eine Begründung. Sie 
mag vielleicht darin zu suchen sein, dass das Konkursrecht zu 
jener Zeit in der Schweiz noch nicht einheitlich geregelt war. 
Ohne einheitliches Konkursgesetz ist die Gestaltung des Um- 
lageverfahrens kaum denkbar, denn dieses bildet bei angemes- 
sener Normierung notwendig einen Bestandteil des Konkurses 
selbst. 

Die Bund.-Verf. v. 1874 S^^ ^^ Art. 64 dem Bund bereits 
das Gesetzgebungsrecht über das Betreibungs- und Konkurs- 
wesen. Es hätte also in der Kompetenz des Gesetzgebers des 
S. O. R. gelegen, zur Aufstellung eines geeigneten Umlagever- 
fahrens die notwendigen konkursrechtlichen Vorschriften aufzu- 
stellen, ohne deshalb befürchten zu müssen, in die kantonale 
Gesetzgebungsgewalt verfassungswidrig überzugreifen. Ein sol- 
ches gesetzgeberisches Vorgehen war aus doppeltem Grunde 
nicht zu empfehlen. Die partielle Vorausnahme der einheitlichen 
Regelung des Konkursrechtes, das doch in absehbarer Zeit der 
Neugestaltung durch das Bundesrecht unterliegen musste, hätte 
nur einen Rechtszustand geschaffen, der mit der Einführung des 
eidgenössischen Konkursgesetzes wieder derogiert oder zum 
mindesten modifiziert worden wäre. Anderseits wäre es kaum 
möglich gewesen, bei der Vielgestaltigkeit der gleichzeitig be- 
stehenden kantonalen Konkursgesetze eine klare Sachlage zu 
schaffen, namentlich wären Reibungen im Gebiete des Verfah- 
rens nicht zu vermeiden gewesen. Statt der durch die Einheit 
erstrebten Rechtssicherheit wäre voraussichtlich nur Rechts- 
unsicherheit entstanden. 

Ein Vorbild für ein Umlage verfahren, das auch mit dem 
zur Zeit der Beratung des O. R. herrschenden Rechtszustand 
wohl vereinbar gewesen wäre, bot das damals geltende deutsche 
Gesetz. Durch die Adoption desselben oder die Schaffung eines 
ähnlichen Verfahrens hätte man die Aufstellung konkursrecht- 
licher Bestimmungen umgehen können, da die Umlage des cit. 
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Gesetzes nicht ein Bestandteil des Konkurses, sondern dem 
Vorstand der Genossenschaft unabhängig vom Konkursverwal- 
ter, wenn auch unter Aufsicht des Konkursgerichts, übertragen 
war, es hätte somit unter den materiellrechtlichen Bestimmungen 
des O. R. Platz finden können. Dieses Verfahren hat sich 
jedoch in der Praxis nicht bewährt und es ist deshalb nicht 
zu beklagen, dass der schweizerische Gesetzgeber von der 
Aufnahme desselben in das Bundesgesetz abgesehen hat. 

Es ist ohne weiteres klar, dass weder der Vorstand noch 
der Konkursverwalter zur Deckung des Betriebsdefizites von 
sich aus ein Umlageverfahren vornehmen darf. Dass seine 
Anordnung bei der Genossenschaft mit blosser Kapitalhaft un- 
zulässig ist, bedarf keines Beweises, denn sie würde dem Ge- 
nossen eine Mehrleistung über die statutarisch festgesetzte 
Beitragspflicht auferlegen. Der Konkursverwalter kann hier 
die Mitglieder nur so weit zu Einzahlungen verhalten, als sie 
mit ihren Kapitaleinlagen im Rückstande sind, darüber hinaus 
darf er sie zu keinen Leistungen in Anspruch nehmen. Aber 
auch dann, wenn die subsidiäre SoUdarhaft der Genossen kon- 
stituiert wurde, ist die Ansetzung eines Umlageverfahrens un- 
statthaft. Dem Konkursverwalter fehlt jeder Rechtstitel zur 
Einziehung von Nachschüssen. Diese kann nur geschehen auf 
Grund eines gesetzlich oder vertraglich erworbenen Forderungs- 
rechtes der Genossenschaft gegenüber den Genossen. Ein sol- 
cher Rechtsanspruch auf Deckung des Ausfalls besteht nach dem 
S. O. R. nicht. 

Das Bedürfnis der Einführung der Nachschusspflicht hat 
sich auch bei den schweizerischen Genossenschaften geltend 
gemacht. Eine Reihe derselben haben sie freiwillig eingeführt. 
Auch sie muss als erlaubte Verstärkung des vom Gesetz 
gestatteten Mindestmaasses von Garantie betrachtet werden. 
Die Nachschusspflicht ist eine rein innere Angelegenheit 
der Genossenschaft, deren Regelung dem Genossenschafts- 
vertrag unterliegt. Juristisch ist sie eine Verbindlichkeit 
der Genossen gegenüber der Genossenschaft, deren Geltend- 
machung bedingt ist durch die Eröffnung des Konkurses. 
Daraus geht hervor, dass sie der Konkursverwalter wie 
jede andere Forderung der Genossenschaft zu liquidieren hat. 
Im Zweifel ist er zur Einziehung der Nachschüsse nicht an das 
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Umlageverfahren gebunden, sondern er kann jeden Genossen 
auf Zahlung des Nachschussbetrages, zu welchem sich dieser 
verpflichtet hat, also event. auch unbeschränkt bis zur Deckung 
des Ausfalles in Anspruch nehmen. Die Ausgleichung geschieht 
im Wege des Regresses. Dagegen steht es der Genossenschaft 
frei, durch statutarische Bestimmung die Einziehung an ein 
Umlageverfahren zu binden. In diesem Fall muss sich der 
Konkursverwalter an die Vorschriften des Statuts halten. In 
seinen Anordnungen hat er sich leiten zu lassen von den Ge- 
sichtspunkten, die sich aus der ihm vom Gesetz zugewiesenen 
doppelten Stellung eines Vertreters der Interessen des Gemein- 
schuldners und der Gläubiger ergeben, m. a. W. das Verfahren 
soll eine rasche Erledigung herbeiführen und zugleich für die 
Genossen eine möglichst geringe Belästigung sein. Er wird 
einen Verteilungsplan aufstellen und in diesem die Beiträge der 
Einzelnen festsetzen und durch Zusätze die Einziehung so oft 
wiederholen, bis der Ausfall gedeckt ist. 

Dass das Umlageverfahren in praxi oft auf Schwierigkeiten 
stossen und vielleicht trotz Umsicht und Energie des Konkurs- 
verwalters langsamer zur Befriedigung der Gläubiger führen 
wird, als der strenge Einzelangriff, ist natürlich. Trotzdem 
ist es aus rechtlichen wie wirtschaftlichen Gründen vorzu- 
ziehen. 

Rechtlich ist das Umlageverfahren eine dem beneficium 
divisionis analoge Erscheinung, es entspringt derselben legislativ- 
politischen Tendenz, welche auch den römischen Gesetzgeber 
zum Erlass der Nov» 99 bewogen hat, nämlich die Milderung 
der Härten des Einzelangriffs gegen die Schuldner aus einer 
von Mehrern in solidum zu tragenden Verpflichtung. Auch in 
seiner praktischen Geltendmachung finden wir eine frappante 
Ähnlichkeit mit dem bereits in Nov. 99 aufgestellten Verfahren. 
Hier sehen wir eine Erscheinung des römischen in dem modern- 
sten Recht aus eigenem Antrieb sich wiederholen, dasselbe Be- 
dürfnis ruft genau dieselben Rechtsvorkehren hervor. Juristisch 
wird durch die Umlage dieselbe Forderung geltend gemacht, 
wie im Einzelangriff, nur ist das Verfahren verändert. An 
Stelle des Gläubigers tritt das vom Gesetz resp. vom Statut 
ernannte Organ, das statt des einzelnen alle Verpflichteten zu- 
gleich angreift, aber statt auf den ganzen nur auf den auf einen 
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Jeden entfallenden verhältnismässigen Betrag. Rechtlich liegt 
also in der Umlage eine Vereinfachung und Konzentration 
des Verfahrens des Gläubigers gegen den zahlungspflichtigen 
Schuldner. 

Wirtschaftlich bietet das Umlageverfahren wesentliche Vor- 
teile sowohl dem Gläubiger wie dem Schuldner. Dem ersteren 
erspart es die zeitraubende und kostspielige selbständige Bei* 
treibung der Beträge bei den einzelnen Genossen, dem letzteren 
den leicht zu seinem ökonomischen Verderb führenden Einzel- 
angriff. Dieser wurde, wie schon von Goldschmidt und Schulze- 
Deutsch^ und auch in den Verhandlungen zu dem D. G. G. 
wiederholt betont wurde, stets als grosse Härte und als eine 
Ungerechtigkeit empfunden. Neben den Rücksichten auf das 
öffentliche Wohl sind es aber auch Forderungen der Billigkeit, 
welche zum mindesten füf eine Milderung des Einzelangriffs 
sprechen. Wie Schulze an a. a. O. ausführt, steht er nicht im 
Einklänge mit den Voraussetzungen, von denen die Parteien 
bei Abschluss der Geschäfte ausgehen. „Niemals würden die Ge- 
nossenschafter auf solche' Schuldverpflichtungen, welche ledig- 
lich nach dem Bedürfnis und der Leistungsfähigkeit der Ge- 
samtheit, aber nicht nach denen der einzelnen bemessen sind, 
eingegangen sein und andererseits haben die Gläubiger eben- 
falls nur mit Rücksicht auf die Gesamtheit der Genossenschaft 
Kredit bewilligt." Hier hat das Umlageverfahren einzutreten, 
denn nur in ihm liegt die wahre Gesamthaft. Sie lässt alle 
haftpflichtigen Genossen gleichzeitig für den Ausfall eintreten 
und verhindert, dass sich ein Genosse für seine Mitgenossen 
aufopfere. 

Der in Anspruch genommene Genosse wird, sofern der 
Ausfall des Gläubigers beträchtlich ist, seine Existenz gefährdet 
und oft auch gänzlich zerstört sehen, denn der Gläubiger wird 
ihn nicht nur auf einen Teil des Ausfalls betreiben, sondern so 
weit, bis er vollständig gedeckt ist, also envent. bis zur völligen 
Erschöpfung des Vermögens des betriebenen Genossen. Dieser 
hat zwar einen Regress gegen seine Mitgenossen, aber er ver- 
mag ihn nicht schadlos zu halten für die im Einzelangriff er- 



^ Goldschmidt, Die Haftpflicht und das Umlageverfahren S. 12 f, 
Schulze-D elitzsch, Material S. 40. 
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litten en Nachteile. Welche Schwierigkeiten in der Berechnung, 
welche Unzahl von Einreden und Prozessen mit dem Regress 
verbunden sind, bedarf keiner Ausführung Erfahrungen, die 
man im Ausland, namentlich in Deutschland mit der unbe- 
schränkten direkten Haftpflicht der Genossen machte, zeigen die 
Gefahr, welche sie nicht nur für den einzelnen, sondern für die 
weitesten Kreise der Beteiligten in sich birgt. Wir wollen uns 
diese Erfahrungen auch in der Schweiz zu eigen machen, denn, 
wenn es bei uns an solchen bisher noch fehlt, so ist es doch 
nicht ausgeschlossen, dass solche Ereignisse eintreten und uns 
die Unzulänglichkeit der Bestimmungen des S. O. R. vor Augen 
stellen. An den Genossenschaften liegt es, hier vorzubeugen 
und so lange das Gesetz ihnen keinen Schutz verleiht, sich 
durch freiwillige Einführung des Umlageverfahrens vor Nach- 
teil und schlimmen Erfahrungen zu wahren. 



Die praktischen Resultate, welche sich aus den Ausfüh- 
rungen dieses Abschnittes für eine Neugestaltung des S. O. R. 
ergeben, sind die folgenden : 

1. 

Das künftige Gesetz hat die Frage der Haftpflicht der Ge- 
nossen von Grund aus neu zu ordnen. Wir stellen das Postulat 
auf, es sei den Genossenschaften in dieser Beziehung weitgehen- 
der Spielraum zu lassen und zwar entweder in der Weise, dass, 
ähnlich wie im deutschen Gesetz, mit jeder Haftform zugleich 
die Regelung einer selbständigen Genossenschaftsart verbunden, 
oder aber so, dass die Wahl der Haftform schlechthin freige- 
geben würde, immerhin unter Aufstellung der zum Schutze der 
mit der Genossenschaft in Verkehr tretender Dritter notwen- 
digen Kautelen. Das zweite System würde der grossen Ver- 
schiedenartigkeit der schweizerischen Verhältnisse, die nicht 
eine willkürliche ist, sondern in der historischen Entwicklung 
des Genossenschaftswesens oder in der tiefgehenden Verschie- 
denheit der Wirtschaftsbedingungen begründet ist, eher gerecht 
werden. 
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2. 

Neben der unbeschränkten und der blossen Kapitalhaft ist 
die gemessene Haftpflicht zuzulassen. Aufgabe des Gesetz- 
gebers wird es sein, dieser Thatsache in präziser Formulierung 
Ausdruck zu geben, so, dass für die Genossenschaften dieses 
Recht nicht zweifelhaft sein kann. 

3. 

Wir halten es auf Grund unserer Untersuchung für wün- 
schenswert, dass bei einer künftigen Revision des S. O. R. ein 
gesetzliches, im Konkurs vom Konkursverwalter geltend zu 
machendes Umlageverfahren eingeführt werde, und zwar so, 
dass es in jedem Fall vorzunehmen wäre ohne Rücksicht auf 
die sonstige Haftpflicht in der Genossenschaft, es sei denn, dass 
sie sich mit blosser Kapitalhaft konstituiert habe. Der Genossen- 
schaft muss es vorbehalten werden, auch die Nachschusspflicht 
auf einen zum voraus bestimmten Betrag zu beschränken. 

4. 

Als gesetzliche Haftpflicht ist von der künftigen Revision 
nicht die unbeschränkte Haftbarkeit der Genossen, sondern die 
in einem Umlageverfahren geltend zu machende unbeschränkte 
Nachschusspflicht aufzustellen. 

Der Ordnung des Umlageverfahrens stehen heute, nachdem 
das Konkursrecht für die ganze Schweiz einheitlich geregelt ist, 
keine Schwierigkeiten mehr entgegen. Seine Normierung kann 
so geschehen, dass sie entweder dem Oblig.-Recht oder dem 
Konkursgesetz übertragen wird. Jedenfalls wäre es nicht zu 
empfehlen, das Umlageverfahren gesetzgeberisch zu trennen, 
und seine Regelung dem einen oder andern Gesetz zu über- 
weisen, je nach seiner materiellen oder konkursprozessualen 
Seite. Ein nachahmenswertes Vorbild für die Gestaltung des 
Umlageverfahrens, immerhin unter Vorbehalt der für das schwei- 
zerische Gesetz notwendigen Abweichungen, findet sich für uns 
in der vom deutschen Gesetz aufgestellten Normierung. 
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